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EDITORIAL/102: Uneingewilligt (SB)
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Uneingewilligt


Soldat Soldat in grauer Norm

Soldat Soldat in Uniform

Soldat Soldat, ihr seid so viel

Soldat Soldat, das ist kein Spiel

Soldat Soldat, ich finde nicht

Soldat Soldat, dein Angesicht

Soldaten sehn sich alle gleich

Lebendig und als Leich *

Vor 38 Jahren war es der Liedermacher Wolf Biermann, der seinem
Publikum diese Binsenwahrheit gesellschaftlicher Normalität
mitzuteilen sich in der Pflicht sah, um sie ihm mit diesem Liedertext
zu veranschaulichen.

Das Verwertungsinteresse und die Verfügungsgewalt drohen sich aktuell
indessen mit der Debatte um die sogenannte "Widerspruchslösung" in der
Frage der Organtransplantation noch tiefer in den physiologischen
Gebrauch und den anatomischen Nutzen essentieller Körperlichkeit
hineinbohren zu wollen und mit geradezu kannibalistischer Konsequenz
die soziale Gegenseitigkeit des Menschen durch das schiere und
multifunktionale Verschlingen zu bereichern.

Es ist mehr als naheliegend, daß die Grundlegung gesellschaftlicher
Widersprüchlichkeit und das überlebenstechnische Streben, zu Lasten
der eigenen Art zu existieren, lediglich eine Folge haben wird. Diesem
Tier Mensch eben kann doch nur entfaltungsgetrieben sowie
evolutionsgestützt das Verwerten und Zerfleischen als die höchste
Spitze der eigenen Entwicklung gelingen.

Das Ende zumindest einer solchen vampirparasitären Höchstentwicklung
wird, sicher wie vieles andere auch, verurteilt bleiben, am Rachen der
Vergeblichkeit im Schlunde kosmischer Bedeutungslosigkeit zu
versinken.

Ihre Schattenblick-Redaktion




* Wolf Biermann, "Soldat, Soldat",1980,

https://www.songtexte.com/songtext/wolf-biermann/soldat-soldat-63fa2647.html


7. September 2018
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ATOM/173: Halbwertzeit - gezielt halbherzig ... (BBU)


Bundesverband Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU) - 10. September 2018

Landeskonferenz der Anti-Atomkraft-Initiativen in NRW

NRW-Anti-Atomkraft-Initiativen besorgt über atomare Risiken und
Castortransporte in NRW



"Wann handelt aus NRW-stammende Bundesumweltministerin Schulze
endlich?"



Vergangenen Samstag (8.9.) kamen Atomkraftgegner_innen aus NRW sowie
VertreterInnen der bundesweiten Organisation .ausgestrahlt und des
Bundesverbandes Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU) zur
Anti-Atom-Landeskonferenz in Jülich zusammen. Sie tauschten sich über die
Probleme und Entwicklungen an den verschiedenen Standorten von Atomanlagen
in NRW und Atomanlagen in unmittelbarer Grenznähe aus und berieten über
Protestaktionen. Konkret rufen die Atomkraftgegner_innen am kommenden
Donnerstag, 13.9. zu einer Mahnwache vor der Düsseldorfer Staatskanzlei
auf, um auf die aktuellen Probleme in der Kohle- und Atompolitik aufmerksam
zu machen.

An allen Standorten wurde deutlich, dass die aus Münster stammende
Bundesumweltministerin Svenja Schulze (SPD) sich zu wenig die
atompolitischen Probleme kümmert. So sind für Ahaus im Münsterland ab
Herbst 2019 Castortransporte aus Garching und Jülich angekündigt. Mehrere
Briefe der Bürgerinitiative aus Ahaus an die Umweltministerin wurden von
der Staatssekretärin unter anderem mit den Worten "Frau
Bundesumweltministerin nimmt die Sorgen der in der Region lebenden Menschen
sehr ernst" abgespeist. Svenja Schulze fordert eine schnellstmögliche
Räumung des ungenehmigten Jülicher Zwischenlagers - ohne sich langfristige
Gedanken über die Sicherheit in Ahaus oder die ungelöste Konditionierung
des hochproblematischen Atommülls zu machen. Die Umweltministerin nimmt
sogar bei der Bearbeitung des Atommülls in einer US-Militäranlage die
Freisetzung des radioaktiven Graphits als CO2 in die Umwelt in Kauf. In
Ahaus findet am 16.9. um 14 Uhr in der Innenstadt eine Kundgebung der
Bürgerinitiative statt.

Mit Blick auf die Aachener Region wird kritisiert, dass Svenja Schulze nun
jeglichen Widerstand gegen die gefährlichen belgischen Riss-Reaktoren und
deren Belieferung aus den Uranfabriken Gronau und Lingen aufgegeben hat,
indem Sie einer befangenen Reaktorsicherheitskommission (RSK) vertraut, die
die Bedeutung der gefunden Risse kleinredet, obwohl sie sich nur auf
belgische Daten verlässt.

Gleichzeitig tauschten sich die Atomkraftgegner_innen besorgt darüber aus,
dass am Karlsruher Institut für Technik (KIT) ganz offensichtlich an neuen
Reaktortypen geforscht wird. Ein Karlsruher Forscher ist am 30. Oktober bei
der Thorium-Tagung in Brüssel als Redner angekündigt. Solche Forschung
konterkariert einen Atomausstieg nach Ansicht der Landeskonferenz genauso
wie der unbefristete Weiterbetrieb der Uranfabriken in Gronau und Lingen.
Lediglich zur Gronauer Urananreicherungsanlage äußerte sich Frau Schulze
gegenüber den Initiativen etwas ausführlicher, was offenbar daran liegt,
dass Gronauer Uranoxid nun in Besitz der britischen Urananreicherungsanlage
übergegangen ist und damit nicht mehr in ihrem Zuständigkeitsbereich liegt.

Die NRW-Landeskonferenz der Anti-Atomkraft-Initiativen fordert die
Bundesumweltministerin auf, sich nicht länger vor den atomaren Problemen in
NRW zu drücken und diese mit dem Ziel größtmöglicher Sicherheit anzugehen.

Nach der Landeskonferenz besuchten Atomkraftgegner-innen die
Widerstandscamps und Baumbesetzungen im Hambacher Forst. Neben praktischer
Unterstützung durch Lebensmittelspenden, sowie guten Gesprächen mit den
Menschen vor Ort, erklärten die Teilnehmer_innen der Landeskonferenz Ihre
Solidarität mit den Zielen des Widerstands "Stopp der weiteren Rodung des
Hambacher Forsts! - Ausstieg aus der schmutzigen Energiegewinnung durch
Braunkohleverbrennung!" Kritisiert wurde die massive Kriminalisierung des
Widerstands, gefordert wird deutliches Handeln der Verantwortlichen in
Politik und Wirtschaft, um die genannten Ziele zu verwirklichen! Die dort
zu beobachtenden polizeilichen Repressalien und teils absurden
Übertreibungen was die Gewalttätigkeit angeht, kennen die
Atomkraftgegner_innen von Castor-Transporten leider zu Genüge.


Quellen / weitere Informationen:

www.bi-ahaus.de 

http://westcastor.blogsport.de/ 

www.sofa-ms.de 

https://www.anti-akw-ac.de/ 

https://bbu-online.de/ 

http://www.thoriumenergyworld.com/conference.html

https://www.ausgestrahlt.de/informieren/akw-generation-iv/

 * 

Quelle:

Bundesverband Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU) e.V.

Prinz-Albert-Str. 55, 53113 Bonn

Telefon: 0228/21 40 32, Fax: 0228/21 40 33

Internet: www.bbu-online.de
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WALD/304: Hambacher Forst - Aufbruch in die heiße Phase ... (Hambacher Forst)


Hambacher Forst - 13. September 2018

Demo von Buir zum Hambacher Forst - Heute am Donnerstag, den 13.
September 2018 

Gegen Zwangsräumungen und für den Erhalt des Hambacher Forsts!



Demo von Buir zum Hambacher Forst

HEUTE Donnerstag, 13.09.2018, 16:00 - 18:30 Uhr

Mit Beschluss der NRW-Bauministerin von Mittwoch, 12.09.2018, sollen
alle Baumhäuser im Hambacher Forst mit sofortiger Wirkung geräumt
werden. Anlässlich dieses unverantwortbaren Großeinsatzes der Polizei,
welcher durch RWE und die Landesregierung von NRW veranlasst wurde,
rufen wir zu einer Demonstration auf um ein deutliches Signal des
Widerstands zu setzen. Wir werden die Räumungen nicht hinnehmen; wir
stehen mit vielen Menschen für den Erhalt des Hambacher Forsts!

Unter dem Vorwand des Brandschutzes hat die NRW Landesregierung nun
scheinbar einen Grund gefunden, die unliebsamen Baumhäuser räumen zu
lassen. So will sie den Weg freimachen für die Profitinteressen von RWE,
die direkt für Umweltzerstörungen und Klimawandel verantworklich sind.
Nach Barrikadenräumungen und der Durchsuchung des Wiesencamps, nach der
Ausrufung eines "gefährlichen Ortes" und der Schikanierung von
Anwohner*innen ist dies der Höhepunkt der Eskalation.

Während wir einen einmaligen Hitzesommer erlebt haben, Wälder in ganz
Europa brannten und uns die Ausmaße des Klimawandels eindrücklich
gezeigt wurden, soll nun im Rheinland ausgerechnet ein einzigartiger
Wald der klimaschädlichen Braunkohle weichen.

In den letzten Tagen wurde klar, dass eine Rodung des Hambacher Forsts
keine gesellschaftlichen Mehrheiten hat. Die Landesregierung und RWE
ignorieren die lauten Stimmen, die sich dagegen stellen: von Teilen der
Kohlekommission, von ver.di oder der Polizeigewerkschaft, von Kirchen,
von Umwerltschützer*innen und von Bürger*innen.

Gemeinsam werden wir mit Vielen kraftvoll in einem Demonstrationszug zum
Hambacher Forst ziehen und für den Erhalt dieses besonderen Waldes und
für Klimagerechtigkeit protestieren.

Gemeinsam werden wir die Rodungen verhindern und den Hambacher Forst
retten!

Startort: Buir Bahnhof

Zeit: 16:00 Treffpunkt, 16:30 Uhr Beginn der Demo

Abschlusskundgebung: ca. 18:30 Uhr

Zuganreisen:

Aachen:

15:18 Uhr Gleis 6 nach Horrem und dort Umstieg in die S19 um 16:01
Uhr

Bonn:

15:02 Uhr Gleis 2 nach Köln Hbf und dort Umstieg in die S19 um 15:40
Uhr

Köln: 15:40 Uhr von Gleis 11

Düsseldorf:

14:58 Uhr Gleis 16 nach Köln Hbf und dort Umstieg in die S19 um 15:40 Uhr

Achtung: An allen Bahnhöfen von Dortmund bis Duisburg gibt's bereits
Polizeikontrollen, die alles beobachten, was sich in Richtung Aachen und
Mönchengladbach bewegt! Passt auf euch auf!

 * 

Quelle:

Hambacher Forst

E-Mail: hambacherforst@riseup.net

Internet: http://hambacherforst.blogsport.de/
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WALD/303: Hambacher Forst - Eilanträge an Gerichte ... (BUND NRW)


BUND Landesverband Nordrhein-Westfalen e.V. - 13. September 2018

Hambacher Wald: BUND mit neuen Eilanträgen gegen jedwede Rodungen -

 Landesregierung dürfe sich nicht länger zum Handlanger von RWE
machen



Düsseldorf, 13.09.2018 | Der nordrhein-westfälische Landesverband des Bund
für Umwelt und Naturschutz Deutschland (BUND) hat ergänzend zu den
laufenden Klageverfahren gestern und heute bei den zuständigen Gerichten
weitere Eilanträge für die Unterbindung jedweder Rodungen im Hambacher Wald
eingereicht. Mit den Anträgen an das Oberverwaltungsgericht sowie die
Verwaltungsgerichte Köln und Aachen sollen jegliche Baumfällungen und -
schädigungen im Wald untersagt werden, bis über den Schutzstatus des Waldes
und die Zukunft des Braunkohlentagebaus endgültig entschieden ist.

"Offensichtlich scheint sich RWE an die bisher abgegebene
Stillhalteerklärung nicht gebunden zu fühlen und versucht über Bande mit
der Landesregierung weiter Fakten im Wald zu schaffen", kritisiert Thomas
Krämerkämper, stellvertretender Landesvorsitzender des BUND. "Der dafür
vorgeschobene Vorwand des fehlenden Brandschutzes des Baumhäuser ist nur
noch lächerlich."

Mit größter Besorgnis beobachtet der BUND die zunehmende Tendenz des
Landesregierung, gerichtliche Klärungen nicht abzuwarten, sondern mit
Machtdemonstrationen Fakten zu schaffen. Die Untergrabung des Rechtsstaats
sei ein Spiel mit dem Feuer.

"Seit Wochen wird die Eskalation im Wald propagandistisch vorbereitet. Mit
lancierten Falschmeldungen von Waffenfunden und Vietnam-Tunnelsystemen
sollte der Einsatz offenbar gerechtfertigt werden", so Krämerkämper. "Der
weit überwiegend friedliche bürgerliche Protest wurde vom Innenministerium
gezielt kriminalisiert. Wir lehnen solche Kriegsrhetorik ab und verurteilen
aufs Schärfste den offenkundigen Willen der Landesregierung zur Eskalation
der Lage."

Offenbar, so der BUND, gehe es der Landesregierung nur noch darum, einen
starken Staat zu demonstrieren. "Die eigentliche Frage, ob für einen heute
überflüssigen Braunkohlentagebau ein wertvoller Wald geopfert werden darf,
interessiert die Herren Laschet und Reul offenbar überhaupt nicht", sagte
Dirk Jansen, Geschäftsleiter des BUND in NRW. Damit stelle sich die
Landesregierung gegen die Mehrheit der Bevölkerung. "Die Landesregierung
wird von den Bürger*innen gewählt und darf nicht länger als Handlanger von
RWE auftreten."

Mehr Infos:

www.bund-nrw.de/hambach

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 13. September 2018

Herausgeber: Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland e.V.

BUND Landesverband Nordrhein-Westfalen

Merowingerstr. 88, 40225 Düsseldorf

Telefon: 0211/30 20 05-0

E-Mail: bund.nrw@bund.net

Internet: www.bund-nrw.de
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WALD/302: Hambacher Forst - unterlaufenes Recht ... (BUND)


BUND-Kommentar vom 13. September 2018

++ BUND kritisiert Vorbereitungen von NRW-Landesregierung und RWE zur
Rodung im Hambacher Wald ++



Anlässlich der Räumung der Baumhäuser von Aktivisten im Hambacher Wald in
Nordrhein-Westfalen sagte der Vorsitzende des Bund für Umwelt und
Naturschutz Deutschland (BUND), Hubert Weiger:

Berlin: "Wir sind empört darüber, dass RWE offenbar die Räumung des
Hambacher Waldes veranlasst hat. Die Landesregierung assistiert dabei mit
einer an den Haaren herbeigezogenen Begründung. So wird der Eskalation des
Konfliktes unnötig Vorschub geleistet. Die Räumung der Aktivisten soll
eindeutig die Rodung des Waldes vorbereiten.

Die Zulässigkeit dieser Rodung wird aber aktuell wegen einer Klage des BUND
vor dem Oberverwaltungsgericht Münster verhandelt. Vor der Entscheidung im
gerichtlichen Verfahren Fakten zu schaffen ist eine weitere Provokation von
RWE. Rodungen für den Kohleabbau durchführen zu wollen, während
gleichzeitig in Berlin die Kohle-Kommission über den Kohleausstieg
verhandelt, zeigt, dass RWE kein Interesse an einem gesellschaftlichen
Konsens hat. Die Bundesregierung muss sich jetzt für ein Aussetzen der
Rodungen einsetzen.

Durch die Räumung der Aktivisten im Hambacher Wald rückt die angedrohte
Rodung durch den Energiekonzern RWE näher. Deshalb rufen der BUND, Campact,
Greenpeace und die Naturfreunde Deutschlands zu einer Demonstration am
Hambacher Wald am 14. Oktober auf.

Wir stehen für friedlichen und gewaltfreien Protest. Gewaltanwendung im
Hambacher Wald egal von welcher Seite verurteilen wir scharf."

 * 

Quelle:

Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland e.V. (BUND)

Am Köllnischen Park 1, 10179 Berlin

Telefon: 030 / 2 75 86-40

E-Mail: aktion@bund.net

Internet: www.bund.net
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WALD/301: Hambacher Forst - Bündnispressekonferenz am nachmittag ... (Kampagne "Ende Gelände")


Ende Gelände - Presseeinladung vom 13.09.2018

Einladung zur gemeinsamen Pressekonferenz zur Räumung im Hambacher
Forst



Kerpen-Buir, 13. September 2018. Heute Vormittag beginnt die
Landesregierung mit der Räumung im Hambacher Forst. Begründet wird diese
abrupte Maßnahme mit Brandschutzregelungen, die in den kürzlich zu
baulichen Anlagen umdefinierten Baumhäusern nicht gegeben seien. Landes-
und Bundesregierung wollen sich aus der Verantwortung ziehen. Die
Bauministerin Ina Scharrenbach soll nun die Legitimation für den
RWE-Konzern und die von der Landesregierung befehligte Polizei bringen,
um noch vor der offiziellen Rodungsperiode unwiderrufliche Fakten
schaffen. Damit beginnt heute eine bundesweite Massenmobilisierung.
Tausende Menschen werden sich in den nächsten Tagen mit Demonstrationen,
Sitzblockaden und Waldspaziergängen für den Erhalt des Waldes einsetzen.

Die Initiative Buirer für Buir, Aktivist*innen der Besetzung im
Hambacher Forst, Ende Gelände und die Aktion Unterholz laden heute zu
einer gemeinsamen Pressekonferenz ein. Diese findet um 14:30 Uhr im
evangelischen Gemeindehaus, Bahnstraße 42 in 50170 Kerpen-Buir statt.

Die heutigen Räumungsarbeiten sind ein erneuter Höhepunkt der Eskalation
im Konflikt um den Hambacher Forst erneut zu. Die Räumung soll den
Widerstand in und um den Hambacher Forst brechen. Denn der Wald und
seine BewohnerInnen sind in den letzten Jahren zu einem
Kristallisationspunkt für die Umweltbewegung und AktivistInnen und
BürgerInnen vor Ort geworden. Deshalb will Innenminister Reul im Namen
der Landesregierung den Großeinsatz der Polizei nun schnellstmöglich
durchzusetzen.

Für heute, den 13. September um 16 Uhr ist eine Demonstration gegen die
Zwangsräumungen und für den Erhalt des Hambacher Forstes angekündigt.
Die Besetzer*innen des Waldes stellen sich darauf ein, die Räumung der
über 60 Baumhäuser über mehrere Wochen zu verhindern. Ende Gelände
kündigt für den 25. - 29. Oktober Blockaden von Kohleinfrastruktur am
Tagebau Hambach an. Ab dem Wochenende wird Aktion Unterholz mit zivilem
Ungehorsam die Zerstörung des Waldes aufhalten.

Zu den heutigen Entwicklungen äußern sich Vertreter*innen des breiten
Protestspektrums wie folgt:

"Die Eskalation des Konfliktes durch RWE stellt für Buir einen tiefen
Einschnitt in unsere Lebensqualität dar. Neben dem Wald und unseren
Nachbarorten verlieren wir auch unseren Frieden. Der Hambacher Wald, für
uns Symbol einer zukunftsorientierten Gesellschaft, droht nun zum
Mahnmal für die Zerstörung unserer Zukunft zu werden. Wir fühlen uns von
den Verantwortlichen in Bund und Land alleine gelassen - vergessen.", so
Andreas Büttken von der Initiative Buirer für Buir.

"Wir verteidigen den Wald gegen RWE und Innenminister Reul. In den
Bäumen kämpfen wir für Klimagerechtigkeit und gegen den Kapitalismus. Es
wird kein Leichtes, uns aus dem Wald zu kriegen.", sagt Aktivist Momo
von der Waldbesetzung im Hambacher Forst.

"RWE überschreitet mit der Räumung eindeutig eine rote Linie für das
Klima. Es ist ein Skandal, dass die Landesregierung hier Konzern-Profite
und nicht das Klima schützt. Wir fordern den Kohleausstieg als
Sofortmaßnahme für globale Klimagerechtigkeit", sagt Karolina Drzewo,
Pressesprecherin des Bündnisses Ende Gelände.

"Die Zerstörung des Hambacher Forsts ist untragbar. Wir werden deshalb
ab diesem Wochenende mit Aktionen massenhaften zivilen Ungehorsams die
Räumungen und Rodungen von Polizei und RWE verhindern. Durch diese
Aktionsform nehmen wir unsere Zukunft selbst in die Hand.", so Jan Pütz
von der Aktion Unterholz.

 * 

Quelle:

Kampagne "Ende Gelände - Kohlebagger stoppen, Klima schützen!"

E-Mail: presse@ende-gelaende.org

Internet: https://www.ende-gelaende.org/de/
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WALD/300: Hambacher Forst - Räumung sofort ... (Kampagne "Ende Gelände")


Ende Gelände - Pressemitteilung vom 13.09.2018

Ende Gelände schlägt Alarm vor RWEs Brandherd + Massiver Polizeieinsatz
räumt Baumhäuser im Hambacher Forst + Regierung macht sich zum
Handlanger von Profitinteressen



Kerpen-Buir, 13.09.2018. RWE räumt seit dem Morgen mithilfe eines
massiven Polizeiaufgebots die Baumhäuser im Hambacher Forst. Die
Landesregierung von NRW ordnete gestern durch die Bauministerin Ina
Scharrenbach die sofortige Räumung der Waldbewohner*innen an. Begründet
werden die Räumung und der Einsatz von mehreren Hundertschaften der
Polizei mit "Gefahr aus Brandschutzgründen".

"Der Hambacher Forst ist der Feuermelder in der Klimadebatte. Wir
schlagen Alarm und rufen zum Handeln auf. Schlimmere Hitzesommer können
nur verhindert werden, wenn der Brandherd der Klimakrise mit einem
sofortigen Kohleausstieg gelöscht wird", so Sprecherin Karolina Drzewo.

"RWE heizt nicht nur die Klimakrise, sondern auch den Konflikt um den
Erhalt des Hambacher Forstes willentlich an. Wir von Ende Gelände
verurteilen, dass die Landesregierung von NRW den Konzern unterstützt,
statt das Klima zu schützen. Der Landesregierung und RWE sind die
Argumente ausgegangen und nun zwingen sie die Kommunen mit einer
vorgeschobenen Begründung dazu ihr dreckiges Geschäft zu verrichten. Die
Räumung der Baumhäuser und Rodung des Hambacher Forstes müssen sofort
gestoppt werden! Die Bundesregierung macht sich mit schuldig: Sie schaut
zu anstatt im Sinne des Gemeinwohls den sofortigen Kohleausstieg zu
beschließen. Die Bundesregierung zeigt mal wieder ihr wahres
klimapolitisches Gesicht", so Sprecherin Karolina Drzewo.

Die anhaltende Räumung der Baumhäuser setzt den Einsatz vom 6. September
fort, an dem RWE bereits eine Baumhaus-Plattform zerstörte und Bäume
fällte. Ende Gelände rief daraufhin gemeinsam mit dem Aktionsbündnis
Aktion Unterholz, der Bürger*inneninitiative Buirer für Buir und
Waldbewohner*innen den sogenannten Tag X aus. Die Polizei brach ihren
Einsatz daraufhin ab. Heute laden die Gruppen erneut zu einer
Pressekonferenz ein: Diese findet statt um 14:30 Uhr im evangelischen
Gemeindehaus, Bahnstraße 42 in 50170 Kerpen-Buir.

"Es ist ein großer Erfolg, dass wir als Klimagerechtigkeitsbewegung
letzte Woche den Abbruch der Räumungsarbeiten erreichten. Am folgenden
Tag bauten hunderte Menschen mit der Aktion Unterholz die zerstörten
Strukturen wieder auf und am Sonntag setzten sich 1300 Menschen beim
Waldspaziergang für den Erhalt des Hambacher Forstes ein. Die Menschen
nehmen nicht länger hin, dass ein Konzern mithilfe der Polizei unsere
Zukunft zerstört. Ende Gelände wird im Oktober die zerstörerische
Kohleinfrastruktur blockieren und ein deutliches Zeichen für
Klimagerechtigkeit setzen", so Drzewo.

Auf Druck des Oberverwaltungsgerichts Münster sicherte RWE letzte Woche
zudem zu, nicht vor dem 14. Oktober 2018 mit der Rodung des Waldes zu
beginnen. Dennoch hält RWE an einer Räumung der Waldbewohner*innen fest.
Der vergangene Donnerstag und heutige Tag beweisen, dass RWE trotz
Stillhaltezusage willentlich Wald zerstört.

Ende Gelände wird sich Anfang Oktober 2018 mit einer Aktion zivilen
Ungehorsams der Räumung und Rodung des Waldes entgegenstellen. Vom 25.
bis 29. Oktober, fordert Ende Gelände dann gemeinsam mit Aktivist*innen
aus ganz Europa in einer Massenblockade des Braunkohletagebaus Hambach
den sofortigen Kohleausstieg und Klimagerechtigkeit weltweit.

 * 

Quelle:

Kampagne "Ende Gelände - Kohlebagger stoppen, Klima schützen!"

E-Mail: presse@ende-gelaende.org

Internet: https://www.ende-gelaende.org/de/
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WALD/299: Hambacher Forst - Gewaltdeeskalation staatlich unterlaufen ... (Buirer für Buir)


Initiative Buirer für Buir - 12. September 2018

Landesregierung treibt den Konflikt um den Hambacher Wald auf die
Spitze



Morgen, Donnerstag 13.9., sollen auf Weisung des Ministeriums für Heimat,
Bau und Gleichstellung ( AZ 613/100.2 Hambacher Forst ) durch das
Bauordnungsamt Kerpen für die Baumhäuser auf dessen Gebiet und durch das
Bauordnungsamt Kreis Düren auf dem Gebiet des Kreises die Räumung sofort
vollzogen werden.

Im Erlass steht als Begründung: Gefahr im Verzug für Leib und Leben der
Baumhausbewohner aus Brandschutzgründen.

Als lokale Initiative kommentieren wir diesen bundesweit einzigartigen
Vorgang:

Damit wird ab morgen der moderate Teil des Widerstandes gegen die Rodung
des Hambacher Forsts durch Regierungs-Anweisung beseitigt und damit die
Bühne frei gemacht für die eben nicht Gewaltlosen. Ist es das was der
Innenminister will? Damit er endlich seine Hamburger G20-Bilder bekommt und
damit die Gesellschaft endgültig spaltet?

Was sollen da noch unsre Bemühungen um Deeskalation, auch die sind dieser
Politik nur im Weg. Mit dieser absurden Begründung gefährdet die
Landesregierung den sozialen Frieden und mehrt die Zweifel an der
Angemessenheit und Rechtmäßigkeit politischer Entscheidungen.

 * 

Quelle:

Initiative Buirer für Buir, Kerpen-Buir

E-Mail: info@buirerfuerbuir.de

Internet: www.buirerfuerbuir.de
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WALD/298: Hambacher Forst - kein Moratorium ... (BUND)


Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland e.V. (BUND)

Gemeinsames Pressestatement von BUND, DNR und Greenpeace vom 11. September
2018

++ Treffen zwischen RWE und Umweltverbänden zum Rodungsstopp im
Hambacher Wald ohne Ergebnis ++



Berlin: Ohne Ergebnis blieb gestern ein Gespräch zwischen den
Umweltverbänden Greenpeace, Deutscher Naturschutz Ring (DNR) und Bund für
Umwelt und Naturschutz Deutschland (BUND) mit dem Energiekonzern RWE über
die geplanten Rodungen im Hambacher Wald für den benachbarten
Braunkohletagebau. Die Verbände* hatten von RWE-Vorstandschef Rolf Martin
Schmitz gefordert, die Rodungen auszusetzen, bis die derzeit tagende
Kohlekommission ihre Arbeit abgeschlossen hat. RWE weigert sich, einem
solchen Moratorium zuzustimmen und beharrt außerdem darauf, dass der Wald
in jedem Falle gerodet werden muss. Der Konzern schlug vor, erst ab dem
letzten geplanten Sitzungstag der Kohlekommission am 15. Dezember mit den
Fäll-Arbeiten zu beginnen. Jedoch sollten die Verbände die Rodung des
Waldes unmittelbar und öffentlich akzeptieren. Es gilt als ungewiss, ob die
Kohlekommission tatsächlich ihre Arbeit am 15.12. abschließen wird.

Es kommentiert Greenpeace-Geschäftsführer und Mitglied der Kohlekommission
Martin Kaiser:

"Mit seinem Vorschlag widerlegt RWE selbst seine frühere Behauptung, dass
ein Rodungsbeginn Anfang Oktober zwingend erforderlich sei. Zugleich
verhindert das Beharren auf einer Zerstörung des Waldes, jeglichen
Kompromiss. Der Klimaschutz erfordert eine Neubewertung des Tagebaugrenzen.
Das wird in der Kohle-Kommission verhandelt ebenso wie kurzfristige
Maßnahmen für das Erreichen des 2020-Klimaziels. Nicht einmal diese
Ergebnisse will RWE abwarten. Damit ignoriert RWE die Gefahren der sich
zuspitzenden Auseinandersetzung um den Hambacher Wald und die Erweiterung
des Tagebaus. RWE-Chef Schmitz könnte diesen gesellschaftlichen Konflikt
entschärfen, in dem er die Kettensägen schweigen lässt, bis die
Kohlekommission ihre Arbeit über den sozialverträglichen Ausstieg aus der
klimaschädlichen Kohle abgeschlossen hat.

Es ist für niemanden verständlich, wenn RWE einen uralten, wertvollen Wald
für die darunterliegende Braunkohle abholzt, während in Berlin die Details
des Kohleausstiegs diskutiert werden. Es geht nicht darum wann gefällt
wird, sondern darum, ob überhaupt gefällt werden muss. Aus unserer Sicht
ist die Notwendigkeit der Zerstörung des Waldes keineswegs erwiesen.

Uns ging es in dem Gespräch darum, dem Unternehmen RWE auf seine
gesellschaftliche Verantwortung hinzuweisen und auf die Chancen einer
positiven Lösung. Das ist aktuell durch die harte Haltung des Konzerns
versperrt. RWE muss endlich aufwachen und sich der politischen Realität
stellen."



* Teilgenommen haben auf Verbandsseite: Prof. Dr. Hubert Weiger,
Vorsitzender BUND; Prof. Dr. Kai Niebert, Präsident des DNR; Martin Kaiser,
Geschäftsführer Greenepace; Dr. Thomas Krämerkämper, Mitglied des
Landesvorstands des BUND NRW

HINTERGRUND: Viele Menschen wollen RWEs zerstörerische Kohlepolitik nicht
akzeptieren und fordern auch von Deutschland mehr Anstrengungen im
Klimaschutz. Die Umweltverbände BUND, Campact, Greenpeace und NaturFreunde
Deutschlands rufen zu einer Demonstration am 14. Oktober am Hambacher Forst
auf, um RWE ein klares Stopp-Signal zu senden.

 * 

Quelle:

Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland e.V. (BUND)

Am Köllnischen Park 1, 10179 Berlin

Telefon: 030 / 2 75 86-40

E-Mail: aktion@bund.net

Internet: www.bund.net
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WALD/297: Hambacher Forst - Protestspazieren weckt Interesse ... (Michael Zobel)


Waldspaziergänge 16. September, 23. September, 30. September -
tausende TeilnehmerInnen - Hambi bleibt!

von Michael Zobel, 11. September 2018



Guten Tag zusammen,

besondere Umstände erfordern besondere Maßnahmen, deshalb hier Rückblick
und Ausblick in einer einzigen Mail.

Sonntagsspaziergang am 9. September, wer dabei war, wird noch lange
davon erzählen.

1126 (!) große und kleine TeilnehmerInnen, das bedeutet Besucher 15.000
und Besucherin 16.000 in einem einzigen Spaziergang. 11.09 Uhr S-Bahn
Kerpen-Buir, mehr als 430 Menschen stiegen aus dem Zug aus Köln und
kamen zu Fuß in den Wald. Jede Menge Presse, unfassbare Solidarität,
ganz viel Energie für die kommenden schweren Wochen und Monate.

Eine kleine Link-Auswahl:

Drehscheibe/ZDF

https://www.zdf.de/nachrichten/drehscheibe/drehscheibe-vom-10-september-2018-102.html

Bodos Galerie zum Waldspaziergang ist im Aufbau:

http://www.mutbuergerdokus.de/html/aktionen/2018_09_09_waldfuehrung-hambacher-forst.htm

ganz viel auf

https://www.facebook.com/BuirerFuerBuir 

man muss ein wenig runterscrollen, um den Sonntag zu finden...

und dann noch dieser tolle Beitrag zu Helge Hommes und Saxana, das
phänomenale Künstlerpaar, das für zwei Wochen im Hambacher Wald war,
Kulturzeit/3sat

http://www.3sat.de/mediathek/?mode=play&obj=75682

gleichzeitig fand ein Spaziergang durch Keyenberg am Tagebau Garzweiler
statt

https://rp-online.de/nrw/staedte/erkelenz/spaziergang-durch-keyenberg-das-ist-unser-hambacher-forst_aid-32824055

Doch es gibt kaum Zeit zum Ausruhen, nach dem Waldspaziergang ist vor
dem Waldspaziergang, im September bekanntlich an jedem Sonntag...

Wir kommen wieder, wir machen weiter, 16. September zusammen mit der
Aktion AufBäumen und Waldfest, 23. September mit dem Aachener
Friedenskreuz, 30. September wahrscheinlich ROTE LINIE, 7. Oktober, 14.
Oktober Großdemonstration am Hambacher Wald..

Es zeichnet sich schon jetzt ab, dass am 16. September noch wesentlich
mehr Menschen dabei sein werden. Der Waldspaziergang trifft die Aktion
AufBäumen ( https://aufbaeumengegenkohle.de )

Ach ja, viele fragen in diesen Tagen danach, es gilt immer noch: Alles
was wir auf den Waldspaziergängen tun, ist erlaubt, ist sicher...
auch Kinder können mitkommen... Hunde übrigens auch.

Alle Menschen im und um den Wald herum sollen wissen, dass diese
beispiellose Unterstützung eine ganz große Chance ist. Wir müssen
dringend heraus aus einer scheinbar unaufhaltsamen Spirale der
Eskalation, wir brauchen Zeit zum Atemholen und Nachdenken, wir brauchen
hoffnungsvolle Bilder, keine brennenden Autos, wir brauchen Deeskalation
auf allen Seiten, keine Märtyrer, keine verletzten Menschen. Danke.

September 2018, der Monat vor der kommenden Rodungs-Saison. Lasst uns
wie im vergangenen Jahr eine Rodungs-Verhinderungs-Saison daraus machen.

Es gibt eine wachsende Zahl von Anmeldungen für die kommenden
Waldspaziergänge, im September bekanntlich an jedem Sonntag. Immer 11.30
Uhr, immer Treffpunkt am Kieswerk Collas. Unter Vorbehalt, denn der
Treffpunkt kann sich durch die aktuelle Situation jederzeit ändern.

ÖPNV - S-Bahnstation Kerpen-Buir, von da ca 20 Minuten zu Fuß...

Wegen der Erklärung des Gebietes rund um den Hambacher Wald zum
"Gefährlichen Gebiet" können Identitäts- und Gepäck- bzw.
Fahrzeugkontrollen durchgeführt werden. Lasst Euch nicht abschrecken.
Lebensmittel und Wasser werden übrigens bisher durchgelassen...

Anmeldungen unter info@zobel-natur.de

Weitere Termine nachzulesen und zu sehen auf Facebook "HambiSoli
Terminkalender" ...

Donnerstag, 13. September, Mahnwache vor der Staatskanzlei in
Düsseldorf - Laschet will uns verkohlen

http://westcastor.blogsport.de/2018/09/07/mahnwache-vor-der-duesseldorfer-staatskanzlei-am-13-september-2018/

Freitag, 14. September. Der Wald wird mehr und mehr abgesperrt, die
Waldschützer können kaum mehr herauskommen. Und genau zu diesem
Zeitpunkt beginnt der Prozess gegen eine Person, die für viele zu einem
der prägenden Gesichter der letzten Jahre geworden ist, Kim Neuland.

Im Dezember 2016 wurde sie für 17 Tage ihrer Freiheit durch
Untersuchungshaft braubt. Es wird der zweite Prozesstag von dreien vor
einem Schöffengericht am Amtsgericht Düren, Saal 1.07, August-Klotz-Str.
14, 52349 Düren sein. An diesem Tag sind weitere Zeug_innen geladen. Der
nächste Prozesstag ist für den 16.10.18 anberaumt.

Breite Öffentlichkeit gewünscht!

Die campact online-Petition ist gerade bei mehr als 260000
Unterschriften angekommen, bitte weiterleiten, unterschreiben, teilen...

https://aktion.campact.de/kohleaus/hambach-appell/teilnehmen

Der Kinotrailer zur Rodungs-Verhinderungs-Saison läuft in vielen Kinos
und sucht noch weitere Vorführ-Stellen...

https://vimeo.com/286849197

Eine ganz tolle Info-Quelle mit Terminen, Archiv u. ä. hier, DANKE
Barbara

www.verheizte-heimat.de



So viel Stoff, das muss für heute reichen, nochmals danke für die
vielfältige Unterstützung,

mit immer noch optimistischen Grüßen,

Michael Zobel

 * 

Quelle:

Michael Zobel, 11. September 2018

Naturführer und Waldpädagoge

E-Mail: info@zobel-natur.de

Internet: www.naturfuehrung.com
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KOHLEALARM/471: Klimakampf und Kohlefront - von Schmerzpunkt zu Schmerzpunkt ... (Ökumenischer Pilgerweg für Klimagerechtigkeit)


3. Ökumenischer Pilgerweg für Klimagerechtigkeit - 10. September 2018

Klimapilgern im Hambacher Forst! Einladung zum Mitpilgern &
Open-Air-Gottesdienst am 12.9.

Ökumenischer Pilgerweg für Klimagerechtigkeit führt 1.700 km bis zur
Weltklimakonferenz in Katowice / Mittwoch 12.9. Hambacher Forst /
Donnerstag 13.9.: Solarthermisches Kraftwerk Jülich & Sophienhöhe



Kurz nach seinem Start in Bonn erreicht der Ökumenische Pilgerweg für
Klimagerechtigkeit seinen ersten "Schmerzpunkt": Am 12.9. laufen die
Klimapilger/innen von Düren nach Jülich durch den Hambacher Forst und
feiern dort einen Open-Air-Gottesdienst.

Jede/r, die/der die Ziele des Klimapilgerwegs unterstützen möchte, ist
herzlich zum Mitpilgern eingeladen! Treffpunkt ist 10 Uhr an der
Bushaltestelle Morschenich-Kirche. Nach der Begrüßung gehen die
Pilger/innen zu Fuß in den Wald - Ziel ist die Rodungskante, wenn es die
aktuelle Lage erlaubt. Gegen 12 Uhr feiern sie dort einen gemeinsamen
Gottesdienst unter freiem Himmel. Es predigt Pfarrerin Martje Mechels,
Regionalpfarrerin Nord vom Gemeindedienst für Mission und Ökumene (GMÖ)
Niederrhein. (Dauer ca. 45 Minuten, Andachtsbücher mit Liedblättern vor Ort
vorhanden).

Anschließend sprechen die Pilger/innen mit den Waldbewohner/innen und es
gibt die Möglichkeit zum gegenseitigen Austausch und für Interviews. Die
Pilgerroute führt dann weiter nach Ellen; ab dort geht es mit dem Linienbus
nach Jülich, wo die Pilger gegen 19:30 Uhr in der Kirche St. Andreas und
Matthias (Matthiasplatz 1, 52428 Lich-Steinstraß/ Jülich) ankommen. Hier
werden Sie um 20 Uhr von Pfarrer Josef Wolff zum gemeinsamen Abendgebet
empfangen.

Am folgenden Donnerstag (13.9.) laufen die Pilger von Jülich nach Bedburg
und besuchen einen "Kraftort" - das Solarthermische Versuchskraftwerk
Jülich. Anschließend geht es weiter über die Sophienhöhe, eine
rekultivierte Abraumhalde. Der Treffpunkt für Tagespilger/innen ist um 9:45
Uhr vor dem Solarthermischen Kraftwerk (Im Langenbroich 24, 52428 Jülich).
Geplante Ankunft für diese Tagesroute ist etwa 18 Uhr in dem
Martin-Luther-Gemeindezentrum in Bedburg (Sankt-Rochus-Str. 38, 50181
Bedburg).

Klimapilgerweg

Der deutsch-polnische ökumenische Pilgerweg für Klimagerechtigkeit führt
über 78 Stationen und 1.700 gelaufene km und endet am 9. Dezember im
polnischen Katowice, wo zeitgleich die 24. Welt-Klimakonferenz (COP 24)
stattfindet. Die Pilgerinnen und Pilger gehen durch die drei großen
deutschen Braunkohlegebiete, besuchen besondere "Schmerzpunkte" (z. B.
Hambacher Forst, Pödelwitz bei Leipzig, Lausitz) und stärken sich
spirituell an "Kraftorten", bei Gottesdiensten und im gemeinsamen Gebet.
Unterwegs werben die Pilgerinnen und Pilger bei 14 Aktionstagen und
zahlreichen weiteren Veranstaltungen für die Forderungen des
Klimapilgerwegs, u. a. die Einleitung des Kohleausstiegs in Deutschland.
Jede/r, die/der die Ziele des Pilgerwegs für Klimagerechtigkeit
unterstützen möchte, ist herzlich zum Mitpilgern eingeladen - auch spontane
Tagespilger sind willkommen. Der Ökumenische Pilgerweg für
Klimagerechtigkeit wird unterstützt von einem breiten ökumenischen Bündnis
aus 40 Organisationen, Initiativen und Unternehmen, darunter Brot für die
Welt, das Bischöfliche Hilfswerk MISEREOR e.V., die Evangelische Kirche in
Deutschland (EKD), die Deutsche Bischofskonferenz und das
Kindermissionswerk 'Die Sternsinger'. Schirmherr/innen des ökumenischen
Klimapilgerwegs sind Bischof Dr. Markus Dröge, Erzbischof Dr. Ludwig Schick
und Umweltministerin a. D. Barbara Hendricks.

Weitere Informationen, aktuelle Route, Anmeldung und Fürsprachen unter
www.klimapilgern.de.

 * 

Evangelischen Kirche im Rheinland - Pressemitteilung vom 6. September 2018

Erklärung der Kirche zum Start des Klimapilgerwegs am Sonntag in Bonn

Präses Rekowski: "Der Einstieg in den Ausstieg muss doch gehen"


Bonn/Düsseldorf. Am Sonntag, 9. September 2018, sendet die
Evangelische Kirche im Rheinland Klimapilgerinnen und Klimapilger unter dem
Motto "Geht doch!" auf den 3. Ökumenischen Pilgerweg für Klimagerechtigkeit
nach Katowice, dem Austragungsort der diesjährigen Welt-Klimakonferenz.
(vgl. Pressemitteilung Nr. 122/2018 vom 3. September).

Zum Start des Pilgerwegs, der um 12 Uhr an der Lukaskirche,
Kaiser-Karl-Ring 25a, 53111 Bonn, beginnt, erklärt Präses Manfred Rekowski
im Namen der Evangelischen Kirche im Rheinland:

"Er muss doch gehen, der Ausstieg aus dem Verheizen fossiler Brennstoffe!
Der Ausstieg muss doch gehen, denn unser Weltklima ist massiv bedroht.

Für die Evangelische Kirche im Rheinland ist das Thema nicht weit weg,
sondern es spielt vor der Haustür - im Nordwesten des Kirchengebiets in den
riesigen Abbaulöchern des rheinischen Braunkohlereviers. Wenn das RWE als
Betreiber des Tagebaus und die nordrhein-westfälische Landesregierung jetzt
nicht gemeinsam handeln, nicht umgehend in den Ausstieg einsteigen und auch
auf die Rodung des Hambacher Forstes nicht verzichten, wird Deutschland das
nationale wie auch das EU-Klimaschutzziel für 2020 weit verfehlen.
Deutschland ist schon lange nicht mehr Vorreiter in Sachen Klima.

Auch deshalb machen sich jetzt Menschen verschiedener Konfessionen auf den
Weg. Unter dem Motto 'Geht doch!' laufen sie den 3. Ökumenischen Pilgerweg
für Klimagerechtigkeit von Bonn nach Katowice in Polen. Die Evangelische
Kirche im Rheinland unterstützt den Weg der Klimapilgernden entlang an
'Schmerzpunkten' des Braunkohletagebaus in Deutschland. Auch 'Kraftorte'
wie der Hambacher Forst liegen auf dem Weg.

Die rheinischen Gemeinden und Kirchenkreise in der Region begleiten die
Herausforderung Braunkohleabbau seit vielen Jahren kritisch. Im Namen der
Kirche habe ich mich im Herbst vergangenen Jahres mit einem Brief an RWE
Power dafür eingesetzt, den Wald nicht zu roden. RWE kündigte nun an, die
Rodungsarbeiten im Oktober 2018 fortzusetzen. Die Klimapilgerinnen und -
pilger aber fordern eine Atempause. Die Evangelische Kirche im Rheinland
unterstützt sie in dieser Forderung und würde ein solches Moratorium als
deutliches Signal für einen politischen Willen zu einem notwendigen
Einstieg in den Ausstieg aus der Braunkohle begrüßen. Sie stützt sich dabei
auf die Erwartung ihrer Gemeindemitglieder im Revier, den notwendigen
Strukturwandel nicht weiter hinauszuzögern, sondern zügig umzusetzen. Sie
sieht sich in ihrer Weltverantwortung herausgefordert, wenn ihr Hilfswerk
Brot für die Welt darauf hinweist, dass jährlich Millionen von Menschen
weltweit ihre Heimat aufgrund extremer Klimaverhältnisse verlassen müssen.
Sie ist Mitglied in der Klimaallianz, dem breiten Bündnis für Klimaschutz
in Deutschland, und sie unterstützt den ökumenischen Prozess 'Umkehr zum
Leben' mit seiner Suche nach Wegen zu einer Kultur der Nachhaltigkeit.

Diese umweltpolitische Haltung der Evangelischen Kirche im Rheinland ist
biblisch-theologisch begründet. Danach ist Gott, Schöpferkraft, die erlöst
und bewahrt, 'unablässig am Werk, um sich für das Leben einzusetzen und zu
schützen'. Daraus ergibt sich eine transformative Spiritualität von
Christinnen und Christen auf ihrem Weg des Lebens. Zu ihr gehört der
'Pilgerweg der Gerechtigkeit und des Friedens' mit 'Schmerzpunkten' und
'Kraftorten' im übertragenen wie wörtlichen Sinne. So ist es 2013 im
Ökumenischen Rat der Kirchen formuliert worden, dessen 70-jähriges Jubiläum
die rheinische Kirche am 8. und 9. September in Bonn begeht. Innerhalb des
Festgottesdienstes mit der Lukaskirchengemeinde werden die Klimapilgernden
am 9. September ausgesendet. Die Evangelische Kirche im Rheinland fühlt
sich der ökumenischen Gemeinschaft von Kirchen verbunden, hört und
beantwortet ihren Aufruf, sich dem Pilgerweg anzuschließen.

Die Klimapilgernden starten in Bonn, denn hier hat 2017 die
Weltklimakonferenz COP 23 mit den Gastgebenden aus Fidji stattgefunden. Sie
wandern in sieben Hauptetappen über Düsseldorf, Hannover, Dresden und
Cottbus nach Berlin und weiter. Nach 80 Tagestouren und zwölf
Workshop-Tagen beenden sie ihren Weg am 9. Dezember im polnischen Katowice
mit der Übergabe ihrer Forderungen an die Leiterin des UN-Klimasekretariats
Christiana Figueres. In Katowice werden ab dem 3. Dezember die Spielregeln
für die Umsetzung des Pariser Klimaabkommens verhandelt.

Auf der Erde darf nicht um mehr als 1,5 Grad Celsius wärmer werden. Das
muss gehen, fordern die Klimapilgerinnen und -pilger. Sie wollen, dass die
Vertragsstaaten den Pariser Vertrag mit einem verbindlichen Regelwerk
umsetzen. Klimabedingte Umweltschäden sowie klimabedingte Konflikte und
Flucht weltweit erfordern ein entschiedenes Handeln für menschengerechte
Lösungen. Dazu gehören ein 'Sofortprogramm Klimaschutz', ein
sozialverträglicher Strukturwandel sowie eine klimafreundliche und
ökologische Verkehrswende. Das muss doch gehen! Dafür setzt sich die
Evangelische Kirche im Rheinland ein."

 * 

Überblick

Tagesplan 12.9. von Morschenich nach Jülich

10:00 Uhr

Treffpunkt Morschenich-Kirche (Bushaltestelle), 

Pilgern in den Hambacher Forst

12:00 Uhr 

Open-Air-Gottesdienst im Hambacher Forst

12:45 Uhr 

Gespräche mit Waldbewohner/innen im Hambacher Forst

anschl. Gemeinsames Pilgern nach Ellen, Busfahrt nach Jülich

19:30 Uhr

Ankunft in Jülich (Lich-Steinstraß)

20:00 Uhr 

Kirche St. Andreas & Matthias, Abendgebet mit Pfarrer Josef Wolff

(Matthiasplatz 1, 52428 Lich-Steinstraß/ Jülich

Tagesplan 13.9. von Jülich nach Bedburg

9:45 Uhr 

Treffen für Tagespilger am solarthermischen Kraftwerk, Langenbroich 24,
Besuch des Kraftwerks

anschl. Pilgern zur Sophienhöhe

anschl. Pilgern nach Bedburg

18 Uhr 

Ankunft und Übernachtung im Martin-Luther-Gemeindezentrum Bedburg.
Sankt-Rochus-Str. 38 (Anmeldung für Übernachtung erforderlich)

 * 

Quelle:

3. Ökumenischer Pilgerweg für Klimagerechtigkeit

Evangelisch-Lutherisches Missionswerk Leipzig e.V.

Paul-List-Straße 19 | 04103 Leipzig

E-Mail: klimapilgerweg@lmw-mission.de

Internet: http://www.klimapilgern.de

https://www.facebook.com/klimapilgerweg
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KOHLEALARM/470: Klimakampf und Kohlefront - für dumm verkauft ... (Robin Wood)


Gemeinsame Pressemitteilung von BUND Stade, ROBIN WOOD,

Interventionistische Linke Hamburg und Klimagruppe Bremen

"Wir lassen uns nicht verkohlen!"

Rund 650 Klimaschützer*innen demonstrieren in Stade gegen das vom
DOW-Konzern geplante Kohlekraftwerk



[Stade, 8.9.2018] Mit einer Demonstration unter dem Motto "Wir lassen
uns nicht verkohlen! Keine neuen Kohlekraftwerke. Nicht in Stade -
nirgendwo!" setzen rund 650 Klimaschützer*innen heute in Stade ein
deutliches Zeichen gegen Kohlekraftwerks-Neubauten. Trotz der
politischen Verhandlung eines bundesweiten Kohleausstiegs plant der
Chemiekonzern DOW auf seinem Werksgelände in Stade bei Hamburg ein neues
Kohlekraftwerk.

Zur Demo aufgerufen hatte ein Bündnis von lokalen und überregionalen
Organisationen, darunter der BUND Stade, die Interventionistische Linke
Hamburg, ROBIN WOOD sowie der Landesverband Niedersachsen und der
Kreisverband Stade von Bündnis 90/Die Grünen. Der Protest ist ein
Beitrag zum globalen Aktionstag "Rise for Climate". Mit über 500
Aktionen in 80 Ländern demonstrieren Klimaschützer*innen heute weltweit
gegen fossile Energieträger und für den Schutz des Klimas.

Die Demo-Route führte vom Bürgerpark Adolf Ravelin über das Rathaus zum
Fischmarkt und sorgte in der belebten Stader Innenstadt für Aufsehen.
Bei einem Zwischenstopp auf dem Stader Markt sprach Heiner Baumgarten,
Vorsitzender des BUND-Landesverbandes Niedersachsen. "In Zeiten des
Klimawandels dürfen keine neuen Kohlekraftwerke gebaut werden! Die Stadt
Stade und DOW Chemical müssen sich ihrer Mitverantwortung für den
Klimawandel stellen", begründete Baumgarten den jahrelangen Protest
lokaler Gruppen gegen das geplante Kraftwerk.

"In Stade ein neues Kohlekraftwerk zu bauen, verschärft die globale
Klimaungerechtigkeit: Ein Konzern im reichen Norden profitiert,
unzählige Menschen vor allem im globalen Süden müssen die Folgen des
Klimawandels ausbaden. Klimagerechtigkeit und Kohleverbrennung sind
unvereinbar!", so Mitorganisator David Sehmsdorf von der Klimagruppe
Bremen.

"Der DOW-Konzern will die Bevölkerung für dumm verkaufen, wenn er das
geplante Kohlekraftwerk als 'umweltverträglich' und einen 'Meilenstein
der Energieerzeugung' darstellt", betont Ronja Heise, Energiereferentin
der Umweltschutzorganisation ROBIN WOOD. "Die CO2-Bilanz des Werkes in
Stade würde sich mit dem neuen Kraftwerk enorm verschlechtern!"

Das von DOW geplante Kraftwerk würde - zu mindestens 80 Prozent mit
Steinkohle befeuert - jährlich ca. fünf Millionen Tonnen CO2 ausstoßen,
und das über eine zu erwartende Laufzeit von 40 Jahren.

Für die lokale Bevölkerung wäre das Kraftwerk ein erhebliches
Gesundheitsrisiko. "Kohlekraft bedeutet Gesundheitsschäden durch
Emissionen von Feinstäuben, Quecksilber, Schwermetallen und Dioxinen -
auch wenn Grenzwerte eingehalten werden. Gesundheitsschädigungen durch
den Klimawandel kommen hinzu. Ein neues Kohlekraftwerk ist nicht zu
verantworten", sagt Dr. Gabriele Brockhausen, Lungenfachärztin aus
Stade, in ihrem Redebeitrag auf der Demonstration.

Nach der Abschlusskundgebung wird ein Teil der Demonstrant*innen zum
DOW-Werksgelände radeln und dem Unternehmen einen von der Grünen Jugend
initiierten öffentlichen Protestbrief übergeben.

Die Organisator*innen der Demonstration wollen am Thema dranbleiben,
solange DOW nicht offiziell von seinen Plänen Abstand nimmt. Wer die
Demo verpasst hat, kann unter www.robinwood.de/kein-kohlekraftwerk-stade
online gegen Kohlekraftwerksneubauten protestieren und
unter #stadegegenkohle und wikistade.org über die nächsten Aktionen auf dem
Laufenden bleiben.


Interessante Links:

Aufruf zur Demo "Wir lassen uns nicht verkohlen":

https://www.robinwood.de/sites/default/files/Aufruf%20Demo%20Stade%2008.09.pdf

ROBIN WOOD-Kampage gegen ein neues Kohlekraftwerk in Stade mit
Online-Protest:

https://www.robinwood.de/kein-neues-kohlekraftwerk-stade

Aktionstag "Rise For Climate":

https://de.riseforclimate.org/

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 8. September 2018

ROBIN WOOD e.V.

Bremer Straße 3, 21073 Hamburg

21073 Hamburg (Harburg)

Telefon: 040-380 89 2-0, Fax: 040-380 89 2-14

E-Mail: geschaeftsstelle@robinwood.de

Internet: https://www.robinwood.de
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KOHLEALARM/469: Klimakampf und Kohlefront - Enteignung soll scheitern ... (BUND NRW)


BUND Landesverband Nordrhein-Westfalen e.V. - 7. September 2018

BUND mit weiterer Klage gegen Tagebau Hambach

Umweltverband wehrt sich gegen Vollziehung der Zwangsenteignung



Düsseldorf, 07.09.2018 | Der nordrhein-westfälische Landesverband des Bund
für Umwelt und Naturschutz Deutschland (BUND) wehrt sich mit einer weiteren
Klage gegen die auf Antrag der RWE Power AG von der Bezirksregierung
Arnsberg verfügte Zwangsenteignung seines Grundstücks im Tagebaufeld
Hambach. Der Umweltverband hat heute beim Verwaltungsgericht Köln eine
Klage gegen die so genannte "vorzeitige Besitzeinweisung" eingelegt. Mit
Beschluss vom 22. August hatte die Bergbehörde die einer Zwangsräumung
entsprechende Maßnahme angeordnet. Sie soll zum 1. April 2020 wirksam
werden. Bereits am 18. Juni 2018 hat der BUND Klage gegen die von der
Bezirksregierung Arnsberg verfügte Abtretung seines Grundstücks an den
Kohlekonzern RWE eingereicht.

Der etwa 500 Quadratmeter große "Widerstandsacker" des BUND liegt
unmittelbar östlich des Hambacher Waldes bei Kerpen-Manheim. Die
Umweltschützer*innen hatten das Grundstück bereits 1997 erworben. In seinem
Untergrund befindet sich ein eingetragenes Bodendenkmal in Form einer
römischen Grabanlage aus dem 2. bis 3. Jahrhundert. Gemäß RWE-Angaben
könnten etwa 300 Millionen Tonnen Braunkohle nicht gefördert werden, sollte
der BUND sich vor Gericht durchsetzen.

Begründet wird die vorzeitige Besitzeinweisung mit dem Wohl der
Allgemeinheit. Die Versorgung des Marktes mit Braunkohle sei ein
Gemeinwohlziel von besonderem Gewicht, so die Bergbehörde. Für den BUND
zeugt diese Begründung von einem "hohen Maß an Realitätsverweigerung einer
Behörde, die mehr dem RWE- als dem Allgemeinwohl verpflichtet zu sein
scheint". Braunkohle ist der anerkannt klimaschädlichste Energieträger.
Seine Förderung und Nutzung ist zudem mit weitreichenden Negativ-Folgen für
Menschen, Natur und Umwelt verbunden. Zudem ist die Braunkohle angesichts
massiver Überkapazitäten auf dem Strommarkt und historisch hoher
Braunkohlenstrom- Nettoexporte ins europäische Ausland heute zur Sicherung
der hiesigen Energieversorgung schlichtweg überflüssig, so der BUND. Vor
diesem Hintergrund aber ist ein so weit reichender Eingriff in das
grundgesetzlich geschützte Recht auf Eigentum selbst nach dem
Bundesberggesetz unzulässig.

Schon einmal hatte sich der BUND erfolgreich gegen die Zwangsenteignung
eines seiner Grundstücke für den Tagebau gewehrt. Die Zwangsenteignung
seiner Obstwiese für den Tagebau Garzweiler war im Dezember 2013 vom
Bundesverfassungsgericht für verfassungswidrig erklärt worden.




Mehr Infos:

www.bund-nrw.de/hambach-enteignung

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 7. September 2018

Herausgeber: Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland e.V.

BUND Landesverband Nordrhein-Westfalen

Merowingerstr. 88, 40225 Düsseldorf

Telefon: 0211/30 20 05-0

E-Mail: bund.nrw@bund.net

Internet: www.bund-nrw.de
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INTERNATIONAL/038: Brasilien - Brand im Nationalmuseum von Rio ist ein kultureller Ethnozid (poonal)


poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Brasilien

Indigener Forscher: Der Brand im Nationalmuseum von Rio ist 
ein kultureller Ethnozid






[image: Foto: Desinformémonos]

José Urutau, Forscher am ausgebrannten Nationalmuseum

Foto: Desinformémonos



(Mexiko-Stadt, 8. September 2018, desinformémonos/servindi) - Mit über
20 Millionen Objekten und der angeschlossenen Bibliothek mit mehr als
530 Millionen Titeln galt das Museu Nacional da Universidade Federal
do Rio de Janeiro als das wichtigste Museum für Naturkunde und
anthropologische Geschichte. Am Sonntag den 2. September wurde es
durch einen Brand zerstört.

Der Brand bedeute einen "unwiederbringlichen Verlust für die indigenen
Kulturen, vergleichbar mit dem Einfall der europäischen Invasoren im
Jahr 1500", so José Urutau, indigene Führungspersönlichkeit der Ethnie
Guajajara und Forscher am Nationalmuseum von Rio de Janeiro. Gegenüber
AFP erklärte der Linguist und Forscher, der Brand des Nationalmuseums
sei "ein Anschlag auf das kollektive historische Gedächtnis und auf
die Sprache der brasilianischen Ureinwohner".

"Man spricht von Linguizid und Epstemizid, wenn das Wissen und die
Kultur eines Volkes vollständig ausgelöscht wurden. Der Brand hat
genau das zur Folge", stellt Urutau betroffen fest. Laut AFP waren in
dem Museum 20 Millionen Objekte von 300 indigenen Völkern gelagert.
Gleichzeitig war es der Sitz des Dokumentationszentrums für indigene
Sprachen CELIN (Centro de Documentación de Lenguas Indígenas). Dazu
Urutau: "Das Museum verfügte über eine national und international
einmalige Sammlung indigener Sprachzeugnisse."


URL des Artikels:

https://www.npla.de/poonal/indigener-forscher-der-brand-im-nationalmuseum-von-rio-ist-ein-kultureller-ethnozid


Der Text ist lizenziert unter Creative
Commons Namensnennung-Weitergabe unter gleichen Bedingungen 4.0
international.

https://creativecommons.org/licenses/by-sa/4.0/

 * 

Quelle:

poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Herausgeber: Nachrichtenpool Lateinamerika e.V.

Köpenicker Straße 187/188, 10997 Berlin

Telefon: 030/789 913 61

E-Mail: poonal@npla.de

Internet: http://www.npla.de
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AUSSTELLUNG/4433: Potsdam - Beiderseits der Oder. Geschichtsraum. Grenzraum. Begegnungsraum, bis 20.1.2019


idw - Pressemitteilung: Technische Universität Berlin

TU Berlin: Beiderseits der Oder: Geschichtsraum / Grenzraum / Begegnungsraum

Ausstellung mit Beteiligung des Masterstudienganges Bühnenbild_Szenischer Raum

vom 7. September 2018 bis 20. Januar 2019



Im Rahmen des Themenjahres Kulturland Brandenburg 2018 "wir erben.
Europa in Brandenburg - Brandenburg in Europa" und des Europäischen
Kulturerbejahres 2018 "SHARING HERITAGE" haben Studierende des
Masterstudiengangs Bühnenbild_Szenischer Raum eine
dokumentarisch-künstlerische Rauminszenierung entworfen, die die
Region beiderseits der Oder als einen erinnerungsgeschichtlichen europäischen Raum
beschreibt, der Deutschen und Polen gemeinsam ist. Die Ausstellung
wird realisiert in Zusammenarbeit mit dem Haus der 
Brandenburgisch-Preußischen Geschichte und dem Masterstudiengang Bühnenbild_Szenischer
Raum der TU Berlin unter der Leitung von Prof. Kerstin Laube.

Angesichts aktueller Diskussionen um eine europäische Haltung zu
Flucht und Vertreibung versucht die Ausstellung Antworten darauf zu
finden, wie aus der Fremde eine Heimat wird, und wie dort neue
kulturelle Identitäten entstehen. "Beiderseits der Oder" ist keine
klassische Ausstellung, sondern eine dokumentarisch-künstlerische
Rauminszenierung. Im Mittelpunkt stehen Menschen, die beiderseits des
Grenzflusses Oder in einer Region leben, die zu zwei Staaten gehört:
als Ziemia Lubuska zur Republik Polen und als Märkisch Oderland in
Brandenburg zur Bundesrepublik Deutschland. In einer Region, die heute
beispielhaft für die europäische Erinnerungsgeschichte ist.

Zeit: 7. September 2018 bis 20. Januar 2019

Di-Do 10-17 Uhr, Fr-So und an Feiertagen 10-18 Uhr, Mo geschlossen

Ort: Haus der Brandenburgisch-Preußischen Geschichte, Kutschstall, Am
Neuen Markt 9, 14467 Potsdam

Hinweis: Eintritt: 5 Euro, ermäßigt 3 Euro, freitags 3 Euro für alle

Zur Vorbereitung der Ausstellung ging 2018 ein Team des Hauses der
Brandenburgisch-Preußischen Geschichte (HBPG) gemeinsam mit
Studierenden des Masterstudiengangs Bühnenbild_Szenischer Raum der TU
Berlin auf Spurensuche beiderseits der Oder. Sie trafen Menschen aus
Polen und Deutschland, deren Lebens- und Familiengeschichten geprägt
sind durch Flucht, Vertreibung oder Umsiedlung während des Zweiten
Weltkriegs bzw. nach der Spaltung Europas in der Nachkriegszeit. Die
Gesprächspartnerinnen und -partner berichteten, wie die Heimat der
Vorfahren nur in familiären Erinnerungen weiterbesteht, wie das neue
Zuhause als Ort des Geborgenseins gelebt wird, und wie sie sich dem
gemeinsamen kulturellen Erbe und damit auch den Nachbarn jenseits der
Oder öffnen.

Mit dem vor Ort zusammengetragenen Material gestalteten die
Studierenden aus Deutschland, Italien, Thailand und Weißrussland unter
Leitung von Prof. Kerstin Laube eine experimentelle, mediale
Szenografie für die Ausstellung. Ergänzendes Interviewmaterial
steuerte der Schauspieler, Filmemacher und Theaterregisseur Tobias
Lenel bei, der 2013/14 mit polnischen und deutschen Schüler*innen auf
Recherchereise entlang der Oder unterwegs war.

Die Komposition aus historischen und aktuellen Bildern, Audio- und
Videosequenzen sowie die speziell für die Ausstellung geschaffenen
künstlerischen Installationen nehmen die Besucherin oder den Besucher
mit auf eine assoziative Reise durch die Welt beiderseits der Oder.
Die subjektiven Erinnerungen von Zeitzeuginnen, Zeitzeugen und
Nachgeborenen bleiben unkommentiert, zugleich wird der historische
Hintergrund durch Karten, Bilder und Texte anschaulich gemacht.

Die Ausstellung entstand in Partnerschaft mit dem Muzeum Ziemi
Lubuskiej (Museum des Lebuser Landes) in Zielona Góra, dem Muzeum
Lubuskie im. Jana Dekerta (Lebuser Museum Jan Deckert) in Gorzów
Wielkopolski, dem Gubinski Dom Kultury (Gubiner Kulturhaus),
Oderläufe e.V. und dem Bildungs- und Begegnungszentrum Schloß Trebnitz
e.V. sowie mit freundlicher Beratung des Zentrums für Historische
Forschung Berlin der Polnischen Akademie der Wissenschaften/Centrum
Badan Historycznych Polskiej Akademii Nauk w Berlinie.

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution52

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Technische Universität Berlin, 03.09.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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LESUNG/4138: Sankt Augustin und Rheinbach - Das Herbstprogramm "Zu Gast auf dem Sofa", 19.09.-28.11.2018


idw - Pressemitteilung: Hochschule Bonn-Rhein-Sieg

"Zu Gast auf dem Sofa" mit einer Weltpremiere und weiteren
Highlights 



Die Lesereihe "Zu Gast auf dem Sofa" der Hochschul- und
Kreisbibliothek Bonn-Rhein-Sieg (HuKB) ist im Kulturkalender der
Region rund um Bonn eine etablierte Größe. Das Herbstprogramm der
Reihe mit einer Kombination aus Lesungen und Diskussionen wartet mit
zwei für den Deutschen Buchpreis nominierten Romanen von Stephan Thome
und Gianna Molinari, und einer Weltpremiere auf: Julia Shaw stellt ihr
Buch "Böse - Die Psychologie unserer Abgründe" am Campus Rheinbach
erstmals der Welt vor, auf Englisch erscheint das Werk erst Anfang
2019.

Die Kriminalpsychologin Julia Shaw vom University College London
taucht das Phänomen des Bösen in neues Licht. Sie sucht und findet das
Böse nicht nur in den Gehirnen von Massenmördern, sondern in jedem von
uns. Und sie erläutert mithilfe psychologischer Fallstudien und
neuester neurowissenschaftlicher Erkenntnisse, wie wir uns mit unserer
dunklen Seite versöhnen. Schon ihr Sachbuch-Debüt "Das trügerische
Gedächtnis" wurde 2016 international zum Bestseller und erschien in 17
Sprachen.

Am Anfang und am Ende des Herbstprogramm stehen die für den Deutschen
Buchpreis nominierten Autoren: Stephan Thome kommt am Mittwoch, 19.
September 2018, mit "Gott der Barbaren" in die HuKB in Sankt Augustin.
Gianna Molinari. Molinari liest am Mittwoch, 28. November 2018, aus
"Hier ist noch alles möglich" am Campus Rheinbach

Als weiteres Highlight konnte die Bibliothek Julian Nida-Rümelin,
ehemals Kulturstaatsminister, und Nathalie Weidenfeld für eine
Buchvorstellung gewinnen. Gemeinsam stellen sie "Digitaler Humanismus.
Eine Ethik für das Zeitalter der künstlichen Intelligenz" am
Donnerstag, 25. Oktober 2018, am Campus Sankt Augustin vor.

Die Schauspielerin, Regisseurin und Autorin Adriana Altaras, bekannt
geworden mit ihren Büchern "Titos Brille" und "Doitscha", gibt sich am
Montag, 5. November 2018, mit ihrem neuen Buch "Die jüdische
Souffleuse" ebenfalls in Sankt Augustin die Ehre.

Mit hochklassiger Literatur und Sachbüchern zu aktuellen Themen stößt
die Veranstaltungsreihe seit vielen Jahren auf große Resonanz. Das
Publikum schätzt insbesondere das persönliche Ambiente und die
Möglichkeit, mit den Autoren zu diskutieren. Die Lesungen finden in
der HuKB der Hochschule Bonn-Rhein-Sieg am jeweils genannten Campus
statt und beginnen um 19.30 Uhr. Der Eintritt kostet 10, ermäßigt 6
Euro. Kartenreservierung telefonisch unter 02241/865-680 oder per
E-Mail an bibliothek@h-brs.de

Das Herbstprogramm "Zu Gast auf dem Sofa" im Überblick:

Stephan Thome: Gott der Barbaren (Roman)

Nominiert für den Deutschen Buchpreis

(Mittwoch, 19. September 2018, Sankt Augustin, Grantham-Allee 20)

Julia Shaw: Böse - Die Psychologie unserer Abgründe

(Dienstag, 25. September 2018, Rheinbach, Von-Liebig-Straße 20)

Julian Nida-Rümelin und Nathalie Weidenfeld: Digitaler Humanismus. 
 
Eine Ethik für das Zeitalter der künstlichen Intelligenz.

(Donnerstag, 25. Oktober 2018, Sankt Augustin, Grantham-Allee 20)

Adriana Altaras: Die jüdische Souffleuse

(Montag, 5. November 2018, Sankt Augustin, Grantham-Allee 20)

Gianna Molinari: Hier ist noch alles möglich (Roman)

Nominiert für den Deutschen Buchpreis

(Mittwoch, 28. November 2018, Rheinbach, Von-Liebig-Straße 20)

Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.h-brs.de/de/bib/lesungen

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution196

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Hochschule Bonn-Rhein-Sieg, 11.09.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 13. September 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / BILDUNG UND KULTUR / VERANSTALTUNGEN





VORTRAG/8376: Bocholt - Multimediale Zeitreise "Europa und der Erste Weltkrieg" am 18.9.


Multimediale Zeitreise "Europa und der Erste Weltkrieg"

18. September 2018 // 19 Uhr // Drosselsaal LWL-Textilwerk



Bocholt (PID). Zum Gedenken an das Ende des 1. Weltkriegs vor 100
Jahren wird in Bocholt die 60-minütige multimediale Live-Dokumentation
"Europa und der erste Weltkrieg" veranstaltet. Sie wird präsentiert
von Ingo Espenschied, einem international renommierten Politologen und
Vortragsprofi. Dazu laden das Europe-Direct Informationszentrum
Bocholt, die Europa-Union Bocholt e.V. sowie der Landschaftsverband
Westfalen-Lippe (LWL) alle Interessierten ein.

Stattfinden wird die Multimediashow am Dienstag, 18. September 2018,
um 19 Uhr im Drosselsaal der Spinnerei des Textilwerks an der
Industriestraße 5 in Bocholt. Der Eintritt ist frei.

Vom ersten Weltkrieg bis zur EU

Die Idee unseres heutigen Europas wurzelt in den Geschehnissen des
ersten Weltkrieges. Wo steht unser Kontinent heute und was können wir
für die Zukunft Europas aus dem Trauma des ersten Weltkriegs lernen?
Ingo Espenschied schlägt eine Brücke zwischen der 'Urkatastrophe
Europas' und der Europäischen Union.

Innovative Präsentation

Die Gäste erwartet eine rasante Zeitreise durch die Geschichte Europas
im DOKUlive-Format. Seit mittlerweile 10 Jahren begeistert Ingo
Espenschied seine Zuschauer durch diese besondere Vortragsweise. Mit
einem innovativen Medienmix aus Bildern, Videos, Animationen und
Grafiken konnte er bereits viele Menschen für politische Themen
interessieren. Das Grußwort spricht der erste Stadtrat von Bocholt,
Thomas Waschki. Finanziert wird die Veranstaltung durch Mittel der
Europäischen Union.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Dienstag, 11. September 2018

Stadt Bocholt

PRESSE- und INFORMATIONSDIENST

Berliner Platz 1, 46395 Bocholt

Telefon: (0 28 71) 953-327, -209, -571

Fax: (0 28 71) 953-189

E-Mail: pid@mail.bocholt.de

Internet: www.bocholt.de
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VORTRAG/8375: Magdeburg - "Historischer Flußverlauf der Elbe" am 18. September


Unbekannte Elbe: Historische Karten zeigen den Flussverlauf um 1700

Vortrag im Alten Rathaus am 18. September um 19.00 Uhr



Über "Zwei frühe Manuskriptkarten des Elbverlaufs bei Magdeburg"
referiert Diplom-Geoökologe Thomas Recknagel am 18. September um 19.00
Uhr im Kaiserin-Adelheid-Foyer des Alten Rathaus. Die Veranstaltung
des Stadtarchivs ist Teil seiner Vortragsreihe zur Stadtgeschichte.
Alle Interessierten sind dazu willkommen. Der Eintritt ist frei.

Der Förderverein "Freunde des Stadtarchivs Magdeburg" hat 2015 und
2016 die Chance ergriffen, zwei kolorierte Federzeichnungen zu
erwerben. Sie bereichern die Kartensammlung des Stadtarchivs, die mehr
als 1.300 Stücke seit Mitte des 16. Jahrhunderts umfasst. Die
handgezeichneten Karten zeigen den früheren Elbverlauf bei Magdeburg,
aber auch die Dörfer der Umgebung und wichtige Landmarken wie die
Klusbrücke. Die großformatigen Werke beweisen, dass schon vor mehr als
300 Jahren Ingenieure versuchten, den Strom zu bändigen und dafür
immer genauere Karten anzulegen.

Der Referent Thomas Recknagel aus Koblenz arbeitet an der
Bundesanstalt für Gewässerkunde, hat die Karten im Zusammenarbeit mit
dem Stadtarchiv untersucht und die Ergebnisse im landesgeschichtlichen
Jahrbuch "Sachsen und Anhalt" veröffentlicht. Am Ende stand die
Erkenntnis: Die Karten sind deutlich älter und weitaus präziser als
ursprünglich angenommen.

Der Vortrag präsentiert die beiden Funde erstmals einer breiten
Öffentlichkeit. Wer die Elbe mit nach Hause nehmen möchte, hat am
Rande der Veranstaltung Gelegenheit, einen Faksimiledruck zu erwerben.
Der Erlös unterstützt den Verein "Freunde des Stadtarchivs Magdeburg"
bei seiner Vereinsarbeit.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Montag, 10. September 2018

Landeshauptstadt Magdeburg, Büro des Oberbürgermeisters

Team Presse- und Öffentlichkeitsarbeit

Alter Markt 6, 39104 Magdeburg

Telefon: (03 91) 5 40 27 69, -2717

Fax: (03 91) 5 40 21 27

E-Mail: presse@magdeburg.de

Internet: www.magdeburg.de
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EUROPA/405: Ungarn - EU-Parlament sendet deutliches Zeichen der Solidarität an die unterdrückte Zivilgesellschaft


Amnesty International - Pressemitteilung vom 12. September 2018

Ungarn: EU-Parlament sendet deutliches Zeichen der Solidarität an die
unterdrückte Zivilgesellschaft

Kommentar von Amnesty International zur heutigen Entscheidung in Straßburg



BERLIN, 12.09.2018 - Das Europäische Parlament hat heute mit der
erforderlichen Zweidrittelmehrheit einen Bericht zur Situation in Ungarn
angenommen und damit einen wichtigen Schritt in Richtung eines
Rechtsstaatsverfahren nach Artikel 7 des EU-Vertrags ausgelöst. Dazu
erklärt Markus N. Beeko, Generalsekretär von Amnesty International in
Deutschland:

"Das Europäische Parlament hat heute den Menschenrechten und Grundwerten
der EU deutlich den Rücken gestärkt. Die Entscheidung der Abgeordneten ist
ein klares Zeichen, dass die systematischen Verletzungen von EU-Grundwerten
durch die ungarische Regierung nicht länger hingenommen werden. Es ist auch
ein wichtiges Signal der Solidarität an die ungarische Zivilgesellschaft in
Ungarn, die diffamiert und kriminalisiert wird. Jetzt muss das europäische
Rechtsstaatsverfahren genutzt werden, um im EU-Land Ungarn wieder
Menschenrechte und Rechtsstaatlichkeit zu stärken."

 * 

Quelle:

Pro Asyl - Pressemitteilung vom 12. September 2018

Postfach 160 624, 60069 Frankfurt/M.

Telefon: +49 069 - 23 06 88, Fax: +49 069 - 23 06 50

E-Mail: proasyl@proasyl.de

Internet: www.proasyl.de
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EUROPA/655: Kosovo/Serbien - Grenzverschiebung wäre falsches Signal!


Gesellschaft für bedrohte Völker - Pressemitteilung vom 12. September 2018

Kosovo/Serbien: Diskussion über Grenzverschiebung -
Minderheitenprobleme lösen sich nicht auf dem machtpolitischen
Reißbrett!



Berlin/Bozen, den 12. September 2018 - Mit Sorge verfolgt die
Gesellschaft für bedrohte Völker (GfbV) die aktuelle Diskussion über
eine mögliche Grenzverschiebung oder einen Gebietsaustausch zwischen
dem Kosovo und Serbien. Der GfbV-Bundesvorsitzende Jan Diedrichsen
(Berlin) warnte am Mittwoch vor einem "Grenzdeal" über die Köpfe der
Menschen hinweg: "Statt auf dem Reißbrett Träume von "homogenen
Bevölkerungen" auszuleben, sollten sich sowohl Serbien als auch
Kosovo ihren jeweiligen Minderheiten widmen - hier gibt es
erheblichen Nachholbedarf - auf beiden Seiten."

Die Idee von einer Grenzverschiebung hatten die Präsidenten des
Kosovo und Serbiens, Hashim Thaci und Aleksander Vucic, selbst ins
Spiel gebracht. Thaci würde angeblich auf den serbisch dominierten
Nordkosovo verzichten, wenn Serbien die Unabhängigkeit des Kosovo
anerkennt. Im Fall eines Gebietsaustauschs könnte der Kosovo drei
albanisch dominierte Gemeinden des Presevo-Tals in Südserbien
dazubekommen. EU-Erweiterungskommissar Johannes Hahn hatte erklärt,
dass unter Vermittlung der EU darüber zu reden und zu verhandeln sei.

Im Grundsatz seien direkte Verhandlungen zwischen Serbien und Kosovo
immer zu befürworten und ein bilaterales Abkommen zum
Minderheitenschutz wäre ein Meilenstein auf dem Weg zu einer
EU-Mitgliedschaft, betonte der Präsident der GfbV International,
Wolfgang Mayr (Bozen). Nordkosovo sollte jedoch nicht abgetrennt
werden, sondern dort sollte eine Autonomielösung nach dem Vorbild von
Südtirol entstehen, die eine Selbstverwaltung ermöglicht. Kosovo und
Serbien verhandeln seit 2011 über eine Normalisierung der
Beziehungen.

"Nur wenn es gelingt, den Minderheiten Respekt und Anerkennung zu
zollen und sie vor allem die eigenen Geschicke mitgestalten zu
lassen, wird der Westbalkan zur Ruhe kommen", ist Diedrichsen
überzeugt. "Der Grundsatz der Kopenhagener Kriterien für eine
Aufnahme in die EU muss strikt eingehalten werden: Kein anständiger
Minderheitenschutz - keine Aufnahme in die EU! Eine Grenzverschiebung
ist dafür das völlig falsche Signal und auch keine praxistaugliche
Lösung."

Der Westbalkan ist weiterhin tief gespalten. Die Situation, nicht
zuletzt mit Blick auf die Minderheiten, bleibt äußerst angespannt.
"Man muss kein Prophet sein, um zu vermuten, dass bei einer
Grenzverschiebung im Kosovo sich die Republika Srpska in Bosnien und
Herzegowina oder die albanische Minderheit in Mazedonien nicht lange
bitten lassen werden, die eigene Unabhängigkeit zu erklären", warnt
Diedrichsen.

Die EU müsse auch auf dem Westbalkan ihrem Motto "in Vielfalt geeint"
entsprechen und keine Präzedenzfälle für Bestrebungen zur
Homogenisierung der Bevölkerung schaffen, fordert Diedrichsen. Die EU
solle sich statt für neue Grenzziehungen für einen kohärenten und
verbindlichen Minderheitenschutz in ganz Europa einsetzen. "Es ist
nicht nachvollziehbar, dass die Europäische Kommission zwar gegen das
völkerrechtlich verbriefte Recht auf Selbstbestimmung argumentiert,
aber ohne weiteres Zögern sofort auf den Wagen von potentiellen
Grenzverschiebungen aufspringt, wenn dies von Regierungschefs ins
Spiel gebracht wird. Vertrauen in den Minderheitenregionen Europas
wird so nicht entstehen - ganz im Gegenteil."

Die Gesellschaft für bedrohte Völker (GfbV) fordert alle Beteiligten
eindringlich dazu auf, föderale Lösungen und regionale
Autonomiemodelle / Selbstverwaltungen in Europa zu stärken: "Wir
brauchen ein Europa der Regionen und ein Europa der Minderheiten.
Keine homogene Nationalstaaten."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 12. September 2018

Herausgeber: Gesellschaft für bedrohte Völker e. V.

Postfach 20 24, D-37010 Göttingen

Telefon: 0551/499 06-25, Fax: 0551/58028

E-Mail: presse@gfbv.de

Internet: www.gfbv.de
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AUFRUF/108: Schweiz - Allianz erreicht in Rekordzeit ihr Ziel von 25.000 Unterstützern (Pressenza)


Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Allianz erreicht in Rekordzeit ihr Ziel von 25.000 Unterstützern


Pressemitteilung der Allianz gegen Waffenexporte vom 11. September
2018



Vor zwei Tagen hat die Allianz gegen Waffenexporte in
Bürgerkriegsländer [1] angekündigt, dass es nur eine Volksinitiative
geben wird, wenn 25.000 Personen bereit wären, je vier Unterschriften
zu sammeln (Pressenza berichtete). Nun hat sich gezeigt, dass die
Unzufriedenheit in der Bevölkerung so massiv ist, dass dieses hoch
gesteckte Ziel in weniger als zwei Tagen erreicht werden konnte.

Die Allianz gegen Waffenexporte in Bürgerkriegsländer ist überwältigt
von den tausenden Menschen, die sich bereit erklärt haben, mitzuhelfen
und Unterschriften zu sammeln. 25.000 Menschen in weniger als zwei
Tagen sind ein historisches Ereignis in der Schweizer Politik und
zeigen den massiven Unmut in breiten Teilen der Bevölkerung gegenüber
Waffenexporten in Bürgerkriegsländer.

Auch wenn sich nun schon 25.000 Personen bereit erklärt haben, je vier
Unterschriften gegen Waffenexporte in Bürgerkriegsländer zu sammeln,
läuft der Aufruf weiter. Je mehr Menschen mitmachen, desto höher wird
der Druck auf den Bundesrat, zur Vernunft zurückzukehren. Die Allianz
lanciert zudem einen "Last Call" an den Bundesrat, die geplante
Verordnungsänderung noch zu stoppen.

Wie bereits an der Pressekonferenz angekündigt wurde, liegt der
Initiativtext momentan bei der Bundeskanzlei zur Vorprüfung. Wann
dieser genau im Bundesblatt veröffentlicht wird, ist zum aktuellen
Zeitpunkt noch unklar - spätestens wohl gegen Ende des Jahres. Bis
dahin bleibt dem Bundesrat also noch genügend Zeit, dieses enorme
Zeichen aus der Bevölkerung ernst zu nehmen und auf Waffenexporte in
Bürgerkriegsländer zu verzichten.


Anmerkung:


[1] https://korrektur-initiative.ch/


Der Text steht unter der Lizenz Creative Commons 4.0

http://creativecommons.org/licenses/by/4.0/

 * 

Quelle:

Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Reto Thumiger

E-Mail: redaktion.berlin@pressenza.com

Internet: www.pressenza.com/de
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STANDPUNKT/277: Keine Beteiligung Deutschlands an Luftangriffen in Syrien (Kampagne "Macht Frieden.")


Pressemitteilung der Kampagne

"MACHT FRIEDEN. Zivile Lösungen für Syrien" vom 12.09.2018

Keine Beteiligung Deutschlands an Luftangriffen in Syrien



Berlin/Bonn. - Die Kampagne "MACHT FRIEDEN. Zivile Lösungen für Syrien"
nimmt die jüngsten Aussagen von Verteidigungsministerin Ursula von der
Leyen entsetzt zur Kenntnis. Laut Medienberichten erwägt von der Leyen im
Falle eines Giftgaseinsatzes durch die syrische Regierung eine aktive
Beteiligung Deutschlands an sogenannten Vergeltungsschlägen in Syrien. Umso
mehr begrüßt die Kampagne die Ankündigung der SPD, einer Beteiligung
Deutschlands an derartigen Militärschlägen in Syrien weder in der Regierung
noch im Parlament zustimmen zu wollen.

Die Lage in den Regionen Idlib und Hama ist seit Wochen angespannt. Viele
Zivilist*innen sind den Luftangriffen der syrischen und russischen Armee
bereits zum Opfer gefallen. Zusätzliche Angriffe aus der Luft werden nicht
zum Schutz der Bevölkerung beitragen, sondern das Leid der Menschen vor Ort
weiter verstärken.

Vor dem Hintergrund, dass der Wissenschaftliche Dienst des Bundestages die
Militärschläge der USA, Großbritanniens und Frankreichs als Reaktion auf
den mutmaßlichen Giftgaseinsatz der syrischen Regierung im April 2018 als
völkerrechtswidrig eingestuft hatte und in einem weiteren Gutachten vom
Montag außerdem die Verfassungswidrigkeit derartiger Vergeltungsschläge
feststellt, ist die Erwägung des Verteidigungsministeriums, sich aktiv zu
beteiligen, nicht nachvollziehbar. Der mutmaßliche Einsatz von Giftgas
durch die syrische Regierung, der als Rechtfertigung für die Luftschläge
der USA und ihrer Verbündeten diente, konnte von der OPCW bis heute nicht
nachgewiesen werden. Eine Seite behauptet die Vorbereitung der Vortäuschung
eines Giftgaseinsatzes, die andere droht für den Fall des Einsatzes
chemischer Kampfstoffe mit militärischer Intervention.

"Die Bundesregierung darf nicht zur Eskalation des Konfliktes beitragen",
erklärt Campaignerin Kathi Müller und ergänzt: "Deutschland kann etwas zum
Schutz der syrischen Bevölkerung beitragen, indem es Militärschläge der
eigenen Bündnispartner verhindert, nicht indem es sich an solchen
beteiligt."

Die Kampagne bedauert, dass sich einzelne Bundestagsabgeordnete bereits für
eine Beteiligung der Bundeswehr an Militärschlägen ausgesprochen haben.
Besonders paradox sind dabei die Stimmen aus der Partei Bündnis 90/Die
Grünen, die nach den Luftangriffen der USA, Großbritanniens und Frankreichs
im April 2018 die Einhaltung des Völkerrechts und die Aufklärung von
Kriegsverbrechen in Syrien eingefordert hatten. "Wie passt die Verurteilung
der Angriffe im April mit der Zustimmung zu künftigen möglichen
Militärschläge zusammen?", fragt Müller und erklärt weiter: "Die
Ausgangslage ist die gleiche."

Die Kampagne schließt sich den Forderungen Papst Franziskus' an, der vor
einem Militärschlag gegen die syrische Regierung warnt und alle
Konfliktparteien dazu aufruft, Menschenrechte zu achten und die Sicherheit
der Zivilbevölkerung in Idlib zu wahren. Wir appellieren an die
Bundesregierung und die Bundestagsabgeordneten, nach konstruktiven Lösungen
für den Konflikt in Syrien zu suchen. Deutsche Politiker*innen müssen sich
für den Einsatz gewaltfreier und ziviler Mittel zum Stopp der Gewalt
einsetzen. Statt völkerrechtswidrige Militärschläge zu erwägen sollte die
Bundesregierung nachhaltige Friedensprozesse fördern und in den
Wiederaufbau des Landes investieren.

Die Kampagne "MACHT FRIEDEN. Zivile Lösungen für Syrien" wird getragen von
25 Organisationen und Gruppen der deutschen Friedensbewegung, darunter die
IPPNW, die DFG-VK, das Netzwerk Friedenskooperative, der Versöhnungsbund
und pax christi. Hier finden Sie mehr Informationen über die Kampagne und
die beteiligten Trägerorganisationen.

 * 

Quelle:

MACHT FRIEDEN. Zivile Lösungen für Syrien

c/o Netzwerk Friedenskooperative

Römerstr. 88, 53111 Bonn

Telefon: 0228 / 692904

E-Mail: info@macht-frieden.de

Internet: www.macht-frieden.de
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STANDPUNKT/276: Warnung vor Eskalation des Syrien-Krieges unter deutscher Beteiligung (Bremer Friedensforum)


Bremer Friedensforum - Pressemitteilung vom 12. September 2018

Bremer Friedensforum warnt vor Eskalation des Syrien-Krieges unter
deutscher Beteiligung

Ministerin von der Leyen muss zurücktreten



Bremen. Die Bundesregierung hat bei der Sondersitzung des
Verteidigungsausschusses heute Morgen einen Kriegseinsatz der Bundeswehr in
Syrien nicht ausgeschlossen. Der Wissenschaftliche Dienst des Bundestags
dagegen bestätigte eindeutig, dass die angedrohte "Vergeltungsaktion" ohne
UN-Mandat in Syrien völkerrechtswidrig ist.

Verteidigungsministerin von der Leyen sorgte mit der Plan-Enthüllung für
Furore, deutsche Tornado-Flugzeuge in Syrien bombardieren zu lassen. Und
einzelne Politiker aus CDU, CSU, FDP und von den Grünen sprangen ihr
sogleich bei. Der Plan beinhaltet, diesen Kriegseinsatz ohne Zustimmung des
Bundestages umzusetzen - der Eile wegen!

Eine Verteidigungsministerin, die so etwas plant, muss zurücktreten!

Das Bremer Friedensforum wendet sich mit Entschiedenheit gegen eine weitere
völkerrechtswidrige Beteiligung an den Luftangriffen in Syrien. "Die
Bundesregierung darf nicht zur Eskalation des Konfliktes beitragen",
erklärt das Bremer Friedensforum und ergänzt: "Deutschland kann etwas zum
Schutz der syrischen Bevölkerung beitragen, indem es Militärschläge der
eigenen Bündnispartner verhindert, nicht indem es sich an solchen
beteiligt."

Das Bremer Friedensforum schließt sich den Forderungen Papst Franziskus'
an, der vor einem Militärschlag gegen die syrische Regierung warnt und alle
Konfliktparteien dazu aufruft, Menschenrechte zu achten und die Sicherheit
der Zivilbevölkerung in Idlib zu wahren.

"Wir appellieren an die Bundesregierung und die bremischen
Bundestagsabgeordneten, nach konstruktiven Lösungen für den Konflikt in
Syrien zu suchen. Deutsche Politiker müssen sich für den Einsatz
gewaltfreier und ziviler Mittel zum Stopp der Gewalt einsetzen. Statt
völkerrechtswidrige Militärschläge zu erwägen, sollte die Bundesregierung
nachhaltige Friedensprozesse fördern und in den Wiederaufbau des Landes
investieren", so der Sprecher*innenkreis des Friedensforums.

Sollte es erneut zu einer völkerrechtswidrigen Beteiligung der
Bundesregierung an einem Kriegseinsatz kommen, ruft das Bremer
Friedensforum im Rahmen der bundesweiten Friedensbewegung zum Protest auf
den Straßen und Plätzen auf - auch in der Hansestadt.

 * 

Quelle:

Bremer Friedensforum

Villa Ichon, Goetheplatz 4 - 28203 Bremen

Telefon: 0049 - (0) 421-3 96 18 92

E-Mail: info@bremerfriedensforum.de

http://www.bremerfriedensforum.de
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EVENT/016: New Hamburg Festival - SoliPolis, Eröffnungswochenende am 15. und 16.09.2018


NEW HAMBURG FESTIVAL: SoliPolis

Ideen und Konzepte einer Solidarischen Stadt

Eröffnungswochenende 15. + 16. September | Immanuelkirche Veddel

Ein Kooperationsprojekt des Deutschen Schauspielhauses Hamburg, des
Ev. Luth. Kirchenkreises Hamburg-Ost und der Kirchengemeinde Veddel.



New York, Toronto, Veddel - am Samstag beginnen zwei Wochen Theater,
Performance, Installation, Musik, Diskurs und Begegnung auf der
Veddel. Nur drei S-Bahn-Stationen vom Hauptbahnhof entfernt steht der
kleine Stadtteil inmitten der Elbe zwei Wochen im kulturellen Fokus
und lockt so manche*n waschechte*n Hamburger*in auf unbekanntes
Terrain.

NEW HAMBURG - das Kooperationsprojekt des Deutschen Schauspielhauses
Hamburg, des Ev.Luth. Kirchenkreises Hamburg Ost und der
Kirchengemeinde Veddel - startet in die fünfte Spielzeit - mit einem
großen Festival. Unter dem Titel »SoliPolis« erforscht es vom 15. bis
30. September gemeinsam mit Initiativen, Aktivist*innen, Kunst- und
Kulturschaffenden sowie weiteren Partner*innen von der Veddel, aus
Hamburg und Deutschland weltweit diskutierte Ideen und Konzepte einer
"Solidarischen Stadt". Zu erwarten sind zwei Wochen prall gefüllt mit
Theater, Performance, Installationen, Diskursformaten und
Begegnungsräumen, die die Veddel zur solidarischen Stadt machen -
Ideen, die weltweit in Metropolen wie New York, Toronto oder Barcelona
gedacht und bereits gelebt werden, werden nach Hamburg getragen und
durch die (performative) Gestaltung des Stadtteils für die Veddel neu
erlebbar gemacht.

Gestartet wird am Samstag, 15.9. um 15 Uhr mit einer INTERRELIGiÖSEN
ERÖFFNUNG - Für viele Menschen auf der Veddel spielen Religion und
Glaube eine wichtige Rolle. Seit über vier Jahren pflegen die
verschiedenen Gemeinden des Stadtteils den Austausch und begeben sich
auf die Suche nach einem sozialen Miteinander. Daher wird das Festival
»SoliPolis« mit Grußworten von Bischöfin Kirsten Fehrs und Imam Mehmet
Karao?lu gemeinsam eröffnet.

Weiter geht es um 16 Uhr mit UNITED VISIONS - einer Parade der Puppen.
Der Künstler Oscar Olivo greift mit vor Ort gebauten übermenschlich
großen Puppen die Themen des Stadtteils und des sozialen Miteinanders
auf, verarbeitet sie zu kleinen Narrativen. Schon der gemeinsame Bau
der Puppen war ein Menschen verbindendes Vergnügen und wird in den
zwei Wochen Festivaldauer noch weiter betrieben.

Danach geht es in der Ausstellung und dem Gespräch »New York, Toronto,
Veddel: Solidarity Cities« um das, was eine Solidarische Stadt
ausmacht. Das Festival blickt in der Ausstellung und dem Gespräch »New
York, Toronto, Veddel: Solidarity Cities« weit über den Hamburger
Tellerrand und öffnet sich international erprobten Impulsen. Mit
Expertinnen wie Anka Kleff, Mitglied der internationalen Kommission
von Barcelona en Comú, Laura Colini (Beraterin städtische EU-Politik,
Tesserae/ ogino:knauss) und Christine Hentschel wird diskutiert, was
eine Solidarische Stadt ausmacht.

Am Abend gibt?s Fun in the Church: Ozan Ata Canani & Band feat. Derya
YÕldÕrÕm / Sedah Hajusom / ATG. Ozan Ata Canani, Erfinder des
türkischen Songs in deutscher Sprache, startete in den späten
Siebzigern mit seinen musikalischen Grenzgängen. Damals schien die
Zeit nicht reif für seine Poesie. Mittlerweile ist sein Song »Deutsche
Freunde« eine Art Doyc-Deutsche Nationalhymne und seine neue Single
»Alle Menschen dieser Erde« bringt uns (vielleicht) dem Weltfrieden
ein Stück näher. Ab 23 Uhr garantiert Booty Carell & Friends für
Perlen des Minority-Pop auf den Plattentellern. Nostalgie und
Neugierde begegnen sich auf dem Dancefloor!

Am Sonntag, den 16. September, gibt es neben einer Trickfilmwerkstatt
von jungen Expert*innen der Schule auf der Veddel für Kids, zwei
Konzerten, einer Vernissage und einem Workshop die erste Uraufführung
des Festivals: Paulina Neukampf entwickelt in der Veddeler Kneipe
»Zonck« ein Stück zu Arbeitswelten und sozialen Rückzugsorten. Anhand
von Interviews und Gesprächen mit Veddeler*innen hat sie ein Stück
entwickelt, das mit Humor und atmosphärischer Dichte mit einem
gemischten Ensemble aus Berufsschauspieler*innen u.a. aus dem Ensemble
des Deutschen Schauspielhauses und ieler*innen u.a. aus dem Ensemble
des Deutschen Schauspielhauses und Veddeler*innen die Zusammenhänge
zwischen den Strukturen einer leistungsorientierten Gesellschaft und
individuellen Strategien der Selbstbehauptung rten Gesellschaft und
individuellen Strategien der Selbstbehauptung in Sozial-Kontexten
abseits eines Arbeitsplatzes untersucht.

Das Eröffnungswochenende im Überblick

Sa 15/9

15 Uhr Interreligiöse Eröffnung / Wilhelmsburger Platz

16 Uhr Performance / United in Visions / Wilhelmsburger Platz

16 Uhr Ausstellung / New York, Toronto, Veddel: Solidarity Cities / envilao

17.30 Uhr Gespräch / New York, Toronto, Veddel: Solidarity Cities / envilao

20 Uhr Musik / Fun in the Church / Immanuelkirche

23 Uhr Musik / Booty Carrel & friends / Immanuelkirche

So 16/9

14 Uhr Trickfilmwerkstatt / Bauplatz

14 Uhr Vernissage / Amaro Mali / Atelier

14 Uhr Planung / Veddel Anbau Nord / Veddeler Norden

15 Uhr Musik / Ansambl Romani Japani / Atelier

16 Uhr Workshop / Roma-Pop: Mutants United Against the Nazification of Pop Culture / envilao

17 Uhr Gespräch / Dranbleiben! / café nova

20 Uhr Theater / Zonck / Gaststätte Zonck /

20 Uhr Musik / Raze de Soare / Kastro / Immanuelkirche

www.new-hamburg.de

www.facebook.com/newhh

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: Hamburg, der 11. September 2018

Ulrike Steffel - Kommunikation

NEW HAMBURG FESTIVAL SoliPolis

info@ulrikesteffel.de

Internet: www.new-hamburg.de
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LESUNG/6180: Braunschweig - Kathrin Reinhardt liest aus S. Zweigs "Brief einer Unbekannten", 16.9.


Kathrin Reinhardt liest aus Stefan Zweigs "Brief einer Unbekannten"



Braunschweig. Die Schauspielerin Kathrin Reinhardt liest am Sonntag,
16. September, um 15 Uhr aus Stefan Zweigs "Brief einer Unbekannten"
im Raabe-Haus, Leonhardstraße 29a. Der Eintritt ist frei.
Reservierungen unter der Telefonnummer 7075834.

In Zweigs Roman geht es um einen Liebesbrief, den Romancier und
Lebemann R. an seinem einundvierzigsten Geburtstag erreicht. Er
enthält die leidenschaftliche Lebensbeichte einer Frau, deren
Lebensmittelpunkt er war. Doch diese Frau ist für ihn nur eine
belanglose Geliebte unter vielen geblieben, letztlich eine Unbekannte.

Stefan Zweig wurde 1881 in Wien geboren und lebte ab 1919 in Salzburg,
bevor er 1938 nach England, später in die USA und schließlich 1941
nach Brasilien emigrierte. Mit seinen Erzählungen und historischen
Darstellungen erreichte er weltweit ein Millionenpublikum. Zuletzt
vollendete er seine Autobiographie "Die Welt von Gestern" und die
"Schachnovelle". Am 23. Februar 1942 schied er zusammen mit seiner
Frau freiwillig aus dem Leben.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Dienstag, 11. September 2018

Stadt Braunschweig

Referat Kommunikation

Platz der Deutschen Einheit 1, 38100 Braunschweig

Telefon: (0531) 470 - 2217, - 3773, - 2757

Telefax: (0531) 470 - 29 94

E-Mail: kommunikation@braunschweig.de

Internet: www.braunschweig.de
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AUSSICHTEN/8395: Und morgen, den 13. September 2018 (SB)


+++ Vorhersage für den 13.09.2018 bis zum 14.09.2018 +++






[image: Jean-Luc 8395 Wetterfrosch - © 2018 by Schattenblick]






Nebel in der Morgenkühle,

Wolken, Sonne wechselhaft,

wechselhaft auch die Gefühle,

die Jean-Lucs Verharrung schafft.
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FRAGEN/004: Riccardo Gatti von Open Arms - "Wir geben nicht auf" (Pressenza)


Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Riccardo Gatti von Open Arms: wir geben nicht auf

Interview von Anna Polo, 11. September 2018



Schließung von italienischen und maltesischen Häfen, Verbot der
Überbringung von Migranten an sichere Orte, Kriminalisierung von
Solidarität, Manipulation von Informationen. Wie soll man auf all das
reagieren? Darüber haben wir mit Riccardo Gatti, Kommandant der Astral
und Missionsleiter der Open Arms der spanischen NGO Proactiva Open
Arms [1], gesprochen.

Wo befinden sich die Schiffe von Proactiva Open Arms zum aktuellen
Zeitpunkt?

Sowohl die Astral als auch die Open Arms liegen im Hafen von Barcelona
fest. In der letzten Zeit hat sich die Situation radikal verändert:
mit der Schließung der italienischen und maltesischen Häfen und dem
Verbot, gerettete Flüchtlinge nicht nur nicht von Bord gehen zu
lassen, sondern auch sie auf größere Schiffe zu transferieren, sind
wir gezwungen, vorübergehend das zentrale Mittelmeer zu verlassen. Die
Open Arms ist ein Schlepper und die Astral ein Segelschiff: obwohl wir
mit ihnen tausende von Menschen gerettet haben, sind es doch immer
noch verhältnismäßig kleine Schiffe, die nicht dafür gebaut sind, um
längere Zeit im Meer zu bleiben, besonders jetzt, da der Herbst vor
der Tür steht. Das Risiko für die Menschen an Bord wäre einfach zu
groß. Früher musste man maximal 1 bis 2 Tage warten, bis man anlegen
und von Bord gehen konnte, jetzt sind es zehn Tage. Das ist das
Resultat der Hetzkampagnen gegen die Rettungsschiffe und ihre
Hilfsorganisationen: sie haben es geschafft, uns aus dem Such- und
Rettungsgebiet zu vertreiben, und sie haben sogar die Häfen für die
italienische Küstenwache gesperrt.

Indem wir vorübergehend von Operationen im Mittelmeer suspendiert
sind, können wir nun nicht mehr unsere Funktion als Beobachter und
Ankläger dessen ausüben, was mit den Flüchtlingen im Meer und in den
libyschen Lagern passiert. Wir sind uns sicher, dass auch in diesen
Tagen wieder Menschen Libyen verlassen werden, aber ohne Schiffe, um
ihnen zur Hilfe zu kommen, wissen wir nicht, wie viele davon sterben
werden.

Angesichts dieser Situation hat sich der Strom der Ankünfte in Spanien
erhöht. Vor einigen Monaten hatten wir der spanischen Regierung
angeboten, sie bei ihren Rettungsaktionen zu unterstützen, aber sie
sagten damals, dass das nicht nötig sei. Jetzt haben sie hingegen
unser Angebot angenommen und wir hoffen, so bald wie möglich ablegen
zu können. Die Open Arms wird in Richtung Straße von Gibraltar
auslaufen und die Astral wird Kurs aufs zentrale Mittelmeer nehmen, um
die Beobachtungs- und Anklagemission zu Verletzungen von
Menschenrechten auf See fortzusetzen.

In jedem Fall werden wir nicht aufgeben! Wir sind auch mit anderen
Hilfsorganisationen in Kontakt, um Formen von Zusammenarbeit und
gegenseitiger Unterstützung zu finden sowie auch eine Lösung, um
wieder im zentralen Mittelmeer in vollem Umfang tätig sein zu können.

Wie können Euch Menschen und andere Organisationen unterstützen,
die an Solidarität und Menschenrechte und unabhängigen Journalismus
glauben?

Eine erste wichtige Form von sehr konkreter Hilfe kommt durch Spenden,
die wir einfach brauchen, um überleben zu können und zum Glück
erhalten wir auch weiterhin diese Unterstützung von der
Zivilgesellschaft.

Ein weiterer essentieller Punkt ist die Verbreitung von korrekter
Information, um sich gegen die enorme Manipulation von realen Daten zu
wehren, gegen Fake News und die medialen Kampagnen gegen die NGOs, die
vor ungefähr zwei Jahren begannen. Inzwischen weiß man, was in Libyen
passiert, wie es den Leuten geht, die die Reise überstanden haben, in
den Auffanglagern und bei der Überfahrt auf dem Meer. Wir müssen
weitermachen, all das anklagen und uns auch den immer weiter
ausufernden fremdenfeindlichen und rassistischen Diskursen
entgegenstellen.

Zudem rufe ich zu einer verstärkten Präsenz von Journalisten,
Parlamentariern und Persönlichkeiten aus dem Showgeschäft auf unseren
Schiffen auf. Einige davon haben uns bei den letzten Missionen bereits
begleitet. Ihre Augenzeugenberichte und Anklagen können durch ihren
Bekanntheitsgrad einen großen Beitrag dazu leisten, die tatsächliche
Situation bekannt zu machen und den Geflüchteten und freiwilligen
Helfern eine Stimme zu geben.

Wie habt Ihr Euch angesichts der langsam aber sicher steigenden
Kriminalisierung von Seenotrettung und Solidarität gefühlt, angesichts
der Ermittlungen gegen Euch und der Beschlagnahmung von Schiffen, den
Schmutzkampagnen und den heftigen Attacken seitens der italienischen
Regierung?

Wir wussten von Anfang an, dass das Lügen und lächerliche
Anschuldigungen ohne jegliche Grundlage waren, und das hat uns
Sicherheit gegeben, es hat uns geholfen, weiter zu machen und keine
Energie zu verlieren, wenn wir zum Beispiel von Di Maio als
"Meerestaxis" bezeichnet wurden. Zudem wissen wir, dass wenn das
System etwas verhindern will, es alle Mittel ausschöpft, die ihm zur
Verfügung stehen, angefangen bei der Manipulation der Informationen.

Ihr habt viele dramatische Situationen miterlebt, was fühlt man in
solchen Momenten?

Sehr viel Wut und Schmerz, weil die Toten im Meer keine Opfer einer
Naturkatastrophe sind, und all das durch effiziente Rettungsaktionen,
humanitäre Korridore usw. hätte verhindert werden können. Wenn die
Migranten an Bord der Diciotti Schiffbrüchige eines Kreuzfahrtschiffes
gewesen wären, wären sie sicherlich nicht dieser beschämenden
Behandlung ausgesetzt gewesen. Aber es waren geschwächte und
traumatisierte Menschen, die dem Horror in Libyen entkommen sind, und
die medizinische und psychologische Hilfe benötigten.

Es wird alles getan, um die Migranten und Flüchtling unsichtbar zu
machen, sie an der Reise zu hindern. Und jedes Mal, wenn wir auf die
Reise gehen, wissen wir nicht was uns erwartet.

Aber ich sehe auch positive Signale: immer mehr Menschen werden gegen
Rassismus und Hass aktiv und einige haben uns sogar kontaktiert, als
wir das zentrale Mittelmeer verlassen mussten, um uns zu sagen: "Ihr
dürft nicht gehen!"

Was gibt Dir die Kraft, um weiterzumachen?

Jedes gerettete Leben entlohnt mich für all die Anstrengungen und all
die Schwierigkeiten, gegen die man zu kämpfen hat. Es erinnert mich
daran, dass es hier um menschliches Leben geht und dass jedes einzelne
Leben zählt. Und all die Attacken gegen uns frustrieren mich nicht, im
Gegenteil, sie geben mir Kraft, denn hier werden nicht nur die
Menschenrechte der Geflüchteten verletzt, sondern auch die der
italienischen Bürger, allen voran das Recht auf echte und korrekte
Information.


Übersetzung aus dem Italienischen von Evelyn Rottengatter


Anmerkung:

[1] https://www.proactivaopenarms.org/en


Der Text steht unter der Lizenz Creative Commons 4.0

http://creativecommons.org/licenses/by/4.0/
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ÖSTERREICH/002: Homo- und xenophober Amtsschimmel? (Pressenza)


Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Homo- und xenophober Amtsschimmel?

Von R. Manoutschehri, Unsere Zeitung, 11. September 2018



Das Recht auf ein faires Asylverfahren ist ein Menschenrecht.
Doch Rechtsstaatlichkeit und Objektivität haben sich aus Entscheiden
des österr. Asyl-Amts scheinbar verabschiedet. Vor allem, wenn es um
Vergewaltigungsopfer oder Homosexuelle geht.

Die Lage für AsylwerberInnen in Österreich hat sich unter der neuen
rechtskonservativen Regierung massiv verschlechtert. Nicht nur durch
eine auf Abwehr getrimmte "Routen und Grenzen schließen" Politik, wie
sie auch von den nicht gerade für die Einhaltung der Menschenrechte
bekannten Visegradländern oder neuerdings auch durch Italien
praktiziert wird, sondern auch durch fragwürdige Praxis bei
Asylverhandlungen. NGOs sehen den Rechtsstaat in Gefahr.

Schon im Vorjahr war auffällig geworden, dass fast die Hälfte aller
negativen Asylbescheide (42,4 Prozent) des Bundesamts für Fremdenwesen
und Asyl (BFA) in zweiter Instanz vom Bundesverwaltungsgericht (BVwG)
mangels ausreichender Qualität wieder aufgehoben wurden.
Unzureichendes und fachlich zu wenig augebildetes Personal für die
Befragungen wurde damals attestiert und Nachbesserung versprochen.

Doch nun stehen nicht nur Vorwürfe fehlerhafter sondern sogar
willkürlicher Asylverfahren im Raum.

Das Rückgrat negativer Bescheide basiere oftmals auf nicht
nachvollziehbaren Behauptungen, denen eine objektive Grundlage fehle
und vielmehr deutliche Vorurteile der prüfenden BeamtInnen
widerspiegle, so die neu gegründete Initiative "Fairness-Asyl" heute
auf einer Pressekonferenz in Wien.

"Mit großer Besorgnis stellen wir fest, dass die Bescheide des BFA
noch immer teils von persönlichen politischen und gesellschaftlichen
Einstellungen der BeamtInnen motiviert sind", sagte Wolfgang Salm,
einer der Gründer der Initiative.

"Wir haben zahlreiche Bescheide gesehen, die in keinem Zusammenhang
zur tatsächlichen Situation der Betroffenen und den voran gegangenen
Einvernahmen standen. Die Behauptungen in den Bescheiden sind zu oft
an den Haaren herbeigezogen und halten einer kritischen
Auseinandersetzung zumeist nicht statt."

"Es darf in einem Rechtsstaat auf keinen Fall geduldet werden, dass,
gerade in einem Bereich in dem es um Menschenrecht und Menschenleben
geht, einfache BeamtInnen in den Asylbescheiden ihre eigenen
politischen Wünsche zum Ausdruck bringen oder gar die politisch
motivierten Vorgaben ihrer Vorgesetzten umsetzen."

"Wann tritt endlich eine intensive Qualitätssicherung in Kraft? Wir
finden es notwendig und unsere Pflicht, die Öffentlichkeit über diese
unfassbaren Argumentationen zu informieren", mit denen Schutzsuchende
von offensichtlich ebenso unwilligen wie unterqualifizierten Leuten in
ein ungewisses Schicksal zurück gestoßen werden.


LGBT Community und Vergewaltigungsopfer offenbar
benachteiligt

Besonders betroffen davon sind Flüchtlinge aus Afghanistan und dem
Irak, Mitglieder der LGBT Community aber auch Vergewaltigungs- und
Folteropfer. Sie haben nur noch sehr geringe Chancen in erster Instanz
einen positiven Bescheid zu bekommen. "Es sind uns BFA Beamte bekannt,
die uns mitgeteilt haben, dass es seit dem Sommer 2016 eine strenge
von 'oben gewollte' Spruchpraxis gab", so die Fairness-Sprecher, die
allesamt aktiv in der Flüchtlingsberatung und -hilfe tätig sind.

Die Gruppe um Wolfgang Salm, Doro Blancke und Andrea Mayrwöger haben
über 42.000 Protokolle und Bescheide des BFA und Entscheide des BVwG
nach solch fragwürdigen Argumentationen durchsucht, besonders
auffällige Textpassagen gesammelt und diese "Textperlen" auf
fairness-asyl.at [1] zwecks einer öffentlichen Debatte darüber online
gestellt.

Aktuelle Auszüge "seltsamer" Begründungen ggü. homosexuellen
Schutzsuchenden:

"Weder ihr Gang, ihr Gehabe oder ihre Kleidung haben auch nur
 annähernd darauf hingewiesen, dass sie homosexuell sein könnten."



"Nachdem Sie über ein Smartphone verfügen und offensichtlich auch das
 Internet nutzen, ist es äußerst unwahrscheinlich, dass Sie bei
 tatsächlichem Verkehr mit anderen Männern, keinerlei Fotos
 (resultierend aus Chats) auf ihrem Handy vorweisen können. Hier wäre
 bei tatsächlichem Interesse an pornographischem Material über
 Homosexuelle, zumindest von Lieblingsseiten im Internet auszugehen."



Solche Textpassagen würde wohl niemand in einem amtlichen Bescheid
erwarten - auch nicht, wenn Ausländerfeindlichkeit jetzt quasi direkt
aus Regierungskreisen verbreitet wird. Schäm dich, Österreich.


Anmerkung:

[1] http://www.fairness-asyl.at/


Erstveröffentlicht in:

https://www.unsere-zeitung.at/2018/09/07/homo-und-xenophober-amtsschimmel/
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MELDUNG/125: CLAIRE - Mutige Schritte zur Erhaltung der Wettbewerbsfähigkeit der europäischen KI (idw)


Deutsches Forschungszentrum für Künstliche Intelligenz GmbH, DFKI -
11.09.2018

CLAIRE - Mutige Schritte zur Erhaltung der Wettbewerbsfähigkeit der
europäischen KI



Die Europäische Künstliche Intelligenz (KI) steht angesichts der enormen
Investitionen in die Technologie in den USA und China an einem Scheideweg.
"Mutige und disruptive Schritte müssen sehr schnell unternommen werden, um
die starke Position Europas in der künstlichen Intelligenz
aufrechtzuerhalten", so die klare Botschaft, die von über 100 wichtigen
Vertretern der europäischen KI-Gemeinschaft auf einem Treffen am
vergangenen Freitag in Brüssel übermittelt wurde.

Das Treffen wurde von der CLAIRE-Initiative (Confederation of Laboratories
for Artificial Intelligence Research in Europe) organisiert, einer schnell
wachsenden Basisinitiative europäischer Spitzenforscher und Stakeholder
der künstlichen Intelligenz mit bereits mehr als 2100 Unterstützern aus 29
Nationen. CLAIRE zielt auf "KI made in Europe, für Europa und die Welt".

Die Gruppe ist sich einig, dass Europa anstelle der üblichen Finanzierung
vieler einzelner Forschungsaktivitäten einen kühnen und gezielten
Exzellenzanspruch in der KI-Forschung und Innovation braucht, mit dem
Ziel, einen Wirkungs- und Bekanntheitsgrad ähnlich dem des CERN, Europas
weltweit führendem Labor für Teilchenphysik, zu erreichen. Konkret fordern
sie den Aufbau eines gut koordinierten Netzwerks von Kompetenzzentren, die
strategisch in ganz Europa angesiedelt sind, und einer neuen, zentralen
Einrichtung mit modernster "Google-Scale"-Infrastruktur, die einen
Schwerpunkt für den Austausch und die Interaktion von Forschern in allen
Phasen ihrer Karriere und in allen Bereichen der künstlichen Intelligenz
bildet.

Die KI-Gemeinschaft stimmte auf dem Treffen darin überein, dass nicht
abgewartet werden sollte, bis eine angemessene Finanzierung durch die
Europäische Kommission und die Mitgliedstaaten realisiert wird.
Stattdessen erörterte die Gruppe so schnell wie möglich konkrete erste
Schritte, die Bündelung der vorhandenen Ressourcen, die Ermittlung der
großen Forschungsherausforderungen für Europa und die Festlegung eines
ehrgeizigen gemeinsamen Forschungsprogramms zu ihrer Bewältigung. Die
Gruppe plant auch, die Industrie und andere Finanzierungsquellen zu
erschließen, um anfängliche Aktivitäten gemeinsam voranzutreiben - erste
Angebote wurden bereits während der Veranstaltung unterbreitet.

Noch wichtiger ist jedoch, dass die Teilnehmer vereinbart haben, gemeinsam
mit der Europäischen Kommission sowie den nationalen und regionalen
Regierungen daran zu arbeiten, eine groß angelegte, koordinierte
Finanzierung der Initiative sicherzustellen, ohne die dieses Ziel nicht
erreicht werden kann. Die Absichten von CLAIRE und der Kommission sind
perfekt aufeinander abgestimmt: Verbesserung der Exzellenz in der KI,
Erhalt und Erweiterung des Talentpools, menschzentrierte künstliche
Intelligenz, die die menschliche Intelligenz unterstützt, aber nicht
ersetzt und die Unterstützung der gesamten KI in ganz Europa.

Auf der Veranstaltung begrüßte Juha Heikkilä (Referatsleiter Robotik &
Künstliche Intelligenz, Generaldirektion Kommunikationsnetze, Inhalt und
Technologie, Europäische Kommission) Gemeinschaftsinitiativen wie CLAIRE
und diskutierte die Strategie der Kommission für künstliche Intelligenz.
Es wurde deutlich, dass die Bottom-up-Basisaktivitäten von CLAIRE die
Top-down-Aktivitäten der Kommission gut ergänzen.

François Sillion, der neue nationale Koordinator für die KI-Forschung in
Frankreich, stellte die französische Strategie für künstliche Intelligenz
vor, die deutlich macht, dass eine enge Koordinierung und Zusammenarbeit
auf europäischer Ebene "absolut notwendig" ist, wie CLAIRE zeigt, um
globale Auswirkungen zu erzielen. Laut Sillion "ist es sehr zeitgerecht
und begrüßenswert, dass die relevanten wissenschaftlichen Gemeinschaften
mit den Regierungen und der Europäischen Kommission zusammenarbeiten, um
sicherzustellen, dass alle Bemühungen gut koordiniert sind, um die besten
Chancen für eine europäische Spitzenleistung im Bereich der künstlichen
Intelligenz zu schaffen". Die CLAIRE-Initiative wird auch von der European
Association for Artificial Intelligence (EurAI) unterstützt, die CLAIRE
zusammen mit den meisten nationalen KI-Verbänden in ganz Europa fördert.
Anlässlich des Treffens betonte der Präsident der EurAI, Barry O'Sullivan,
die Bedeutung und Aktualität der Initiative und ihrer ehrgeizigen Ziele
für die europäische Spitzenleistung im Bereich der künstlichen
Intelligenz: "Das CLAIRE-Symposium am Freitag war ein hervorragendes
Beispiel dafür, wie die europäische KI-Gemeinschaft beginnen kann,
gemeinsam an einem großen strategischen Konzept zu arbeiten. Das breite
KI-Ökosystem in Europa muss viel stärker integriert werden, und CLAIRE ist
ein Schritt in die richtige Richtung."

Das CLAIRE-Symposium

Das ganztägige Symposium fand am 7. September im Norway House in Brüssel
statt. Es vereinte 100 Teilnehmer aus Wissenschaft, Industrie und
öffentlicher Verwaltung, darunter 35 weltweit führende KI-Forscher.
Eröffnet wurde es von Oda Helen Sletnes, der norwegischen Botschafterin
bei der Europäischen Union, Dr. Juha Heikkilä, der die Arbeit der
Europäischen Kommission im Bereich der künstlichen Intelligenz leitet, und
François Sillion, Frankreichs neuem nationalen Koordinator für KI. Ziel
des Symposiums war es, eine gemeinsame europäische Strategie für
Spitzenleistungen im Bereich der künstlichen Intelligenz auszuarbeiten und
den europäischen und nationalen Entscheidungsträgern Leitlinien für die
großen Investitionen in künstliche Intelligenz an die Hand zu geben, die
erforderlich sind, um eine führende Rolle Europas in Forschung und
Innovation im Bereich der künstlichen Intelligenz zu gewährleisten.

Mehr zu CLAIRE und zum CLAIRE-Symposium unter:

https://claire-ai.org

https://claire-ai.org/symposium


Organisiert wurde das Symposium von den Initiatoren von CLAIRE: Holger
Hoos von der Universität Leiden (Niederlande), Morten Irgens von der
Metropolitan University Oslo (Norwegen) und Philipp Slusallek vom
Deutschen Forschungszentrum für Künstliche Intelligenz (DFKI,
Deutschland).

Das Symposium wurde unterstützt von Arvato CRM Solutions, dem Norwegischen
Forschungsrat, der Norwegischen Mission bei der EU, dem Deutschen
Forschungszentrum für Künstliche Intelligenz (DFKI, Deutschland), der Oslo
Metropolitan University (Norwegen) und der Leiden University
(Niederlande).

 * 

Hintergrund

Die Technologie der künstlichen Intelligenz wird das künftige Wohlergehen
Europas in hohem Maße beeinflussen. Unsere Fähigkeit, die Wissenschaft,
die Innovationen, die Produkte und Dienstleistungen der Zukunft zu
entwickeln, wird nicht nur darüber entscheiden, ob wir weiterhin ein
vergleichsweise hohes Niveau an Wohlstand, Wohlfahrt, öffentlichen
Dienstleistungen und Sicherheit aufrechterhalten können, sondern auch
darüber, ob Europa in der Lage sein wird, eine Zukunft auf der Grundlage
europäischer Erfahrungen und Werte zu schaffen. Eine starke technologische
Position ist notwendig, um die vielen Herausforderungen der Zukunft zu
meistern.

Wissen ist Macht, oder noch deutlicher: Wissenschaft ist Macht. Diese
Auffassung wird noch deutlicher, wenn wir von künstlicher Intelligenz
sprechen. Künstliche Intelligenz ist ein globaler "Game Changer". Sie ist
nicht nur ein wichtiger Motor für Innovation, Wachstum und
Wettbewerbsfähigkeit: KI wird die Art und Weise, wie wir leben und
arbeiten, grundlegend verändern.

Es heißt, der beste Weg, die Zukunft zu meistern, bestehe darin, sie zu
schaffen. Europa mit seinen Stärken in allen Bereichen der KI und seinen
starken Universitäten, Forschungseinrichtungen und Unternehmen ist dafür
hervorragend aufgestellt. Aktuell läuft Europa jedoch Gefahr, in der
KI-Forschung ins Hintertreffen zu geraten, wie die Statistiken der
KI-Konferenz in Stockholm zeigen. Die Wahrheit ist hart, aber unbestreitbar:
Wenn Europa seine Zukunft nicht selbst gestaltet, wird es jemand anderes
für uns tun.

China, Japan und die USA investieren alle erheblich in die Forschung im
Bereich der künstlichen Intelligenz. Erklärtes Ziel Chinas ist es, eine
dominierende Rolle in allen Bereichen der künstlichen Intelligenz zu
etablieren. Allein im vergangenen Jahr haben die USA zwischen 12 und 19
Milliarden Euro in kommerzielle künstliche Intelligenz investiert. Sowohl
China als auch die USA bauen bedeutende Forschungszentren und Institute
auf.

CLAIRE stellt einen konkreten Vorschlag dar, wie diesen Entwicklungen in
Europa begegnet werden kann. Angesichts der bestehenden Exzellenz in allen
Bereichen der KI in Europa mit einigen der weltweit besten KI-Forscher und
einer starken Industrie in vielen Sektoren, die von KI profitieren können,
ist Europa in einer sehr guten Position, um ein wichtiger Akteur in der KI
zu sein.

Weitere Informationen unter

http://claire.org

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution32

 * 

Quelle:
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Deutsches Forschungszentrum für Künstliche Intelligenz GmbH, DFKI, 11.09.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 13. September 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / GEISTESWISSENSCHAFTEN / VERANSTALTUNGEN





TAGUNG/436: Münster - 52. Deutscher Historikertag vom 25. bis 28. September 2018


idw - Pressemitteilung: Exzellenzcluster "Religion und Politik" an der
Westfälischen Wilhelms-Universität Münster

"Katholiken damals, Muslime heute: Vom Vorwurf der Abschottung"



52. Deutscher Historikertag in Münster stellt Konzept der religiösen
"Parallelgesellschaften" auf den Prüfstand - Streitgespräch über
"Katholiken damals - Muslime heute" - Zeithistoriker: Beide Gruppen
sahen sich ähnlichen Fremdheitsgefühlen ausgesetzt - Podium von
Exzellenzcluster und CRM mit Wilfried Loth, Schirin Amir-Moazami, Marc
Breuer, Levent Tezcan

Katholiken damals, Muslime heute: Auf dem 52. Deutschen Historikertag
Ende September in Münster stellen Historiker das Konzept der
religiösen "Parallelgesellschaft" auf den Prüfstand. "Der Vorwurf der
Abschottung in eine 'Parallelgesellschaft', den Musliminnen und
Muslime seit Jahrzehnten in Deutschland hören, traf im 19. Jahrhundert
eine andere religiöse Gruppe - die der Katholiken, die die
protestantische Mehrheit als ähnlich fremd empfand", erläutern die
Historiker Prof. Dr. Thomas Großbölting und Dr. Daniel Gerster vom
Exzellenzcluster "Religion und Politik" und dem Centrum für Religion
und Moderne (CRM) der Universität Münster. "Damals wie heute dient
'Parallelgesellschaft' eher als politischer Kampfbegriff denn als
Analysekategorie: Die Geschichtsforschung konnte nachweisen, dass das
katholische Milieu längst nicht so abgeschottet lebte, wie es die
protestantische Mehrheit damals unterstellte." Umso wichtiger sei es,
aus der historischen Forschung zu lernen und auch die heutige
Verwendung des Konzepts unter die Lupe zu nehmen, so die Forscher, die
beim Historikertag das Streitgespräch "Katholiken damals - Muslime
heute: Religiöse 'Parallelgesellschaften' im Vergleich" am 27.
September organisieren.

"Mit dem Begriff 'Parallelgesellschaft' drückt die deutsche
Mehrheitsgesellschaft seit Jahrzehnten die Fremdheit aus, die sie
gegenüber Migranten empfindet, und auch ihre Vorstellungen von der
'richtigen' Gesellschaft", so Zeithistoriker Thomas Großbölting.
"Unbekannte religiöse Rituale und ein enormes Bildungsdefizit,
rückständig und antimodern, überdies noch einer fremden Macht
verpflichtet: Was heute häufig Musliminnen und Muslimen vorgeworfen
wird, hielt man im 19. und beginnenden 20. Jahrhundert dem
katholischen Bevölkerungsteil vor", führen die Wissenschaftler aus.
"In beiden Fällen laufen die Vorurteile darauf hinaus, dass die
jeweilige religiöse Gemeinschaft eine nicht integrierbare, vielleicht
sogar integrationsunwillige 'Parallelgesellschaft' bildet." Die Kritik
der Mehrheitsgesellschaft an Muslimen ähnele in ihrer Struktur
damaligen Vorbehalten gegenüber Katholiken. Indes bestünden auch
Unterschiede, die im historischen Vergleich der Milieus stets zu
beachten seien: "Katholiken waren mit etwa 30 Prozent eine deutlich
größere Minderheit als die etwa fünf Prozent Muslime heute in
Deutschland", so Daniel Gerster. "Muslime bringen zudem ihre
Einwanderungsgeschichte mit und sprechen Deutsch häufig nicht als
Muttersprache."

Das interdisziplinäre Streitgespräch "Katholiken damals - Muslime
heute. Religiöse 'Parallelgesellschaften' im Vergleich" auf dem 52.
Deutschen Historikertag fragt am Donnerstag, 27. September, um 11.00
Uhr im Fürstenberghaus in Münster nach der Rolle der Religion für den
gesellschaftlichen Zusammenhalt. Es diskutieren der Historiker Prof.
Dr. Wilfried Loth von der Universität Duisburg-Essen, die
Islamwissenschaftlerin Prof. Dr. Schirin Amir-Moazami von der Freien
Universität Berlin, der Religionssoziologe Prof. Dr. Marc Breuer von
der Katholischen Hochschule Nordrhein-Westfalen in Paderborn, und der
Religionswissenschaftler PD Dr. Levent Tezcan von der Ruhr-Universität
Bochum. Die Veranstaltung moderiert der Hamburger Historiker und
Journalist Sven Felix Kellerhoff. (sca/vvm)

"Gespaltene Gesellschaften" - 52. Deutscher Historikertag in Münster 

Mit dem Thema "Gespaltene Gesellschaften" in allen Epochen und
Kontinenten befasst sich der 52. Deutsche Historikertag vom 25. bis
28. September 2018 an der Universität Münster. Rund 3.500
Wissenschaftler aus dem In- und Ausland tauschen sich auf dem größten
geisteswissenschaftlichen Kongress in Europa in mehr als 90 Sektionen
über aktuelle Forschungsthemen aus. Als Gastredner werden erwartet
Wolfgang Schäuble, Christopher Clark, Herfried Münkler, Ulrich Raulff,
Aladin El-Mafaalani und Birgit Schäbler. Das Gastland Niederlande
vertreten etwa die Parlamentsvorsitzende Khadija Arib und der Autor
Geert Mak.

Die Sektionen befassen sich in vielen Fallbeispielen mit sozialen,
ökonomischen, religiösen oder ethnischen Spaltungen, die nicht erst
die Gegenwart, sondern auch frühere Epochen herausforderten. Erörtert
werden etwa Flüchtlingsdebatten vom Altertum bis zur Gegenwart, die
soziale, wirtschaftliche und rechtliche Ausgrenzung bestimmter Gruppen
in verschiedenen Epochen, die Frage nach dem Westfälischen Frieden als
Vorbild für Nahost, ökonomische Spaltungen in der Bundesrepublik etwa
zwischen "Hartz-IV-Familien und Helikoptereltern" oder die politische
Instrumentalisierung von Geschichtsbildern in heute gespaltenen
Gesellschaften wie Katalonien, Schottland und Kosovo.

Ausrichter des Historikertags sind der Verband der Historiker und
Historikerinnen Deutschlands (VHD), der Verband der Geschichtslehrer
Deutschlands (VGD) und die Westfälische Wilhelms-Universität Münster
(WWU). Der Kongress geht auf die "erste Versammlung deutscher
Historiker" 1893 in München zurück, wird alle zwei Jahre ausgetragen
und widmet sich drängenden Fragen in Geschichtswissenschaft und
Gesellschaft. (vhd/sca/vvm)

Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.uni-muenster.de/Religion-und-Politik/aktuelles/2018/sep/PM_Historiker_ueberpruefen_Konzept_der_Parallelgesellschaft.html

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution1807

 * 

Quelle:
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Exzellenzcluster "Religion und Politik" an der Westfälischen Wilhelms-Universität Münster, 11.09.2018
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TREFF/691: Kassel - Führung durch das Stadtarchiv am 20. September 2018


Führung durch das Stadtarchiv am 20. September



Das Stadtarchiv Kassel im Marstallgebäude (Wildemannsgasse 1) bietet
jeden Monat kostenlose Führungen durch seine öffentlichen und
nichtöffentlichen Räumlichkeiten im Kasseler Marstall an und möchte
den historisch interessierten BesucherInnen Einblicke in Bereiche
ermöglichen, die der Allgemeinheit sonst verschlossen bleiben. Anhand
von ausgewählten Originalquellen zur Kasseler Stadtgeschichte werden
nicht nur die vielfältigen Bestände vorgestellt, sondern auch die
Aufgaben und Funktionen eines kommunalen Archivs aufgezeigt und wie
Benutzerinnen und Benutzer Informationen und Antworten auf bestimmte
Fragen finden können.

Die Anmeldung für die Führung am Donnerstag, 20. September, um 17 Uhr
erfolgt über das Stadtarchiv via E-Mail stadtarchiv@kassel.de oder
unter der Telefonnummer 0561 / 787-4050

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Montag, 10. September 2018

Stadt Kassel

Presse und Öffentlichkeitsarbeit

Rathaus, Obere Königsstraße 8, 34112 Kassel

Telefon: 0561 / 787-1231 oder 0561 / 787-1232

Telefax: 0561 / 787-87

E-Mail: presse@stadt-kassel.de

Internet: www.kassel.de
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KONZERT/308: Köln - "Konzert mit der Maus" mit dem WDR Sinfonieorchester, 14.+15.9.2018 (WDR)


Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Pressemitteilung vom 11. September
2018

Das "Konzert mit der Maus" mit dem WDR Sinfonieorchester in Köln

DVD Übergabe an Schulklassen aus NRW



Zwei starke WDR-Marken tun sich zusammen: das WDR Sinfonieorchester
und die "Sendung mit der Maus". Am 14. September geht Johannes Büchs,
Moderator aus der "Sendung mit der Maus", gemeinsam mit der Maus ins
Konzert. Zur Musik von Bedrich Smetanas "Die Moldau" erklären sie in
spannenden Lach- und Sachgeschichten, was Smetanas Musik so besonders
macht, wer der Komponist überhaupt war und vieles mehr.

Nach der Premiere im vergangenen Herbst in Dortmund, können Kinder und
Familien "Das Konzert mit der Maus" an zwei aufeinander folgenden
Tagen zum ersten Mal auch in der Kölner Philharmonie erleben. Seite an
Seite mit den Musikern des WDR Sinfonieorchesters sitzen Kinder
zwischen acht und zwölf Jahren mit Violoncello, Querflöte oder Harfe
und spielen die Titelmelodie aus der "Sendung mit der Maus". Die
Leitung des WDR Sinfonieorchesters hat der junge Iraner Hossein
Pishkar, Gewinner des Deutschen Dirigentenpreises 2017.
Konzert mit der Maus und Johannes Büchs.

Maus übergibt erste DVD des "Konzertes mit der Maus"- Meet & Greet
mit der Maus

Die vier Veranstaltungen des "Konzertes mit der Maus" finden am
Freitag, 14. September für Schulklassen (3. und 4. Schuljahr) und
Samstag, 15. September, für Familien in der Kölner Philharmonie statt.
(Die Konzerte sind bereits ausverkauft.) Bei dem Mittagskonzert erhält
eine Schulklasse, die an einem zuvor ausgeschriebenen Gewinnspiel
teilgenommen hat, die erste DVD mit der Aufzeichnung des "Konzertes
mit der Maus" aus Dortmund im Herbst 2017. Alle Kinder sind im
Anschluss im Foyer der Kölner Philharmonie zu einem "Meet & Greet" mit
der Maus eingeladen.

Die DVD, die neben der Konzertaufzeichnung von Maurice Ravels "Bolero"
auch Unterrichtsmaterialien zum Werk sowie Sach- und Lachgeschichten
zu Instrumenten enthält, stellt der WDR im Anschluss an das Konzert
allen Grundschulen in Nordrhein-Westfalen zur Verfügung .

Für diejenigen Kinder, die in Köln nicht dabei sein können, gibt es
das Konzert live im Videostream und zum Nachschauen auf
musikvermittlung.wdr.de

Am 3. März 2019 geht die Maus dann im Konzerthaus Dortmund ins
Konzert.

Das WDR-Kinderfernsehen arbeitet regelmäßig mit den Ensembles des WDR
zusammen - etwa bei den "Konzerten mit dem Elefanten", die sich
insbesondere an Kindergartenkinder richten und in der Regel nach
kurzer Zeit ausgebucht sind. Auch die "Sendung mit der Maus" nimmt
sich immer wieder der Musikvermittlung an, eine Themenseite auf
wdrmaus.de bündelt Konzert-Clips, Sachgeschichten, Cartoons und
Maus-Spots zum Thema.

Die speziell für Kinder, Familien und junge Erwachsene entwickelten
Konzertangebote finden nicht nur in Konzertsälen wie der Kölner
Philharmonie statt, sondern auch direkt vor Ort an Kindergärten und
Schulen. Jedes Jahr erreicht die WDR Musikvermittlung 55.000 junge
Menschen in ganz Nordrhein-Westfalen.

Redaktion Musikvermittlung: Katharina Höhne, Julia Brück

Redaktion Sendung mit der Maus: Hilla Stadtbäumer.

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 11. September 2018

Herausgeber:

Westdeutscher Rundfunk Köln (Anstalt des öffentlichen Rechts)

Appellhofplatz 1, 50667 Köln

Postanschrift: 50600 Köln

Pressestelle - Telefon: 0221/220-7100

E-Mail: wdrpressedesk@wdr.de

Internet: www.wdr.de
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AUSSTELLUNG/9554: München - Jörg Immendorff, Für alle Lieben in der Welt, Haus der Kunst 14.9.-27.1.2019


Jörg Immendorff: Für alle Lieben in der Welt

Haus der Kunst München

14. September 2018 - 27. Januar 2019



Die Ausstellung schlägt den vollständigen Bogen von Immendorffs
Anfängen an der Akademie über die gesellschaftspolitisch-agitatorische
Werkphase der 1960er bis frühen 1980er-Jahre hin zu den allegorisch
verschlüsselten Gemälden der letzten Schaffensperiode. Statt streng
der Chronologie zu folgen, sind die nahezu 200 Werke und Skulpturen in
dieser Retrospektive in Kapitel gegliedert und zeigen so die
entscheidenden Schwerpunkte der Werkentwicklung.

Das Gemälde eines Babys mit roter Haut und Blumenstrauß aus dem Jahr
1966 gab der Ausstellung den Titel: "Für alle Lieben in der Welt". Es
ist Teil einer umfangreicheren Serie, die Babies unterschiedlicher
Herkunft zeigt, pausbäckig und lachend, auf Einfachheit getrimmt "als
Zeichen für Liebe und Frieden" (Jörg Immendorff).

Mit seiner damaligen Lebensgefährtin Chris Reinecke verwirklichte
Immendorff (1945-2007) von 1968 bis 1970 unter dem Etikett "Lidl"
neodadaistische Kunstaktionen. Für "Lidl" - ein Fantasiebegriff der,
mehrmals wiederholt, das Geräusch einer Babyrassel nachahmt - luden
Immendorff und Reinecke in einen angemieteten Ausstellungsraum in der
Düsseldorfer Altstadt und führten Happenings auf. Bei einer dieser
Aktionen beschoss Immendorff, bekleidet mit Babymaske und Höschen, aus
einer Pappkanone das Publikum mit Papierkügelchen, die Botschaften
trugen wie "hapmi lieb", oder auch, erneut, "Für alle Lieben in der
Welt".

Die Provokation bestand genau darin, dass Immendorff und Reinecke mit
"Lidl" den Themen Vietnamkrieg, Wettrüsten, Atomkraft und
Umweltaktivismus, mit denen die Studentenrevolution atmosphärisch
aufgeladen war, etwas betont Kindliches, Verspieltes entgegenhielten.
Hinter dieser vermeintlichen Naivität gab es konkrete Bezüge zum
Zeitgeschehen. Mit "Sport-Lidl"-Wettkämpfen beispielsweise
protestierten Immendorff und Reinecke 1969 gegen die Olympischen
Spiele, die 1972 in München ausgetragen werden sollten: Reinecke in
der Disziplin Weitsprung, Immendorff in 100-Meter-Lauf.

Während seiner Ausbildung an der Akademie in Düsseldorf erfuhr
Immendorff besondere Förderung durch Joseph Beuys, der dem erst
zwanzigjährigen Schüler eine Ausstellung bei Schmela in Düsseldorf
vermittelte. Immendorff seinerseits war von "seinem Professor, dessen
Ausstrahlung, dem von ihm propagierten Freiheitsbegriff und dessen
Glaube an die bewusstseinsverändernde Kraft der Kunst tief
beeindruckt" (Harald Szeemann) und brachte dies in seinen Gemälden
durch Bezüge zum Beuys'schen Werk zum Ausdruck ("Kleine Reise
'Hasensülze'", 1990). In dem 1978 begonnenen Zyklus "Café
Deutschland", der auf 19 großformatige Gemälde anwuchs, ist Beuys
selbst präsent, ebenso andere bekannte Persönlichkeiten aus Ost und
West, samt ihren jeweiligen Machtsymbolen. Diese Szenen mit Bertold
Brecht, Helmut Schmidt, Erich Honecker und A.R. Penck in einem Café
als utopischer Begegnungsstätte leuchtete Immendorff dramatisch aus
wie expressionistische Theaterstücke.

Politisch motivierte Gemälde bilden einen weiteren Komplex der
Ausstellung. Sie spielen ebenfalls mit formalem Dilettantismus und
enthalten direkte Aussagen zum politischen Tagesgeschehen der
Bundesrepublik. Der Mauerfall würde sich nicht durch die Politik
herbeiführen lassen, sondern müsse durch das Volk angestoßen werden,
glaubte Immendorff. In seinem Werk hatte er die 'Naht' zwischen Ost
und West zum Thema erhoben. Am 9. November 1989 wurde dieser Teil
seines Werks über Nacht historisch. Immendorff avancierte zum
visionären Maler der deutschen Teilung und Wiedervereinigung.

Themen und Tonlage ändern sich mit einer 1998 diagnostizierten
Nervenkrankheit, die Immendorff auch zu einer veränderten Malweise
brachte; er führte zuletzt den Pinsel nicht selbst, sondern die Regie
über die Bildgestaltung. Seine Frau Oda Jaune, selbst eine bekannte
Künstlerin, sagt über diese Entwicklung, Immendorff habe zwei Hände
verloren, jedoch acht gewonnen. In diese Phase gehören Schlüsselwerke
wie "Letztes Selbstporträt I - Das Bild ruft" (1998), das Hans Baldung
Grien entliehene Vanitas-Motiv einer auf zwei Weltkugeln
balancierenden Läuferin ("Ohne Titel", 2000) und "Selbstporträt nach
dem letzten Selbstporträt" (2007). Aus dem Spätwerk sind die
politischen und gesellschaftlichen Botschaften allmählich entwichen.

Die Ausstellung eröffnet am 13. September um 19 Uhr mit einem Grußwort
von Prof. Dr. med. Marion Kiechle, Bayerische Staatsministerin für
Wissenschaft und Kunst, einer Eröffnungsrede von Bundeskanzler a.D.
Gerhard Schröder, der sich von Immendorff für die Ahnengalerie der
deutschen Bundeskanzler im Berliner Kanzleramt porträtieren ließ, und
einer Einführung von Dr. Ulrich Wilmes, Hauptkurator am Haus der
Kunst.

Der Katalog "Jörg Immendorff. Für alle Lieben in der Welt" (Feridun
Zaimoglu: Ich, Immendorff) erscheint im Verlag der Buchhandlung
Walther König, Köln, mit einem Vorwort von Ulrich Wilmes und Manuel
Borja-Villel und Texten von Okwui Enwezor, Johanna Adorjan, Ulf
Jensen, Danièle Cohn, Harald Szeemann, Pamela Kort und Feridun
Zaimoglu. 706 Seiten, mit 267 Abbildungen, davon 223 in Farbe;
Hochformat 26 x 30 cm. Französische Broschur, ISBN 978-3-96098-374-3,
49,80 Euro. Es erscheint außerdem eine englische Ausgabe.

Die Ausstellung ist anschließend im Museo Nacional Centro de Arte
Reina Sofía, Madrid zu sehen (29. Oktober 2019 - 13. April 2020).

Programm zur Langen Nacht der Museen am Samstag, den 20. Oktober 2018,
14 - 17 Uhr (Einstieg durchgehend möglich):

Kinderprogramm, Immendorffs LIDL Akademie

Mit unterschiedlichen Mitmach-Stationen zu den Themen "Klotz am Bein"
(Was bremst dich?), "Tanz-Aktion-Wort", persönlicher "Statement-Stab"
und eigenes "Protest-Plakat" sowie einem Wettrennen - jeder mit seinem
Klotz am Bein. Für Kinder von 4 - 14 Jahren und ihre Familien.

Eintritt mit dem Lange-Nacht-Ticket oder mit dem Lange-Nacht-Kinderprogramm-Ticket

19.30 Uhr Überblicksführung

20.30 Uhr Ausstellungsführung Immendorf

21.30 Uhr Crashkurs zeitgenössische Kunst

Mittwoch, 28. November 2018, 20 Uhr

Lesung aus "Ich, Immendorff - 100 fliegende Zettel" mit Feridun Zaimoglu

Eine Forschungsreise zu Jörg Immendorff - offenes, intergeneratives
Seminar zu Werk, Biografie und Zeitgeschichte

Mittwochs, 12:15 - 13:45 Uhr

21.11.18 Einführung in die Ausstellung

05.12.18 Kunstszene und Politik in den 1970er- und 1980er-Jahren

19.12.18 Zeichnerische Bildanalyse

16.01.18 Neue Methoden der Vermittlung

23.01.18 Die "Provokation des bürgerlichen Sehnervs"- Kunstaktionen und politische Malerei

06.02.19 Kunst und Amyotrophe Lateralsklerose (ALS). 

Vortrag von Prof. Dr. Thomas Meyer, Leiter der ALS - Ambulanz an der Charité und behandelnder Arzt von Jörg Immendorff

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 30.08.2018

Stiftung Haus der Kunst München, gemeinnützige Betriebsgesellschaft mbH

Prinzregentenstraße 1, 80538 München

E-Mail: presse@hausderkunst.de

Internet: www.hausderkunst.de
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FÜHRUNG/969: Münster - "Variation of White" am 15. September 2018


Stadtmuseum: Führung "Variation of White"



Münster (SMS) Am Samstag, 15. September, bietet die
Friedrich-Hundt-Gesellschaft um 15 Uhr eine Führung durch die
Ausstellung "Variation of White" mit Fotos der Künstlerin Miia Autio
an. Die Arbeiten stellen Sehgewohnheiten auf die Probe. Die
Dargestellten werden zwar schnell als Menschen aus Afrika
identifiziert. Doch entsteht beim Betrachten bald eine Irritation. Die
röntgenartige Optik macht deutlich, dass nicht das Positiv, sondern
das Negativ für den Abzug verwendet wurde. So kommt Zweifel auf, ob
tatsächlich Menschen mit dunkler Hautfarbe zu sehen sind. Treffpunkt
zur Führung ist im Museumsfoyer (3 / 2 Euro). Anmeldung ist nicht
erforderlich.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Montag, 10. September 2018

Stadt Münster
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TREFF/712: Berlin - Hybrid Encounters. Kunst trifft Wissenschaft, nächster Termine 18.10.2018


Universität der Künste Berlin

»Hybrid Encounters. Kunst trifft Wissenschaft Stimmungen - Schwingungen«

Zum Semesterstart trifft der Literaturwissenschaftler und Komparatist
Hans Ulrich Gumbrecht auf den DJ Westbam



Die Zusammenkunft eines Literaturwissenschaftlers und eines DJs mag
als gewagtes Experiment erscheinen. Der renommierte
Literaturwissenschaftler und Komparatist Hans Ulrich Gumbrecht (Prof.
em., Stanford University) ist bekannt für seine
kritisch-philosophischen Beiträge zur politischen und sozialen
Realität, der DJ und Musiker Westbam gilt als Gründungsinstanz der
Technoszene in Deutschland. Doch beide haben eines gemeinsam: Sie
reagieren auf Stimmungen und Atmosphären. Was aber bedeutet »Stimmung«
für die jeweilige Disziplin und wie lässt sie sich steuern und
musikalisch oder intellektuell reflektieren? Wie wichtig sind das
richtige Gespür und eine »Antenne« in die Gesellschaft? Wie schaffen
es Underground-Phänomene ein Massenpublikum zu erreichen? Diese und
weitere Fragen werden im Gespräch diskutiert. Während der
Veranstaltung wird Westbam ein Set spielen und die Musikauswahl in
Form einer Performance Lecture kommentieren.

Es ist schon die dritte Veranstaltung, die im Rahmen der
Veranstaltungsreihe »Hybrid Encounters« veranstaltet wird. Von der
Hybrid Plattform (eine Initiative der TU Berlin und UdK Berlin)
gemeinsam mit der Schering Stiftung ins Leben gerufen, bringt sie
Kunst und Wissenschaft in den Dialog. Hochkarätige, internationale
Gäste aus Kunst und Wissenschaft treffen dabei auf Persönlichkeiten,
die komplementär zum eigenen Hintergrund forschen oder künstlerisch
tätig sind.

Do., 18. Oktober 2018, 19 Uhr

Georg-Neumann Saal, Einsteinufer 43-53, 10587 Berlin

Podiumsdiskussion mit Performance Lecture. Eintritt frei.

Der Abend findet in englischer Sprache statt.

Konzipiert und durchgeführt werden die »Hybrid Encounters« durch die
Hybrid Plattform - eine gemeinsame Einrichtung der Universität der
Künste Berlin und der Technischen Universität Berlin - und die
Schering Stiftung.

Hans Ulrich Gumbrecht  ist ein deutsch-amerikanischer
Literaturwissenschaftler, Essayist und Kritiker. Neben seiner
Forschung zur romanischen Literatur verfasst er Beiträge zur
Geschichte der Geisteswissenschaften, Philosophie und Ästhetik. Sein
Themenspektrum ist weit gefasst: er beschäftigt sich sowohl mit
politischen oder geisteswissenschaftlichen Themen als auch mit Figuren
aus der Populärkultur, darunter Janis Joplin. Er war lange Zeit Autor
eines Blogs für die Webseite der Frankfurter Allgemeinen Zeitung, in
dem er gesellschaftliche Themen kommentierte. Seine Publikationen
wurden in über 20 Sprachen übersetzt, er erhielt Ehrendoktorwürden von
zahlreichen Universitäten und ist Gastprofessor an Hochschulen in
Deutschland, Frankreich und Kanada. Er hatte bis zu seiner
Emeritierung den Lehrstuhl für Komparatistik an der Stanford
University inne.

Westbam  ist einer der Wegbereiter der elektronischen Musik in
Deutschland. Er war Mitte der achtziger Jahre Mitbegründer des
deutschen Techno-Labels Low Spirit in Berlin, und einer der
InitiatorInnen des Indoor-Rave Mayday sowie der Loveparade in Berlin.
Maximilian Lenz, wie Westbam mit bürgerlichem Namen heißt, trug
maßgeblich dazu bei, dass Techno zum Massenphänomen avancierte. Heute,
30 Jahre später, füllt er immer noch Konzerthallen auf der ganzen
Welt. 2015 veröffentlichte er seine Autobiografie über das Leben als
DJ.

 * 

Quelle:

Universität der Künste Berlin

Postfach 120544, 10595 Berlin
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TREFF/711: Braunschweig - Autor Ralph Grüneberger erzählt Künstlergeschichten, 16.9.


Autor Ralph Grüneberger erzählt Künstlergeschichten



Braunschweig. Unter dem Titel "Die Ruhe einer Sekunde.
Künstlergeschichten" erzählt der Autor Ralph Grüneberger am Sonntag,
16. September, um 16.15 Uhr im Raabe-Haus:Literaturzentrum,
Leonhardstraße 29a, verschiedene Geschichten von Künstlern in
Grenzsituationen. Ergänzend trägt er eine kleine Anzahl von Gedichten
vor. Der Eintritt ist frei. Reservierungen sind unter der
Telefonnummer 7075835 möglich.

Ralph Grüneberger, geboren 1951 in Leipzig, studierte am Institut für
Literatur in Leipzig. Seit 1978 veröffentlichte er als Autor
zahlreiche Arbeiten, ist Mitglied im deutschen PEN-Zentrum und seit
2007 Herausgeber der Reihe "Poesiealbum Neu". Bekannt wurde er auch
als Initiator verschiedener literarischer Veranstaltungsreihen. Er
erzählt neun Geschichten von Malern, Schriftstellern und Musikern, die
sich widrigen Lebensumständen zur Wehr setzen oder versuchen,
bestmöglich mit Leid und Enttäuschung umzugehen.

Eine der Geschichten handelt von Margarethe Raabe, sie ist die älteste
Tochter von Wilhelm Raabe, wurde 1863 in Stuttgart geboren und war
Malerin. Sie pflegte Raabes Nachlass, den sie 1940 der Stadt
Braunschweig überließ. Ihre künstlerische Ausbildung erhielt sie in
verschiedenen Städten Deutschlands, darunter Berlin und München. Als
sie 1904 wieder zurück in die Leonhardstraße 29a zog, gründete sie den
Braunschweiger Künstlerinnenverein, dessen Vorsitz sie innehatte. Sie
malte überwiegend Landschaften in Öl und Aquarell und starb 1947 in
Wolfenbüttel.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Dienstag, 11. September 2018

Stadt Braunschweig

Referat Kommunikation
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GLEICHHEIT/6725: Wahl in Schweden - Pattsituation und Stimmenzuwachs für die Rechtsextremen


World Socialist Web Site

Herausgegeben vom Internationalen Komitee der Vierten Internationale

Wahl in Schweden: Pattsituation und Stimmenzuwachs für die
Rechtsextremen 

Von Gabriel Black

12. September 2018



Die Parlamentswahl in Schweden am Sonntag war geprägt von einer weit
verbreiteten Furcht vor dem Anwachsen der neofaschistischen
Schwedendemokraten und einer Verachtung gegenüber allen etablierten
Parteien, vor allem gegenüber den Sozialdemokraten.

Das Ergebnis der Wahl ist ein politisches Patt zwischen den beiden großen
Koalitionen. Der "Mitte-Links"-Block, ein Bündnis aus Sozialdemokraten,
Linkspartei und Grünen, erhielt 40,6 Prozent der Stimmen; der 
"Mitte-Rechts"-Block, die "Allianz" aus Moderaten, Zentrumspartei,
Christdemokraten und Liberalen, erreichte 40,2 Prozent.

Keine der Koalitionen hat genug Abgeordnete, um im schwedischen Riksdag
(Parlament) eine Regierung bilden zu können. In den nächsten zwei Wochen,
bis zur Eröffnung des Parlaments, werden beide Koalitionen versuchen, mit
Teilen der jeweils anderen Koalition oder den Schwedendemokraten eine
Einigung zu erzielen.

Der Parteichef der Schwedendemokraten Jimmy Akesson machte deutlich, dass
seine Partei die gesamte Politik in Schweden nach rechts drücken will,
indem sie in dieser politischen Krise als "Königsmacher" agiert. Bei einer
Wahlveranstaltung erklärte er: "Wir werden die Zahl unserer Sitze im
Parlament erhöhen und enormen Einfluss darauf gewinnen, was in den nächsten
Wochen, Monaten und Jahren in Schweden passiert."

Die Schwedendemokraten sind aus Neonazikreisen und rassistischen
Vereinigungen hervorgegangen. Bei der Wahl bekamen sie 17,6 Prozent der
Stimmen und 63 der 349 Sitze im Riksdag, sodass sie nach den
Sozialdemokraten und den Moderaten die größte einzelne Partei sind. Ihr
Stimmenanteil ist zwar im Vergleich zu 12,9 Prozent im Jahr 2014
angestiegen, doch ihr Ergebnis war niedriger als die Umfragen vorausgesehen
hatten. Im Sommer gingen einige Umfragen sogar davon aus, dass sie fast ein
Viertel der Stimmen erhalten würden.

Dass die Schwedendemokraten überhaupt Gehör finden konnten, liegt am
Bankrott der traditionellen Regierungsparteien in Schweden. Die
Sozialdemokraten, die zu unterschiedlichen Zeiten mit den Moderaten, den
Grünen, der Linkspartei, den Liberalen und den Christdemokraten regiert
haben, sind verantwortlich für das jahrzehntelange Anwachsen von
Ungleichheit und den Abbau von sozialen Dienstleistungen, vor allem im
Bildungs- und Gesundheitswesen. Jahrelange Skandale, Inkompetenz und
Betrügereien haben den Rückhalt zerstört, den die Sozialdemokraten früher
unter Teilen der Arbeiterklasse und der Jugend genossen.

Die Sozialdemokraten, die das Land über einen Großteil der letzten 100
Jahre hinweg regiert haben, erzielten das schlechteste Ergebnis seit mehr
als einem Jahrhundert. Auch die Moderaten, die traditionell die zweitgrößte
Partei sind, verzeichneten einen deutlichen Rückgang und verloren 14 Sitze.

Schweden folgt damit einem allgemeinen Muster, das angesichts der globalen
Krise des kapitalistischen Systems in ganz Europa und einem Großteil der
Welt zu beobachten ist.

In Frankreich ist die Parti Socialiste (PS) praktisch zusammengebrochen und
die extreme Rechte hat ihren Platz eingenommen. In Deutschland ist die AfD
aufgrund eines ähnlichen Klimas der Abwendung von den etablierten Parteien
zur offiziellen Oppositionspartei geworden. Zudem werden die deutschen
Neofaschisten vom Militär- und Geheimdienstapparat und von Teilen der
herrschenden Klasse unterstützt.

Reformistische Gruppen in den USA und Europa stellen Schweden aufgrund des
vergleichsweise umfassenden Wohlfahrtstaats oft als Vorbild dar, doch in
Wirklichkeit gerät das Land, genau wie alle anderen kapitalistischen
Staaten, immer tiefer in eine wirtschaftliche und politische Krise.

Im Januar 2015 erschien ein Bericht der Organisation für Wirtschaftliche
Zusammenarbeit und Entwicklung (OECD), laut dem die Ungleichheit in
Schweden zwischen 1985 und den frühen 2010er Jahren stärker gewachsen ist
als in allen anderen Mitgliedsstaaten, einschließlich den USA.

Im Jahr 2014 kontrollierten die obersten zehn Prozent der Bevölkerung laut
dem Global Wealth Report von Credit Suisse mehr als 68 Prozent des
Gesamtvermögens. Diese Vermögenskonzentration ist höher als in allen
anderen europäischen Staaten mit Ausnahme der Schweiz und deutlich höher
als in vielen anderen entwickelten Staaten, darunter Großbritannien (53
Prozent), Australien (50 Prozent) und Kanada (57 Prozent).

Das rasant steigende Vermögen der obersten zehn Prozent der schwedischen
Gesellschaft beruht auf dem Bedeutungszuwachs der Finanzmärkte und dem
Anstieg der Aktienkurse. Es steht im scharfen Gegensatz zum Leben von
Millionen Schweden, die seit Jahren Kürzungen der Sozialdienstleistungen
erleben, u.a. im Gesundheitswesen, bei den Renten und im Bildungswesen.
Gleichzeitig steigen für sie die Lebenshaltungskosten, vor allem die
Mieten, während angemessen bezahlte Arbeitsplätze verschwinden.

In diesem sozialen Klima können Rechtsextreme Gehör finden und Migranten
als Sündenböcke behandeln. Im Jahr 2015 nahm Schweden im Verhältnis zur
Bevölkerungszahl die meisten Flüchtlinge in Europa auf. Die überwältigende
Mehrheit der Bevölkerung zeigte Mitgefühl für die hunderttausenden
Flüchtlinge aus Ländern, die durch Kriege der USA (an denen Schweden zum
Teil beteiligt war) zerstört wurden, u.a. Libyen und Afghanistan.

Seit 2015 sind alle Parteien, einschließlich der schwedischen Linkspartei,
in der Frage der Einwanderung scharf nach rechts gerückt, haben die
rassistische Politik der Schwedendemokraten übernommen und damit deren
politischen Status gestärkt. Jetzt treffen nur noch wenige neue Migranten
in Schweden ein.

Gleichzeitig bereitet sich die herrschende Klasse in Schweden darauf vor,
im erwarteten Krieg zwischen den USA und Russland eine Rolle zu spielen.
Die schwedische Presse ist zunehmend dominiert von Sensationsgeschichten
über die Expansion Russlands im Baltikum und hat mehrere Artikel über eine
angebliche Einmischung Russlands in die schwedischen Wahlen veröffentlicht.
Während die Sozialleistungen gekürzt werden sollen, einigte sich die
Koalition aus Sozialdemokraten und Grünen letztes Jahr mit den Moderaten
und der Zentrumspartei auf eine Erhöhung der Militärausgaben um über acht
Milliarden Kronen (entspricht einer Milliarde Dollar) zwischen 2018 und
2020.

Bemerkenswerterweise haben die Schwedendemokraten weniger gut
abgeschnitten, als es die Medien prognostiziert hatten. In dieser Tatsache
zeigt sich die weit verbreitete linke und migrantenfreundliche Stimmung von
großen Teilen der schwedischen Arbeiter und Jugendlichen. Viele Menschen
haben aus der tief empfundenen Überzeugung gewählt, dass diese
faschistische Partei aufgehalten werden muss.

Diese politisch unklare linksgerichtete Stimmung äußerte sich auch in der
wachsenden Unterstützung für die stalinistische Linkspartei, deren Anteil
von 5,7 Prozent auf 7,9 Prozent gestiegen ist. Die Stimmen für die
Linkspartei sind sogar etwas stärker gestiegen als die der
Schwedendemokraten (um 38 Prozent im Vergleich zu 36 Prozent).

Allerdings spielt die Linkspartei eine politisch reaktionäre Rolle. Sie
versucht, die Wut der Arbeiterklasse zu kanalisieren und in Unterstützung
für die Sozialdemokraten zu verwandeln, um die Entwicklung einer
unabhängigen politischen Bewegung der Arbeiterklasse zu verhindern. Um den
Aufstieg der Rechtsextremen in Skandinavien und ganz Europa aufzuhalten,
muss eine wirklich sozialistische Bewegung der europäischen und
internationalen Arbeiterklasse aufgebaut werden.

 * 
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für eine gewaltfreie, herrschaftslose gesellschaft

Europa der Lager, Europa der Abschottung

von Meral Zeller, Dominik Meyer und Karl Kopp



Die Europäische Union treibt ihre Pläne zur Schließung der
Mittelmeerroute voran. Dazu sollen unter neuen Labels weitere Lager
errichtet und Verantwortung auf Afrika abgewälzt werden. Schaffen es
Flüchtlinge dennoch nach Europa ist die umgehende Festsetzung,
Sortierung und "Abfertigung" das Ziel.



Bis Anfang August 2018 erreichten lediglich 58.475 Schutzsuchende
Europa über das Mittelmeer, während mehr als 1.500 Menschen bei dem
Versuch ums Leben kamen.

Der massive Rückgang der Ankünfte und die steigende Todesrate ist
Ergebnis der skrupellosen Politik europäischer Abschottung, die sich
gegenwärtig am rigorosen Vorgehen gegen die zivile Seenotrettung und
der Zusammenarbeit mit der sogenannten "libyschen Küstenwache" zeigt.

Auf dem Treffen der EU-Staats- und Regierungschefs am 28. Juni 2018
wurden weitere Beschlüsse gefasst, um Flucht nach Europa zu
verhindern. Ein Konzept zur Umsetzung legte die Europäische Kommission
am 24. Juli 2018 vor. Ziel ist die Einrichtung von "Kontrollierten
Zentren" innerhalb der EU und "Regionalen Ausschiffungsplattformen" in
Drittstaaten außerhalb der EU. Die Konzepte bleiben vage, aber die
Stoßrichtung der Vorhaben ist klar: Internationaler Flüchtlingsschutz
auf europäischen Boden soll möglichst unterbunden werden.
"Kontrollierte Zentren" in den EU-Mitgliedsstaaten

In Mitgliedsstaaten der Europäischen Union sollen "Kontrollierte
Zentren" entstehen. Dort sollen gerettete Bootsflüchtlinge vier bis
acht Wochen untergebracht werden. Idealtypisch finden dann eine
Sicherheitsüberprüfung, Registrierung, "Asyl-Screening" und Verteilung
statt. Innerhalb von 72 Stunden soll eine Einschätzung zur
Anerkennung, Ablehnung oder Unzulässigkeit des Asylantrags
stattfinden. Die Einschätzung des Schnellverfahrens ist den Plänen
zufolge ausschlaggebend für eine etwaige Überstellung in einen
EU-Mitgliedsstaat oder die Abschiebung ins Herkunftsland.

Wie in solchen "Zentren" rechtsstaatliche Standards, etwa das Recht
auf ein faires Asylverfahren und einen effektiven Rechtsbehelf gewahrt
werden sollen, bleibt vollkommen unklar. Die Schwerpunkte "Effizienz"
und "Kontrolle" legen nahe, dass es sich um ein Konzept für weitere
geschlossene Lager handelt, was de facto nichts anders als Haft
bedeutet. Die systematischen Menschenrechtsverletzungen und die
elenden Lebensbedingen etwa in den EU-Hotspots der Ägäis bieten schon
jetzt einen Vorgeschmack auf das, was die Flüchtlinge erwartet.


Schwammige Details, klares Ziel: Abschottung und
Abschreckung

Wo solche Zentren errichtet werden sollen, ist vor dem Hintergrund der
verhärteten Positionen der EU-Mitgliedsstaaten in der
Flüchtlingspolitik nicht ersichtlich. Um die Bereitschaft der
Mitgliedsstaaten zu fördern, werden die Flexibilität und die
Finanzierung des Konzepts betont. Zum einen soll es an die
"Bedürfnisse" des jeweiligen Aufnahmelandes angepasst werden können.
So sei denkbar, nur einen Teil der vorgesehenen Verfahren in den
Lagern durchzuführen. Während die Details vage bleiben, formuliert die
Kommission ihre Ziele präzise: Einschränkung "sekundärer
Migrationsbewegung" (d.h. innereuropäische Weiterreise), schnelle
Verfahren und, vor allem, zügige Rückführung. Um Mitgliedstaaten zur
Teilnahme zu bewegen, setzt die EU-Kommission zum anderen auf
finanzielle Anreize. Die "kontrollierten Zentren" sollen vollständig
aus EU-Mitteln finanziert werden und ein Großteil der Verfahren von
EU-Personal geleistet werden. In einem personellen Schema, das für die
Planung einer ersten Pilotphase vorgelegt wurde, stellen die
europäischen Agenturen Europol, Frontex (Europäische Agentur für die
Grenz- und Küstenwache) und EASO (Europäisches Unterstützungsbüro für
Asylwesen) den Kern des geplanten Teams. Die EU finanziert die
Abschiebungen und etwaige freiwillige Rückkehrmaßnahmen aus den
"kontrollierten Zentren" ebenfalls. Mit bescheidenen 6.000 Euro pro
Kopf will die Kommission die Mitgliedsstaaten belohnen, die
Flüchtlinge mit guten Erfolgsaussichten im Asylverfahren aufnehmen.
Dass dieser eher symbolische Betrag die "Solidarität" anderer Staaten
erkaufen könnte, wäre überraschend. Wir erinnern uns: Gegen Polen,
Ungarn und Tschechien ist ein Rechtsverletzungsverfahren eingeleitet
worden, da diese sich konsequent weigerten, Flüchtlinge aus Italien
und Griechenland aufzunehmen. Auch insgesamt blieb die Zahl der
umverteilten Flüchtlinge (sog. Relocation) weit unter den formulierten
Zielen. Zudem scheitert die Reform des Gemeinsamen Europäischen
Asylsystems (GEAS) seit über zwei Jahren auch an dem fehlenden Willen
zu einer gemeinsamen Verantwortung für Schutzsuchende in der EU.

Fakt ist: Im Club der Unwilligen bei der Flüchtlingsaufnahme, gibt es
nur einen gemeinsamen Nenner: Lager und Haft in Europa und die
Externalisierung der Flüchtlingsaufnahme nach Nordafrika, in
Drittstaaten - um jeden menschenrechtlichen Preis.


Seenotrettung - Rettung oder Rückkehr ins Elend?

Mit dem vermeintlichen Ziel Todesfälle zu verhindern, will die
EU-Kommission in allen Mittelmeerstaaten Such- und Rettungszonen
festlegen und Seenotleitstellen einrichten. Die Unterstützung der
"libyschen Küstenwache" soll, laut Abschlusserklärung des Europäischen
Rats, erhöht werden. Mit der konkreten Forderung, dass im Mittelmeer
verkehrenden Schiffe die Einsätze der libyschen Küstenwache nicht
stören dürfen, gewährt der Europäische Rat den dubiosen libyschen
"Partnern" völlige Handlungsfreiheit und sendet gleichzeitig eine
massive Drohung an die zivilen Seenotrettungsorganisationen aus.

Die Liste der Menschenrechtsverletzungen der "libyschen Küstenwache"
ist lang. Dieser werden schwere Vergehen vorgeworfen: Besatzungen
haben Schutzsuchende misshandelt, Flüchtlingsboote attackiert,
illegale Rückführungen vorgenommen, Rettungseinsätze sabotiert und
ganze Bootsbesatzungen in Lebensgefahr gebracht.

Die spanische Hilfsorganisation "Proactiva Open Arms" berichtete am
17. Juli 2018, dass die libysche Küstenwache drei Bootsflüchtlinge
bewusst nicht gerettet und zum Sterben zurück gelassen habe. Lediglich
eine Frau überlebte.

Im November 2017 hatte die "libysche Küstenwache" die Rettung von über
100 Personen aus einem sinkenden Boot durch Sea-Watch behindert. (1)
Mindestens zwanzig Menschen ertranken. Allerdings bedeutet auch eine
"Rettung" durch die libysche Küstenwache eine Rückkehr in die dortigen
Elendslager, in denen grausame Menschenrechtsverletzungen auf der
Tagesordnung stehen. Das Deutsche Institut für Menschenrechte macht in
einem Positionspapier vom 31. Juli 2018 deutlich, dass der Aufbau der
"libyschen Küstenwache" durch die EU potentiell einen
Völkerrechtsbruch darstellt.


"Regionale Ausschiffungsplattformen" in Nordafrika

Die Idee "Lager in Nordafrika" zu errichten, in denen Flüchtende
internationalen Schutz beantragen können, ist nicht neu. Seit den
Vorschlägen von Tony Blair und Otto Schily im Jahr 2004 wird der
Ansatz immer wieder aufgegriffen.

Ein Novum ist allerdings die aktive Beteiligung des
Flüchtlingshilfswerkes der Vereinten Nationen (UNHCR). Mit ihrem,
gemeinsam mit der International Organisation für Migration (IOM)
erarbeiteten Papier vom 27. Juni 2018 droht der UNHCR Teil eines
gefährlichen Vorhabens zu werden: Bootsflüchtlinge, die auf dem
Mittelmeer aufgegriffen werden, sollen auch nach Nordafrika zurück
gebracht werden. PRO ASYL hat sich gemeinsam mit anderen
Menschenrechts- und Seenotrettungsorganisationen in einem offenen
Brief am 30.07.2018 an den UN-Hochkommissar für Flüchtlinge, Filippo
Grandi gewandt und ihn aufgefordert, sich gegen die jüngsten Pläne der
EU zu "regionalen Ausschiffungsplattformen" zu stellen. (2)


Was sind das für "Plattformen"?

Wo diese "Ausschiffungsplattformen" entstehen und wie sie aussehen
sollen, ist noch nicht geklärt. Das zerrissene Libyen erfüllt nach
Auffassung des UNHCR und der EU-Kommission nicht die Voraussetzung
eines "sicheren Hafens".

Bis jetzt weigern sich Ägypten, Tunesien, Algerien, Marokko und Niger
vehement irgendwelche Transitlager zu eröffnen.

Nicht nur der Ort, auch die sonstige Umsetzung dieser "Plattformen"
bleibt vollkommen diffus. "Keine Inhaftnahme, keine Lager", verkündet
die Kommission als einen von fünf Kernpunkten. Wie das ganze Vorhaben
in der Praxis funktionieren soll, ohne die Betroffenen festzusetzen,
ist nicht nachvollziehbar. Vielmehr wird schon in dem Papier von IOM
und UNHCR auf die Gefahr hingewiesen, nach Nordafrika zurückgebrachte
Personen könnten versuchen, sich erneut auf den Weg zu machen. Die
abstruse Lösung: Die "Ausschiffungsplattformen", zu der Schutzsuchende
gebracht werden, soll möglichst weit von dem Ort entfernt sein, von
dem aus sie losgefahren sind. Dadurch sollen weitere Überfahrten
erschwert werden.


Internationaler Schutz nur auf dem Papier

Lapidar stellt die EU-Kommission fest: "Die vom UNHCR und von der IOM
entwickelten Regeln werden dafür sorgen, dass ausgeschiffte Personen -
auch durch Neuansiedlungsregelungen - Schutz erhalten können, wenn sie
ihn benötigen, oder in ihre Herkunftsländer rückgeführt werden, wenn
sie nicht schutzbedürftig sind."

Wie in den "kontrollierten Zentren" soll auch in den
"Ausschiffungsplattformen" möglichst schnell entschieden werden, wer
internationalen Schutz erhält und wer nicht. Letztere sollen dann mit
Hilfe von UNHCR und IOM in ihre Herkunftsländer rückgeführt werden.
International Schutzberechtigte sollen umgesiedelt werden.

Doch selbst hier wird eingeschränkt. Die Umsiedlungen sollen nicht auf
die EU beschränkt sein und nicht alle international Schutzbedürftigen
sollen umgesiedelt werden.

Flüchtlingsschutz wird also nur für diejenigen realisiert, die einen
Schutzstatus zugesprochen bekommen und bei der Resettlement-Tombola
das Glück haben, einen Resettlement-Platz zu ergattern. Die verquere
Logik dahinter: Würden alle Schutzbedürftigen tatsächlich umgesiedelt,
würde das einen "Pull-Faktor" darstellen. Um das zu verhindern, solle
nur ein Teil der Schutzberechtigten umgesiedelt werden.

Jedoch scheint bereits die Umsiedlung einer kleinen Zahl
Schutzsuchender vor dem Hintergrund laufender Programme wenig
vielversprechend. Im Dezember 2017 reagierten EU, UN und die
Afrikanischen Union (AU) in Zusammenarbeit mit dem UNHCR auf die
katastrophalen Berichte aus libyschen Flüchtlingshaftlagern mit einer
Notfallmaßnahme zur Evakuierung von Schutzsuchenden aus dem
zerrütteten Land. Unter der "schnellen" Notfallmaßnahme wurden seit
November 2017 lediglich 1.858 Flüchtlinge aus Libyen evakuiert, die
meisten nach Niger (Stand: 20 Juli 2018). Das ist ein kläglicher
Bruchteil derer, die weiterhin in libyschen Lagern ausharren müssen.
"Extrem" vulnerable Personen sollen von UNHCR identifiziert werden und
einen Platz in einem Resettlement-Programm erhalten. Versprechungen
gab es viele, letztlich durchgeführt wurden bisher Umsiedlungen in
etwa 300 Fällen.

Bereits heute stellt die EU nur einen kleinen Anteil der eigentlich
benötigten Resettlement-Plätze weltweit zur Verfügung. Die
EU-Kommission möchte durch einen erneuten Aufruf für mehr
Neuansiedlungsplätze anbieten. Woher diese Bereitschaft in den
EU-Mitgliedsstaaten allerdings kommen soll, weiß nur die
EU-Kommission.


Menschenrechte über Board

Die jüngsten Beschlüsse zur Flüchtlingspolitik der EU setzen weiter
auf Abschottung, Ausgrenzung, Abschreckung und Auslagerung.

Werden diese Pläne in die Tat umgesetzt, entstehen neue Lager auf
beiden Seiten des Mittelmeers. Menschenrechtsverletzungen sind in den
"kontrollierten Zentren" und in den "Ausschiffungsplattformen"
vorprogrammiert.

Das, was die Kommission "echte gemeinsame regionale Verantwortung"
nennt, ist in Wahrheit ein Frontalangriff auf das Asylrecht.

In einer von Salvinis und Orbans dominierten EU werden uns diese
Konzepte als realpolitische Optionen zur Rettung der EU und ihrer
Werte verkauft. Leider ist die EU jedoch gerade dabei, die
Menschenwürde, die Menschenrechte, den Flüchtlingsschutz, das Recht
auf Leben etc. im Mittelmeer zu versenken. (3)

Um das Massensterben im Mittelmeer zu beenden muss die europäische
Seenotrettung massiv ausgeweitet werden und die verbrecherische
Blockade der zivilen Seenotrettung sofort beendet werden.

Die EU hat die Pflicht einen robusten, flächendeckenden
EU-Seenotrettungsdienst aufzubauen. Auswege aus dem humanitären
Desaster im Mittelmeer bieten lediglich legale und sichere Zugangswege
in die EU und die solidarische Aufnahme der Schutzsuchenden.




Meral Zeller, Dominik Meyer und Karl Kopp

Europaabteilung PRO ASYL



Dieser Artikel erscheint zeitgleich mit dieser Druckfassung online -
plus zahlreicher Verweise und Links - auf: 

https://www.proasyl.de/hintergrund/europa-der-lager-europa-der-abschottung/


Anmerkungen

(1) https://sea-watch.org/klage-gegen-italien-wegen-der-koordinierung-der-rueckfuehrungen-der-libyschen-kuestenwache

(2) https://sea-watch.org/wp-content/uploads/2018/07/Open_Letter_UNHCR.pdf

(3) https://dejure.org/gesetze/EU/2.html
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SOZIALISTISCHE ZEITUNG/2289: Seehofer contra Merkel


SoZ - Sozialistische Zeitung Nr. 9 · September 2018

Friede den Hütten - Krieg den Palästen!

Seehofer contra Merkel

Der Dämmerung entgegen

von Paul B. Kleiser



Horst Seehofer, noch Parteivorsitzender der CSU und
Bundesinnenminister, richtet seine gesamte politische Energie darauf,
für die CSU die absolute Mehrheit in Bayern zu erhalten. Bei den
Mitteln, die er dafür wählt, dürfte das bei der kommenden Landtagswahl
am 14. Oktober gründlich daneben gehen.


Im Jahre 2007 kam es zum Aufstand von Teilen der CSU gegen den
langjährigen Ministerpräsidenten Edmund Stoiber, der Bayern seit 1993
regiert hatte. Der überehrgeizige Stoiber hatte sich 2002 gegen Angela
Merkel durchgesetzt und war zum gemeinsamen Kanzlerkandidaten der
Union gekürt worden. Doch der linke Flügel der Union hielt sich im
Wahlkampf sichtlich zurück. Im Grunde erholte sich Stoiber nie mehr
von der deutlichen Wahlniederlage gegen Gerhard Schröder, sodass ihn
Günther Beckstein und Erwin Huber als Ministerpräsidenten bzw. als
Parteichef beerben konnten. Doch bei den Landtagswahlen von 2008 fiel
die CSU auf magere 40,5 Prozent und verlor damit ihre gewohnte
absolute Mehrheit im Freistaat. (In seiner besten Zeit hatte Stoiber
über 60 Prozent eingefahren!) Damit war das Schicksal der beiden
Parteiführer besiegelt, man holte Horst Seehofer aus Berlin und machte
ihn zum Ministerpräsidenten einer CSU-FDP-Koalition.

Seehofer war einer der dünn gesäten Bundespolitiker der CSU, die nach
Strauß ja vor allem Regionalpartei war und durch den Anschluss der DDR
in ihrer Bedeutung weiter schrumpfte. Der Mann aus Ingolstadt hatte
seit 1980 vor allem in Bonn und dann in Berlin unter Helmut Kohl
Karriere gemacht und war von 1992 bis 1998 Bundesgesundheitsminister
gewesen. Angesichts zunehmender Defizite in der gesetzlichen
Krankenversicherung setzte er damals eine Reihe von Sparmaßnahmen
durch, die die Unzufriedenheit mit der Regierung nur größer machten.


Abstieg der CSU unter Stoiber

Nach der Abwahl der Kohl-Regierung und der Aufdeckung des
CDU-Spendenskandals ergriff die Generalsekretärin Angela Merkel ihre
Chance, die alte Parteiführung abzuhalftern und sich gegen die
Patriarchen der Partei selbst an die Spitze wählen zu lassen, obwohl
sie nur über eine bescheidene Hausmacht verfügte. Dem damaligen
Zeitgeist entsprechend, ließ sie von Leuten wie Kirchhoff oder Merz
ein neues, neoliberales Parteiprogramm entwerfen. In ihm war die
Einführung einer Kopfpauschale in der Krankenversicherung vorgesehen;
somit hätte ein Millionär den gleichen Beitrag gezahlt wie ein
Sozialhilfeempfänger.

Der Kampf um diese "Kopfpauschale" wurde in der Union mit ähnlicher
Schärfe geführt wie heute der um die Flüchtlingspolitik. Nachdem sich
Stoiber für die CSU auf einen halbherzigen Kompromiss mit Merkel
eingelassen hatte, trat Seehofer, der als Fraktionsvize für die
Gesundheitspolitik zuständig war, von allen Ämtern zurück. Mit Merkel
und anderen CDU-Größen kam es zu heftigem Streit; auf diese Zeit gehen
das Misstrauen und die geradezu hasserfüllte Beziehung zwischen den
beiden politischen Alphatieren zurück. Denn für Seehofer gehört der
soziale Ausgleich zur politischen DNA der CSU; ohne ihn würden viele
Lohnabhängige von der Partei abfallen.

Nach dem Scheitern von Rot-Grün und dem knappen Wahlsieg von Angela
Merkel 2005 sollte Edmund Stoiber für die CSU als Wirtschaftsminister
nach Berlin gehen, aber nach einer heftigen Auseinandersetzung über
die Kompetenzen des Ministeriums und langem Hin und Her blieb er
schließlich doch in München. Seehofer wurde neuer
Landwirtschaftsminister in Berlin. Bis er schließlich nach drei
Jahren, in der Krise 2008, als die CSU nur noch 40,5 Prozent
verbuchte, den Nürnberger Protestanten Beckstein, der das Amt gerade
mal ein Jahr ausgeübt hatte, als Ministerpräsident ablöste.


Was passierte 2015 wirklich?

Am 6. September 2015, war die CSU-Prominenz fast geschlossen nach Rott
am Inn gepilgert, um den 100. Geburtstag des letzten bayerischen
Monarchen (und Oberbazi) Franz Josef Strauß zu feiern. Kurz zuvor
hatte sich die Lage in Ungarn und besonders in Budapest dramatisch
zugespitzt, weil Hunderttausende Flüchtlinge aus Syrien und dem Irak
zwischen Bahnhöfen und Autobahnen herumirrten. Angesichts dieses
unbeschreiblichen Elends und der schockierenden Bilder telefonierte
die Kanzlerin mit dem österreichischen Kanzler Werner Faymann; man kam
überein, die Flüchtlinge ins Schengen-Europa weiterziehen zu lassen.
Offenbar versuchte die Kanzlerin, mit Seehofer zu telefonieren; dass
sie ihn nicht erreicht hat, wird ihr von ihm als Böswilligkeit
ausgelegt, obwohl sie keineswegs verpflichtet war, ihn in diese
Angelegenheit einzubinden. (Die Grenzsicherung ist allein Aufgabe des
Bundes!)

Immer wieder wird (nicht nur von der AfD) die Behauptung aufgestellt,
Merkel habe die (offene!) Grenze geöffnet, oder man hätte die Grenze
schließen und die Flüchtlinge zurückweisen können oder sollen. Mal
abgesehen von der Inhumanität eines solchen Vorgehens wurde auf
Anweisung des damaligen Innenministers Thomas de Maizière der Chef der
Bundespolizei, Dieter Romann, tatsächlich beauftragt, Grenzkontrollen
inkl. Zurückweisungen vorzubereiten.

In der Woche nach dem 6. September wurden einige tausend
Bundespolizisten nach Bayern gebracht. Zwischen de Maizière und Romann
wurde dann diskutiert, was geschehen würde, sollte man die
Geflüchteten tatsächlich an der Grenze zurückhalten wollen. Sie
erkannten, dass dies höchstens eine Woche lang funktionieren würde:
Denn erstens käme es zu langen Staus für alle Grenzgänger und zweitens
würden die Bilder in den internationalen Medien dem Land nicht gerade
zum Vorteil gereichen. Auch in der deutschen Bevölkerung käme es zu
Empörung und Widerstand.

Nach einem Gespräch zwischen Merkel, dem Vizekanzler Sigmar Gabriel
(SPD) und dem Innenminister entschied sich dieser schließlich gegen
die Schließung der Grenze (SZ, 29. Juni 2018).


Der Rechtsbrecher

Seehofer hat immer nur die absolute Mehrheit der CSU in Bayern im
Kopf, die er 2013 tatsächlich (mit starker Unterstützung von Merkel!)
zurückeroberte. Denn ohne eine solche Mehrheit könnte die CSU in
Berlin nicht immer wieder Extrawürste verlangen (wie die
"Ausländermaut" oder die "Herdprämie") und durchsetzen; sie würde zu
einer Partei unter anderen werden.

Gegen Merkel schimpfte Seehofer, er habe ihr bei der Eurorettung gegen
eine meuternde Partei den Rücken freigehalten und nun treffe sie im
Handstreich und ohne Absprache mit ihm eine Entscheidung, die zu
großen Ängsten und Sorgen in der Bevölkerung führen müsse. Gegen
Merkels "Wir schaffen das" faselte der Nichtjurist als getriebener
Populist von der "Herrschaft des Unrechts". Doch in den ersten Wochen
war eine Mehrheit der Deutschen eindeutig auf Merkels Seite;
Zehntausende begrüßten die Geflüchteten herzlich; die
Spendenbereitschaft war immens.

Im Spätherbst des Jahres war Merkel dann Gast auf dem Parteitag der
CSU in München. In den Jahren zuvor hatte man sich im Glanze ihrer
Popularität gesonnt und sie gerne eingeladen. Doch nun überfiel
Seehofer sie mit der Forderung nach einer Obergrenze für Flüchtlinge.
"Wir sind der festen Überzeugung, dass die große historische Aufgabe,
die Integration von Flüchtlingen in unserem Land, dass auch die
Zustimmung der Bevölkerung nicht auf Dauer zu haben sind, wenn wir
nicht zu einer Obergrenze für die Zuwanderung von Flüchtlingen
kommen", posaunte er in die Halle.

Eine Viertelstunde musste sich die neben ihm stehende Kanzlerin wie
eine ungehörige Schülerin anhören, wie sie von ihm abgekanzelt wurde:
"Du weißt, dass wir hartnäckig für dieses Ziel arbeiten." Die
Orbanisierung der bayerischen Politik hatte endgültig begonnen.

Im Koalitionsvertrag der neuen "Großen Koalition" vom Februar 2018
ließ die CSU ihren Willen festschreiben, wonach die
"Zuwanderungszahlen... die Spanne von jährlich 180.000 bis 220.000
nicht übersteigen werden". Zwischen Spiegelstrichen wurde aber
festgelegt, dass "das Grundrecht auf Asyl und die Genfer
Flüchtlingskonvention unangetastet" bleiben sollen.

Und auch eine zweite Forderung aus Bayern wurde akzeptiert, nämlich
die Errichtung von sog. AnKER-Zentren, von denen bereits eines in
Manching bei Ingolstadt steht. Die Bearbeitung von Asylverfahren
"erfolgt künftig in zentralen Aufnahme-, Entscheidungs-, und
Rückführungseinrichtungen, in denen BAMF, Bundesagentur für Arbeit,
Jugendämter, Justiz, Ausländerbehörden und andere Hand in Hand
arbeiten. In den AnKER-Einrichtungen sollen Ankunft, Entscheidung,
kommunale Verteilung bzw. Rückführung stattfinden."

Wie brutal solche Einrichtungen sind, lässt sich in Moria auf der
Insel Lesbos beobachten. Man möchte unbedingt verhindern, dass die
Geflüchteten in Kontakt mit Menschen in der Umgebung kommen und durch
sie Solidarität und Hilfe erfahren. Möglichst viele möglichst schnell
raus ist die Logik dieser Politik. Der Rechtsstaat gerät zur Farce.


Widerspruch aus der CSU

Eine Reihe von durchaus konservativen Politikern wie Alois Glück oder
Prof. Hans Maier protestieren gegen diese Unmenschlichkeit; sie
betonen, dass das Kreuz etwas anderes bedeutet als ein Objekt, das man
als "Kulturgut" an alle Amtsstuben nagelt. Der langjährige
Arbeitsminister Norbert Blüm schrieb:

"Die derzeit geführte Asyldebatte hat viele Facetten, die sprachliche
stört mich bis zum ekelhaften Überdruss. 'Asylanten' sind keine
Kartoffel- oder Mehlsäcke, über deren sachgemäße Lagerung man
streitet. Es handelt sich bei den 'Obergrenzen' nicht um die
Kapazitätsgrenze eines Kühlhauses für tropische Südfrüchte. Wir reden
über Flüchtlinge wie über Sachen und verstecken den Skandal der
Herzlosigkeit in kalten Statistiken. Es sind aber Menschen, um die es
geht, Verzweifelte, die Zuflucht suchen und nicht Sachen, die
gestapelt oder zurückgeschickt werden müssen. 'Asyltouristen' ist ein
Wort des kalten Zynismus." (SZ, 13. Juli 2018.)

Die rassistischen Ausfälle von Seehofer, Söder, Dobrindt und Co.
bestärken einzig die AfD; alle Meinungsumfragen zeigen, dass die CSU
von Glück reden kann, wenn sie im Oktober bei den Landtagswahlen in
Bayern über 40 Prozent bekommt. Doch trotz allen Geschreis und
Nachtretens neigt sich die Ära Seehofer dem Ende zu. Oder wie
Seehofers Intimfeind Wolfgang Schäuble sagen würde: Isch over!

 * 
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VORWÄRTS/1402: Gegen den Wirtschaftskrieg


vorwärts - die sozialistische zeitung, Nr. 27/28 vom 6. September 2018

Gegen den Wirtschaftskrieg

von Amanda Ioset



Die Flüchtlingsorganisation Solidarité sans frontières gehört zu
den Organisationen, die die Initiative für Ernährungssouveränität
unterstützt. Dies hat gute Gründe: Die industrielle Landwirtschaft
zerstört unter anderem die Nahrungsmittelkette in der südlichen
Hemisphäre.


Man kann sich vielleicht fragen, warum ein Verein, der
MigrantInnen und Asylsuchende unterstützt, sich für eine Initiative
zum Thema Landwirtschaftspolitik einsetzt. Ernährungssouveränität ist
ein globales Konzept, das die Menschheit über unsere Grenzen hinaus
betrifft und viele Aspekte umfasst, an die man auf den ersten Blick
nicht denkt. An dieser Stelle möchte ich Aminata Dramane Traoré,
ehemalige Kulturministerin von Mali, zitieren, die uns in Erinnerung
ruft, dass MigrantInnen "Flüchtlinge eines Wirtschaftskrieges" sind.
Die industrielle Landwirtschaft ist Teil dieses Wirtschaftskrieges,
der die südliche Hemisphäre verwüstet, indem die lokalen
Nahrungsmittelmärkte zerstört und der Zugang für KleinbäuerInnen zu
überlebenswichtigen Ressourcen versperrt werden. Die Rechte der
BäuerInnen werden überall auf der Welt mit den Füssen getreten - und
zwar täglich. In zahlreichen Ländern sind bäuerliche Gemeinschaften
Opfer von Umsiedlung, Verfolgung und Inhaftierung. Währenddessen
floriert die transnationale Agroindustrie. Ihre Firmen kaufen
wucherisch Land auf, verschmutzen die Böden durch Monokultur,
Pestizide und Kunstdünger. Und das alles, um für Weltmärkte zu
produzieren, die in ihren Augen rentabler als lokale Märkte
erscheinen.


Unsere Verantwortung

Wenn wir uns dessen bewusst werden, können wir uns nicht mehr weiter
hinter Ausdrücken wie "Fluchtmotive" verstecken, wenn wir von
Migration reden. In Wirklichkeit sind wir mit der organisierten
Zerstörung der Ökosysteme und der Lebensgrundlage von Milliarden von
Menschen konfrontiert, u.a. durch die internationalen
Freihandelsabkommen. Warum sind wir erstaunt, dass so viele
BäuerInnen, denen Land und Ressourcen geraubt werden, verarmen, zu
Flüchtlingen im eigenen Land werden und anderswo versuchen, eine
Arbeit zu finden? Wie können wir die Verantwortlichkeit unseres
Wirtschaftssystems und der Regierungen, die es tragen, leugnen? Denn
sie sind es, die das Agrobusiness anstelle der KleinproduzentInnen
unterstützen. Ernährungssouveränität stellt den zwingend nötigen
Paradigmenwechsel dar, der den Plünderungen von Land und Ressourcen
ein Ende setzt, damit sich alle Länder nach ihren Wünschen entwickeln
und ihrer Bevölkerung eine Zukunft bieten können.

Natürlich löst ein einzig in der Schweiz umgesetztes Konzept der
Ernährungssouveränität nicht all diese Probleme. Dennoch behandelt die
Initiative wesentliche Fragen: Erstens: Das Schweizer Importproblem
bezüglich Tiernahrung. Die Schweiz hängt immer stärker vom Ausland ab,
um ihr Vieh füttern zu können. Damit unterstützt sie die Verbreitung
von Monokulturen zulasten der Entwicklung einer bäuerlichen
Landwirtschaft. Zweitens: Das grosse Problem der Exportsubventionen.
Sie konkurrieren direkt die lokalen Märkte im Ausland, wo unsere
Überproduktion zu niedrigen Preisen verkauft wird und so den
Aufschwung einer lokalen Landwirtschaft verhindert, die im Dienste der
Bevölkerung steht. Bäuerliche Organisationen aus dem Norden und Süden
fordern, dass ein entsprechender Grenzschutz gegen Sozial- und
Umweltdumping eingeführt wird. Im Gegenzug wollen sie auf
Exportsubventionen verzichten. Das scheint nur richtig, angesichts der
oftmals fehlenden öffentlichen Subventionsgelder für die
Landwirtschaft im Süden, die in unfairem Wettbewerb zu spottbilligen
Produkten steht.


Wichtigste Initiative in diesem Jahr

Und schliesslich drittens das Problem der katastrophalen
Arbeitsbedingungen im Schweizer Agrarsektor. Dies erklärt sich
insbesondere dadurch, dass es hierzulande scheinbar unmöglich ist,
rentabel zu wirtschaften. Denn: Die Produktpreise für BäuerInnen sind
seit 2000 um 12 Prozent zurückgegangen, während die Preise für die
KonsumentInnen um 5 Prozent gestiegen sind. Rufen wir uns in
Erinnerung, dass die Arbeitskräfte in der Schweizer Landwirtschaft
hauptsächlich MigrantInnen aus Osteuropa sind. Wer möchte denn schon
in der intensiven Landwirtschaft als "PraktikantIn" 50 Stunden pro
Woche für 2510 Franken pro Monat arbeiten? Es ist kein Zufall, dass
von den 30.000 ausserfamiliären, in der Landwirtschaft tätigen
Personen 14.000 keinen Schweizer Pass haben - ohne die geschätzten
rund 8.000 Sans-Papiers miteinzuberechnen, die in der Landwirtschaft
arbeiten. Die Initiative fordert faire und harmonisierte
Arbeitsbedingungen für alle LandarbeiterInnen.

Ernährungssouveränität ist eine der grossen Herausforderungen unserer
Zeit. Wir müssen den Menschen und die Natur und nicht den Profit um
jeden Preis wieder ins Zentrum unserer Sorgen stellen. Deshalb ist die
Initiative für Ernährungssouveränität ohne Zweifel die wichtigste
Initiative, über die wir SchweizerInnen in diesem Jahr abstimmen.

Amanda Ioset ist politische Sekretärin und Geschäftsführerin 
von Solidarité sans frontières.
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DOKUMENTATION/1536: WDR - 1985. Zurück in die Zukunft, 14.9.2018 (WDR)


Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Programmtip

Zurück in die Zukunft - 1985

Ein Film von Lukas Hoffmann, erzählt von Sabine Heinrich

aus der Reihe "Unser Land in den 80ern"

Freitag, 14.09.2018, 20.15 - 21.00 Uhr, WDR Fernsehen

Wiederholung: So 14.00 Uhr



1985. Das Jahr in dem NRW in der Zukunft landete. In Essen wurde der
neue IC Experimental vorgestellt und stellte mit 317 km/h einen
deutschen Schienenrekord auf. In Köln bereiteten sich die Astronauten
auf die erste Weltall-Mission unter deutscher Leitung vor. Und in
Münster hinterließ ein durch die Zeit reisender Delorean seine Spuren.

In Aachen eröffnete nach 15 Jahren Bauzeit das wohl modernste
Krankenhaus der Zeit: das Uniklinikum - anzusehen wie ein Ufo. Die
Kinderärztin Lisa Lassay und der Krankenpfleger Wolfgang Klein
betraten ihre neue Arbeitswelt 1985 zum ersten Mal. Sie erzählen, was
es für sie und ihre Patienten hieß, sich auf diesem neuen Planeten
zurecht zu finden und einzuleben.

In Köln-Bocklemünd baute der WDR an der Zukunft des Fernsehens und
ging mit der ersten deutschen Seifenoper an den Start: die
Lindenstraße. Sybille Waury zog mit 15 Jahren als Tanja Schildknecht
ein und bis heute nicht mehr aus. Sie erzählt, wie sie als
wohlerzogene 15-Jährige in die Rolle des kleinen Biestes Tanja
hineinwachsen musste, mit ihr erwachsen wurde und schließlich sogar
die Liebe ihres Lebens fand.

Den schlimmsten Tag als Direktor des Kölner Zoos erlebte Gunther Nogge
1985. Weil ein Wärter versehentlich den Affenkäfig offen gelassen
hatte, entfloh der Schimpanse Petermann, fiel über Nogge her und
verletzte ihn lebensgefährlich. Petermann, in den 50er und 60er Jahren
Publikumsliebling und gefeierter Bühnenstar, wurde auf der Flucht
erschossen und zu einer Kölner Legende.

Für Josef Hesse und Oliver Wirtz begann 1985 eine neue Zeitrechnung.
Es war das Jahr, als Marty McFly mit einem schnittigen Delorean
"Zurück in die Zukunft" reiste. Beide sahen den Film und ein
Kindheitstraum war geweckt: Genau das wollen wir auch. 30 Jahre
später: McFly landete und die beiden Docs aus dem Münsterland lernten
sich kennen. Gemeinsam realisierten sie den Traum von der Zeitmaschine
im Delorean - und zwar so perfekt, dass sogar Hollywood vorbeischaute.

Für den Verwandlungskünstler Günter Wallraff ging es 1985 ganz nach
unten. In der Rolle des Türken Ali Levent deckte er auf unter welch
elenden Bedingungen Leiharbeiter in vielen Unternehmen schuften
mussten. Sein Buch "Ganz unten" sorgte für mächtig Wirbel und
verkaufte sich über 5 Millionen Mal.

Sportlich ging es 1985 überirdisch zu. Und das nicht nur weil Boris
Becker Wimbledon gewann. Im DFB-Pokalfinale bezwang der Underdog Bayer
05 Uerdingen den Favoriten Bayern München. Krefeld war von nun an eine
Fußballstadt und Wolfgang "Cup" Schäfer wurde zur Legende - nicht nur
wegen seines Siegtreffers.

Erzählt wird der Film von Sabine Heinrich, die im Ruhrgebiet aufwuchs,
dort zur Schule ging - und 1985 plötzlich smogfrei hatte.

Der WDR konnte zehn prominente Persönlichkeiten aus NRW als Paten und
Sprecher der Filme gewinnen. Sie erzählen die Geschichten und
Ereignisse ihres Highlight-Jahres und machen die Reihe "Unser Land -
Die 80er" damit auch zu einer ganz persönlichen und unterhaltsamen
Zeitreise zurück in ein explosives Jahrzehnt.

Produziert werden die Filme von BROADVIEW TV, die bereits im
vergangenen Jahr mit der Dokumentationsreihe "Unser Land - Die 70er"
in die Vergangenheit gereist ist.

 * 
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MELDUNG/1753: Deutschlandfunk Kultur - Der US-amerikanische Schriftsteller Tom Drury, 14.9.2018 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Glückssucher in Iowa

Der US-amerikanische Schriftsteller Tom Drury

Von Michael Hillebrecht

Zeitfragen. Literatur

Freitag, 14. September 2018, 19.30 - 20.00 Uhr, Deutschlandfunk Kultur



Grouse County ist ein sehr überschaubarer fiktiver Bezirk im Mittleren
Westen der USA. Seine Ortschaften sind klein oder gar winzig. Dort
sind die "Grouse County"-Romane von Tom Drury angesiedelt. Der 1956
geborene Autor ist selbst in Iowa in einem Ort mit etwa 200 Einwohnern
aufgewachsen. Drury lebt mittlerweile aber in Berlin. Seine Romane
leben einerseits von witzigen Dialogen, die an die Filme der
Coen-Brüder denken lassen, und andererseits von traumverlorenen, oft
nächtlichen Szenen, die atmosphärisch an Gemälde von Edward Hopper
erinnern.

 * 
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MUSIK/2693: WDR 3 - Saisonauftaktkonzert des WDR Sinfonieorchesters mit Igor Levit, 14.9.2018 (WDR)


Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Programmtip

Saisonauftaktkonzert des WDR Sinfonieorchesters mit Igor
Levit

Jukka-Pekka Saraste dirigiert Brahms und Schönberg zu Beginn seiner
letzten Spielzeit

Freitag, 14. September 2018, 20.04 Uhr, WDR 3



Mit der Konzertsaison 2018/2019 geht die Zusammenarbeit des WDR
Sinfonieorchesters und seines Chefdirigenten Jukka-Pekka Saraste auf
die Zielgerade. Acht erfolgreiche Spielzeiten haben den finnischen
Maestro und seine Musiker zu einer künstlerischen Einheit
zusammengeschweißt, die daheim in Nordrhein-Westfalen, aber auch auf
den großen internationalen Konzert- und Festspielpodien für
Begeisterung sorgt.

Die letzte gemeinsame Spielzeit gewährt noch einmal den Blick auf
besondere Glanzlichter der "Ära Saraste". Für den Maestro sind
Johannes Brahms und sein großer Verehrer Arnold Schönberg
"Meilensteine in meiner Arbeit mit dem WDR Sinfonieorchester". Diese
Meilensteine werden auch in der nun beginnenden Saison weiter
gepflegt. So dirigiert Saraste zur Spielzeit-Eröffnung am 7. September
2018 in der Kölner Philharmonie Schönbergs sinfonische Dichtung
"Pelléas und Mélisande" - ein Werk, das schon am Beginn seiner Kölner
Amtszeit stand und das auch in einer CD-Einspielung (Gramophone)
vorliegt. Eröffnen wird die Saison der 31-jährige in Berlin lebende
Pianist Igor Levit mit Brahms Klavierkonzert Nr. 1.

Auf den internationalen Konzertpodien gehört Levit zu den gefragtesten
Solisten unserer Tage. Kaum ein junger Pianist überzeugt in einem
derart anspruchsvollen und breitgefächerten Repertoire, wobei er sich
neben kanonischen Meisterwerken wie dem kompletten Zyklus der 32
Beethoven-Sonaten immer wieder auch Stücke vornimmt, "die die meisten
seiner Kollegen nie öffentlich aufführen würden", wie die Süddeutsche
Zeitung kürzlich anerkennend in einem Portrait feststellte. 2018 wurde
er in den USA mit dem hoch dotierten, nur alle vier Jahre verliehenen
Gilmore Award ausgezeichnet. "Igor Levit ist nicht nur ein großartiger
Pianist, sondern auch ein sehr nachdenklicher Künstler mit
weitreichenden Einsichten, er hat einen tiefen Eindruck bei uns allen
hinterlassen, die wir seine Auftritte in den letzten drei Jahren
verfolgt haben", begründete die Jury die Wahl. Nach Ansicht der New
York Times erhielt Levit die Auszeichnung für "seine starke Mischung
aus kraftvoller Kunst und politischer Offenheit."

Weitere Höhepunkte im Verlauf der Saison des WDR Sinfonieorchesters
unter Leitung von Jukka-Pekka Saraste versprechen die sechsten
Sinfonien von Anton Bruckner und Gustav Mahler. Dmitrij
Schostakowitschs eindrucksvolle Sinfonie Nr. 11 ist dem "Petersburger
Blutsonntag" von 1911 gewidmet. In letzte Abgründe der menschlichen
Psyche führt Béla Bartóks Einakter "Herzog Blaubarts Burg", den
Jukka-Pekka Saraste im Rahmen einer neuen Konzertreihe präsentiert:
Bei "Musik im Dialog" treten Persönlichkeiten aus Politik und Kultur
tönenden Weltentwürfen des klassischen Konzertkanons entgegen.
Bestseller-Autor und Strafverteidiger Ferdinand von Schirach flankiert
Bartóks Musikdrama mit einem Vortrag zum Thema "Dichtung und
Wahrheit". Den Einstand in das neue Format gibt am 29. September ein
Dialog-Konzert, bei dem Bundestagspräsident Dr. Wolfgang Schäuble über
das Thema "Schicksal" referiert - passend unterstützt durch Beethovens
"Fünfte", die "Schicksalssinfonie." Die Leitung hat Marek Janowski,
der im Februar 2019 seinen 80. Geburtstag feiert. Mit mehreren
Konzerten im Sendegebiet in Köln, Wuppertal, Bielefeld und Dortmund
erweist das WDR Sinfonieorchester seinem vertrauten Partner die Ehre.
Janowski, in Warschau geboren und in Wuppertal aufgewachsen, ist trotz
seiner internationalen Tätigkeit immer ein Kind der Region geblieben:
fern aller Allüren, streng werkbezogen und von einem hohen
kapellmeisterlichen Ethos bewegt.

 * 
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MUSIK/2692: WDR 3 - Das Summer Jazz Festival 2018 im Stadtgarten Köln, 14.9.2018 (WDR)


Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Programmtip

Das Summer Jazz Festival 2018 im Stadtgarten Köln

Moderation: Michael Rüsenberg

Jazz & World

Freitag, 14.09.2018, 22.04 - 24.00 Uhr, WDR 3



"Summer Jazz" ist eine neue Idee des Stadtgarten Köln, "unmittelbar im
Anschluss an die Fußball-WM", die Anwesenheit prominenter Jazzgruppen
in Europa zu nutzen.

Der Auftakt ist - trotz hoch-sommerlicher Hitze - gelungen, der
Konzertsaal war jeweils ausverkauft. Beim amerikanischen Trio The Bad
Plus erstaunt das kaum, wollten doch viele wissen: wie klingt die
Band, nachdem Orrin Evans am Piano den Platz von Ethan Iverson
eingenommen hat? Nun, The Bad Plus klingt nicht wie ein Orrin Evans
Trio (das es auch gibt), sondern immer noch wie The Bad Plus, mit
ihren ungewöhnlichen Formen und "eckigen" Themen. Andy Sheppard war
wieder mal im Stadtgarten; nicht - wie geplant - mit Carla Bley und
Steve Swallow; die grande dame des Modern Jazz ist schwer erkrankt.
Der britische Tenorsaxofonist kam mit einem norwegischen Trio, das er
2016 auf einer England-Tournee kennen- und schätzen gelernt hat: das
Espen Eriksen Trio. Das Quartett pflegt einen sehr melodischen Stil
von seltener Klarheit und Schlichtheit, in dem das "Wie", in dem jede
einzelne Note zählt.

Redaktion: Bernd Hoffmann

 * 

Quelle:

Programmtip vom 10. September 2018

Herausgeber:

Westdeutscher Rundfunk Köln (Anstalt des öffentlichen Rechts)

Appellhofplatz 1, 50667 Köln

Postanschrift: 50600 Köln

Pressestelle - Telefon: 0221/220-7100

E-Mail: wdrpressedesk@wdr.de

Internet: www.wdr.de
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VORTRAG/227: Hanau - "Windows 10 individuell einrichten" am 19. September


Vortrag: Windows 10 individuell einrichten



Das Seniorenbüro Hanau bietet am Mittwoch, 19. September, einen
kostenfreien Vortrag zur persönlichen, bedarfsgerechten Einrichtung
verschiedenster Funktionen unter Windows 10 an. Beatrix Wehner zeigt
die Einrichtung von Kacheln und deren Verwaltung. Der Vortrag dauert
circa 1,5 Stunden und findet am Mittwoch, 19. September 2018, um 13.30
Uhr im Seniorenbüro Hanau, Steinheimer Straße 1, 1. OG - R. 106 -,
63450 Hanau statt. Eine Anmeldung ist nicht erforderlich.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Dienstag, 11. September 2018

Stadt Hanau

Pressestelle

Am Markt 14-18, 63450 Hanau

E-Mail: Oeffentlichkeitsarbeit@hanau.de
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GESUNDHEIT/1339: Deutsche Gesundheits-Korrespondenz Nr. 9/10 - September/Oktober 2018 (DGK)


DEUTSCHES GRÜNES KREUZ e.V. - informationsdienst

dgk - Deutsche Gesundheits-Korrespondenz Nr. 9/10 - September/Oktober
2018






	Herz-Kreislauf-Risiko auch ohne EKG einschätzen
 Interessierte können ihr Risiko mit Hilfe eines Onlinetests ermitteln

	Schlaganfall: Wie Frauen vorbeugen können
 IMPFTIPP

	Influenza-Impfung bei Schwangeren
 KIND UND GESUNHEIT

	Schwangerschaft: Hygienemaßnahmen beugen einer CMV-Infektion vor
 MELDUNGEN

	Bei Prüfungsangst: aufrecht hinsetzen!

	Nur Husten oder schon COPD?
 SERVICE



 * 

Herz-Kreislauf-Risiko auch ohne EKG einschätzen

Das EKG (Elektrokardiogramm) ist unverzichtbar, wenn es darum geht,
Herzerkrankungen zu diagnostizieren. Soll jedoch nur das Risiko einer
Herz-Kreislauf-Erkrankung eingeschätzt werden, braucht man kein EGK.
Dies ist die neue Einschätzung der Expertengruppe (US Preventive
Services Task Force), die das US-Gesundheitsministerium berät.

(dgk) Für alle Kardiologen und auch für die meisten Hausärzte gehört
ein EKG zu jedem Gesundheits-Check-up. Die Kosten der Untersuchung
sind gering, und ein Zufallsbefund, etwa ein Vorhofflimmern, ist bei
älteren Menschen keineswegs selten. In der Krankenakte ist das EKG
dann eine gute Grundlage für spätere Vergleiche.

Auch bei völlig gesunden Menschen kann ein EKG empfohlen werden. In
Italien wird allen Profisportlern zu Beginn ihrer Karriere geraten,
sich kardiologisch untersuchen zu lassen. So kann sich ein Hinweis auf
eine genetische Erkrankung des Herzmuskels finden. Unerkannt kann dies
zum plötzlichen Herztod im Wettbewerb führen, wofür es prominente
Beispiele gibt. In Japan sind genetische Herzerkrankungen häufiger als
in westlichen Ländern. Dort gehört ein EKG sogar zur
Einschulungsuntersuchung.

Interessierte können ihr Risiko mit Hilfe eines Onlinetests selbst
ermitteln 

Für die Risikoabschätzung von Herz-Kreislauf-Erkrankungen wird ein EKG
dagegen offenbar nicht benötigt. Nach der bekannten Framingham-Studie,
einer Langzeituntersuchung, die seit 1948 in der US-Stadt Framingham
Daten erfasst und auswertet, errechnet man das Risiko für
Herz-Kreislauf-Erkrankungen ohne die Informationen aus einem EKG. In
diesen sogenannten Framingham-Score und andere Risikoberechnungen
fließen die Werte von Blutdruck, Cholesterin, Rauchen, Gewicht, Alter,
Geschlecht und Blutzucker ein. Im Internet findet man einfache
Framingham-Kalkulatoren, so zum Beispiel vom Bundesverband
Niedergelassener Kardiologen. Aus dem kurzen Fragebogen errechnet sich
das Risiko für einen Herzinfarkt innerhalb der nächsten zehn Jahre
(http://www.scores.bnk.de/framingham.html). Einen etwas
ausführlicheren Onlinetest zum Herzinfarkt-Risiko hat die Deutsche
Herzstiftung auf ihren Internetseiten 

(https://herzstiftung.de/Herzinfarkt-Risiko-Test.php)

Ob die Ergebnisse eines EKGs die Abschätzung des
Herz-Kreislauf-Risikos noch weiter verbessern würde? Mit dieser Frage
hat sich Daniel Jonas von der Universität von North Carolina in Chapel
Hill im Auftrag der Expertengruppe beschäftigt. Für das Ruhe-EKG ist
dies bisher nie in einer randomisierten kontrollierten Studie
untersucht worden. Zur Bedeutung des Belastungs-EKGs wurden zwei
solche Studien bei Erwachsenen mit Diabetes durchgeführt. In keiner
hatten die Ergebnisse der EKGs einen Einfluss auf spätere
Herz-Kreislauf-Ereignisse.

Auch in anderen Studien wurden kaum Hinweise gefunden, dass ein EKG
die Vorhersage von Framingham-Score oder anderen Risikorechnern
verbessern kann. Einige Untersuchungen kamen zwar zu dem Ergebnis,
dass ein EKG die Zuordnung der Patienten zu einer bestimmten
Risikogruppe beeinflussen kann. Dies allein reicht für die
amerikanische Expertengruppe jedoch nicht aus, um ein Ruhe- oder
Belastungs-EKG in die Berechnung eines kardiovaskulären Risikos
einzubeziehen.


Quelle:

Ärzteblatt online vom 13.62018: US-Institut hält EKG-Screening auf
Herz-Kreislauf-Erkrankungen nicht für sinnvoll 

www.aerzteblatt.de/nachrichten/95817/US-Institut-haelt-EKG-Screening-auf-Herz-Kreislauf-Erkrankungen-nicht-fuer-sinnvoll

 * 

Schlaganfall: Wie Frauen vorbeugen können

Wenn sich ein Bein gelähmt anfühlt, die Sprache undeutlich wird und
ein Mundwinkel herabhängt, ist Schnelligkeit gefragt.

(RaIA / dgk) 55 Prozent der Schlaganfall-Patienten sind Frauen, so der
Ratgeber aus Ihrer Apotheke. Schuld sind die Hormone: Als
Schlaganfall-Risikofaktor spielen sie bei Frauen eine entscheidende
Rolle. So ist beispielsweise in der Schwangerschaft - einer
hormonellen "Ausnahmesituation" - die Gefahr für einen Schlaganfall
per se erhöht: Zirka 30 von 100.000 Frauen sind davon betroffen.

Besonders groß ist die Gefahr, wenn typische Faktoren wie
Bluthochdruck und Übergewicht hinzukommen. "Frauen mit Kinderwunsch,
die übergewichtig sind und Bluthochdruck haben, sollten sich von ihrem
Arzt beraten lassen", so Professor Wolf-Rüdiger Schäbitz von der
Deutschen Schlaganfall-Gesellschaft (DSG). "Manchmal kann es schon vor
einer Schwangerschaft sinnvoll sein, Medikamente einzunehmen, um einer
Schwangerschaftsvergiftung vorzubeugen." Bei Frauen, die bereits an
einer solchen Präeklampsie erkrankt waren, ist das Risiko für einen
Schlaganfall noch höher. Hauptkennzeichen einer Präeklampsie sind
Bluthochdruck, verstärkte Eiweißausscheidung im Urin und
Wassereinlagerungen.

Risiko Antibabypille und Migräne

Bei jungen Frauen spielt die Antibabypille zur Verhütung eine Rolle.
"Das Schlaganfallrisiko ist mit den neueren Präparaten, die weniger
Östrogene enthalten, geringer geworden, es bleibt jedoch immer noch
erhöht", sagt Professor Armin Grau von der DSG. Kommen zusätzlichen
Faktoren wie Übergewicht, Fettstoffwechselstörungen und Rauchen hinzu,
steigt die Gefahr für einen Schlaganfall deutlich an.

Frauen haben auch häufiger als Männer eine Migräne mit Aura; diese ist
ebenfalls ein Risikofaktor für Schlaganfälle. "Wenn Frauen unter
Migräne mit Aura leiden und die Pille nehmen, haben sie ein rund
siebenfach erhöhtes Schlaganfallrisiko. Und wenn sie dann noch
rauchen, erhöht sich das Risiko sogar um den Faktor zehn", erläutert
Grau. Auch eine familiäre Schlaganfall-Vorbelastung kann - besonders
in Kombination mit der Einnahme des hormonellen Präparats - gefährlich
werden. "Betroffene sollten mit ihrem Frauenarzt über alternative
Verhütungsmethoden sprechen", rät Grau.

Risiko Bluthochdruck und Bluthochdruck

Neben den Hormonen spielen bei Frauen die klassischen Risikofaktoren
für einen Schlaganfall wie Übergewicht, Diabetes mellitus,
Vorhofflimmern, Bewegungsmangel und Bluthochdruck ebenfalls eine große
Rolle. Letzterer ist bei Frauen mittleren Alters eine der häufigsten
Ursachen für einen Schlaganfall. Betroffenen rät Professor Schäbitz:
"Lassen Sie Ihren Bluthochdruck mindestens zweimal im Jahr
kontrollieren. Wenn er chronisch erhöht ist und sich durch eine
Änderung des Lebensstils - etwa durch Abnehmen und durch regelmäßige
Bewegung - nicht verbessert, sollten blutdrucksenkende Mittel
eingenommen werden." Nach den Wechseljahren kommt bei einigen Frauen
ein weiteres Problem hinzu - das Vorhofflimmern. Sie leiden viel
häufiger unter der Herzrhythmusstörung als Männer. Der Experte
empfiehlt Frauen, das Vorhofflimmern konsequent behandeln zu lassen.
So könnte das Schlaganfallrisiko effektiv um bis zu 70 Prozent gesenkt
werden.

Risiko Diabetes

Frauen mit Diabetes sollten besonders aufmerksam sein: Ihr
Schlaganfallrisiko ist gegenüber männlichen Diabetikern um 27 Prozent
erhöht und auch die Schwere des Schlaganfalles ist bei Diabetikerinnen
deutlich ausgeprägter. Diabetiker weisen häufig Probleme auf, die
einen Schlaganfall begünstigen - wie vermehrtes Bauchfett,
Bluthochdruck und Störungen des Kohlenhydrat- und des
Fettstoffwechsels. Diese Faktoren treiben die Arteriosklerose voran,
bei der sich die Schlagadern verengen und verstopfen. Diese
schrittweise Verkalkung der Arterien ist neben zu hohem Blutdruck die
Hauptursache für Schlaganfälle. "Es ist wichtig, den Diabetes früh zu
erkennen und zu behandeln, nur so können Folgeerkrankungen möglichst
wirksam vermieden werden", sagt Schäbitz.


Weitere interessante Themen finden Sie im Ratgeber aus Ihrer
Apotheke, der ab dem 15. September kostenlos in der Apotheke
bereitliegt.

 * 

IMPFTIPP

Influenza-Impfung bei Schwangeren

(dgk) Die Influenza-Impfung wird bereits seit 2010 für alle
Schwangeren ab dem zweiten Schwangerschaftsdrittel von der Ständigen
Impfkommission (STIKO) empfohlen. Doch nicht wenige Schwangere und
selbst einige Ärzte tun sich mit der Umsetzung schwer, möglicherweise,
weil man bei einer Schwangerschaft jedwede Intervention vermeiden
möchte.

Das ist in diesem Fall nicht sinnvoll: Während der Schwangerschaft
verändert sich das Immunsystem vorübergehend, was die betroffenen
Frauen im Falle einer Infektion mit Influenza anfälliger für schwere
Verläufe macht. An Grippe erkrankte Schwangere tragen ein erhöhtes
Risiko, ins Krankenhaus eingewiesen zu werden und sogar zu sterben.
Auch bei nicht so dramatischen Verläufen leidet das ungeborene Kind
unter dieser schweren Infektionskrankheit, es kann zu
Wachstumsverzögerungen, Fehl- oder Frühgeburten kommen.

"Die Sorge, während der Schwangerschaft einen empfohlenen
Totimpfstoff, wie den gegen Grippe, zu verabreichen, ist unbegründet,"
sagt Dr. Jan Leidel, ehemaliger Vorsitzender der Ständigen
Impfkommission (STIKO) und Vorsitzender des Wissenschaftlichen Beirats
Infektionskrankheiten und Impfschutz beim Deutschen Grünen
Kreuz e. V. "Besonders zur Grippe-Impfung gibt es zahlreiche
Untersuchungen und Studien, die zeigen, dass die Impfung für Mutter
und Kind unproblematisch ist und gut vertragen wird," so Leidel
weiter.

 * 

KIND UND GESUNDHEIT

Schwangerschaft: Hygienemaßnahmen beugen einer CMV-Infektion vor


(DGK) Eine Infektion mit Cytomegalieviren (CMV) in der Schwangerschaft
kann dem Kind schaden. Viele Schwangere sind deshalb verunsichert und
sorgen sich. In Panik muss niemand ausbrechen. Aber es ist sinnvoll,
einige Vorsichtsmaßnahmen zu beherzigen.

Etwa die Hälfte aller Frauen haben bereits vor ihrer Schwangerschaft
eine CMV-Infektion durchgemacht. In ihrem Blut lassen sich Antikörper
nachweisen. Wenn man bereits Antikörper gegen CMV hat, ist eine
erneute Infektion durch den Kontakt mit akut Erkrankten (z. B.
Kleinkindern) äußerst unwahrscheinlich. Die Gefahr, dass
Cytomegalieviren auf das Ungeborene übertragen werden, besteht wenn
die werdende Mutter sich erstmals mit diesen Keimen infiziert. Diese
Frauen haben noch keine Antikörper gegen CMV, sie sind seronegativ.

Die Infektion mit CMV fällt bei Menschen mit einem intakten
Immunsystem meist gar nicht auf, es zeigen sich keine oder lediglich
erkältungsähnliche Symptome. Daher ist die Erkrankung eher unbekannt
und würde auch keine Rolle spielen, wäre da nicht das Risiko einer
Übertragung auf ungeborene Kinder. Bei einer mütterlichen
Erst-Infektion in der Schwangerschaft geht das Virus in 40 Prozent auf
das Kind im Mutterleib über. Von diesen 40 Prozent erkrankt aber nur
jedes fünfte bis zehnte Kind an Folgeschäden wie Hörstörungen,
Wachstumsverzögerungen, einer vergrößerten Leber oder neurologischen
Störungen. Je weiter die Schwangerschaft zum Zeitpunkt der
Erst-Infektion fortgeschritten ist, desto geringer ist die Gefahr von
bleibenden Schäden.

Übertragen wird CMV durch Körperflüssigkeiten wie Urin, Speichel,
Tränenflüssigkeit und Genitalsekret. Vor allem Kinder unter drei
Jahren scheiden große Virusmengen aus. Damit sind Schwangere, die
beruflich oder privat mit Kleinkindern zu tun haben, besonders
gefährdet.

Schwangere, die nicht wissen, ob sie Antikörper gegen CMV haben,
können sich testen lassen. Der Test wird von den meisten Krankenkassen
nicht übernommen und kostet etwa 20 Euro. Die Zeit, die zwischen der
Ansteckung und dem Ausbruch der Krankheit liegt, beträgt zwischen 4
und 6 Wochen. Um eine Ansteckung frühzeitig zu erkennen, rät man daher
schwangeren, bislang CMV-negativen Frauen, den Test alle 6 bis 8
Wochen zu wiederholen. So kann eine Ansteckung frühzeitig erkannt
werden. In diesem Fall kann versucht werden, das ungeborene Kind durch
eine Immunglobulin-Gabe zu schützen.

Hygienemaßnahmen sind effektiv

Um eine Ansteckung zu vermeiden, sollten seronegative Schwangere
Hygienemaßnahmen im Umgang mit Kleinkindern einhalten. Diese einfachen
Maßnahmen können das Risiko einer CMV-Erstinfektion in der
Schwangerschaft um 50-85 Prozent senken, wie Studien gezeigt haben.
Dazu gehört:


	Gründliches Händewaschen mit Wasser und Seife, mindestens 20 Sekunden lang, nach jedem Kontakt zu Körperflüssigkeiten von Kindern (Windelwechsel, Naseputzen, Füttern etc.)

	Geschirr, Besteck, Zahnbürsten, Handtücher nicht gemeinsam benutzen. Schnuller und Essensreste nicht in den Mund nehmen.

	Nicht auf den Mund küssen.

	Gegenstände und Spielzeug in Spülmaschine oder Waschmaschine oder gut mit Seifenlauge reinigen.




Weitere Informationen und Antworten auf viele Fragen finden
Schwangere auf der Seite des Deutschen Grünen Kreuzes unter:
www.dgk.de unter dem Stichwort "Cytomegalie"

 * 

MELDUNGEN

Bei Prüfungsangst: aufrecht hinsetzen!

(dgk) Allein schon die Körperhaltung hilft: Wer bei einer Prüfung
aufrecht sitzt, empfindet die Aufgaben als leichter, wie eine Studie
zeigt. Lümmelt man hingegen mit krummem Rücken über Prüfungsaufgaben,
fallen die gleichen Aufgaben deutlich schwerer.

Eine Studie der Universität San Francisco mit 125 Teilnehmern belegt
den Einfluss von straffer oder schlaffer Haltung beim Durchführen
einfacher Rechnungen. Professor Erik Peper, der Leiter der Studie,
vermutet, dass das Gehirn nicht so gut arbeiten kann, wenn der Körper
zusammensackt.

Seine Mitarbeiterin Lauren Mason geht davon aus, dass die aufrechte
Haltung Selbstvertrauen verkörpert: "Die Körperhaltung beeinflusst
nicht nur, wie andere uns sehen, sondern auch, wie wir uns selbst
wahrnehmen." Am deutlichsten profitierten übrigens die Teilnehmer, die
unter Prüfungsängsten leiden.



Quelle: https://www.spektrum.de/news/mit-schlaffer-haltung-faellt-das-denken-schwerer/1583148?utm_medium=newsletter&utm_source=sdw-nl&utm_campaign=sdw-nl-daily&utm_content=heute

 * 

Nur Husten oder schon COPD?

(dgk) Wer regelmäßig außer Puste kommt, oft hustet und dabei auch
Auswurf hat, spricht oft lapidar von "Raucherhusten".

Es könnte sich aber auch um eine "chronisch-obstruktiven
Lungenerkrankung" (COPD) handeln. Ein kurzer Selbsttest, im Internet
auf den Seiten der Lungenärzte im Netz gibt Hinweise darauf, ob
eine COPD hinter den Beschwerden stecken könnte:

Rauchen Sie oder haben Sie geraucht? Müssen Sie oft husten? Wenn Sie
husten, haben Sie vor allem morgens vermehrt weißlichen, gelblichen
oder grünlichen Auswurf? Haben Sie Atemnot bei Belastung
(Treppensteigen, Gehen, etc.)? Sind bei Infekten die Bronchien
langwierig betroffen?

Wer mehrere dieser Fragen mit "ja" beantwortet, könnte von COPD
betroffen sein und sollte zum Arzt gehen. Denn rechtzeitig behandelt,
kann das Fortschreiten einer COPD-Erkrankung gebremst und in vielen
Fällen sogar zum Stillstand gebracht werden.


Quelle: www.lungenärzte-im-netz.de

 * 

SERVICE

Zu vielen Themen in dieser Ausgabe finden Sie weitergehende
Informationen auf unserer Homepage unter www.dgk.de/Aktuelles

 * 

Quelle:
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GIFT/235: Wie die Toxine des resistenten Bakteriums Clostridium difficile in Darmzellen eindringen (idw)


Albert-Ludwigs-Universität Freiburg im Breisgau - 10.09.2018

Gefaltetes Gift

Forscher zeigen, wie die Toxine des resistenten Bakteriums Clostridium
difficile in Darmzellen eindringen



Die Therapie bakterieller Infektionen mit Antibiotika schädigt häufig die
Darmflora und führt zu Durchfall und Darmentzündungen. Oftmals sind
Bakterien mit dem Namen Clostridium difficile, die gegen Antibiotika
resistent sind, dafür verantwortlich. Eine Arbeitsgruppe um Prof. Dr. Dr.
Klaus Aktories vom Institut für Experimentelle und Klinische Pharmakologie
und Toxikologie der Universität Freiburg hat in Zusammenarbeit mit Prof.
Dr. Andreas Schlosser vom Rudolf-Virchow-Zentrum in Würzburg gezeigt, wie
die giftigen Proteine des Keims in die Darmzellen eindringen. Ihre
Ergebnisse haben die Forscher in dem renommierten Journal "Proceedings of
the National Academy of Sciences" veröffentlicht.

Das Bakterium Clostridium difficile produziert im Darm Giftstoffe, die in
die Zellen der Schleimhaut eindringen und deren Schrankenfunktion stören.
Wie diese Toxine in den Zellen wirken, ist seit Langem bekannt: Sie
übertragen Zucker auf Schalterproteine, die dadurch inaktiv werden. In der
Folge wird der Zusammenhang von Darmzellen gestört und es kommt zum
Zelltod. Wie die vergleichsweise großen Proteine dieser Toxine in die
Wirtszellen eindringen, war bisher nicht geklärt. Bekannt war lediglich,
dass die bakteriellen Giftstoffe an Rezeptoren auf der Oberfläche von
Darmzellen binden und aus Bläschen im Zytoplasma, den so genannten
Vesikeln, durch kleine Poren ins Zellinnere gelangen.

Wie die Arbeitsgruppe gezeigt hat, hängt die weitere Aufnahme der Toxine
von dem Protein TRiC ab. Es faltet Eiweißstoffe, die in der Zelle als
lange Ketten von Aminosäuren gebildet werden, und verhilft ihnen zu ihrer
räumlichen Struktur. Den Wissenschaftlern zufolge ist TRiC auch daran
beteiligt, bakterielle Giftstoffe zu falten, die als lange Ketten durch
Zellmembranen geschleust und dann im Inneren neu gefaltet werden müssen.
Blockierten die Forscher TRiC durch einen Hemmstoff oder schalteten das
Protein mit diesem genetisch aus, kam es zu keiner Vergiftung durch die
Toxine.

Auch die Wirkung anderer bakterieller Giftstoffe, die alle die Fähigkeit
haben, Zucker zu übertragen, hängen von TRiC ab. Die neuen Erkenntnisse
können dabei helfen, Wirkstoffe gegen die Toxine zu entwickeln.


Originalpublikation:

Marcus Steinemann, Andreas Schlosser, Thomas Jank, and Klaus Aktories.
The chaperonin TRiC/CCT is essential for the action of bacterial
glycosylating protein toxins like Clostridium difficile toxins A and B.
Proceedings of the National Academy of Sciences USA. pii: 201807658. 

doi: 10.1073/pnas.1807658115.

Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.pr.uni-freiburg.de/pm/2018/gefaltetes-gift

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution69

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Albert-Ludwigs-Universität Freiburg im Breisgau - 10.09.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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AUSLAND/2501: Regensburg - Diagnose Krebs ... Was kann ich tun?, 15.09.2018


Universitätsklinikum Regensburg - Pressemitteilung vom 10. September 2018

Diagnose Krebs: Was kann ich tun?

Bei einer schweren Erkrankung wie Krebs ändert sich das Leben von jetzt auf gleich. Neben der medizinischen Behandlung beschäftigt Patienten unter anderem die Frage, was sie selbst zu ihrer
Genesung beitragen können. Orientierung bietet das University Cancer Center Regensburg (UCC-R) mit einer Veranstaltung für Patienten, Angehörige und Interessierte.



Fast 500.000 Menschen in Deutschland erhalten jedes Jahr die Diagnose
Krebs. Auch wenn sich die Therapieoptionen und Heilungsaussichten
immer weiter verbessern, stellt die Erkrankung nach wie vor einen
bedeutenden Einschnitt im Leben von Patienten und deren Angehörigen
dar. Die ersten Wochen und Monate nach der Diagnose sind vor allem
durch medizinische Behandlungen wie Operation, Bestrahlung oder
medikamentöse Therapie geprägt. Viele Betroffene fragen sich, was
ihnen darüber hinaus noch für Möglichkeiten zur Verfügung stehen, um
ihr Gesundwerden oder zumindest eine möglichst lange, hohe
Lebensqualität zu fördern. Sie möchten aber auch wissen, welche
Konsequenzen die Krebserkrankung auf ihre Lebensplanung hat,
beispielsweise bei einem Kinderwunsch. Das UCC-R nimmt sich in der
Veranstaltung "Diagnose Krebs - Wie geht's jetzt weiter?" am Samstag,
dem 15. September 2018, von 09:30 bis ca. 14.00 Uhr diesen Fragen an
und lädt hierzu alle Patienten, Angehörigen, Interessierten sowie
fachliche Kollegen in den Großen Hörsaal (Bauteil A, 1. OG) des
Universitätsklinikums Regensburg (UKR) ein. Neben einem
Vortragsprogramm und Führungen durch ausgewählte Bereiche des UKR,
stellen sich auch regionale Selbsthilfegruppen vor, die Patienten und
Angehörigen zusätzlich Halt geben können. 

Der Eintritt ist frei, eine Anmeldung ist nicht erforderlich.

"Es ist uns ein großes Anliegen, unseren Patienten, aber auch
fachlichen Kollegen und allen Interessierten, fundierte Informationen
zu Themen zur Verfügung zu stellen, die Betroffene über die
medizinische Therapie hinaus bewegt", fasst Professor Dr. Oliver
Kölbl, Sprecher des UCC-R am Standort UKR, das Ziel der Veranstaltung
zusammen. "In der Praxis erleben wir häufig, dass Patienten
zweifelhaften oder sogar falschen Empfehlungen folgen, wenn sie selbst
nach ergänzenden Angeboten suchen. Wir möchten daher Orientierung
bieten, wie man die schulmedizinische Krebstherapie sinnvoll
unterstützen kann", ergänzt Professor Dr. Olaf Ortmann, Sprecher des
UCC-R am Standort Caritas-Krankenhaus St. Josef.

Sport, Ernährung, Komplementärmedizin - was hilft?

Von der Misteltherapie über Akupunktur, Vitamin-C-Infusionen und
Bachblüten. Die Bandbreite der Naturheilmethoden ist groß. Sucht man
beispielsweise im Internet, erhält man eine fast unüberschaubare
Anzahl an Ergebnissen. Sich hier einen Überblick zu verschaffen und
das individuell passende Mittel zu finden ist schwer, zumal auch nicht
alle Angaben aktuell oder verlässlich sind. Das UCC-R hat deswegen für
die Veranstaltung am 15. September einen komplementärmedizinischen
Experten eingeladen, um über sinnvolle Maßnahmen und den neuesten
Stand der komplementärmedizinischen Unterstützung aufzuklären.
Bei der Suche nach alternativen Therapien taucht zudem immer wieder
die Aussage auf, man könne den Krebs "aushungern". In der Konsequenz
setzen sich manche Patienten auf strengste Diät. Dass dies im
schlimmsten Fall sogar das Gegenteil des gewünschten Ergebnisses
bewirken kann, darüber klären die Experten des Zentrums für
Ernährungs- und Diabetesberatung des UKR auf.

Des Weiteren wird der Leiter der Physiotherapie am UKR über Sport bei
Krebs informieren. In Zusammenarbeit mit der Leukämiehilfe Ostbayern
bietet das UKR spezielle Sportkurse für Krebspatienten an und verfügt
über fundierte Erfahrung darüber, für wen welche Sportart geeignet
ist.

Der zweite Teil der Veranstaltung widmet sich dem oft aus Scham
ausgeklammerten Thema "Sexualität bei Krebs" sowie der Frage, ob nach
der Therapie noch ein Kinderwunsch erfüllt werden kann.

Schließlich wird auch auf das Thema Immunologie eingegangen. Das
Immunsystem ist einer der wichtigsten Akteure im Kampf gegen den
Krebs. Deswegen sind derzeit Wissenschaftler und Mediziner weltweit
bestrebt, immuntherapeutische Krebstherapien zu optimieren und neue zu
entwickeln. Der Wissenschaftsstandort Regensburg übernimmt hier mit
dem Regensburger Centrum für Interventionelle Immunologie (RCI) und
dem José-Carreras-Centrum für Somatische Zelltherapie (JCC) eine
Vorreiterrolle.

Nach den Vorträgen, welche auch immer ausreichend Zeit für Fragen und
Diskussionen einplanen, besteht die Möglichkeit, die onkologische
Tagesklinik des UKR - das Interdisziplinäre Centrum für Medikamentöse
Tumortherapie (ICT) - sowie einen Linearbeschleuniger in der Klinik
und Poliklinik für Strahlentherapie des UKR zu besichtigen.

Onkologische Versorgung für ganz Ostbayern

Im UCC-R bündeln sich die Kompetenzen der onkologischen Zentren des
UKR und des Caritas-Krankenhauses St. Josef. Hausübergreifend arbeiten
mehr als 30 Kliniken, Ambulanzen, Abteilungen, Institute und Zentren
zusammen, in denen alle Formen von Krebserkrankungen behandelt werden
können.

Ziel des UCC-R ist die klinische Versorgung von Krebspatienten in ganz
Ostbayern. Die Spezialisten der verschiedenen Fachdisziplinen
besprechen in wöchentlich stattfindenden Tumorkonferenzen jeden
einzelnen Fall. Durch diese multiprofessionelle Zusammenarbeit
entwickeln sie für jeden Patienten die individuell beste
Therapieoption. Dabei steht immer der Mensch als Ganzes im
Vordergrund. So wird im UCC-R neben der medizinischen Behandlung eine
umfassende Versorgung angeboten, die auch die veränderte
Lebenssituation von Patienten und ihren Angehörigen im Blick hat. Den
Betroffenen steht hierfür ein Team aus Psychologen, Sozialberatern,
onkologischen Fachpflegekräften, Ernährungsexperten, Physiotherapeuten
sowie Schmerz- und Palliativmedizinern zur Verfügung.

Das UCC-R ist in das übergreifende Comprehensive Cancer Center
Ostbayern (CCCO) eingebunden. Das CCCO möchte eine wohnortnahe
Versorgung für Krebspatienten in ganz Ostbayern auf einem
einheitlichen Niveau sowie die aktive Forschung vorantreiben. Hierfür
stützt es sich auf drei Säulen: die klinische Versorgung im UCC-R, die
wissenschaftliche Arbeit sowie ein regionales Versorgungsnetzwerk,
bestehend aus niedergelassenen Ärzten, Krankenhäusern und
Rehabilitationseinrichtungen.

 * 

Quelle:

Universitätsklinikum Regensburg

Pressemitteilung vom 10. September 2018
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STATISTIK/299: Umfrage - So hart sind die Arbeitsbedingungen in der Alten- und Krankenpflege (ver.di)


ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft - Presseinformation vom 7. September 2018

Umfrage: So hart sind die Arbeitsbedingungen in der Alten- und Krankenpflege



Die Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft (ver.di) und der Deutsche
Gewerkschaftsbund (DGB) haben am Freitag in Berlin eine
repräsentative Beschäftigtenbefragung zu den Arbeitsbedingungen in
der Alten- und Krankenpflege vorgestellt. Die Ergebnisse zeigen
deutlich, dass dort die Arbeitsbedingungen weitaus stärker von
Zeitdruck und überbordender Arbeitsmenge geprägt sind als im
Durchschnitt aller Berufsgruppen.

So liegt der Anteil der Krankenpflegerinnen und -pfleger, die sich
bei der Arbeit oft gehetzt fühlen bei 80 Prozent (Altenpflege: 69%;
alle Berufsgruppen: 55%). Der Anteil der Beschäftigten in der
Krankenpflege, die "häufig Abstriche bei der Qualität ihrer Arbeit
machen, um die Arbeitsmenge bewältigen zu können", liegt bei 49
Prozent (Altenpflege: 42%; alle Berufsgruppen: 22%). Dass sich unter
diesen Bedingungen nur rund ein Fünftel der Beschäftigten vorstellen
kann, bis zur Rente so zu arbeiten, liegt auf der Hand -
Krankenpflege: 23 Prozent, Altenpflege: 20 Prozent, alle
Berufsgruppen: 48 Prozent.

Sylvia Bühler, Mitglied im ver.di-Bundesvorstand: "Statt den
Beschäftigten in der Altenpflege und in den Krankenhäusern den roten
Teppich auszurollen, verschleißen die Arbeitgeber deren Gesundheit.
Der Gesetzgeber muss Vorgaben für die Personalausstattung machen, die
eine gute und sichere Versorgung gewährleisten. Die von
Bundesgesundheitsminister Spahn vorgelegten Personaluntergrenzen im
Krankenhaus legitimieren den Pflegenotstand, statt ihn zu beheben."

Annelie Buntenbach, DGB-Vorstandsmitglied: "Wir werden in Zukunft
noch viel mehr Fachkräfte brauchen, die dazu bereit sind, in der
Pflege zu arbeiten. Deshalb müssen die Bedingungen schnell und
umfassend verbessert werden. Professionelle und hoch motivierte
Beschäftigte dürfen nicht länger unter solchen Arbeitsdruck gesetzt
werden. Das treibt sie in die Selbstausbeutung und schreckt
Berufseinsteiger ab."


Link zur Beschäftigtenbefragung:

https://www.dgb.de/-/2sy

Zur Information: 

Für die Sonderauswertung zu den Arbeitsbedingungen
in der Alten- und Krankenpflege wurden die Daten des DGB-Index Gute
Arbeit für die Jahre 2012 bis 2017 zusammengefasst. Die Bewertungen
der Pflegebeschäftigten haben sich in diesem Zeitraum kaum verändert.
84 Prozent der Befragten sind Frauen, die Teilzeitquote liegt bei 45
Prozent (weniger als 35 Stunden/Woche).

 * 

Quelle:

ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft

Presseinformation vom 7. September 2018

ver.di-Bundesvorstand, Pressestelle

Paula-Thiede-Ufer 10, 10179 Berlin
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DIABETES/2034: Disease-Management-Programme Typ-1-Diabetes - Institut empfiehlt Überarbeitung (IQWiG)


Institut für Qualität und Wirtschaftlichkeit im Gesundheitswesen (IQWiG) - 10.09.2018

DMP Typ-1-Diabetes: Institut empfiehlt Überarbeitung

Bedarf insbesondere bei Einsatz neuer Technologien und Häufigkeit von
Schulungen



Um sie an den Stand des medizinischen Wissens anzupassen, sollen
Disease-Management-Programme (DMPs) in regelmäßigen Abständen aktualisiert werden.
Inhaltliche Vorgaben zu den DMPs sind in einer Richtlinie des Gemeinsamen
Bundesausschusses (G-BA) verankert und finden bundesweit Anwendung. Im
Auftrag des G-BA hat das Institut für Qualität und Wirtschaftlichkeit im
Gesundheitswesen (IQWiG) deshalb aktuelle evidenzbasierte Leitlinien zu
Diabetes mellitus Typ 1 recherchiert, deren Empfehlungen zu Kernaussagen
zusammengefasst und überprüft, ob sich aus ihnen ein Überarbeitungsbedarf
für das DMP ergibt.

Laut Abschlussbericht ist das insbesondere in Hinblick auf das Vermeiden
von Unterzuckerungen mithilfe moderner Technologien und bei
Patienten-Schulungen der Fall. Im Vorbericht hatten diese Themen weniger im
Vordergrund gestanden. Das liegt vor allem daran, dass das Institut neue
Leitlinien in seine abschließende Bewertung einschließen konnte.

Bei allen Versorgungsaspekten Aktualisierung empfohlen

Die Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler konnten nun insgesamt 37
Leitlinien in ihre Analyse einbeziehen, beim Vorbericht waren es noch 32
gewesen. Und bei einer Reihe von Leitlinien stand ihnen nun eine
aktuellere Version zur Verfügung. Aus den 37 Leitlinien extrahierten sie
insgesamt 2817 Empfehlungen. Diese beziehen sich auf verschiedenste
Versorgungsaspekte, wie Diagnostik, Therapie oder die Kooperation der
beteiligten Berufsgruppen. Inhaltlich überprüft hat das Institut die
Empfehlungen nicht.

Technische Hilfsmittel können Blutzuckerregulierung unterstützen

Wie das Institut beim Abgleich von Leitlinien-Empfehlungen und Richtlinie
konstatiert, könnten die Inhalte aller Versorgungsaspekte des DMPs
Typ-1-Diabetes aktualisiert werden ("potenzieller Aktualisierungsbedarf").
Geboten ist eine Überarbeitung aber unter anderem beim Vermeiden einer
Unterzuckerung (Hypoglykämie). Denn dies ist mittlerweile auch bei
Typ-1-Diabetes ein wichtiges Ziel der Behandlung.

Inzwischen gibt es eine ganze Reihe moderner technischer Hilfsmittel, die
Patientinnen und Patienten dabei unterstützen, den Blutzuckerspiegel zu
regulieren. Immer häufiger eingesetzt wird etwa das kontinuierliche
Glukose-Monitoring (CGM), bei dem Sensor-Elektroden unter der Haut
platziert werden. Einige Geräte bieten eine Alarmfunktion, die eine
drohende Unterzuckerung anzeigt. Kombiniert man die CGM mit der
Insulinpumpe, kann die Insulingabe automatisch gestoppt oder gedrosselt
werden, was unter anderem nächtliche Unterzuckerungen vermeiden helfen
soll. In den für den Abschlussbericht ausgewerteten neuen Leitlinien
werden diese Technologien aufgegriffen, im DMP fehlen sie jedoch.

Patienten sollten Kenntnisse in Schulungen auffrischen können

Die DMP-Richtlinie macht für Patienten-Schulungen bisher nur wenige
inhaltliche und zeitliche Vorgaben. Laut neueren Leitlinien können
Wiederholungsschulungen beispielsweise als Refresh- oder
Ergänzungsschulungen aber die Betroffenen im Alltag unterstützen, etwa
wenn sie Schwierigkeiten haben, die Therapie-Empfehlungen im Alltag
umzusetzen.

Nicht nur Rauchverzicht ist bei Typ-1-Diabetes von Bedeutung

Im DMP gibt es seit langem ein Kapitel "Raucherberatung". Tatsächlich gibt
es in den Leitlinien aber mittlerweile eine ganze Reihe von Empfehlungen,
die als "gesunde Lebensweise" umschrieben werden können. Dabei geht es
nicht nur um Tabak- und Alkoholkonsum, sondern auch um Ernährung und
Bewegung. Das Institut empfiehlt, diese Empfehlungen unter einem
Gliederungspunkt "Lebensstilmanagement" zu bündeln und inhaltlich zu
erweitern.

Relevanz von Insulinanaloga in Leitlinien gestiegen

Diskrepante Aussagen stellt das Institut in Hinblick auf die Art des
Insulins fest, das Patientinnen und Patienten mit Typ-1-Diabetes spritzen.
Denn während das DMP von Humaninsulin als "Mittel der Wahl" ausgeht,
betrachten die neuen Leitlinien Insulinanaloga inzwischen als
gleichwertig.

Bei diesen vier Aspekten, also neue Technologien, Patienten-Schulungen,
Lebensstilmanagement und Insulinanaloga, schätzen die Wissenschaftlerinnen
und Wissenschaftler den Überarbeitungsbedarf im Abschlussbericht höher ein
als noch im Vorbericht.

Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.iqwig.de/de/projekte-ergebnisse/projekte/versorgung/v16-02-leitlinienrecherche-zur-aktualisierung-des-dmp-diabetes-mellitus-typ-1.7708.html

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution906

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Institut für Qualität und Wirtschaftlichkeit im Gesundheitswesen (IQWiG) - 10.09.2018
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INFEKTION/1759: Hepatitis C ausrotten - Sind zielgruppengerechte Strategien die Lösung? (Thieme)


Thieme Verlag - FZMedNews - 30. August 2018

Hepatitis C ausrotten: Sind zielgruppengerechte Strategien die Lösung?



fzm, Stuttgart, August 2018 - Hepatitis C ist seit der Entwicklung
neuer antiviraler Medikamente heilbar. Die
Weltgesundheitsorganisation (WHO) hat sich deshalb im Jahr 2016 die
Ausrottung dieser Infektionskrankheit bis 2030 zum Ziel gesetzt. 193
Staaten versuchen seither die Zahl der nationalen Neuinfektionen mit
dem Virus um 80 Prozent und die Tode durch Hepatitis C um 65 Prozent
zu senken. Experten erläutern in "Seminars in Liver Disease"
(Thieme Publishers, Stuttgart. 2018) die Strategie der
Mikroelimination, bei der klar definierte Risikogruppen in den Fokus
gerückt werden.

Hepatitis C ist weltweit verbreitet. Schätzungen der WHO zufolge
sind 71 Millionen Menschen chronisch mit dem Virus infiziert. Das
Robert Koch-Institut zählt in Deutschland zwischen 4000 und 5000
Neudiagnosen jährlich. Bisher existiert keine Impfung gegen
Hepatitis-C-Viren, die fast ausschließlich durch Blut übertragen
werden. Die Krankheit ist jedoch seit der Einführung der Therapie
mit direkt antiviral wirksamen Substanzen heilbar. Das Problem: Nur
ein Teil der Infizierten ist bekannt und wird einer Therapie
zugeführt. Die meisten akuten Infektionen verlaufen mehr oder
weniger unbemerkt.

Regierungen, Gesundheitsbehörden und Interessensvertreter sollten
sich laut Dr. Jeffrey V. Lazarus und seinen Mitautoren bei ihren
Bestrebungen auf klar definierte Bevölkerungsgruppen konzentrieren,
anstatt globale oder nationale Kampagnen durchzuführen. Mit der
zielgruppengerechten Strategie der Mikroelimination, die sie in
"Seminars in Liver Disease" vorstellen, könnten infizierte
Menschen schneller und effizienter identifiziert und behandelt
werden. Die Ansprache wird dabei auf die individuelle Lebenssituation
der jeweiligen Zielgruppe zugeschnitten. Dieses Vorgehen sei nicht so
komplex und nicht so teuer wie umfassendere Maßnahmen, dafür aber
erfolgversprechender, so die Autoren.

Ziel solcher Aktionen könnten Kinder infizierter Mütter, Menschen
mit Hämophilie oder Dialyse-Patienten sein. Eine weitere
Hochrisikogruppe sind Drogenkonsumenten, die sich Drogen spritzen.
Sie tragen weltweit zu einem Viertel aller Neuinfektionen bei. Auch
in Deutschland sind Drogen injizierende Personen die am stärksten
von Hepatitis C betroffene Gruppe. Aufklärung sollte durch Personen
erfolgen, die regelmäßig mit der Zielgruppe Kontakt haben. Das
können zum Beispiel Ärzte, aber auch Sozialarbeiter oder
Mitarbeiter der Drogenhilfe sein. Im Anschluss kann die Diagnose und
Behandlung suchtkranker Hepatitis-C-Infizierter mit individuellen
Maßnahmen erfolgen.

Bei der Ausrottung eines Virus wie der Hepatitis C spielen Diagnose
und Heilung eine entscheidende Rolle, da Prävention durch eine
Impfung bisher nicht möglich ist. Je früher die Infektion
diagnostiziert und geheilt wird, desto eher wird der Übertragungsweg
unterbrochen und Neuinfektionen werden verhindert.

Quellen:

Jeffrey V. Lazarus et al.:

The Micro-Elimination Approach to Eliminating Hepatitis C: Strategic
and Operational Considerations.

Seminars in Liver Disease; 2018; 38 (3); S. 181-192

Bulletin des Robert Koch-Instituts:

https://www.rki.de/DE/Content/Infekt/EpidBull/Archiv/2018/Ausgaben/29_18.pdf?__blob=publicationFile

Global health sector strategy on viral hepatitis der WHO:

http://www.who.int/hepatitis/strategy2016-2021/ghss-hep/en/
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SCHLAGANFALL/421: Schluckstörung nach Schlaganfall - Studie zeigt neue Option für schwer betroffene Patienten (idw)


Deutsche Gesellschaft für Neurologie e.V. - Essen, 10.09.2018

Schluckstörung nach Schlaganfall: Studie zeigt neue Option für schwer betroffene Patienten



Bei Patienten, die nach einem Schlaganfall unter Schluckstörungen leiden,
bildet sich die schlaganfallbedingte Dysphagie deutlich rascher zurück,
wenn sie eine pharyngeale elektrische Stimulation (PES) erhalten. Das
bestätigt eine in "The Lancet Neurology" veröffentlichte multizentrische
Interventionsstudie. "Die PES stellt damit für diese schwerstkranken
Patienten eine echte Therapieoption dar", berichtet Studienleiter Prof.
Dr. Rainer Dziewas, Leiter der Sektion Schlaganfall-Therapie an der Klinik
für Neurologie des Universitätsklinikums Münster (UKM).

Die Deutsche Gesellschaft für Neurologie (DGN), die Deutsche Schlaganfall
Gesellschaft (DSG) und die Deutsche Gesellschaft für Geriatrie (DGG)
bieten ganzjährig an verschiedenen Zentren sowie während der Neurowoche
2018 vom 30. Oktober bis 1. November in Berlin Fortbildungskurse für die
flexible endoskopische Evaluation des Schluckaktes (FEES) an.

Rund 12,5 Prozent aller in ein Krankenhaus eingelieferten
Schlaganfallpatienten werden künstlich beatmet und bei 16,3 Prozent muss
eine Tracheotomie (Luftröhrenschnitt) durchgeführt werden. In der
Rehabilitation dieser Patienten ist die sichere Entfernung der
Trachealkanüle ein wichtiges Ziel, um das Risiko von
Atemwegskomplikationen und fatalen Krankheitsverläufen zu verringern und
die Länge des Krankenhausaufenthalts zu verkürzen. Eine fortbestehende,
durch den Schlaganfall verursachte Dysphagie (Schluckstörung) ist in
diesem Szenario der Hauptgrund, warum die Entwöhnung von der
Trachealkanüle häufig nur sehr langsam oder überhaupt nicht gelingt. Zur
Reaktivierung des Schlucknetzwerkes steht seit einigen Jahren mit der
sogenannten pharyngealen elektrischen Stimulation (PES) eine innovative
Neurostimulationstherapie zur Verfügung.

Studie: PES reaktiviert erfolgreich das Schlucknetzwerk

Die kürzlich in der renommierten Fachzeitschrift Lancet Neurology
veröffentlichte multizentrische Interventionsstudie PHAST-TRAC verglich
die PES bei tracheotomierten Schlaganfallpatienten mit einer
Scheintherapie. Bei Patienten, die eine PES erhielten, bildete sich die
schlaganfallbedingte Dysphagie deutlich rascher zurück. Deshalb konnte
auch die Trachealkanüle bei signifikant mehr Patienten unmittelbar nach
der Stimulationstherapie entfernt werden (49 versus 9 Prozent). Darüber
hinaus war der Krankenhausaufenthalt der Patienten, die auf die
PES-Behandlung ansprachen, durchschnittlich um 22 Tage kürzer als bei
Patienten, die kein Therapieansprechen zeigten. Die Studie wurde vom
Hersteller finanziert. "Die PES ist für tracheotomierte
Schlaganfallpatienten nicht nur ein Riesengewinn, weil die Trachealkanüle
schneller entfernt werden kann und der Krankenhausaufenthalt sich
signifikant verkürzt, sondern auch, weil so das Risiko von
Folgekomplikationen reduziert wird", sagt Professor Dr. Peter Berlit,
DGN-Generalsekretär und ehemaliger Chefarzt der Klinik für Neurologie am
Alfried Krupp Krankenhaus in Essen.

PES ist für schwerstkranke Patienten eine echte Therapieoption

"Neben diesen eindeutigen Effekten war insbesondere auch erfreulich, dass
die Stimulationstherapie in PHAST-TRAC keine schwerwiegenden
Nebenwirkungen mit sich brachte. Die PES stellt damit für diese
schwerstkranken Patienten eine echte Therapieoption dar", berichtet der
Leiter der Studie, Prof. Dr. Rainer Dziewas von der Klinik für Neurologie
des Universitätsklinikums Münster (UKM). "Die gesamte Entwicklung der PES
von den vielfältigen Grundlagenstudien, die ja zum Teil noch aus dem
letzten Jahrtausend datieren, über die wichtigen klinische Pilotprojekte
bis hin zu der nun positiv abgeschlossenen Multicenterstudie stellt ein
Paradebeispiel für die translationale klinische Forschung dar", freut sich
Prof. Dr. Heinz Wiendl, Direktor der Klinik für Neurologie des UKM.

Bei der PES wird eine dünne Sonde über die Nase in die Speiseröhre
eingeführt. Diese Sonde ist mit einem Paar Ringelektroden bestückt, über
die die Rachenhinterwand elektrisch stimuliert werden kann. Dies geschieht
an drei aufeinanderfolgenden Tagen für jeweils zehn Minuten. Physiologisch
wirkt diese Stimulationstherapie, indem sie die sensiblen Leitungsbahnen,
die das Schlucken steuern helfen, aktiviert und so das komplex
strukturierte Schlucknetzwerk moduliert und neuronale Reorganisation
induziert.

Neurowoche 2018: DGN veranstaltet FEES-Basiskurs

Die Deutsche Gesellschaft für Neurologie (DGN) hat in Zusammenarbeit mit
der Deutschen Schlaganfall Gesellschaft (DSG) und der Deutschen
Gesellschaft für Geriatrie (DGG) ein Curriculum für die flexible
endoskopische Evaluation des Schluckaktes (FEES) erarbeitet, um die
Ausbildung in der endoskopischen Dysphagiediagnostik zu optimieren und zu
formalisieren. FEES-Basiskurse werden regelmäßig im ganzen Bundesgebiet
angeboten - auch auf der Neurowoche 2018 in Berlin: Vom 30. Oktober bis 1.
November 2018 veranstaltet die DGN unter Vorsitz von Professor Dr. Rainer
Dziewas ein dreitägiges FEES-Basisseminar. Plätze sind noch frei,
Teilnehmer sind von den Kongressgebühren befreit. Weitere Informationen
unter: 

www.dgn.org/fortbildungskalender/fees-basiskurs-in-drei-teilen

Die Deutsche Gesellschaft für Neurologie e.V. (DGN)

sieht sich als neurologische Fachgesellschaft in der gesellschaftlichen
Verantwortung, mit ihren über 9000 Mitgliedern die neurologische
Krankenversorgung in Deutschland zu sichern. Dafür fördert die DGN
Wissenschaft und Forschung sowie Lehre, Fort- und Weiterbildung in der
Neurologie. Sie beteiligt sich an der gesundheitspolitischen Diskussion.
Die DGN wurde im Jahr 1907 in Dresden gegründet. Sitz der Geschäftsstelle
ist Berlin. www.dgn.org


Originalpublikation:

Dziewas R. et al. 

Pharyngeal electrical stimulation for early
decannulation in tracheotomised patients with neurogenic dysphagia after
stroke (PHAST-TRAC): a prospective, single-blinded, randomised trial.

Lancet Neurol 2018; online veröffentlicht am 28. August 2018.

Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.dgn.org/presse/pressemitteilungen/56-pressemitteilung-2018/3660-schluckstoerung-nach-schlaganfall-studie-zeigt-neue-option-fuer-schwer-betroffene-patienten

Zu dieser Mitteilung finden Sie Anhänge unter der WWW-Adresse:

http://idw-online.de/de/attachment66548

Pressemitteilung als PDF

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1276

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Deutsche Gesellschaft für Neurologie e.V. - Essen, 10.09.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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INFOPOOL / MEDIZIN / PHARMA





FORSCHUNG/1279: Mögliches Medikament für seltene Erkrankung identifiziert (idw)


Medizinische Hochschule Hannover - 10.09.2018

MHH-Forscher identifizieren mögliches Medikament für seltene Erkrankung

Kavernöse Fehlbildungen im Gehirn: Indirubin-3-Monoxime könnte Symptome
lindern



Ein Konsortium unter der Leitung eines Forschers der Medizinischen
Hochschule Hannover (MHH) und der Universität Potsdam (UP) hat in einer
umfangreichen Analyse im Mausmodell eine Substanz identifiziert, die
Symptome der seltenen Blutgefäßerkrankung zerebrale kavernöse
Fehlbildungen (cerebral cavernous malformations - kurc CCM) lindert. Bei
Patienten, die an der Erkrankung leiden, kommt es zu Verwachsungen der
Blutgefäße im Gehirn, die zu Hirnblutungen und Schlaganfällen führen
können. Die Forscher untersuchten bereits für den Menschen zugelassene
Wirkstoffe. Zu dem Konsortium gehören neben der MHH und der UP, das
Hospital for Sick Children (SickKids) im kanadischen Toronto, die
Université Paris Diderot und das INSERM Grenoble in Frankreich sowie das
Leibniz-Institut für Molekulare Pharmakologie in Berlin. "Aktuell kann die
Erkrankung nur durch einen neurochirurgischen Eingriff behandelt werden -
jedoch nur, wenn die Verwachsungen nicht zu tief im Inneren oder in
überlebenswichtigen Regionen des Gehirns liegen", erklärt Professor Dr.
Salim Seyfried, gemeinsam berufener Professor der UP und der MHH. Er
koordiniert die von dem transnationalen E-RARE-Net CCMCURE-Konsortium
durchgeführte Studie. "Ein Medikament zur Behandlung der Erkrankung wäre
dringend wünschenswert. Solche Untersuchungen von bereits existierenden
Medikamenten für mögliche neue Einsatzgebiete sind der schnellste Weg, um
Medikamente zu finden." Ihre Ergebnisse veröffentlichte das internationale
Team in dem Fachmagazin "EMBO Molecular Medicine".

Das von der Europäischen Union geförderte Konsortium testete mehr als
5.000 von der amerikanischen Lebensmittelüberwachungs- und
Arzneimittelbehörde (Federal Food and Drug Administration - kurz FDA)
zugelassene Verbindungen an etablierten Modellsystemen für die Erkrankung
zerebrale kavernösen Fehlbildungen, darunter Fadenwürmer, Zebrafischeier
und menschliche Zellen der Blutgefäßwand. "Die identifizierten Wirkstoffe
haben es uns erlaubt, die relevanten molekularen Signalwege und Netzwerke
aufzuklären, die eine Rolle in der Erkrankung spielen könnten. Die Analyse
der für die zerebralen kavernösen Fehlbildungen relevanten molekularen
Netzwerke wird auch dazu beitragen, kombinatorische Ansätze zur Bekämpfung
dieser Krankheit zu entwickeln", sagt Professor Seyfried, der eine
Arbeitsgruppe am MHH-Institut für Molekularbiologie leitet. Auch seien
einige der in der Analyse identifizierten Verbindungen Kandidaten zur
Behandlung anderer molekular bedingter Blutgefäßerkrankungen.

Indirubin-3-Monoxime als mögliches Medikament identifiziert

Aufgrund der Ergebnisse der Analysen in den Tiermodellen und menschlichen
Zellen untersuchten die Wissenschaftler zuerst die Wirkung von
Indirubin-3-Monoxime im Mausmodell. Indirubin-3-Monoxime ist ein
Medikament, das nur geringe Nebenwirkungen verursacht, aus der
traditionellen chinesischen Medizin stammt und dort häufig zur Behandlung
von Leukämien und anderen chronischen Krankheiten eingesetzt wird. In
molekularen und funktionellen Studien hatten die Forscher bereits
herausgefunden, dass Indirubin-3-Monoxime die Verwachsungen in
menschlichen Blutgefäßzellen und Zebrafischeiern verhindert. Bei der
Untersuchung in Mausmodellen, die schlaganfallähnliche Blutungen im Gehirn
aufwiesen, entdeckten sie, dass die Fütterung von Jungtieren mit
Indirubin-3-Monoxime die Belastung durch die Verwachsungen linderte.

Zerebrale kavernöse Fehlbildungen (cerebral cavernous malfunction - kurc CCM)

Zerebrale kavernöse Fehlbildungen sind verhältnismäßig häufige
Erkrankungen, die bei 0,5 Prozent der Bevölkerung auftreten können. Die
Krankheit ist in der Regel nicht erblich. Die Fehlbildungen im Gehirn
können aber auch durch familiär-vererbte Mutationen in drei Genen CCM1,
CCM2 oder CCM3 auftreten. Diese familiäre Form der Erkrankung ist sehr
selten; nur eine von 3.000 Personen ist betroffen. Die Wissenschaftler
bringen insbesondere die Mutation in dem Gen CCM3 mit einem frühen
Einsetzen und schweren Verlauf der Erkrankung in Verbindung.

Neben dem Hauptförderer der Studie, der Europäischen Union, hat auch der
Exzellenzcluster REBIRTH das Projekt finanziell unterstützt.


Originalpublikation:

http://embomolmed.embopress.org/cgi/pmidlookup?view=long&pmid=30181117

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution121

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Medizinische Hochschule Hannover - 10.09.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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MEDIEN/1011: Neues Suchportal informiert bundesweit über Hospiz- und Palliativangebote (Verband der Ersatzkassen)


Verband der Ersatzkassen e. V. - 10. September 2018

Der vdek-Hospizlotse ist online: Neues Suchportal informiert bundesweit über Hospiz- und Palliativangebote



Berlin - Der Verband der Ersatzkassen e. V. (vdek) hat das Suchportal
www.hospizlotse.de gestartet. Die Website soll sterbenskranke Menschen
und ihre Angehörigen bei der Suche nach geeigneten Hospiz- und
Palliativangeboten unterstützen. Das Portal verzeichnet mehr als 1.000
ambulante Hospizdienste, rund 260 stationäre Hospize für Erwachsene
und 19 stationäre Kinder- und Jugendhospize mit insgesamt rund 2.500
Plätzen. Darüber hinaus sind mehr als 350 Leistungserbringer der
spezialisierten ambulanten Palliativversorgung (SAPV) in der Datenbank
des Lotsen hinterlegt. Mit dem Hospizlotsen bauen die Ersatzkassen ihr
Angebot an Suchportalen weiter aus. Bislang betreibt der vdek einen
Arztlotsen, einen Kliniklotsen und einen Pflegelotsen.

"Der Hospizlotse gibt Orientierung in einer Ausnahmesituation",
betonte die vdek-Vorstandsvorsitzende Ulrike Elsner. "Sich auf den
Abschied eines nahestehenden Angehörigen vorbereiten oder sich mit dem
eigenen Tod und Sterben auseinandersetzen zu müssen, kostet viel
Kraft. Mit unserem Suchportal hoffen wir, hier ein wenig Entlastung zu
bieten. Damit ergänzen wir das bestehende Beratungsangebot der
Ersatzkassen für Betroffene und ihre Angehörigen."
Leicht bedienbare Suchmaschine

Der vdek-Hospizlotse ist eine leicht bedienbare Suchmaschine. Nutzer
des Portals wählen zunächst zwischen ambulanten Hospizdiensten,
stationären Hospizen und SAPV-Leistungserbringern. Nach der Eingabe
von Postleitzahl und Wohnort werden dann Anschrift, Entfernung und
Kontaktdaten der nächstgelegenen Einrichtungen bzw. Leistungserbringer
angezeigt. Die Website beinhaltet darüber hinaus einen Fragen- und
Antworten-Katalog zum Thema, ein Glossar erläutert alle wichtigen
Begriffe. Ersatzkassenversicherte, die weitere Fragen zur
Hospizversorgung haben, können sich darüber hinaus natürlich auch
telefonisch über die jeweilige Service-Rufnummer an ihre Ersatzkasse
wenden.

Krankenkassen bauen Engagement im Bereich Hospizarbeit aus

Die gesetzlichen Krankenkassen engagieren sich seit vielen Jahren
verstärkt im Bereich der Hospiz- und Palliativversorgung. Unter
anderem haben sie die Fördersumme für Personal- und Sachkosten von
ambulanten Hospizdiensten zwischen 2010 und 2017 mehr als verdoppelt.
Hauptförderer waren 2017 mit rund 31 Millionen Euro die Ersatzkassen.
Zudem unterstützen die gesetzlichen Krankenkassen besonders die Arbeit
von Kinderhospizen: Derzeit 19 Einrichtungen mit insgesamt 211 Plätzen
erhalten seit 2017 Vergütungen für zusätzliches Personal sowie eine
kind- bzw. familiengerechte Unterstützung. Für die spezialisierte
ambulante Palliativversorgung gaben die gesetzlichen Krankenkassen
2017 rund 369 Millionen Euro aus. Dies sind 46 Millionen Euro mehr als
im Vorjahr.

 * 

Der Verband der Ersatzkassen e. V. (vdek) ist Interessenvertretung und
Dienstleistungsunternehmen aller sechs Ersatzkassen, die zusammen
nahezu 28 Millionen Menschen in Deutschland versichern:

- Techniker Krankenkasse (TK)

- BARMER

- DAK-Gesundheit

- KKH Kaufmännische Krankenkasse

- hkk - Handelskrankenkasse

- HEK - Hanseatische Krankenkasse

Der Verband der Ersatzkassen e. V. (vdek) wurde am 20. Mai 1912 unter
dem Namen "Verband kaufmännischer eingeschriebener Hilfskassen
(Ersatzkassen)" in Eisenach gegründet. Bis 2009 firmierte der Verband
unter dem Namen "Verband der Angestellten-Krankenkassen e. V." (VdAK).

In der vdek-Zentrale in Berlin sind mehr als 270 Mitarbeiterinnen und
Mitarbeiter beschäftigt. In den einzelnen Bundesländern sorgen 15
Landesvertretungen mit insgesamt rund 340 sowie mehr als 30
Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern in den Pflegestützpunkten für die
regionale Präsenz der Ersatzkassen.

 * 

Quelle:

Verband der Ersatzkassen e. V. (vdek)

Pressemitteilung vom 10. September 2018

Askanischer Platz 1, 10963 Berlin

Telefon: 0 30 / 2 69 31-0, Fax: 0 30 / 2 69 31-2900

E-Mail: www.info@vdek.com

Internet: www.vdek.com
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VORTRAG/822: Hamburg - Patientenverfügung und Betreuung ... richtig vorsorgen, 20.09.2018


Verbraucherzentrale Hamburg - 10. September 2018

Patientenverfügung und Betreuung - richtig vorsorgen

Vortrag in der Verbraucherzentrale



Was passiert, wenn ich meine Angelegenheiten von heute auf morgen
nicht mehr selbst besorgen kann? Wer entscheidet für mich, wenn ich
bewusstlos oder dement werde? Was mache ich, wenn ich selbst Vorsorge
treffen will? Was sind Patientenverfügung, Vorsorgevollmacht
und Betreuungsverfügung? In einem Vortrag der Verbraucherzentrale
Hamburg erfahren Ratsuchende, was sich hinter der gesetzlichen
Betreuung verbirgt und wie man mit Vollmachten und Verfügungen
vorsorgen kann, damit keine staatlichen Eingriffe nötig werden.

Die Referentin der Veranstaltung gibt einen Einstieg ins Thema, geht
zunächst ausführlich auf die gesetzliche Betreuung ein und erläutert
dann anhand von Beispielen die Inhalte und Unterschiede der einzelnen
Verfügungen, mit denen man selbst Vorsorge treffen kann. Anschließend
wird erklärt, worauf beim Aufsetzen einer Vorsorge-, Betreuungs- oder
Patientenverfügung zu achten ist und welche Konsequenzen mit den
Willenserklärungen verbunden sind. Darüber hinaus bietet der Termin
Raum und Gelegenheit, um konkrete Fragen zu besprechen.

Termin:

Donnerstag, 20. September 2018

18.30 bis 21.30 Uhr

Referentin:

Ursula Wens, Rechtsanwältin und Patientenberaterin

Ort:

Verbraucherzentrale Hamburg

Kirchenallee 22, Ecke Ernst-Merck-Straße

Kosten:

20 Euro (für Paare 30 Euro)

Anmeldung:

erforderlich unter www.vzhh.de

oder Tel. (040) 24 832-108

 * 

Quelle:

Verbraucherzentrale Hamburg e.V.

Pressemitteilung vom 10. September 2018

Kirchenallee 22, 20099 Hamburg

Telefon: (040) 24832-100, Fax: (040) 24832-2100

E-Mail: presse@vzhh.de

Internet: www.vzhh.de
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LABEL/4970: Warner Music Klassik News - 11. September 2018 (Warner)


Warner Music Klassik-Newsletter - 11. September 2018



Nicholas Angelich mit Beethoven: Die Klavierkonzerte Nr. 4 & 5
auf historischem Pleyel-Flügel

Bisher beherrschte die spätromantische Musiksprache von Johannes
Brahms die Diskografie des Pianisten Nicholas Angelich - doch nun
schlägt er mit Beethoven ein neues Kapitel auf. Zusammen mit dem
Insula Orchestra unter der Leitung von Laurence Equilbey hat er die
Klavierkonzerte Nr. 4 & 5 eingespielt. Das Klangbild, das Angelich
und die unter Harnoncourt ausgebildete Dirigentin hier erschaffen,
steht zwischen der historischen Hammerflügel-Poesie und der Kraft des
modernen, heutige Hörgewohnheiten bestimmenden Steinway - und bringt
Beethovens wegweisende Kompositionen mit einer Energie, einer
Vitalität und einem Farbreichtum auf die Bühne, die historisch
interessierte Hörer ebenso wie ein modernes Publikum begeistert.

Der hier zu hörende Pleyel-Originalflügel aus der Werkstatt des
legendären Wahlfranzosen Ignatz Pleyel, stammt aus dem Jahre 1892 und
wurde aufwendig restauriert. Das Instrument gilt als einer der ersten
modernen Flügel der Geschichte und füllt mit Beethovens Konzerten,
die das Musikleben des 19. Jahrhunderts so überragend prägten,
klanglich eine bisher offene Lücke.

VÖ: 21. September 2018 - 22 CDs 0190295634179


Das Beste aus den Lugano-Jahren: Martha Argerichs Progetto
live 2002-2016

Es ist ein Stück Musikgeschichte des neuen Jahrtausends - als Mekka
der vielen begeisterten Fans, die Jahr für Jahr an den sommerlichen
Luganer See pilgerten, zum Greifen nah durch die bedeutenden
Aufnahmen: Von 2002 bis 2016 fanden sich in Lugano an der Seite der
Pianistin Martha Argerich Kammermusiker aller Generationen ein, um
gemeinsam großartige Konzerte zu geben. Die Livemitschnitte dieses
Progetto haben Kultstatus. Nun erscheint das Beste aus Lugano als Box
- auf nicht weniger als 22 CDs.

VÖ: 21. September 2018 - 22 CDs 0190295948979


"War ich zu streng mit mir?" Michel Dalbertos Erato-Aufnahmen
1978-2010

"Wahrscheinlich ist das die wichtigste Botschaft dieser Aufnahmen:
Vergiss die Noten und fokussiere dich auf die Musik!" Es ist ein
Vermächtnis von über dreißig Jahren, die der französische Pianist
Michel Dalberto nun unter dem Titel The Making of a Musician auf 17
CDs versammelt - und auf ein besonderes Dokument daraus ist das
Eingangszitat gemünzt: seine frühe Einspielung von Liszts Études
d'exécution transcendante aus dem Jahre 1986. Sie erscheint in dieser
Box zum ersten Mal - verbunden mit großer Sololiteratur unter anderem
von Beethoven, Schubert, Schumann und Brahms sowie Kammermusik,
Liedrepertoire und Klavierkonzerten von Bach und Mozart.

Michel Dalberto im Konzert:

19. September - Pianoforte-Fest Meissen

21. September - Berlin, Konzerthaus

VÖ: 14. September 2018 - CD 0190295612085


Wie Prokofjews Romeo und Julia zum Hit wurde: André Previns
Einspielung von 1973 auf Vinyl

In den 70er Jahren sorgte der Dirigent André Previn vor allem mit dem
London Symphony Orchestra für Furore, dem er damals als Principal
Conductor vorstand. Noch heute gelten seine damaligen
Ballett-Einspielungen als unerreicht. Nach seinen
Tschaikowsky-Veröffentlichungen erscheint nun das größte
Tanztheater-Meisterwerk von Sergej Prokofjew auf drei edlen
180-g-Vinyl-LPs: Das Ballett Romeo und Julia, das Previn im Jahre
1973, also zum 20. Todestag des Komponisten aufnahm. Seine
Interpretation, die den ganzen dramatischen Reichtum der Partitur zu
einem gewaltigen sinfonischen Erlebnis macht, legte auch den
Grundstein für die Hit-Tauglichkeit einiger Nummern aus dem Ballett:
So gehört der Tanz der Ritter mit seinen unverwechselbaren wogenden
Klangmassen heute zu den populärsten Klassiktracks des 20.
Jahrhunderts.

VÖ: 21. September 2018 - 3 LPs 0190295618605


Französischer Klangrausch mit vielen Raritäten: Sämtliche
Warner-Aufnahmen von Charles Munch

Er war noch ein Zeitgenosse von Saint-Saëns und Ravel, von Anfang an
faszinierte den geborenen Elsässer Charles Münch, der sich in seiner
westlichen Wahlheimat "Munch" nannte, das französische Repertoire.
Und auch als der Dirigent 1949 Chef des Boston Symphony Orchestra
wurde, entwickelte er dessen Sound aus den französischen
Klangtraditionen heraus, als deren Erbe er in Europa galt. Im
November 2018 jährt sich der Todestag des Dirigenten Charles Munch
zum 50. Mal - Anlass für eine große diskografische Edition mit dessen
gesamten Warner-Einspielungen in modernem Remastering, inklusive
einer Fülle von Raritäten.

VÖ: 28. September 2018 - 13 CDs 0190295611989




Vorschau - VÖ: 05. Oktober 2018


Christina Pluhar und OPUS Klassik "Ensemble des Jahres"
L'Arpeggiata entdecken norddeutsche Sakralmusik

Musik als Himmel auf Erden: Das war für die Komponisten früherer
Zeiten nicht einfach nur eine schöne Redewendung. Vom Mittelalter bis
in die Barockzeit sah man in den wohlgeordneten Tönen einer
Komposition ein Abbild des Kosmos. Die Regeln der Tonkunst waren die
gleichen, nach denen sich die Gestirne des Himmels bewegten und durch
die gerade die Kirchenmusik eine ganz besondere spirituelle Kraft
erhielt. Christina Pluhar beleuchtet mit ihrem Ensemble L'Arpeggiata
und einer Reihe hochkarätiger Solisten wie dem Countertenor Philippe
Jaroussky nun genau dieses Phänomen mit einem Programm aus deutscher
Barockmusik von Heinrich Schütz bis Johann Sebastian Bach.

Christina Pluhar und L'Arpeggiata im Konzert:

29. September - Baden-Baden, Festspielhaus

 * 

Quelle:

Warner Music Group Germany Holding GmbH

Alter Wandrahm 14 · 20457 Hamburg

Tel: 040/30 339-0 · Fax: 040/30 339-333

Internet: www.warnermusic.de
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INFOPOOL / MUSIK / REPORT





NACHLESE/016: 50 Jahre später ... Big Brother and the Holding Company - Cheap Thrills (SB) 




Whoa, call me mean or call me evil

I've been called much worser things, all things around,

Yeah, but I'm gonna take good care of Janis, yeah,

Honey, ain't no one gonna dog me down.

Janis Joplin - Turtle Song

"Approved by Hell's Angels Frisco" - rechts unten auf dem berühmten Cover des
Albums Cheap Thrills prangt das schwarze Logo eines Rockerclubs, das man
zumindest aus heutiger Sicht nicht auf einer LP mit psychedelischer Hippie-Musik
erwarten würde. Im Kalifornien der 1960er Jahre waren Begegnungen derart
verschiedener Sub- und Gegenkulturen noch möglich, nachzulesen etwa in Tom
Wolfes Buch "The Electric Kool-Aid Acid Test" über die Merry Pranksters, die mit
ihrem buntbemalten Bus durch die Lande fuhren und sogenannte Acid Tests
abhielten. Diesen zwischen Messe und Party angesiedelten, an verschiedenen Orten
der pazifischen Küste der USA abgehaltenen Feste fanden zu einer Zeit statt, als
LSD noch nicht verboten war, und wurden auch von Hell's Angels besucht.

Natürlich war das Verhältnis der Rocker zu den Hippies bestenfalls als
ambivalent zu bezeichnen, entsprachen die mit wehenden Klamotten und Sandalen
schon von weitem als Drop Outs zu erkennenden Jugendlichen doch keinesfalls den
ausgesprochen maskulinen, in schwarzes Leder gewandeten Rockern. Politisch eher
rechts stehend, wie die Hell's Angels bewiesen, als sie am 16. Oktober 1968 in
Oakland in Absprache mit der Polizei eine Antikriegsdemonstration angriffen,
waren sie als Outlaws dennoch für Bündnisse gegen die Staatsmacht zu gewinnen. 
Nach diesem in der kalifornischen Gegenkultur lautstark kritisierten Eklat wurde
ein Treffen mit dem Initiator der Merry Pranksters, Ken Kesey, organisiert, der
gute, nicht zuletzt über gemeinsamen LSD-Konsum gestiftete Kontakte zu den
Hell's Angels unterhielt. 

Dabei handelten der Dichter Allen Ginsberg und der Beat-Poet Neal Cassady mit
dem Angels-Chef Sonny Barger eine Art Nichtangriffspakt aus. Hunter S. Thompson,
der mit seinem 1966 veröffentlichten Buch "Hell's Angels: The Strange and
Terrible Saga of the Outlaw Motorcycle Gangs" als eine Art Biograph des
Rockerclubs galt, berichtete, daß der bekennende Schwule Ginsberg so einen
starken Eindruck bei Sonny Barger hinterließ, daß dieser gar nicht anders
konnte, als dem Deal zuzustimmen. Barger wiederum, der später Karriere als Autor
diverser Bücher über die Geschichte der Hell's Angels machte, war ein Freund von
Janis Joplin, was erklärt, wie der schwarze Button auf das ansonsten höchst
bunte und anarchische Cover geriet.

Robert Crumb, der mit Mr. Natural, Fritz The Cat und vielen anderen schrägen
Figuren der kalifornischen Counterculture ein heute als kulturhistorisch
wertvoll anerkanntes Denkmal setzte, soll für die Illustration des Albums "Cheap
Thrills" lediglich 600 Dollar bekommen haben. Es war ursprünglich für die
Rückseite der Platte gedacht, denn jeder Titel der LP wurde mit einer kleinen
Zeichnung gewürdigt, ebenso die MusikerInnen der Band Big Brother and The
Holding Company, die für das Album verantwortlich zeichneten. Nachdem die
Plattenfirma Columbia Records den ursprünglichen Plan der Gruppe, sich auf dem
Cover nackt im Bett zu präsentieren, abgelehnt hatte, und Janis Joplin, ohnehin
ein Fan von Robert Crumb, von den Zeichnungen begeistert war, wurden sie als
Front Cover eines emblematischen Werkes des West Coast Sounds legendär und
später von der Redaktion des Rolling Stone Magazins auf Platz Neun der hundert
wichtigsten Plattencover der Popgeschichte gesetzt.

Die Musik des im August 1968 veröffentlichten Albums verströmt eine Aura der
Authentizität nicht nur wegen der typischen Klangkulisse eines Live-Konzertes,
sondern weil der ungeschliffene Gitarrensound auch einmal neben dem richtigen
Ton liegen konnte. Tatsächlich wurde nur das letzte Stück Ball and Chain im
legendären Konzertgebäude The Fillmore in San Francisco aufgenommen, alle
anderen Publikumsgeräusche wurden im Studio hineingemischt, um den Eindruck
eines Live-Auftrittes zu erzeugen. Vermutlich hatte dieser produktionstechnische
Kniff mit dem damals schon legendären Ruf der Sängerin von Big Brother and the
Holding Company zu tun, die Leute mit ihrer intensiven Stimme direkt ins Herz zu
treffen. 

Die ihrerseits als Sängerin sehr erfolgreiche Stevie Nicks trat einmal zu Beginn
ihrer Karriere mit der Band Fritz als Vorgruppe für Janis Joplin auf. Weil sie
in die zu deren Auftritt vorgesehene Zeit hineinspielten, soll Janis die
unbekannte Band ziemlich rüde angegangen sein. Dennoch war Stevie Nicks
begeistert davon, wie sehr Joplin bei ihrem Auftritt aus sich herausging. Ihre
Stimme sei nicht nur "stark und soulig" gewesen, sondern auch "schmerzerfüllt
und wunderbar real", wird Nicks in den Liner Notes des Albums "Big Brother and
the Holding Company - Live at Winterland '68" zitiert. "Sie sang in der großen
Tradition der Rhythm & Blues-Sängerinnen, die ihre Heldinnen waren, aber versah
jeden einzelnen Song mit ihrem eigenen, gefährlichen sexy Rock'n'Roll-Biß. Sie
gab dir wirklich ein Stück ihres Herzens."

Tatsächlich war die Single-Auskopplung Piece of My Heart der größte
Chart-Erfolg, den Janis Joplin zeitlebens hatte. Der vielleicht berühmtere, von
Kris Kristofferson geschriebene Song Me and Bobby McGee wurde erst nach ihrem
Tod am 4. Oktober 1970 veröffentlicht. Ein weiterer Höhepunkt des Albums war der
von George Gershwin 1934 für die Oper Porgy and Bess komponierte Titel
Summertime. Es soll über 25.000 verschiedene Aufnahmen dieses an einen
Spiritual gemahnenden Jazz Standards geben, den der Autor der Oper, DuBose
Heyward, mit einem höchst anrührenden Text versah. Summertime erscheint als
ein Stück genuin schwarzer Kultur des US-amerikanischen Südens, auch wenn
Komponist und Autor weiß waren.

In der Adaption von Janis Joplin tritt die dunkle Vergänglichkeit der
sommerlichen Idylle so bedrohlich hervor, daß die ganze Tragik der aus massiver
Unterdrückung entstandenen afroamerikanischen Musik Gestalt annimmt. Mit dem
spektakulärem Gitarreneinsatz von Sam Andrew und James Gurley wird Summertime zu
einem regelrechten Mahnmal für die schmerzerfüllte Geschichte der nach
Nordamerika verschleppten AfrikanerInnen. 1997 würdigte das Fachmagazin Guitar
Player diesen Solopart als eines der zehn wichtigsten psychedelischen
Gitarrensoli der Musikgeschichte.

Die 1926 in Alabama geborene Big Mama Thornton hatte in den sechziger Jahren den
Ruf, die größte Bluessängerin ihrer Zeit zu sein. Mit ihrer Stimme konnte sie
Howlin Wolf ohne weiteres an die Wand singen, wie etwa in ihrer Aufnahme von
Hound Dog zu hören, die sie 1952 einspielte und die Elvis zu seiner Version des
Rock'n'Roll- Klassikers inspirierte. Kein Wunder also, daß Big Mama Thornton,
deren Spitzname ihrer von massiver Statur unterstützten Größe von 1,83 Metern
geschuldet war, neben Bessie Smith zu den Vorbildern der weißen Texanerin Janis
Joplin gehörte. Das von Thornton verfaßte Stück Ball and Chain war ein Höhepunkt
der Auftritte Janis Joplins und ist mit einer neunminütigen Version auf Cheap
Thrills vertreten.

Der frühe Tod der Sängerin bescherte ihr den Nimbus eines Stars, demgegenüber
der der anderen Musiker der Big Brother and The Holding Company verblassen
mußte. Dabei gehört die 1965 in San Francisco gegründete Band zu dem Kreis von
MusikerInnen, aus dem auch Grateful Dead, Jefferson Airplane und Quicksilver
Messenger Service hervorgegangen sind. Die 1966 hinzugestoßene Janis verdankte
der Gruppe ihren Aufstieg zum Weltstar ebenso, wie Peter Albin, Dave Getz, Sam
Andrew und James Gurley von der herausragenden Ausdruckstärke ihrer Sängerin
profitierten. Sie verließ Big Brother and the Holding Company Ende 1968, um
Solopfade zu beschreiten. Wie vielfältig und ausgefallen die Szene war, in der
sie berühmt wurde, zeigt auch einer ihrer ersten gemeinsamen Live-Auftritte. Der
als Mantra-Rock Dance für den 29. Januar 1967 angekündigte Event war eine
Benefiz-Veranstaltung zugunsten des Hare Krishna-Tempels in San Francisco, an
der Allen Ginsberg, Moby Grape und Grateful Dead teilnahmen und bei der auch der
Gründer der Hindubewegung, Bhaktivedanta Swami, zugegen war.
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INFOPOOL / MUSIK / VERANSTALTUNGEN





KLASSIK/10124: Raesfeld - Werke von Mozart und Beethoven am 16. September


Das Glinka Trio gastiert in der Reihe "Best of NRW" im Rittersaal

Saisonauftakt des Kulturkreises Schloss Raesfeld am Sonntag, 16.
September, Beginn ist um 17 Uhr



Kreis Borken / Raesfeld. Am kommenden Sonntag, 16. September, beginnt
die neue Konzertsaison des Kulturkreises Schloss Raesfeld. Im
Rittersaal von Schloss Raesfeld gastiert dann um 17 Uhr das Glinka
Trio - mit Klarinette, Fagott und Klavier. Auf dem Programm stehen
unter anderem Stücke von Mozart und Beethoven. Das Konzert findet im
Rahmen der Reihe "Best of NRW" statt.

Das Glinka Trio bilden Meriam Dercksen (Klarinette), Peter Amann
(Fagott) und Seif El Din Sherif (Klavier). Das Trio gründete sich im
Sommer 2016. Die Mitglieder des internationalen Ensembles (Holland,
Deutschland und Ägypten) musizieren alle in namhaften Orchestern und
haben sich während ihrer Studienzeit an der Hochschule für Musik und
Tanz in Köln kennengelernt. Dort hatten sie auch schon vor der
Gründung des aktuellen Ensembles in anderen Besetzungen gemeinsam
musiziert. Regelmäßige Konzerte mit dem umfangreichen Trio-Repertoire
und die Arbeit in Proben und Unterricht haben das Ensemble
zusammengeschweißt und zu einem hocklassigen und professionellen
Klangkörper werden lassen. Das Glinka Trio ist Stipendiat der Werner
Richard - Dr. Carl Dörken Stiftung.

Auf dem Programm im Rittersaal stehen das Trio Pathétique d-moll von
Michail Glinka und das "Kegelstatt-Trio" von Wolfgang Amadeus Mozart.
Zudem werden die drei Musiker das "Gassenhauer Trio" B-Dur für
Klarinette, Fagott und Klavier von Ludwig van Beethoven sowie das
Stück "Worlds Beyond" von Daniel Schnyder zu Gehör bringen.

Der Eintritt kostet für Besucherinnen und Besucher, die nicht Mitglied
des Kulturkreises Schloss Raesfeld sind, 20 Euro, für Schülerinnen und
Schüler sowie Studentinnen und Studenten 12 Euro. Karten können in der
Geschäftsstelle des Kulturkreises Schloss Raesfeld unter Tel. 02564 -
98 99 110 oder per E-Mail an kulturkreis@kreis-borken.de bestellt
werden. Dort ist auch das Programmheft für die Saison 2018/19
erhältlich. Der Verkauf an der Abendkasse beginnt im Schloss Raesfeld
ab 16 Uhr.

Die Konzertreihe "Best of NRW" ist ein Gemeinschaftsprojekt der
Artur- und Liselotte-Dumcke-Stiftung, der Eibach Stiftung aus
Finnentrop, der Stiftung Mercator sowie der Werner Richard - Dr. Carl
Dörken Stiftung aus Herdecke, der Walzwerke Einsal GmbH und von WDR 3.

Weitere Informationen zum Kulturkreis und dessen Programm finden sich
im Internet unter www.kulturkreis-schloss-raesfeld.de.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Dienstag, 11. September 2018

Kreis Borken

Pressestelle, Burloer Straße 93, 46325 Borken

Telefon: (0 28 61) 82 21 - 11 / 13

Fax: (0 28 61) 82 - 13 41

E-Mail: pressestelle@kreis-borken.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 13. September 2018 
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





AUSLAND/8823: Aus aller Welt - 12.09.2018 (SB)




MELDUNGEN



Friedensangebot des russischen Präsidenten an Japan

Beim Wirtschaftsforum in Wladiwostok hat Präsident Wladimir Putin dem
japanischen Regierungschef Shinzo Abe einen Friedensvertrag noch in
diesem Jahr vorgeschlagen. Ohne jegliche Vorbedingungen. Auf
Grundlage dieses Vertrags könnte man dann als Freunde alle weiteren
strittigen Fragen klären. Das würde die Lösung aller Probleme für uns
erleichtern, mit denen wir seit 70 Jahren nicht fertig werden können,
so der Kremlchef. Der Chefkabinettssekretär der japanischen Regierung
reagierte zurückhaltend auf Putins Angebot. Vorher sollten alle
territorialen Streitigkeiten geklärt sein, sagte Yoshihide Suga.
Zwischen Rußland und Japan schwelt seit dem Ende des Zweiten
Weltkriegs ein Konflikt um die zwischen der russischen Halbinsel
Kamtschatka und der japanischen Insel Hokkaido im Pazifik liegende
Inselgruppe der Kurilen. Tokio erhebt weiterhin Anspruch auf die vier
südlichsten Kurilen-Inseln Iturup, Kunaschir, Schikotan und die
Inselgruppe Habomai.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





JUSTIZ/8823: Kriminalität und Rechtsprechung - 12.09.2018 (SB)




MELDUNGEN



Berliner Kommissar wegen Korruption angeklagt

Ein Polizeikommissar soll für Warnungen vor Drogenrazzien mehr als
44.000 Euro von Inhabern und Lokalbetreibern in Berlin-Wedding
kassiert haben. Nun hat die Staatsanwaltschaft Anklage gegen den 39
Jahre alten Beamten wegen Bestechlichkeit, Verletzung von
Dienstgeheimnissen und Beteiligung am Betäubungsmittelhandel erhoben.
Den vier mitangeklagten Männern im Alter von 44, 46, 48 und 52 Jahren
werden gewerbsmäßige Bestechung und Anstiftung zur Verletzung von
Dienstgeheimnissen vorgeworfen. Ein Verdächtiger soll zudem mit
Drogen gehandelt haben. Das teilte ein Justizsprecher am Mittwoch
mit.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





MILITÄR/8820: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 12.09.2018 (SB)




MELDUNGEN



68 Tote nach Anschlag auf Demonstranten in Afghanistan

In der ostafghanischen Provinz Nangarhar sprengte sich ein Mann
inmitten einer Demonstration auf einer Überlandstraße, die von der
Provinzhauptstadt Dschalalabad zum Grenzübergang Torkham nach
Pakistan führt, in die Luft und riß dabei mindestens 68 Menschen mit
in den Tod. 165 weitere Kundgebungsteilnehmer wurden nach Angaben
eines Sprechers der Provinzregierung verletzt. Zu dem Anschlag
bekannte sich zunächst niemand.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





POLITIK/8822: Aus Parlament und Gesellschaft - 12.09.2018 (SB)




MELDUNGEN



Merkel kritisiert SPD-Absage an militärischer Beteiligung in Syrien

Für ihr striktes Nein zu einer möglichen Beteiligung der Bundeswehr
am Syrienkrieg erntet die SPD Kritik von Bundeskanzlerin Angela
Merkel. Einfach "Nein" zu sagen, egal was auf der Welt passiere,
könne nicht die deutsche Haltung sein, tadelte die CDU-Vorsitzende
bei der Generaldebatte im Bundestag den Koalitionspartner. SPD-Chefin
Andrea Nahles hatte zuvor jegliche Beteiligung der Truppe an
Vergeltungsaktionen nach einem möglichen Chemiewaffeneinsatz der
syrischen Regierungstruppen eine Absage erteilt. Dem werde ihre
Partei weder in der Regierung noch im Parlament zustimmen, teilte
Nahles in einer in Berlin verbreiteten Erklärung mit. Am Montag war
bekannt geworden, daß das Verteidigungsministerium einen
Bundeswehreinsatz in Syrien prüft.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





SONSTIGES/8821: Tragisches und Kurioses - 12.09.2018 (SB)




MELDUNGEN



Schweres Busunglück mit 58 Toten in Indien

Im südindischen Bundesstaat Telangana sind 58 Menschen bei einem
schweren Busunglück ums Leben gekommen. Nach Angaben der
Bezirksregierung kam der überfüllte Bus in einer hügeligen Region im
Bezirk Jagtial aus noch unbekannten Gründen von der Fahrbahn ab und
stürzte sechs Meter tief einen Abhang hinunter. Einige der Passagiere
seien Pilger, die aus der Tempelstadt Kondagattu nach Jagtial
zurückkehrten, nachdem sie in einem hinduistischen Tempel gebetet
hatten. Nach Informationen der Times of India war der ebenfalls
tödlich verunglückte Busfahrer erst kürzlich von der Regierung mit
einem Preis als bester Fahrer ausgezeichnet worden.

12. September 2018






Copyright 2018 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de





Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





WISSENSCHAFT/7906: Aus Forschung und Technik - 12.09.2018 (SB)




MELDUNGEN



Experten beraten über Rechtsregeln für Aktivitäten im Weltraum

In Hinblick auf die rasant wachsende Zahl von Satelliten im erdnahen
Weltraum steigt auch der Bedarf an Rechtssicherheit. Wer haftet, wenn
Satelliten zusammenstoßen oder mit Weltraummüll kollidieren? Bislang
gebe es keine richtigen Verkehrsregeln für das Universum, sagt
Bernhard Schmidt-Tedd, der für Fragen des Weltraumrechts beim
Deutschen Zentrum für Luft- und Raumfahrt (DLR) zuständig ist. Mit
diesen und anderen Problemen beschäftigt sich die 1. UNO-Konferenz
über Weltraumrecht und Weltraumpolitik in Moskau. An dem dreitägigen
Treffen nehmen Vertreter aus mehr als 80 Staaten teil.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





AUSLAND/7918: Aus aller Welt - 12.09.2018 (SB)




VOM TAGE



Putin bietet Abe Friedensvertrag im Streit um die Kurilen an

Rußlands Präsident Wladimir Putin hat dem japanischen
Ministerpräsidenten Shinzo Abe beim Östlichen Wirtschaftsforum
(Eastern Economic Forum) in Wladiwostok einen Friedensvertrag ohne
Vorbedingungen angeboten. Das Abkommen soll den seit dem Zweiten
Weltkrieg bestehenden Territorialstreit um die vier südlichen Inseln
der Kurilen beenden. Laut Putin könnte man sich darauf noch im
laufenden Jahr verständigen. Abe ging auf den Vorschlag zunächst
nicht ein. Der russische Präsident unterstrich am Montag die
Bedeutung der Sicherheit der Region. Putin sprach in dem Zusammenhang 
die Installation von Radarsystemen aus den USA in Japan für die
Abwehr ballistischer Raketen an. Die komplexen Fragen, über die
bekanntlich seit Jahrzehnten diskutiert wird, so Putin, werden sich
nicht von heute auf morgen lösen lassen. Am Dienstag wurde Chinas
Präsident Xi Jinping in Wladiwostok erwartet.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





GESUNDHEIT/7878: Medizin und Gesundheitswesen - 12.09.2018 (SB)




VOM TAGE



Großteil der Pflege durch Angehörige

Die institutionelle Pflege ist in Deutschland eine Katastrophe. Was
wundert es, daß Angehörige einen Großteil der Pflegebetreuung
leisten. So hat eine Erhebung der Techniker Krankenkasse (TK)
ergeben, daß 70 Prozent der pflegebedürftigen Versicherten zu Hause
betreut werden. Bei knapp zwei Drittel von ihnen leisten Angehörige
die Pflege allein. Das ist nicht nur körperlich wie psychisch äußerst
belastend. Auch das Armutsrisiko steigt. Denn die Pflege der
Angehörigen ist meist so zeitaufwendig, daß eine andere Tätigkeit
nicht möglich ist.

12. September 2018






Copyright 2018 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de





Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





JUSTIZ/7906: Kriminalität und Rechtsprechung - 12.09.2018 (SB)




VOM TAGE



Polizist im Hambacher Forst gibt Warnschuß ab

Am Mittwochvormittag hat ein Polizeibeamter im Hambacher Forst einen
Warnschuß abgegeben. Zuvor waren Polizisten von mehreren vermummten
Waldschützern mit Steinen beworfen worden. Die Aktivisten
verschwanden unerkannt zwischen den Bäumen. Verletzt wurde nach
Kenntnisstand niemand, hieß es in einer Pressemitteilung der Polizei.
Die Beamten sind vor Ort präsent, um den Wald für die für Mitte
Oktober geplanten Fällarbeiten räumen zu können. Außerdem sollen sich
Umweltaktivisten dort nicht auf den Tag X vorbereiten können. Letztere
wollen verhindern, daß mehr als die Hälfte des verbliebenen alten
Baumbestandes der Erweiterung des Braunkohletagebaus Hambach des
Energiekonzerns RWE Power geopfert wird.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





KULTUR/7830: Sprache, Kunst und Medium - 12.09.2018 (SB)




VOM TAGE



Frankfurter Stroemfeld-Verlag mußte Insolvenz anmelden

Der Frankfurter Stroemfeld-Verlag, der in den Siebziger Jahren
zunächst unter dem Namen Roter Stern mit klassenkämpferischen
Schriften hervorgetreten war, sich später dann vor allem auf
Klassiker-Editionen verlegte, die in Deutschland und der Schweiz
erschienen, mußte nach fast 50 Jahren Insolvenz anmelden. Dies
berichtete aus Frankfurt das Börsenblatt unter Berufung auf
Verlagsgründer Karl-Dietrich Wolff.

Den Antrag habe er vergangene Woche gestellt, so der 75jährige. Für
die Probleme machte er unter anderem auch die großen Bibliotheken
verantwortlich, die in den letzten 20 Jahren als Abnehmer seiner
Editionen nach und nach weggeblieben waren. Anders als in der Schweiz,
wo Stroemfeld Unterstützung für seine umfassende Robert-Walser-Ausgabe
erfährt, ist Wolff in Deutschland mit seiner Kafka-Ausgabe inzwischen
ganz auf sich allein gestellt. Er hofft nun auf Hilfe aus dem
Kulturbetrieb, da sonst möglicherweise auch sein Ableger in Basel
untergehen könnte.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





MILITÄR/7896: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 12.09.2018 (SB)




VOM TAGE



Rußland startet einwöchiges Großmanöver im Osten des Landes

Im Osten Rußlands hat das größte Militärmanöver der Russischen
Föderation seit dem Ende des Kalten Krieges begonnen. Daran nehmen
nach Angaben des Verteidigungsministeriums in Moskau rund 300.000 der
insgesamt etwa 900.000 russischen Soldaten teil. Außerdem stoßen
Einheiten der Volksrepublik China und der Mongolei hinzu. An der
einwöchigen Übung "Wostok-2018" sind alle Waffengattungen beteiligt.
Generalstabschef Waleri Gerassimow erklärte in Moskau, das
Großmanöver richte sich gegen kein anderes Land, sondern es gehe um
die Verlegung der Armee über große Entfernungen sowie die
Zusammenarbeit von Infanterie und Marine.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





POLITIK/7910: Aus Parlament und Gesellschaft - 12.09.2018 (SB)




VOM TAGE



EU-Parlament verabschiedet Vorschläge zum Urheberrecht

Das Europäische Parlament hat am Mittwoch den Vorschlag für
Richtlinien zu einem neuen Urheberrecht gebilligt. Der Gesetzentwurf
kommt den Interessen von Presseverlagen und Verwertern von Musik und
Filmen entgegen, jedoch nicht so weit wie die schärfere Fassung vom
Juli. Für die Reform einschließlich der umstrittenen Artikel 11 und
13 zum europäischen Leistungsschutzrecht für Presseverlage sowie zur
Haftung von Online-Plattformen bei Urheberrechtsverstößen stimmten
438 Abgeordnete. 226 waren dagegen, 39 enthielten sich. Gegenüber den
Vorschlägen vom Sommer, welche das Plenum abgelehnt hatte, enthält
die jüngste Fassung rund 200 Änderungen.

Die Abgeordnete Julia Reda (Piratenpartei Deutschland) nannte in
einer Mitteilung die katastrophale heutige Entscheidung einen herben
Rückschlag für das freie und offene Internet, weil das
Europaparlament die Einführung neuer rechtlicher und technischer
Schranken für die Meinungsfreiheit im Netz befürwortet hat.

Beim Leistungsschutzrecht für Verleger in Artikel 11 geht es darum,
daß Zeitungsverleger von den Betreibern von Internetportalen wie
Google News ein Entgelt dafür verlangen können, wenn letztere
Überschriften und kurze Abschnitte von Pressetexten mit ihren
Suchergebnissen veröffentlichen. Hyperlinks zu Presseartikeln
einschließlich einzelner inhaltsbezogener Wörter sollen auch künftig
ohne Lizenzabsprachen erlaubt sein.

In Artikel 13 geht es darum, daß Plattformbetreiber vor der
Veröffentlichung von hochgeladenen Bildern, Videos, Musikstücken und
Computerprogrammen prüfen müssen, ob jeweils Urheberrechte zu
berücksichtigen sind. Die Prüfung kann faktisch nur über
Computeralgorithmen gesteuert werden, auch wenn der europäische
Gesetzgeber auf den Zwang zu sogenannten Upload-Filtern verzichtet.
Die Plattformbetreiber werden allerdings für hochgeladenes Material
in Haftung genommen. Entsprechend großzügig werden sie ihre
Filteralgorithmen auslegen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SONSTIGES/7880: Tragisches und Kurioses - 12.09.2018 (SB)




VOM TAGE



SUV dürfen auf vielen Autobahn-Baustellen nicht überholen

Zahlreiche Autounfälle, unter anderem auf der Dauerbaustelle der A43,
zeigen, daß viele Pkw-Fahrer nicht zu wissen scheinen, wie breit ihr
Fahrzeug ist. Die Überholspur ist in den Baustellenbereichen mit
zwei Metern ausgeschildert. Das überschreiten heutzutage bereits viele
sogenannte Kompakt-Wagen, auf jeden Fall aber SUV, die rechts fahren
müssen. Halten sie sich nicht daran, drohen Bußgelder.

Wie die Autobahnpolizei erklärte, ist es in diesem Jahr allein in den
Baustellenbereichen zwischen Wuppertal und Recklinghausen schon zu 430
Unfällen wegen der schmalen Überholspur gekommen.

Wie WDR1 am Montagvormittag berichtete, bringen
Verkehrs-Sicherheits-Berater die vielen Unfälle mit der falschen
Einschätzung vieler Fahrer in Zusammenhang. Allein 15 Unfälle im Monat
geschehen durch zu geringen Seitenabstand.

Die Autobreite mit Spiegeln steht übrigens nicht im Fahrzeugschein,
die muß man selber ermitteln.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SOZIALES/7907: Arbeit, Soziales und Familie - 12.09.2018 (SB)




VOM TAGE



Eine Million Katalanen demonstrieren für ihre Republik

Zum traditionellen katalanischen Nationalfeiertag Dida am 11.
September haben in Barcelona eine Million Menschen für die
Unabhängigkeit Kataloniens von Madrid demonstriert. Außerdem
forderten die Kundgebungsteilnehmer die Freilassung der in
Untersuchungshaft sitzenden Politiker und Aktivisten. Die
federführend von der Katalanischen Nationalversammlung (ANC)
organisierte, unter dem Motto "Schaffen wir die katalanische Republik"
stehende Demonstration wurde vom amtierenden Regionalpräsidenten Quim
Torra und vom Parlamentspräsidenten Roger Torrent unterstützt.

12. September 2018






Copyright 2018 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de





Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





UMWELT/7889: Ökologie, Umweltschutz und Katastrophen - 12.09.2018 (SB)




VOM TAGE



Auch Trinkwasser mit Mikroplastik belastet

Ob aus Kleidung, Kunststoffprodukten oder Kosmetik, ständig wird 
Mikroplastik in die Umwelt freigesetzt. Und nicht nur das: Eine 
US-Studie hat festgestellt, daß sich die Partikel unter anderem durch 
das Trinkwasser im menschlichen Körper ansammeln. So hatte die 
Universität von Minnesota im Schnitt 4,34 Teilchen pro Liter Wasser 
gefunden. Der höchste gemessene Wert betrug 57 Teilchen pro Liter. Es 
gibt an der Studie jedoch auch Kritik. Proben, die in Deutschland 
analysiert wurden, enthielten pro Liter im Schnitt nur 2,5 Teilchen. 
Experten des Umweltbundesamtes halten Ergebnisse der US-Studie für 
wenig besorgniserregend. Schließlich gelten zwei bis zehn 
Plastikteilchen pro Liter als sehr wenig und sind nach Ansicht des 
Bundesamtes nichts weiter als eine Art Grundrauschen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WIRTSCHAFT/7895: Märkte und Finanzen - 12.09.2018 (SB)




VOM TAGE



RWE hält an Rodungsbeginn Mitte Oktober im Hambacher Forst fest

Der Energiekonzern RWE wird am Beginn der Rodungen im Hambacher Forst
Mitte Oktober festhalten. Verhandlungen mit den
Umweltverbänden Deutscher Naturschutzring, BUND und Greenpeace haben
daran nichts geändert. Die Verbände hatten sich nicht auf den
Vorschlag des RWE-Chefs Rolf Martin Schmitz eingelassen, den
Fällarbeiten zuzustimmen, wenn diese um zwei Monate verschoben
werden. Die Umweltschützer fordern nach wie vor von dem
Energiekonzern, daß dieser auf Rodungen verzichtet, solange die
Kohlekommission der Bundesregierung keine abschließenden Vorschläge
zur Gestaltung eines Kohleausstiegs Deutschlands gemacht hat. Laut
RWE sind die Pläne für den Hambacher Forst von den Vorschlägen der
Kohlekommission nicht betroffen. Die RWE Power AG braucht die unter
dem Wald liegende Braunkohle zur Verstromung innerhalb der kommenden
beiden Jahre, damit die großen Kohlekraftwerke in NRW weiter laufen.
Dafür müssen 100 Hektar alter Baumbestand abgeholzt werden. Die
rot-grüne Landesregierung hat die Tagebauerweiterung genehmigt.
Außerdem benötigt RWE nach eigenen Angaben die Gewinne aus
Braunkohleabbau und -verstromung, um die Rekultivierung des Geländes
finanzieren zu können. Der Konzern kann nach Ende Februar 2019 im
Forst keine Bäume mehr fällen, weil das Natur- und
Artenschutzbestimmungen bis zum Frühjahr untersagen. Zudem werden die
für eine Räumung des Hambacher Forst bereitstehenden Polizeikräfte im
Dezember für die Sicherung von Weihnachtsmärkten benötigt.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WISSENSCHAFT/7912: Aus Forschung und Technik - 12.09.2018 (SB)




VOM TAGE



Kaum Fortschritte beim Bildungswesen

War die Pisa-Studie anfangs noch ein Schock, der den deutschen Michel
aus seinem Schlaf weckte, scheint inzwischen wieder alles
beim Alten zu sein. Eine Studie, die das wirtschaftsnahe Institut der
deutschen Wirtschaft Köln (IW) zusammen mit der Initiative Neue
Soziale Marktwirtschaft (INSM) erstellt hatte, kam zu dem Schluß, daß
es zwar Fortschritte bei Kita-Ausbau und Ganztagsbetreuung gegeben
hat. Dem stehen jedoch Rückschritte bei der Integration von Schülern
mit Migrationshintergrund gegenüber.
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INFOPOOL / NATURWISSENSCHAFTEN / BIOLOGIE





GENETIK/256: Vorläufer von Genen entstehen permanent "aus dem Nichts" - und verschwinden meist wieder (idw)


Westfälische Wilhelms-Universität Münster - 11.09.2018

Vorläufer von Genen entstehen permanent "aus dem Nichts" - und
verschwinden meist wieder



Studien der jüngsten Zeit gaben vermehrt Hinweise darauf, dass sich neue
Gene auch spontan neu bilden können, also nicht schrittweise durch kleine
Veränderungen bewährter Gene entstehen. Bioinformatiker der Westfälischen
Wilhelms-Universität Münster untersuchten nun erstmals auch die frühesten
Stadien der Entstehung dieser "Gene aus dem Nichts".

Die Evolution von Organismen erfolgt in kleinen Schritten - so haben die
meisten Menschen es in der Schule gelernt: durch kleine genetische
Veränderungen, Punktmutationen genannt. Im Laufe der Generationen treten
diese Mutationen in den Kopien der bewährten Gene auf und bringen
möglicherweise nützliche neue Eigenschaften mit sich. Dass vollständige
neue Gene und somit neue Eigenschaften quasi aus dem Nichts entstehen,
galt jahrzehntelang als undenkbar. Erst Studien der jüngsten Zeit gaben
vermehrt Hinweise darauf, dass sich neue Gene auch "aus dem Nichts" in der
sogenannten nicht-codierenden DNA bilden, also in dem Teil des Erbguts,
der keine Proteine erzeugt. Eine neue Arbeit untersucht nun erstmals auch
die frühesten Stadien der Entstehung dieser "Gene aus dem Nichts". Die
Arbeit, die aktuell in der Fachzeitschrift "Nature Ecology and Evolution"
veröffentlicht ist, haben Bioinformatiker um Prof. Dr. Erich Bornberg-Bauer
vom Institut für Evolution und Biodiversität der Westfälischen
Wilhelms-Universität Münster (WWU) durchgeführt.

Das Team verglich mit Computeranalysen Anzahl, Länge, Position und
Zusammensetzung (Nukleotid-Sequenz) von "Genen aus dem Nichts" beim
Menschen mit denen von vier anderen Säugetier-Arten: Maus, Ratte,
Kängururatte und Opossum. Letzteres gehört zu den Beuteltieren, deren
Evolutionslinie sich früh von dem Zweig der Höheren Säugetiere
abgespalteten hat. Durch diesen Vergleich warfen die Forscher
Schlaglichter auf 160 Millionen Jahre Evolution der Säugetiere. Die
Wissenschafter nahmen dabei DNA-Transkripte unter die Lupe, also solche
DNA-Abschnitte, die aktiv sind und als RNA-Kopie vorliegen. Genauer gesagt
untersuchten die Forscher die Transkripte sogenannter offener Leserahmen.
Diese Sequenzen dienen häufig als Bauanleitungen für Proteine.

"Unsere Studie zeigt: Neue offene Leserahmen, also die Kandidaten für
Bauanleitungen für neue Proteine, entstehen in nicht-codierenden
DNA-Regionen permanent 'aus dem Nichts'. Sie gehen aber genauso wie ihre
Transkripte im Laufe der Evolution auch sehr schnell wieder verloren",
sagt Bioinformatiker Erich Bornberg-Bauer. Obwohl aus nur sehr wenigen
dieser Kandidaten tatsächlich funktionstüchtige Gene entstehen, also
solche Gene, die den Bauplan für funktionierende Proteine enthalten,
bleiben einige Kandidaten zufällig über längere Zeit erhalten - allein
aufgrund der enormen Anzahl an ständig neu erzeugten Transkripten. "Diese
Transkripte können dann in mehreren Abstammungslinien gefunden werden", so
Erich Bornberg-Bauer. "Wahrscheinlich können sie über lange Zeiträume
hinweg das Repertoire der bestehenden Proteine ergänzen und an das
molekulare Wechselspiel mit diesen angepasst werden."

Manchmal übernimmt also ein "aus dem Nichts" entstandenes Protein eine
Funktion im Organismus. "Damit haben wir auch eine Erklärung dafür, wie
grundlegend neue Eigenschaften in einem Organismus entstehen können.
Allein durch punktuelle Veränderungen der genetischen Struktur ist das
nämlich nicht erklärbar", so Erich Bornberg-Bauer.

Die Forschungen wurden durch das "Human Frontier Science Program"
unterstützt.


Originalpublikation:

Jonathan F. Schmitz, Kristian K. Ullrich and Erich Bornberg-Bauer (2018):

Incipient de novo genes can evolve from frozen accidents which escaped
rapid transcript turnover.

Nature Ecology and Evolution; Published: 10 September 2018,

DOI: 10.1038/s41559-018-0639-7

Weitere Informationen unter:

http://bornberglab.org/

- Webseite von Prof. Dr. Erich Bornberg-Bauer

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution72
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Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Westfälische Wilhelms-Universität Münster, 11.09.2018
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INFOPOOL / NATURWISSENSCHAFTEN / BIOLOGIE





MELDUNG/546: Paläontologie - Von ersten Räubern und nachwachsenden Zähnen (idw)


Friedrich-Alexander-Universität Erlangen-Nürnberg - 11.09.2018

Von ersten Räubern und nachwachsenden Zähnen

FAU-Wissenschaftler erforschen fossile Wirbeltierfunde



480 Millionen Jahre - so alt sind die ersten Raubtiere. Und deren Zähne
konnten sich auch noch selbst reparieren! Paläontologen um Bryan Shirley
und Madleen Grohganz, Lehrstuhl für Paläoumwelt der
Friedrich-Alexander-Universität Erlangen-Nürnberg (FAU), haben neue
Erkenntnisse darüber, wie die Zähne wachsen und sich regenerieren, erlangt.
Die Ergebnisse wurden in "Proceedings of the Royal Society B"
veröffentlicht.

In einem Land vor unserer Zeit: Ein schneller Räuber mit scharfen Zähnen
geht in urzeitlichen Meeren auf die Jagd. Er erblickt seine Beute und
pirscht sich heran. Er verbeißt sich fest, die Beute ist erlegt. Zwar sind
einige Zähne angebrochen, doch sie wachsen nach.

Hier wird kein Urzeitmonster aus einem Horrorfilm beschrieben, sondern ein
Conodont. Obwohl diese aalartigen Wirbeltiere nur wenige Zentimeter groß
waren, gelten sie als erste Raubtiere unseres Planeten. Ihre kleinen
Zähne, die in der Fachsprache als Elemente bezeichnet werden und zu den
wichtigsten Mikrofossilien zählen, konnten sich nach Beschädigungen selbst
erneuern. Wie das genau funktionierte, ist jedoch schwer festzustellen:
Obwohl die Zahnfossilien oft in Meeresgesteinen gefunden werden, sind ihre
weichen Körperreste selten erhalten. Weil so wenig Weichteilgewebe
konserviert wurde, ist es extrem schwierig zu bestimmen, wie sie gewachsen
sind.

Mit Mikroskop und Röntgenstrahlen zur Erkenntnis

Die Analysen der FAU-Wissenschaftler bringen Licht ins Dunkel: Die
Forscher haben mit Hilfe von Rasterelektronenmikroskopie die verschiedenen
Schichten unter die Lupe genommen, um mehr über das Wachstum der Zähne zu
erfahren. Bei dem Verfahren wird ein Material mit Elektronen beschossen.
Verschiedene Stoffe werfen unterschiedlich viele Elektronen zurück.
Schwere Elemente streuen etwa mehr zurück, weswegen diese auf dem Bild
heller gezeichnet werden. Durch diese Methode konnten die einzelnen
Schichten in höherer Auflösung als zuvor abgebildet und erforscht werden.
Auch die Zusammensetzung wurde im Rahmen der Untersuchungen betrachtet:
Durch die Nutzung von Röntgenspektroskopie, bei der Elemente anhand ihrer
abgegebenen Strahlung bestimmt werden, konnten die Forscher einzelne
Schichten chemisch analysieren.

Drei Wachstumsstadien

Die Zähne wuchsen zyklisch, was die abwechselnde Abnutzung und das
darauffolgende Anlegen neuer Schichten zeigen.
Des Weiteren änderte sich die Form der Zähne je nach Wachstumsstufe der
Tiere stark. Die Forscher konnten anhand der chemischen Zusammensetzung
und der Form drei Wachstumsstadien in der Entwicklung eines Tieres
feststellen, die unter anderem durch die Nahrungsaufnahme bestimmt sind:
Nach der ersten Stufe, einer Art Larvenstadium, in dem Nahrung nicht
mechanisch - also durch Kauen - verdaut wurde, entwickelten sich die
Conodonten in der zweiten und dritten Wachstumsstufe zu den ersten Jägern.
Die Zähne zeigen also eine Metamorphose: den Übergang zur
Raubtierlebensweise.

Bisherige Hypothese bekräftigt

In der Wissenschaft gibt es bisher zwei Modelle, die die nachwachsenden
Conodontenzähne erklären sollen. Denn anders als etwa menschliche Zähne
wachsen diese nicht von innen, sondern von außen, indem immer neue
Schichten aufgelagert werden. Einerseits wird diskutiert, dass sie während
Ruheperioden in Hauttaschen zurückgezogen wurden und dort neue Schichten
aufgelagert wurden. Man könnte das also mit dem Mechanismus ausfahrbarer
Giftzähne mancher Schlangen vergleichen. Andererseits ist eine Hypothese,
dass die Zähne dauerhaft von Gewebe und einer Art Hornkappe umschlossen
waren und so neue Schichten hinzugefügt werden konnten. Die
FAU-Untersuchungen konnten nun die erste Theorie bekräftigen.


Originalpublikation:

DOI: 10.1098/rspb.2018.1614

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution18

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Friedrich-Alexander-Universität Erlangen-Nürnberg, 11.09.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 13. September 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / NATURWISSENSCHAFTEN / BIOLOGIE





MELDUNG/545: Süßes Leben - einfachste Zucker ohne Biosynthese (idw)


Justus-Liebig-Universität Gießen - 11.09.2018

Süßes Leben - einfachste Zucker ohne Biosynthese

Wissenschaftlerteam der Universität Gießen entdeckt unbekannte
Möglichkeiten der Zuckersynthese - Veröffentlichung in der Fachzeitschrift
"Nature Chemistry"



Zucker sind essenzielle Moleküle des Lebens: Sie speichern Energie und
Informationen. Der Zucker Ribose zum Beispiel ist Teil des Rückgrats von
Ribonukleinsäuren (RNA), mit deren Hilfe die genetische Information in
Proteine "übersetzt" wird. Aber woher kommen Zucker und wie entstehen sie,
wenn keine Biosynthese möglich ist? Mit dieser Frage hat sich ein Team um
den Chemiker Prof. Dr. Peter R. Schreiner vom Institut für Organische
Chemie der Justus-Liebig-Universität Gießen (JLU) beschäftigt - und dabei
eine bislang unbekannte Möglichkeit der Zuckersynthese entdeckt. Ihre
Ergebnisse haben die Wissenschaftler in der renommierten Fachzeitschrift
"Nature Chemistry" veröffentlicht.




[image: Grafik: © Dr. Raffael C. Wende]

Die Reaktanden Hydroxymethylen und Formaldehyd (oben links), der
einfachste Zucker, Glycolaldehyd (oben rechts) und der nächsthöhere
Zucker (Glyceraldehyd), die in der Studie nachgewiesen wurden.

Grafik: © Dr. Raffael C. Wende



Bislang ging man vielfach davon aus, dass sich einfache organische
molekulare Bausteine wie Zucker, Aminosäuren oder Nukleobasen unter
interstellaren Bedingungen bilden, von Meteoriten zur (Früh-) Erde
transportiert werden können, und dort schließlich komplexere, größere
Makromoleküle wie RNA aufbauen. Dafür gibt es aber keine schlüssigen
Beweise. Das Gießener Team konnte nun die selektive Bildung einfacher
Zucker unter interstellaren Bedingungen mit Hydroxymethylen (H-C-OH) als
reaktivem Isomer des Formaldehyds (H2C=O) zeigen.

Hydroxymethylen reagiert in der Gasphase tatsächlich mit Formaldehyd zu
Glycolaldehyd - dem denkbar einfachsten Zucker - und weiter zur Triose
Glyceraldehyd, der nächsthöheren Zuckerverbindung aus der Gruppe der
sogenannten Aldosen. Die Reaktion ist nahezu barrierelos und
hochproduktiv, selbst bei extrem niedrigen Temperaturen von Bedingungen
minus 261 Grad Celsius, wie sie in vielen Regionen des interstellaren
Raums anzutreffen sind. Die Studie zeigt somit, dass sich Zucker auch ohne
Biosynthese aus sehr einfachen Bausteinen bilden können.

Prof. Schreiner forscht im Bereich der metallfreien Katalyse, der
Nanodiamanten und des quantenmechanischen Tunnelns zur Entwicklung und
Verbesserung nachhaltiger chemischer Methoden. Er ist Mitglied der
Leopoldina - Nationale Akademie der Wissenschaften, erhielt mehrere
Wissenschaftspreise, darunter die Adolf-von-Baeyer Denkmünze der
Gesellschaft Deutscher Chemiker 2017 und die Dirac-Medaille im Jahr 2003.
Der in Nürnberg geborene Wissenschaftler wurde nach dem Chemiestudium an
der Universität Erlangen-Nürnberg und in den USA sowohl in organischer
Chemie (Erlangen, Dr. rer. nat.) als auch in theoretischer Chemie
promoviert (Computational Chemistry, USA, University of Georgia, Athens,
Doctor of Philosophy).


Originalpublikation:

Sugar formation via hydroxymethylene (H-C-OH) as "active formaldehyde".

André K. Eckhardt, Michael M. Linden, Bastian Bernhardt und
Peter R. Schreiner.

Nature Chem. 2018, 10.

DOI: 10.1038/s41557-018-0128-2

Weitere Informationen unter:

http://www.uni-giessen.de/schreiner

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution217
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FORSCHUNG/1534: Nature - Graphen ermöglicht Taktraten im Terahertz-Bereich (idw)


Helmholtz-Zentrum Dresden-Rossendorf - 10.09.2018

NATURE: Graphen ermöglicht Taktraten im Terahertz-Bereich



Graphen gilt als vielversprechender Kandidat für die Nanoelektronik der
Zukunft. Theoretisch sollte es bis zu tausendmal schnellere Taktraten
erlauben als die heutige Elektronik auf Silizium-Basis. Dass Graphen
tatsächlich elektronische Signale mit Frequenzen im Gigahertz-Bereich -
was den heutigen Taktraten entspricht - extrem effizient in Signale mit
einer vielfach höheren Frequenz umwandeln kann, haben Wissenschaftler vom
Helmholtz-Zentrum Dresden-Rossendorf (HZDR) und von der Universität
Duisburg-Essen (UDE) in Zusammenarbeit mit dem Max-Planck-Institut für
Polymerforschung (MPI-P) nun erstmals gezeigt. Ihre Ergebnisse stellen die
Forscher im Fachjournal "Nature" vor.

Heutige elektronische Komponenten auf Silizium-Basis arbeiten mit
Taktraten im Gigahertz-Bereich (GHz), schalten also einige Milliarden Mal
pro Sekunde. Derzeit bemüht sich die Elektronikindustrie, in den
Terahertz-Bereich (THz) vorzudringen, also von etwa hundert- bis
tausendmal schnelleren Taktraten. Als vielversprechendes Material und
potenzieller Nachfolger von Silizium gilt Graphen, das eine hohe
elektrische Leitfähigkeit besitzt und mit allen existierenden
Elektroniktechnologien kompatibel ist. Insbesondere wurde schon länger
theoretisch vorhergesagt, dass Graphen ein sehr effizientes,
"nichtlineares" elektronisches Material sein könnte, also ein Material,
das ein angelegtes elektromagnetisches Wechselfeld besonders effizient in
Felder mit viel höherer Frequenz umwandeln kann. Alle experimentellen
Bemühungen der letzten zehn Jahre, diesen Effekt in Graphen nachzuweisen,
blieben jedoch erfolglos.

"Wir konnten nun erstmals den direkten Nachweis für die
Frequenzvervielfachung vom Giga- in den Terahertz-Bereich in einer
Graphen-Monolage erbringen und elektronische Signale im Terahertz-Bereich
erzeugen, und zwar mit bemerkenswerter Effizienz", erklärt Dr. Michael
Gensch, dessen Arbeitsgruppe zur Ultrakurzzeit-Physik forscht und die neue
Terahertz-Strahlungsquelle TELBE am HZDR betreibt. Und nicht nur das:
Ihren Kooperationspartnern um Prof. Dmitry Turchinovich,
Experimentalphysiker an der Universität Duisburg-Essen (UDE), ist es
gelungen, die Messungen mit Hilfe eines einfachen, auf physikalischen
Grundprinzipien der Thermodynamik beruhenden Modells quantitativ gut zu
beschreiben.

Damit ebnen die Forscher den Weg für eine ultraschnelle Nanoelektronik auf
Graphen-Basis: "Wir konnten einen lange vorhergesagten Effekt in Graphen
nicht nur erstmals experimentell demonstrieren, sondern gleichzeitig
quantitativ gut verstehen", betont Prof. Dmitry Turchinovich. "Wir haben
vor einigen Jahren begonnen, die grundlegenden physikalischen Mechanismen
der elektronischen Nichtlinearität von Graphen mit Arbeiten in meinem
Labor zu untersuchen. Für den tatsächlichen Nachweis und die
Quantifizierung der Frequenzvervielfachung reichten unsere
Laborlichtquellen aber nicht aus. Dafür brauchten wir experimentelle
Möglichkeiten, wie sie derzeit nur an der TELBE-Anlage zur Verfügung
stehen".

Gelungen ist der langersehnte experimentelle Nachweis mit Hilfe eines
Tricks: Die Forscher verwendeten Graphen, das durch seine besondere
Herstellung - genau eine Lage an Kohlenstoff-Atomen ist auf einem
speziellen Substrat aufgebracht - und die Interaktion mit dem Substrat
sowie der Umgebungsluft zahlreiche freie Elektronen enthält. Werden diese
beweglichen Elektronen durch ein Wechselfeld angeregt, so teilen sie ihre
Energie sehr schnell mit den anderen Elektronen im Graphen, die quasi wie
eine erhitzte Flüssigkeit reagieren: Aus einer elektronischen
"Flüssigkeit" wird, bildlich gesprochen, ein elektronischer "Dampf" im
Graphen. Der Wechsel zwischen der "flüssigen" und "Dampf-"Phase geschieht
innerhalb von billionstel Sekunden und verursacht besonders schnelle und
starke Änderungen der Leitfähigkeit. Dies ist der grundlegende Baustein
für die effiziente Multiplikation der Frequenz.

Die Wissenschaftler verwendeten elektromagnetische Pulse aus der
TELBE-Anlage mit Frequenzen zwischen 300 und 680 Gigahertz und wandelten sie
im Graphen in Pulse mit der drei-, fünf- und siebenfachen Frequenz um, also
in den Terahertz-Frequenzbereich. "Die nichtlinearen Koeffizienten, die
die Effizienz der Erzeugung dieser dritten, fünften und siebten
harmonischen Frequenz beschreiben, waren dabei außergewöhnlich hoch",
erklärt Turchinovich. "Graphen ist damit womöglich das elektronische
Material mit der höchsten Nichtlinearität, das bisher bekannt ist. Die
gute Übereinstimmung der gemessenen Werte mit unserem thermodynamischen
Modell lässt hoffen, dass wir damit auch die Eigenschaften von
nanoelektronischen Bauelementen aus Graphen gut vorhersagen können." Prof.
Mischa Bonn, Direktor am MPI-P, der auch an dieser Arbeit beteiligt war,
betont: "Unsere Entdeckung ist bahnbrechend. Wir haben demonstriert, dass
Elektronik auf Kohlenstoff-Basis mit ultraschnellen Raten enorm effizient
operieren kann. Auch sind ultraschnelle Hybrid-Bauelemente aus Graphen und
traditionellen Halbleitern denkbar."

Durchgeführt wurde das Experiment an der neuartigen, auf einem
supraleitenden Beschleuniger basierenden Terahertz-Strahlungsquelle TELBE
im ELBE-Zentrum für Hochleistungs-Strahlenquellen des HZDR. Deren
hundertfach höhere Pulsrate - im Vergleich zu laserbasierten
Terahertz-Quellen - machte die zur Untersuchung von Graphen erforderliche
Messgenauigkeit überhaupt erst möglich. Ein im Rahmen des EU-Projekts
EUCALL entwickeltes Datenverarbeitungsverfahren erlaubt es den Forschern
dabei, die Messdaten für jeden einzelnen der 100.000 Lichtpulse pro
Sekunde zu verwerten. "Bei uns gibt es keine schlechten Daten", so Gensch.
"Da wir pulsaufgelöst messen können, gewinnen wir Größenordnungen an
Messgenauigkeit. Messtechnisch bewegen wir uns damit an der Grenze dessen,
was derzeit machbar ist." Die Erstautoren des Artikels sind die beiden
Nachwuchswissenschaftler Hassan A. Hafez (UDE/MPI-P) und Sergey Kovalev
(HZDR).



Das Helmholtz-Zentrum Dresden-Rossendorf (HZDR) forscht auf den Gebieten
Energie, Gesundheit und Materie. Folgende Fragestellungen stehen hierbei
im Fokus:


	Wie nutzt man Energie und Ressourcen effizient, sicher und nachhaltig?

	Wie können Krebserkrankungen besser visualisiert, charakterisiert und wirksam behandelt werden?

	Wie verhalten sich Materie und Materialien unter dem Einfluss hoher Felder und in kleinsten Dimensionen?



Das HZDR entwickelt und betreibt große Infrastrukturen, die auch von
externen Messgästen genutzt werden: Ionenstrahlzentrum,
Hochfeld-Magnetlabor Dresden und ELBE-Zentrum für
Hochleistungs-Strahlenquellen. Es ist Mitglied der Helmholtz-Gemeinschaft,
hat fünf Standorte (Dresden, Freiberg, Grenoble, Leipzig, Schenefeld bei
Hamburg) und beschäftigt knapp 1.200 Mitarbeiter - davon etwa 500
Wissenschaftler inklusive 150 Doktoranden.

Originalpublikation:

H.A. Hafez, S. Kovalev, et al.:

"Extremely efficient terahertz high harmonic generation in graphene by hot
Dirac fermions",

in: Nature (DOI: 10.1038/s41586-018-0508-1)

Weitere Informationen unter:

https://www.hzdr.de/presse/graphen

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution222
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BERATUNG/716: Flensburg - Sprechstunde für Menschen mit Behinderung am 17.9.


Sprechstunde im September

Behindertenbeauftragter der Stadt Flensburg



Flensburg. Der Behindertenbeauftragte der Stadt Flensburg Christian
Eckert bietet diesen Monat seine Sprechstunde am Montag, 17.
September von 16-18 Uhr im Raum H52 des Flensburger Rathauses an. Zu
dieser Zeit ist auch die telefonische Erreichbarkeit unter 851085
gewährleistet.

Außerhalb der Sprechzeit nimmt Christian Eckert gern auch Anfragen per
E-Mail unter behindertenbeauftragter@flensburg.de entgegen.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Donnerstag, 6. September 2018

Stadt Flensburg

Pressestelle des Rathauses

Tel. 04 61 / 85 - 25 42

Fax 04 61 / 85 - 21 71

E-Mail: pressestelle@flensburg.de
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ARBEIT/1151: Bessere Löhne stärken den gesellschaftlichen Zusammenhalt


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 12. September 2018

Bessere Löhne stärken den gesellschaftlichen Zusammenhalt



Zur Umfrage des Deutschen Instituts für Wirtschaftsforschung, laut der eine überwältigende Mehrheit der Befragten untere Arbeitseinkommen als zu niedrig wahrnimmt, erklärt Beate Müller-Gemmeke, Sprecherin für ArbeitnehmerInnenrechte und aktive Arbeitsmarktpolitik:

Wenn die Menschen ihre Löhne als ungerecht empfinden, steigert das ihre Unzufriedenheit und ihre Unsicherheit. Die Angst vor sozialem Abstieg steigt. Schlechte Löhne belasten daher nicht nur die Menschen, sondern sie bedrohen auch den gesellschaftlichen Zusammenhalt. Deswegen muss sich die Bundesregierung endlich intensiver um bessere Löhne kümmern. Denn die Beschäftigten haben es verdient. Sie müssen von ihrer Arbeit auskömmlich leben können.

Der Mindestlohn muss dringend deutlich steigen. Denn der derzeit bestehende gesetzliche Mindestlohn ist zu niedrig. Er reicht - gerade in Großstädten - nicht zum Leben und schützt nicht einmal vor Armut.

Darüber hinaus muss die Bundesregierung endlich das Prinzip "gleicher Lohn für gleiche Arbeit" in der Leiharbeit und einen dazu verbindlichen Flexibilitätszuschlag durchsetzen. Es ist und bleibt ungerecht, dass die Mehrzahl der Leiharbeitskräfte für die gleiche Arbeit einen niedrigeren Lohn erhält. Daran hat auch die Leiharbeitsreform von Frau Nahles nichts geändert.

Zudem muss die Bundesregierung endlich die Tarifbindung stärken. Sie muss endlich dafür sorgen, dass die Tarifparteien mehr branchenspezifische Mindestlohntarifverträge vereinbaren können, die dann für alle Betriebe einer Branche verbindlich werden. Auch das wäre ein wichtiger Beitrag zur Bekämpfung der Ungleichheit und würde den gesellschaftlichen Zusammenhalt stärken.

Copyright Bundestagsfraktion Bündnis 90/DIE GRÜNEN
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Quelle:

Pressemitteilung vom 12. September 2018

Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Pressestelle
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BILDUNG/907: OECD zeigt Bildungsnotstand auf - Bundesregierung gefordert


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 11. September 2018

OECD zeigt Bildungsnotstand auf - Bundesregierung gefordert



Zum heute vorgestellten OECD-Bericht "Bildung auf einen Blick 2018" erklärt
Margit Stumpp, Sprecherin für Bildungspolitik:

Die OECD-Studie untermauert das Versagen der deutschen Bildungspolitik: Zum
einen sind die Bildungsausgaben mit 4,2% der Wirtschaftsleistung noch unter
dem OECD-Durchschnitt und weit entfernt von dem 7%-Ziel. Zum anderen werden
Nicht-Deutsche über die komplette Bildungskette hinweg diskriminiert, sie
schneiden in allen Bildungsbereichen zum Teil signifikant schlechter ab.
Außerdem entscheidet das Elternhaus weiterhin überproportional über den
Bildungserfolg bzw. -misserfolg. Sprich: Die soziale Selektion an deutschen
Schulen verfestigt sich. Die OECD-ExpertInnen unterstützen in ihrer Analyse
unsere Forderungen nach mehr Ganztagsschulen, mehr gemeinsamen Unterricht
und früher Bildung in den Kitas. Und gerade Schulen in sozialen Brennpunkten
brauchen endlich wirksame Hilfe: mehr LehrerInnen und SozialarbeiterInnen und
Freiraum für individuelle Förderung.

Der Bund ist nun endlich gefordert, seinen Beitrag zum 7%-Ziel zu leisten.
Dieses hatte die Kanzlerin 2008 auf dem Dresdner Bildungsgipfel bereits für
2015 ausgerufen. Während die Länder ca. 3/4 der Bildungsausgaben schultern,
versteckt sich die Bundesregierung weiterhin hinter dem Kooperationsverbot.
Auch den aktuellen Haushaltsentwurf bestimmen kleines Karo und ein
Weiter-So, das heißt es wird trotz der enormen Herausforderungen weiter an
der Bildung gespart.

Unser Vorschlag: Weg mit dem Kooperationsverbot, damit der Bund nicht nur in
Beton (Infrastruktur) sondern auch Köpfe (Personal) investieren kann. Nur so
entkoppeln wir den Lernerfolg vom Elternhaus, schaffen Integration durch
Bildung und wirken dem Fachkräftemangel entgegen.
 
Copyright Bundestagsfraktion Bündnis 90/DIE GRÜNEN
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EUROPA/1732: Rechtsstaatsverfahren - Jetzt braucht es ehrlichen und klaren Dialog


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 12. September 2018

Rechtsstaatsverfahren: Jetzt braucht es ehrlichen und klaren Dialog



Zum Beschluss des Europäischen Parlaments zum Rechtsstaatsverfahren zu Ungarn, erklären Franziska Brantner, Sprecherin für Europapolitik, und Manuel Sarrazin, Sprecher für Osteuropapolitik:

Das Abstimmungsergebnis zum Rechtsstaatsverfahren zu Ungarn durch das Europäische Parlament ist ein großer Erfolg für die europäische Demokratie und Rechtsstaatlichkeit. Wir gratulieren der grünen Berichterstatterin Judith Sargentini. Ihre nüchterne Analyse der politischen Entwicklungen in Ungarn hat diese breite Unterstützung über Parteigrenzen hinweg ermöglicht. Die Abstimmung war ein Lackmustest für die EVP. Sie war aufgerufen zu beweisen, dass europäische Werte über Parteikalkül stehen. Nun darf sie aber auch nicht länger die Augen davor verschließen, wo die Fidesz-Partei heute steht.

Das deutliche Votum des EU-Parlaments können auch die Mitgliedsstaaten im Rat nicht ignorieren. Jetzt ist es an ihnen, mit der Regierung von Victor Orbán einen ehrlichen und klaren Dialog zu unseren gemeinsamen europäischen Prinzipien über Rechtsstaatlichkeit und Demokratie zu initiieren. Das ist im Interesse Ungarns. Zusätzlich zum Rechtsstaatsverfahren braucht es in der EU eine stärkere Unterstützung der demokratischen Zivilgesellschaft und von Menschenrechtsverteidigern.

Copyright Bundestagsfraktion Bündnis 90/DIE GRÜNEN
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RECHT/817: Barleys "Eine-Für-alle-Klage" ist eine Farce


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 12. September 2018

Barleys "Eine-Für-alle-Klage" ist eine Farce



Zur Ankündigung einer Musterfeststellungsklage gegen Volkswagen durch die Verbraucherzentrale Bundesverband (vzbv) und den ADAC erklärt Dr. Manuela Rottmann MdB:

Die Ankündigung von vzbv und ADAC Musterfeststellungsklage einzureichen, ist für die betroffenen Kunden von VW, Audi, Seat und Skoda erfreulich. Sie offenbart aber zugleich die Schwächen der Musterfeststellungsklage der Großen Koalition. Die beiden Verbände beschränken sich auf die Klage gegen Manipulationen eines bestimmten Motorentyps, um den Gegenstand der Klage übersichtlich zu halten. Dabei ist das Problem weitaus größer. Das Versprechen einer "Eine-für-Alle-Klage" von Justizministerin Barley ist damit nicht mehr als ein rhetorischer Schachzug.

Den Inhabern aller anderen manipulierten Fahrzeuge bleibt nur der Weg der Individualklage gegen Großkonzerne. Denn anders als von uns Grünen gefordert, hat die Koalition den Zusammenschluss von Geschädigten zu einer gemeinsamen Klage nicht zugelassen. Wenn sich kein Verband findet, der ihre Interessen vertritt, bleiben sie wie bisher auf sich gestellt.

Copyright Bundestagsfraktion Bündnis 90/DIE GRÜNEN
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RECHT/816: Kirchliches Arbeitsrecht - Gleichbehandlungsgesetz endlich reformieren


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 11. September 2018

Kirchliches Arbeitsrecht: Gleichbehandlungsgesetz endlich reformieren



Zum Urteil des Europäischen Gerichtshofes (EuGH) zum kirchlichen Arbeitsrecht erklären Konstantin von Notz, Stellvertretender Fraktionsvorsitzender und Beauftragter für Religion und Weltanschauung, und Sven Lehmann, Sprecher für Queer- und Sozialpolitik:

Die Kirchen und deren karitativen und sozialen Einrichtungen sind nach dem Öffentlichen Dienst der zweitgrößte Arbeitgeber in Deutschland. Sie leisten für unsere Gesellschaft eine unverzichtbare Arbeit. Daraus, dass sie regional teilweise sogar Monopolcharakter besitzen, erwächst jedoch auch eine besondere Verantwortung. Das richtige und wichtige verfassungsrechtlich verbriefte Selbstbestimmungsrecht der Kirchen hat Grenzen, dies hat der EuGH heute noch einmal aufgezeigt.

Es ist dringend nötig, endlich auch gesetzlich die Begründung besonderer Loyalitätspflichten, die sich auch auf die Einhaltung von doktrinären Regeln in der privaten Lebensführung beziehen und dadurch einen Eingriff in die Privatsphäre und in die persönliche Glaubensfreiheit der Beschäftigten darstellen, in Einklang mit arbeitsrechtlichen wie verfassungsrechtlichen Benachteiligungsverboten zu bringen. Persönliche Loyalitätspflichten gehen weit über den Tendenzschutz hinaus, den u.a. Parteien, Gewerkschaften oder Medienunternehmen genießen.

Wir fordern die Bundesregierung schon lange auf, endlich das Allgemeine Gleichbehandlungsgesetz (AGG) zu reformieren, um das kirchliche Selbstbestimmungsrecht mit den gerichtlichen Vorgaben in Einklang zu bringen. Die Frage ist nicht nur für Wiederverheiratete, sondern beispielsweise auch für Andersgläubige und Homosexuelle eine Frage von großer Bedeutung. Sie können sich nach deutschem Kirchenarbeitsrecht bisher nicht auf das AGG berufen und werden daher häufig diskriminiert. Entsprechende Initiativen haben wir wiederholt in den Bundestag eingebracht.

Copyright Bundestagsfraktion Bündnis 90/DIE GRÜNEN
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WIRTSCHAFT/2822: Sachverständige für Enquete-Kommission Künstliche Intelligenz benannt


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 11. September 2018

Grüne Bundestagsfraktion benennt Sachverständige für Enquete-Kommission Künstliche Intelligenz



Gestern hat die Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen Prof. Dr. Hannah Bast, Professur für Algorithmen und Datenstrukturen, Universität Freiburg und Dr. Stefan Heumann, Mitglied des Vorstands der Stiftung Neue Verantwortung als ihre zwei Sachverständigen für die Enquete-Kommission "Künstliche Intelligenz - Gesellschaftliche Verantwortung und wirtschaftliche, soziale und ökologische Potenziale" benannt.

Dazu erklärt Dr. Anna Christmann, Sprecherin für Innovations- und Technologiepolitik und Obfrau in der Enquete-Kommission Künstliche Intelligenz:

"Ich freue mich, dass wir mit Prof. Hannah Bast und Stefan Heumann zwei so renommierte Sachverständige für die Enquete-Kommission gewinnen konnten. Mit diesem Team ist sichergestellt, dass das Know-How aus der aktiven KI-Forschung und die gesellschaftspolitische Perspektive vertreten sind.

Die erste Aufgabe der Enquete-Kommission wird eine ehrliche Bestandsaufnahme der deutschen Forschungs- und Entwicklungsaktivitäten im Bereich KI sein. Damit hat sich die Bundesregierung bisher sehr schwer getan. Wichtige Punkte für uns Grüne sind außerdem die europäische Einbettung der Forschungsaktivitäten und der Blick auf die gesellschaftlichen Auswirkungen und ökologischen Potenziale von künstlicher Intelligenz."

Dieter Janecek, Sprecher für digitale Wirtschaft und digitale Transformation, ergänzt:

"Deutschland muss aufpassen, beim Thema künstliche Intelligenz gegenüber Ländern wie USA und China nicht komplett den Anschluss zu verlieren. Deshalb ist es wichtig, dass sich der Bundestag jetzt intensiv mit den Chancen und Potenzialen von KI, aber auch mit den Herausforderungen und Risiken befasst. Wir wollen dabei insbesondere herausarbeiten, wie wir künstliche Intelligenz im Sinne von Gemeinwohl und Nachhaltigkeit einsetzen können, wie wir KI zum Beispiel nutzen können, um Verkehrsströme oder die Energienetze effizienter steuern können."

Copyright Bundestagsfraktion Bündnis 90/DIE GRÜNEN

 * 
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Pressemitteilung vom 11. September 2018

Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
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EUROPA/927: Europa als Friedensgarant global stärken


Pressestatement der CDU/CSU-Fraktion - 12. September 2018

Europa als Friedensgarant global stärken



Zur heutigen Rede des EU-Kommissionspräsidenten Jean-Claude Juncker
im Europäischen Parlament in Straßburg zur Lage der EU können Sie den
europapolitischen Sprecher der CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Florian
Hahn, wie folgt zitieren:

"In seiner letzten Rede zur Lage der EU adressiert der scheidende
Kommissionspräsident Jean-Claude Juncker die großen Herausforderungen
für die EU. Europa muss als Friedensgarant sein Gewicht auf globaler
Ebene, insbesondere in der Handels- und der Außenpolitik sowie den
Euro als Leitwährung weltweit stärken. Zurecht mahnt er zudem längst
überfällige Fortschritte bei der Bekämpfung der illegalen Migration
und der Verbesserung des Schutzes der EU-Außengrenzen durch den
Ausbau der Grenzschutzagentur Frontex an. Auch für die neue
EU-Kommission, die nach der Europawahl Ende Mai 2019 ihr Amt
aufnehmen wird, bleibt es eine zentrale Aufgabe, die EU bei diesen
Themen zusammenzuhalten. Die Leitung der neuen Kommission bedarf
daher eines auf europäischer Ebene bewährten Brückenbauers. Die
CDU/CSU-Bundestagsfraktion wirbt deshalb dafür, dass die europäische
Parteienfamilie EVP bei der Europawahl mit Manfred Weber als
Spitzenkandidat für dieses Amt antritt."

 * 
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RECHT/879: Gesetzentwurf gegen Abmahnmissbrauch des Justizministeriums muss nachgebessert werden


Pressestatement der CDU/CSU-Fraktion - 11. September 2018

Gesetzentwurf gegen Abmahnmissbrauch des BMJV muss nachgebessert
werden



Zur Vorlage des Referentenentwurfs eines Gesetzes zur Stärkung des
fairen Wettbewerbs durch das Bundesministerium der Justiz und für
Verbraucherschutz können Sie die rechtspolitische Sprecherin der
CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag, Elisabeth
Winkelmeier-Becker, wie folgt zitieren:

"Der Gesetzentwurf des Bundesjustizministeriums (BMJV) zur Bekämpfung
missbräuchlicher Abmahnungen ist mit Blick auf angebliche Verstöße
gegen die neue Datenschutzgrundverordnung (DSGVO) leider
unzureichend. Der Deutsche Bundestag hatte die Bundesjustizministerin
im Juni aufgefordert, dafür zu sorgen, dass bei nicht erheblichen und
geringfügigen Verstößen gegen die DSGVO keine kostenpflichtigen
Abmahnungen möglich sind. Der jetzt vorliegende Gesetzentwurf bleibt
hier einen konkreten Lösungsansatz schuldig.

Auf einen entsprechenden Schutz sind insbesondere kleinere und
mittlere Unternehmen, aber auch Vereine angewiesen. Bei ihnen besteht
nach wie vor erhebliche Unsicherheit hinsichtlich der Anwendung der
DSGVO. Sie brauchen Rechtssicherheit und Rechtsklarheit. Wir hatten
seitens der Union deshalb vorgeschlagen, bereits im Gesetz zur
Einführung der Musterfeststellungsklage eine entsprechende Regelung
vorzusehen. Das Justizministerium hatte dies nicht kurzfristig und
sogleich umsetzen wollen. Deshalb hatte der Deutsche Bundestag dem
Justizministerium auf den Weg gegeben, dieses Problem zusammen mit
den ohnehin geplanten Verbesserungen im Abmahnrecht aufzugreifen und
gezielt zu lösen. Das wurde nun versäumt. Hier muss das
Justizministerium jetzt schnell nachbessern."

 * 
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SOZIALES/918: Zusätzliche Vorsorge sichert den Lebensstandard im Alter


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 12. September 2018

Zusätzliche Vorsorge sichert den Lebensstandard im Alter

Wichtige Erkenntnisse der DIW-Studie



Das Deutsche Institut für Wirtschaftsforschung (DIW Berlin) hat am
heutigen Mittwoch, 12. September, eine Studie zur Altersversorgung in
Deutschland vorgestellt. Dazu erklärt der arbeitsmarkt- und
sozialpolitische Sprecher der CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Peter Weiß:

"Die Studie des DIW offenbart bemerkenswerte Ergebnisse. Nicht neu
ist, dass bei vielen Menschen beim Renteneintritt eine
Versorgungslücke zutage treten kann. Wichtig ist aber, dass dies in
vielen Fällen auch vermieden werden kann. So zeigt die Studie, dass
die Lücke dort größer ist, wo der frühestmögliche Zeitpunkt für den
Ruhestand gewählt wird. Beim Verbleib im Erwerbsleben bis zum
durchschnittlichen Renteneintrittsalter wird das Risiko einer Lücke
deutlich reduziert. Jedes Hinausschieben des Rentenbeginns auch über
die Regelaltersgrenze hinaus erhöht die Rente spürbar.

Zudem wird in der Studie deutlich, dass Eigenvorsorge die Lücke
schließen kann. Ohne zusätzliche Vorsorge wird es kaum möglich sein,
den Lebensstandard zu sichern. Das war auch schon in der
Vergangenheit immer so. Die vollständige Sicherung des
Lebensstandards war nie die alleinige Aufgabe der gesetzlichen Rente,
denn sie hat nie zu 100 Prozent das Arbeitseinkommen ersetzt. Das
ließ sich immer nur erreichen im Zusammenspiel mit einer
Zusatzversorgung, einer Betriebsrente oder einer Privatvorsorge, zu
der auch ein abbezahltes Eigenheim gehören kann. Die Studie
offenbart, dass oft nicht in ausreichendem Maße zusätzlich vorgesorgt
wird.

Schließlich zeigt die Studie auf, wo noch Handlungsbedarf besteht.
Viele Menschen werden von dem aktuellen Rentenpaket profitieren, das
die Koalition vor kurzem auf den Weg gebracht hat. Damit werden
beispielsweise die Renten von vielen Millionen Frauen verbessert.
Auch für Erwerbsunfähige gibt es erhebliche Verbesserungen. Mit den
Haltelinien garantieren wir Stabilität bis 2025. Auch für die Zeit
danach wird die CDU/CSU-Bundestagsfraktion für eine zukunftssichere
Alterssicherung sorgen. Wir werden die Ergebnisse der von der
Bundesregierung eingesetzten Rentenkommission abwarten und dann
politisch bewerten."

 * 
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AUSSEN/1779: Bundesregierung schließt Verletzung des Völkerrechts und Grundgesetzes nicht aus


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 12. September 2018

Bundesregierung schließt Verletzung des Völkerrechts und Grundgesetzes nicht aus



"Die Bundesregierung hat bei der Sondersitzung des Verteidigungsausschusses heute Morgen Berichten über entsprechende Planungen nicht widersprochen und einen völkerrechts- und grundgesetzwidrigen Militäreinsatz der Bundeswehr in Syrien weiterhin nicht ausgeschlossen. Es ist ein Skandal, dass die Bundesregierung das Parlament erst nach Medienberichten und in einer Sondersitzung auf Antrag der Fraktion DIE LINKE informiert hat", sagte Heike Hänsel, stellvertretende Vorsitzende der Fraktion DIE LINKE. Die Außenpolitikerin weiter:

"Während der Wissenschaftliche Dienst des Bundestags eindeutig bestätigt hat, dass diese angedrohte Vergeltungsaktion ohne UN-Mandat in Syrien völkerrechtswidrig ist, hält sich die Bundesregierung diese Option offen und schloss sogar eine Umgehung des Parlaments nicht aus. Die Fraktion DIE LINKE wird nach der Sondersitzung des Verteidigungsausschusses heute juristische Schritte prüfen, um das Völkerrecht zu schützen, diesen angekündigten mehrfachen Rechtsbruch und eine weitere gefährliche Internationalisierung und Zuspitzung des Syrien-Krieges zu verhindern."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag
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AUSSEN/1778: Nach HDP-Treffen - Keine Unterstützung für das Erdogan-Regime


DIE LINKE - Presseerklärung vom 11. September 2018

Nach HDP-Treffen - Keine Unterstützung für das Erdogan-Regime!



Katja Kipping und Bernd Riexinger, die Vorsitzenden der Partei DIE LINKE, haben sich heute mit dem HDP-Parteivorsitzenden Sezai Temelli sowie Leyla Imret, Mithat Sancar und Sinan Önal aus der Parteiführung der HDP getroffen. Sie erklären dazu:

Wir verurteilen die aktuelle Annäherung zwischen der Bundesregierung und dem Erdogan-Regime. Wer über Wirtschaftshilfe mit einem Despoten verhandelt, ohne die Einhaltung der Menschenrechte zu verlangen, der schlägt der verfolgten demokratischen Opposition in der Türkei offen ins Gesicht. Die Türkei ist längst kein Rechtstaat mehr, sondern ein islamistisches Unrechtsregime. Wer das nicht offen und klar ausspricht, macht sich mitschuldig am Abbau der Pressefreiheit und der Grundrechte.

Bundeskanzlerin Angela Merkel und Außenminister Heiko Maas sollten nicht der neuen Charmeoffensive des Despoten vom Bosporus erliegen und bei ihren Gesprächen Berlin nicht allein die taumelnde Wirtschaft in der Türkei stützen, sondern vor allem die Demokratie und Menschenrechte stärken.

DIE LINKE fordert von der Bundesregierung:

- Stopp sämtlicher Waffen- und Rüstungsgeschäfte und jeglicher militärischer Zusammenarbeit mit dem Regime Erdogan.

- Keinerlei finanzielle und infrastrukturelle Unterstützung an ein Regime, das Oppositionspolitiker und kritische Journalisten in Gefängnisse sperrt.

 * 

Quelle:
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EUROPA/1645: Neue Frontex-Verordnung - Migrationspolitik nicht von rechten Scharfmachern diktieren lassen


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 12. September 2018

Neue Frontex-Verordnung - Migrationspolitik nicht von rechten Scharfmachern diktieren lassen



"Kommissionspräsident Juncker will Frontex zu einer polizeilichen Eingreiftruppe entwickeln. Dies widerspricht den Verträgen und dem Geist der Europäischen Union, es ist auch eine völlig falsche Antwort auf die Herausforderungen von Migration. Fluchtbewegungen über das Mittelmeer lassen sich nicht mit einer EU-Truppe aufhalten, auch wenn diese Zehntausende Beamtinnen und Beamte umfassen würde", erklärt der europapolitische Sprecher der Fraktion DIE LINKE, Andrej Hunko, zum heute veröffentlichten Verordnungsvorschlag. Andrej Hunko weiter:

"Deutschland ist nach Frankreich schon jetzt der größte Truppensteller in Frontex-Missionen. Ich gehe deshalb davon aus, dass der Vorschlag mit der amtierenden Koalition abgestimmt ist. Die Bundesregierung darf sich ihre Migrationspolitik aber nicht von rechten Scharfmachern diktieren lassen.

Ich warne auch vor dem Signal, das mit dem heutigen Vorschlag an die Afrikanische Union ausgeht. Jede afrikanische Regierung, die einer Frontex-Operation auf ihrem Hoheitsgebiet zustimmt, nimmt innenpolitisch schweren Schaden. Eine solche Destabilisierung erwarte ich insbesondere in Libyen, wo die Europäische Union mit Geheimverhandlungen sogenannte Ausschiffungszentren errichten will. Die Verbringung in diese EU-Lager soll Frontex übernehmen.

Mit der geplanten Aufrüstung der Grenzagentur wird die Migrationsabwehr weiter militarisiert. Die Europäische Union muss zu einer solidarischen Nachbarschaftspolitik finden. Statt Frontex mit 14 Milliarden Euro rundzuerneuern, könnte das Geld sehr viel besser in die Bekämpfung von Fluchtursachen oder eine zivile Seenotrettungsmission investiert werden."

 * 

Quelle:
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EUROPA/1644: Zur Rede von Jean-Claude Juncker


DIE LINKE - Presseerklärung vom 12. September 2018

Zur Rede von Jean-Claude Juncker



Der scheidende EU-Kommissionspräsident Jean-Claude Juncker hielt heute die so genannte "State oft the Union" Rede im Europäischen Parlament. Dazu die Vorsitzende der Partei DIE LINKE, Katja Kipping:

Jean-Claude Juncker war Merkels Mann in Brüssel. Ein europäischer Neoliberaler durch und durch. Unvergessen sein Bemühen, das Großherzogtum zur Steueroase für Briefkasten-Konzerne zu machen und bei jeder Initiative des EU-Parlaments gegen Steuerhinterziehung auf die Bremse zu treten. Juncker war ein Präsident mit Mandat, aber ohne echte Macht. Das zeigte sich nicht zuletzt in der Flüchtlingspolitik. Hier bewies der EU-Kommissionspräsident in der Flüchtlingspolitik mehr christliche Nächstenliebe als die gesamte CDU/CSU zusammen, doch er scheiterte mit einer solidarischen Lösung, bei der alle EU-Mitgliedstaaten Verantwortung für die Geflüchteten zu übernehmen hätten. An der Figur des EU-Kommissionspräsidenten werden demokratischen Leerstellen der Europäischen Union besonders deutlich: Es sind die Regierungschefs der Mitgliedstaaten, die der EU ihren Stempel aufdrücken. Rechtspopulisten wie Orbán, Salvini und Kurz haben die gleiche Stimmgewalt wie Macron, Merkel und Sánchez. Es gilt in den zentralen Fragen das Einstimmigkeitsprinzip, doch die EU spricht seit langem nicht mit einer Stimme.

Umso klarer ist der Auftrag, der an die demokratische Linke in Europa gerichtet ist: Es braucht mehr denn je einen europäischen Frühling, einen Aufstand der Solidarität der fortschrittlichen Kräfte in allen EU-Mitgliedstaaten. Wir haben nur ein Europa und es gilt unserer europäischen Staatengemeinschaft wieder eine politische Vision zu geben. Einer EU der Abschottung, der Steuerflucht und des Lohndumpings setzen wir ein Europa der Humanität, der Demokratie und der sozialen Sicherheit entgegen.

Europa den Bürgern wieder näher zu bringen verlangt, die EU im Alltagsleben konkret zu machen. Ein europäischer Mindestlohn mit sozialen Sicherheitsgarantien für alle EU-Bürger, eine nachhaltige Besteuerung der Internet-Konzerne, eine Mindestsicherung als materieller Ausdruck einer sozialen Unionsbürgerschaft, ein wirksamer Klimaschutz, eine humane Flüchtlingspolitik und Abrüstung sind die Eckpunkte einer linken Offensive gegen die rechtspopulistische und faschistische Gefahr, die die EU von innen zu sprengen droht. Die Wahlen zum Europäischen Parlament im Mai 2019 werden zu Schicksalswahlen über unsere Zukunft werden.

 * 
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RECHT/530: Niederlage in Sachen modernes Urheberrecht


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 12. September 2018

Niederlage in Sachen modernes Urheberrecht



"Die heutige Abstimmung war eine schwere Niederlage für alle, die sich für ein modernes Urheberrecht und ein freies, nicht von großen kommerziellen Akteuren dominiertes Internet einsetzen", erklärt Petra Sitte, Mitglied im Ausschuss Digitale Agenda und stellvertretende Vorsitzende der Fraktion DIE LINKE, mit Blick auf die heutige Abstimmung des Europäischen Parlaments über sein Verhandlungsmandat zur Urheberrechtsreform. Nachdem eine erste Abstimmung im Juni vertagt und die Abstimmung über Änderungen im Plenum ermöglicht wurde, wurden die Artikel 11 (Leistungsschutzrecht für Presseverlage) und 13 (Uploadfilter) heute dennoch angenommen. "In jedem Falle muss allen, die sich in den letzten Monaten und Jahren gegen teils abenteuerliche Lobbykampagnen für ein modernes Urheberrecht eingesetzt haben, gedankt werden." Sitte weiter:

"Um ein innovationsfeindliches, in Deutschland bereits auf ganzer Linie gescheitertes Leistungsschutzrecht und Uploadfilter, die eine kaum kontrollierbare Einschränkung der Meinungsfreiheit darstellen, jetzt noch zu verhindern, bleiben nur noch die Trilogverhandlungen unter Beteiligung der Mitgliedsstaaten. Hier muss die Bundesregierung endlich Farbe bekennen und insbesondere der deutlichen Ablehnung von Uploadfiltern im Koalitionsvertrag Taten folgen lassen."

 * 

Quelle:
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BUNDESTAG/7508: Heute im Bundestag Nr. 660 - 12.09.2018


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 660

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Mittwoch, 12. September 2018, Redaktionsschluss: 13.56 Uhr

1. Musiklabel Oldschool Records

2. Regierung fördert freiwillige Neuansiedlung

3. Elektronischer Heilberufeausweis kommt

4. Erfahrungen mit eAkten in Jobcentern

5. Bundesprogramm Soziale Teilhabe

6. Modellprojekt Bürgerarbeit

7. Sozialleistungsbezug im Ausland



1. Musiklabel Oldschool Records

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/STO) Erkenntnisse über das das Musiklabel "Oldschool
Records" sind ein Thema der Antwort der Bundesregierung (19/4188) auf
eine Kleine Anfrage der FDP-Fraktion (19/3952). Wie die
Bundesregierung darin ausführt, produziert und vertreibt der seit den
2000er Jahren aktive Onlineversandhandel "Oldschool Records" mit Sitz
in Wolfertschwenden/Bayern überwiegend rechtsextremistische Tonträger.
Der Betreiber des Onlineversandhandels sei Mitglied der Skinhead
Kameradschaft "Voice of Anger" und in der Vergangenheit im
Zusammenhang mit Veranstaltungen dieser Gruppierung in Erscheinung
getreten.

Die Staatsanwaltschaft Memmingen/Bayern erhob laut Antwort am 19.
September 2016 Anklage gegen den Betreiber. Er solle in großem Umfang
Tonträger mit volksverhetzenden Inhalten oder Kennzeichen
verfassungswidriger Organisationen vertrieben haben. Nach seiner
erstinstanzlichen Verurteilung im Dezember 2016 sprach ihn das
Landgericht Memmingen/Bayern den Angaben zufolge im Rahmen der
Berufungsverhandlung im Mai 2018 frei.

Das Musiklabel "Oldschool Records" sei bei der Bundesprüfstelle für
jugendgefährdende Medien im Rahmen von Indizierungsverfahren zu
insgesamt zehn Tonträgern am Verfahren beteiligt gewesen, schreibt die
Bundesregierung weiter und führt fünf Tonträger auf, die indiziert
worden seien.

 * 

2. Regierung fördert freiwillige Neuansiedlung

Wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung/Antwort

Berlin: (hib/JOH) Deutschland beteiligt sich mit insgesamt 10.200
Plätzen am EU-Resettlement-Programm 2018/2019 zur freiwilligen
Neuansiedlung von Zuwanderern. Damit werde besonders schutzbedürftigen
Personen ein legaler und sicherer Zugang nach Deutschland ermöglicht,
schreibt die Bundesregierung in einer Antwort (19/4165) auf eine
Kleine Anfrage (19/3724) der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen.

Im Koalitionsbeschluss vom 5. Juli 2018 sei außerdem vereinbart, dass
noch in diesem Jahr der Entwurf für ein Fachkräfteeinwanderungsgesetz
in das Gesetzgebungsverfahren eingebracht werde.

Über die weitere Ausgestaltung des deutschen Beitrags zum
EU-Resettlement-Programm 2018/2019 werde noch entschieden, heißt es in
der Antwort weiter. Im Bundeshaushalt 2018 seien für Resettlement und
Leistungen im Rahmen der humanitären Aufnahme 8,9 Millionen Euro
vorgesehen. Eine konkrete Festlegung auf Mittel für einzelne Maßnahmen
sei aber noch nicht erfolgt.

 * 

3. Elektronischer Heilberufeausweis kommt

Gesundheit/Antwort

Berlin: (hib/PK) Die Einführung eines elektronischen
Gesundheitsberuferegisters (eGBR) liegt in der Zuständigkeit der
Länder und wird von Nordrhein-Westfalen koordiniert. Als Mitglied der
Bund-Länder-Arbeitsgruppe Telematik werde das
Bundesgesundheitsministerium über die Aktivitäten der Länder zum
Aufbau des Registers informiert, heißt es in der Antwort (19/4185) der
Bundesregierung auf eine Kleine Anfrage (19/3929) der Fraktion Bündnis
90/Die Grünen.

Über das Gesundheitsberuferegister sollen die elektronischen
Heilberufe- und Berufsausweise (eHBA/eBA) für Angehörige der nicht
akademischen Gesundheitsberufe ausgegeben werden. Geplant sei, auch
Rettungsassistenten mit elektronischen Heilberufeausweisen
auszustatten. Zudem soll die Altenpflege zeitnah an die
Telematikinfrastruktur angebunden werden.

Auch Ärzte, Zahnärzte und Apotheker werden perspektivisch einen
elektronischen Heilberufeausweis erhalten.

 * 

4. Erfahrungen mit eAkten in Jobcentern

Arbeit und Soziales/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/CHE) Die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen hat eine Kleine
Anfrage (19/4176) zur Arbeit mit der elektronischen Akte (eAkte) in
den Jobcentern gestellt. Darin fragt sie die Bundesregierung unter
anderem, ob die Einführung der eAkte mittlerweile abgeschlossen sei
und ob die eAkten der Optionskommunen mit den eAkten der gemeinsamen
Einrichtungen (gE) kompatibel seien.

 * 

5. Bundesprogramm Soziale Teilhabe

Arbeit und Soziales/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/CHE) Nach dem Bundesprogramm Soziale Teilhabe am
Arbeitsmarkt fragt die AfD-Fraktion in einer Kleinen Anfrage
(19/4145). Sie möchte von der Bundesregierung unter anderem Auskunft
über die Zahl der Programmein- und Austritte seit 2017, über die
Branchen, in denen die Beschäftigung entstanden ist und über den
Personalaufwand der Jobcenter erhalten.

 * 

6. Modellprojekt Bürgerarbeit

Arbeit und Soziales/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/CHE) Für das Modellprojekt Bürgerarbeit interessiert sich
die AfD-Fraktion in einer Kleinen Anfrage (19/4146). Die
Bundesregierung soll unter anderem darüber Auskunft geben, wie viele
Personen von 2010 bis 2014 daran teilgenommen haben, wie hoch die
Abbrecherquote war und in welchem zeitlichen Umfang sich die
Beschäftigung bewegte.

 * 

7. Sozialleistungsbezug im Ausland

Arbeit und Soziales/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/CHE) Die AfD-Fraktion hat eine Kleine Anfrage (19/4115)
zum Bezug von deutschen Sozialleistungen im Ausland gestellt. Sie
möchte von der Bundesregierung unter anderem wissen, in welcher Höhe
und an wie viele Personen mit Wohnsitz im Ausland Arbeitslosengeld
gezahlt wurde.

 * 
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BUNDESTAG/7507: Heute im Bundestag Nr. 659 - 12.09.2018


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 659

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Mittwoch, 12. September 2018, Redaktionsschluss: 13.16 Uhr

1. Linke kritisieren Verteidigungsfonds

2. 70 Tage für kurzfristige Beschäftigung

3. Situation obdachloser Frauen

4. Sozialdatenschutz in den Jobcentern

5. Befristete Beschäftigung



1. Linke kritisieren Verteidigungsfonds

Europa/Antrag

Berlin: (hib/JOH) Die Fraktion Die Linke will, dass der Bundestag den
Verordnungsvorschlag der Europäischen Kommission zur Einrichtung eines
Europäischen Verteidigungsfonds (EVF) ablehnt. In einem Antrag
(19/4214) bewerten die Abgeordneten die von der Kommission gewählten
Rechtsgrundlagen - darunter Artikel 173 und 182 des Vertrages über die
Arbeitsweise der Europäischen Union (AEUV) - als unzulässig, da der
Vorschlag an verschiedenen Stellen ausdrücklich Bezug auf sicherheits-
und verteidigungspolitische Zielsetzungen, Programme und Vorhaben der
EU nehme. Somit würden damit nicht lediglich "nebensächliche"
beziehungsweise "nachgeordnete" Ziele verfolgt.

"Aufgrund dessen ist aus Sicht des Deutschen Bundestages eine
Begründung des EVF als industrie- und forschungspolitische Maßnahme
gemäß Artikel 173 AEUV sowie 182, 183 und 188 AEUV nicht zulässig",
heißt es in dem Antrag. Die Tatsache, dass der EVF der neuen
Haushaltsrubrik "Sicherheit und Verteidigung" zugeordnet werden solle,
unterstreicht aus Sicht der Antragsteller zusätzlich dessen "primär
verteidigungs- und rüstungspolitische Zielsetzung".

 * 

2. 70 Tage für kurzfristige Beschäftigung

Arbeit und Soziales/Antrag

Berlin: (hib/CHE) Die FDP-Fraktion fordert in einem Antrag (19/4213),
die 70-Tage-Regelung bei kurzfristiger Beschäftigung zu entfristen.
Diese Sonderregel, nach der eine kurzfristige Beschäftigung statt 50
nun 70 Tage dauern darf, läuft zum Jahresende 2018 aus. Zur Begründung
schreiben die Liberalen, die Lockerung der zeitlichen Begrenzung habe
nicht zu einer Zunahme der kurzfristigen Beschäftigung geführt und
sich in den vergangenen Jahren bewährt. Die Dauer von 70 Arbeitstagen
oder drei Monaten entspreche zum Beispiel genau dem Zeitraum, in dem
insbesondere landwirtschaftliche Betriebe auf saisonale Erntehelfer
angewiesen seien.

 * 

3. Situation obdachloser Frauen

Arbeit und Soziales/Antwort

Berlin: (hib/CHE) Nach Schätzungen der Bundesarbeitsgemeinschaft
Wohnungslosenhilfe (BAG W) waren 2016 rund 100.000 Frauen in
Deutschland wohnungslos. Das schreibt die Bundesregierung in ihrer
Antwort (19/4158) auf eine Kleine Anfrage (19/3888) der Fraktion Die
Linke. Die Regierung betont darin, selber über keine Daten und
hinreichenden Erkenntnisse über die geschlechtsspezifischen Formen der
Wohnungslosigkeit zu verfügen. Sie habe aber den Bedarf erkannt,
"Wohnungslosigkeit in Gänze besser zu erforschen, und berücksichtigt
dabei auch geschlechtsspezifische Aspekte". Deshalb fördere das
Bundesministerium für Arbeit und Soziales seit September 2017 ein
entsprechendes Forschungsprojekt, das im Frühjahr 2019 seine
Ergebnisse vorstellen soll, so die Regierung weiter. Weitere
gesetzgeberische Maßnahmen sind demnach bisher nicht geplant.

 * 

4. Sozialdatenschutz in den Jobcentern

Arbeit und Soziales/Antwort

Berlin: (hib/CHE) Die Bundesregierung hält es für gerechtfertigt,
personenbezogene Daten zur Inanspruchnahme von SGB-II-Leistungen erst
zehn Jahre nach Beendigung des Falls zu löschen. Das betont sie in
ihrer Antwort (19/4149) auf eine Kleine Anfrage (19/3690) der Fraktion
Die Linke. Im Gegensatz zur Bundesdatenschutzbeauftragten, die eine
Löschung nach fünf Jahren empfiehlt, halte die Bundesregierung die
Zehn-Jahres-Frist für notwendig, weil sie auf der gesetzlichen
Möglichkeit der Rückforderungen von Leistungen beruhe, wenn in diesem
Zeitraum bekannt werde, dass Leistungen zu Unrecht gewährt wurden.

 * 

5. Befristete Beschäftigung

Arbeit und Soziales/Antwort

Berlin: (hib/CHE) Im Jahr 2017 waren 8,3 Prozent der
Beschäftigungsverhältnisse in Deutschland befristet. Das schreibt die
Bundesregierung in ihrer Antwort (19/4137) auf eine Kleine Anfrage
(19/3652) der Fraktion Die Linke. Aus der Antwort geht, auf Basis von
Zahlen des Mikrozensus, auch hervor, dass knapp 23 Prozent der
befristet Beschäftigten keine Dauerstelle finden und nur knapp fünf
Prozent nach keiner Dauerstelle suchen. Die Befristungsquoten waren
demnach bei jungen Menschen bis 24 Jahre (26,4 Prozent), bei
Akademikern (10,9 Prozent) und Menschen ohne Bildungsabschluss (16,6
Prozent) besonders hoch. Ausländer waren deutlich mehr betroffen (16,4
Prozent) als Deutsche (7,8 Prozent).

 * 
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BUNDESTAG/7506: Heute im Bundestag Nr. 658 - 12.09.2018


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 658

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Mittwoch, 12. September 2018, Redaktionsschluss: 11.55 Uhr

1. Entwicklungsressort fördert Promotoren

2. AfD fragt nach Personalpolitik der GIZ

3. Wahlverhalten von Auslandsdeutschen

4. Islamisches Zentrum Hamburg

5. Entführung eines Vietnamesen aus Berlin



1. Entwicklungsressort fördert Promotoren

Wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung/Antwort

Berlin: (hib/JOH) Das seit 2013 vom Bundesministerium für
wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung (BMZ) geförderte
Eine-Welt-Promotorenprogramm wird vom Ministerium im Jahr 2018 mit
rund 3,32 Millionen Euro finanziert. Die Bundesländer beteiligten sich
nochmals mit 2,29 Millionen Euro, schreibt die Bundesregierung in
einer Antwort (19/4151) auf eine Kleine Anfrage (19/3778) der
FDP-Fraktion.

Für den Zeitraum 2019 bis 2021 seien seitens der Bundesregierung
bislang keine Mittel für eine Programmförderung zugesagt worden, heißt
es darin weiter. Im Jahr 2017 habe das BMZ eine unabhängige externe
Evaluierung für den Projektzeitraum 2013 bis 2015 sowie für das
derzeit laufende Projekt im Zeitraum von 2016 bis 2017 veranlasst.

Die bundesweit mehr als 140 im Rahmen des Programms beschäftigten
Personen beraten und vernetzen zivilgesellschaftliche Organisationen
und Initiativen in ganz Deutschland, die sich in der Eine-Welt-Arbeit
engagieren, und initiieren Projekte und Aktionen.

 * 

2. AfD fragt nach Personalpolitik der GIZ

Wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/JOH) Personalkosten, Personalstruktur sowie sonstige
Kosten der Deutschen Gesellschaft für Internationale Zusammenarbeit
GmbH (GIZ) sind Thema einer Kleinen Anfrage (19/4113) der
AfD-Fraktion. Die Abgeordneten erkundigen sich außerdem nach den
Gründen für das Ausscheiden zweier Vorstandsmitglieder innerhalb
weniger Monate.

 * 

3. Wahlverhalten von Auslandsdeutschen

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) Die AfD-Fraktion möchte von der Bundesregierung
erfahren, wie viele deutsche Staatsbürger ihren ständigen Wohnsitz im
vergangenen Jahr außerhalb der Bundesrepublik gehabt haben und wie
viele es bei den vorhergehenden Bundestagswahlen waren. Ferner
erkundigt sie sich in einer Kleinen Anfrage (19/4141) unter anderem
danach, wie viele von diesen sogenannten Auslandsdeutschen
wahlberechtigt gewesen sind und an der Bundestagswahl 2017
teilgenommen haben.

 * 

4. Islamisches Zentrum Hamburg

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) Das "Islamische Zentrum Hamburg e. V." (IZH) ist ein
Thema einer Kleinen Anfrage der FDP-Fraktion (19/4118). Wie die
Fraktion darin schreibt, ist das IZH im am 24. Juli 2018
veröffentlichten Verfassungsschutzbericht des Bundesamtes für
Verfassungsschutz als Organisation mit "Personenpotenzial
islamistischer Terrorismus/Islamismus" und als extremistische
Gruppierung, die verfassungsfeindliche Ziele verfolgt, aufgeführt.
Ferner heiße es, dass das IZH unter den Organisationen
regierungstreuer Iraner, mit deren Hilfe der Iran versuche, Einfluss
auf die hier lebenden Schiiten unterschiedlicher Nationalität zu
nehmen, die größte und einflussreichste und der Leiter des IZH der
Vertreter des "Revolutionsführers" der Islamischen Republik Iran in
Deutschland sei.

Wissen wollen die Abgeordneten, ob der Bundesregierung Erkenntnisse
darüber vorliegen, aus welchen Mitteln sich das IZH finanziert, und ob
es Fördermittel des Bundes oder der Länder erhält. Auch erkundigen sie
sich unter anderem danach, ob der Bundesregierung " über die
Eigenangaben auf der Webseite und in der Öffentlichkeit des IZH
hinaus" Erkenntnisse über dessen Haltung "zu unseren
verfassungsrechtlichen Grundrechten" vorliegen.

 * 

5. Entführung eines Vietnamesen aus Berlin

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) Die "Entführung des vietnamesischen
Staatsangehörigen Trinh Xuân Thanh aus Berlin" thematisiert die
Fraktion Bündnis 90/Die Grünen in einer Kleinen Anfrage (19/4120). Wie
die Fraktion darin ausführt, entführte mutmaßlich der vietnamesische
Geheimdienst TC2 am 23. Juli 2017 den vietnamesischen
Staatsangehörigen Trinh Xuân Thanh, der zuvor in der Bundesrepublik
politisches Asyl beantragt hatte, und seine Begleiterin am Berliner
Tiergarten. Trinh Xuân Thanh sei nach der Tat gegen seinen Willen nach
Vietnam verbracht und befinde sich seitdem dort in staatlichem
Gewahrsam. Laut Presseberichten sei er nach der Entführung mit einem
slowakischen Regierungsflugzeug in seine Heimat gebracht worden, wo er
mittlerweile in zwei Verfahren wegen Korruption und Misswirtschaft zu
jeweils lebenslanger Haft verurteilt worden sei.

Wissen wollen die Abgeordneten, ob den deutschen Sicherheitsbehörden
eine Gefährdung der Sicherheit des Trinh Xuân Thanh bekannt war. Auch
erkundigen sie sich danach, ob Mitglieder der Bundesregierung
bezüglich der Entführung und des Schicksals von Trinh Xuân Thanh
direkte Gespräche mit der vietnamesischen Regierung geführt haben und
gegebenenfalls mit welchem Inhalt. Ferner fragen sie unter anderem,
welche Erkenntnisse die Bundesregierung darüber hat, "dass Trinh Xuân
Thanh mittels eines slowakischen Regierungsflugzeugs nach Moskau
verbracht worden sein soll".

 * 

Quelle:

Heute im Bundestag Nr. 658 - 12. September 2018 - 11.55 Uhr

Herausgeber: Deutscher Bundestag

Parlamentsnachrichten, PuK 2

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: +49 30 227-35642, Telefax: +49 30 227-36191

E-Mail: mail@bundestag.de

Internet: www.bundestag.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 13. September 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / PARLAMENT / FAKTEN





BUNDESTAG/7505: Heute im Bundestag Nr. 657 - 12.09.2018


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 657

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Mittwoch, 12. September 2018, Redaktionsschluss: 10.52 Uhr

1. Rückgabe von NS-Raubkunst

2. Keine Erkentnisse über Friedensrichter

3. Förderung dualer Ausbildung im Ausland

4. Entwicklung von Bildungsstandards

5. Grüne fragen nach Maut-Vergabeverfahren

6. Transportflugzeuge der Cavok Air

7. Nachfrage zum Dopingopfer-Hilfegesetz



1. Rückgabe von NS-Raubkunst

Recht und Verbraucherschutz/Antwort

Berlin: (hib/mwo) Die Beratungen zu dem Entwurf eines Gesetzes zur
erleichterten Durchsetzung der Rückgabe von abhanden gekommenen
Kulturgut seien in der vorigen Legislaturperiode wegen möglicher
erheblicher Folgeprobleme nicht abgeschlossen worden. Das schreibt die
Bundesregierung in ihrer Antwort (19/4187) auf eine Kleine Anfrage der
FDP-Fraktion (19/3951) zum aktuellen Stand des Entwurfs. Die
Bundesregierung werde weiterhin prüfen, ob und gegebenenfalls welche
Möglichkeiten es gibt, die zivilrechtliche Rechtsposition der
Alteigentümer von NS-verfolgungsbedingt entzogenem Kulturgut zu
verbessern. Sie verweist auf die Erklärung der Bundesregierung, der
Länder und der kommunalen Spitzenverbände zur Auffindung solcher
Kulturgüter vom Dezember 1999, in der alle öffentlichen Einrichtungen
in Deutschland aufgerufen wurden, ihre Kulturgutbestände zu überprüfen
und Lösungen zu finden und private Einrichtungen und Personen
aufgefordert werden, sich anzuschließen.

Die Abgeordneten hatten in der Anfrage auf spektakuläre
Restitutionsfälle verwiesen, die das Thema NS-Raubkunst in den letzten
Jahren vermehrt in den Fokus der Öffentlichkeit gerückt hätten. 2015
sei ein Referentenentwurf erarbeitet worden, um Rechtssicherheit zu
schaffen, der jedoch bis heute nicht öffentlich zugänglich sei.

 * 

2. Keine Erkentnisse über Friedensrichter

Recht und Verbraucherschutz/Antwort

Berlin: (hib/mwo) Der Bundesregierung liegen keine Erkenntnisse über
sogenannte Friedensrichter und deren Urteile vor. Zuständig für die
Durchführung von Straf- und Zivilverfahren seien die Länder, heißt es
in der Antwort der Bundesregierung (19/4171) auf eine Kleine Anfrage
der AfD-Fraktion (19/3885). In der Antwort wird auf den Bericht
des Bundesjustizministeriums "Gibt es eine Paralleljustiz in
Deutschland? - Streitbeilegung im Rechtsstaat und muslimische
Traditionen" aus dem Jahr 2014 verwiesen (abrufbar unter www.bmjv.de).
Bereits darin sei festgestellt worden, dass in Abwesenheit
gerichtsförmiger oder mit formaler Macht ausgestatteter Strukturen
nicht von Urteilen gesprochen werden kann.

Die Abgeordneten hatten unter anderem nach der Zahl von
Friedensrichtern gefragt,und wollten wissen, wie viele von diesen nach
Kenntnis der Bundesregierung im Zusammenhang mit kriminellen Clans
stehen.

 * 

3. Förderung dualer Ausbildung im Ausland

Bildung, Forschung und Technikfolgenabschätzung/Antwort

Berlin: (hib/ROL) Im Rahmen der Förderbekanntmachungen
"Berufsbildungsexport" unterstützt das Bundesministerium für Bildung
und Forschung (BMBF) seit 2009 Projekte zur Stärkung und Umsetzung
dualer Ausbildungsstrukturen im Ausland. Seit 2016 hat das BMBF zudem
mit dem Programm "Internationalisierung der Berufsbildung" weitere
Maßnahmen auf den Weg gebracht. Das schreibt die Bundesregierung in
ihrer Antwort (18/4168) auf die Kleine Anfrage der AfD-Fraktion
(18/3874), die die duale Ausbildung als "Erfolgsmodell" und
"Aushängeschild Deutschlands" bezeichnet hatte und es daher für
sinnvoll hält, die positiven Erfahrungen der betrieblichen Ausbildung
mit anderen Staaten zu teilen und aktiv zu fördern.

Neben dem BMBF unterstütze seit 2017 das Bundesministerium für
Wirtschaft und Technologie (BMWi) mit dem Programm "Skills Expert
Programm" insbesondere kleine und mittlere deutsche Unternehmen im
Ausland bei der Qualifizierung lokaler Arbeitskräfte im mittleren
Qualifikationssegment durch eine bedarfsgerechte betriebliche
Ausbildung.

Die Bundesregierung unterstreicht, dass mit dem Programm develoPPP.de
das Bundesministerium für wirtschaftliche Zusammenarbeit und
Entwicklung (BMZ) zudem die Zusammenarbeit von Wirtschaft und
Entwicklungspolitik zu beiderseitigem Nutzen fördere. Dabei setzten
deutsche Unternehmen auch Projekte zur praxisorientierten Ausbildung
im Ausland in Anlehnung an die duale Berufsausbildung um. Das
Auswärtige Amt (AA) übernehme über seine Auslandsvertretungen und die
dort eingerichteten Runden Tische eine koordinierende Rolle der
Akteure der Berufsbildung im Ausland und sorge für eine angemessene
Berücksichtigung dieses Themas in den bilateralen Beziehungen.

Bei den geförderten Vorhaben handele es sich um Pilotprojekte, die
sich entweder auf die modellhafte Entwicklung und Erprobung
nachhaltiger Geschäftsmodelle für deutsche Bildungsanbieter auf
Auslandsmärkten oder auf modellhafte Beiträge zu
Berufsbildungsreformen der jeweiligen Zielländer fokussieren. Die
Förderung ziele damit auf nachhaltige und modellhafte, übertragbare
Strukturen und nicht primär auf möglichst hohe Absolventenzahlen. Die
Anzahl der jährlichen Absolventenzahlen werde daher nicht systematisch
erhoben und sei vor dem Hintergrund der Verschiedenheit der
Berufsbildungssysteme und entwickelten Modellansätze insgesamt nicht
zu vergleichen. Geförderte Projekte deckten die ganze Bandbreite
beruflicher Aus- und Weiterbildung ab, angefangen von Erstausbildungen
in gewerblich-technischen und handwerklichen Berufen über
Weiterbildungen und Aufstiegsfortbildungen (Kurzzeitmaßnahmen) bis hin
zur Ausbildung von Berufsbildungspersonal (insbesondere Lehrkräfte und
betriebliche Ausbilder).

Die Auszubildenden absolvierten gerade kein "fremdes"
Ausbildungssystem, sondern ein unter Berücksichtigung des lokalen
Kontextes implementiertes System. Das duale System werde mehrheitlich
mit einer praxisnahen Ausbildung, hoher Anerkennung und guten
Perspektiven auf dem Arbeitsmarkt in Verbindung gebracht. Die
Bundesregierung nennt mehrere Punkte, die für die duale Ausbildung
sprechen: Die gute Perspektive auf eine feste Anstellung nach dem
Abschluss der Ausbildung; die Aussicht auf eine bessere Anstellung und
damit ein besseres Einkommen als durch eine Ausbildung nach
herkömmlichen - vor allem schulisch basierten - lokalen Standards; die
Kombination aus praxisnaher, dualer Ausbildung mit Anerkennung im
lokalen Bildungssystem und gesonderter Zertifizierung (z. B. durch
Auslandshandelskammern); die Möglichkeit, bereits während der
Ausbildung ein Einkommen zu erhalten; eine praxisorientierte
Ausbildung, in der Theorie und Praxis miteinander verbunden werden und
die Tatsache, dass eine duale Ausbildung auch ein Ausgangspunkt
für eine individuelle Karriere im Ausland sein kann.

Die Bundesregierung arbeite mit einer Vielzahl an Kooperationspartnern
im Ausland zusammen, um durch den gegenseitigen Austausch von
Erfahrungen das System der dualen Ausbildung in Deutschland noch
weiter zu stärken, insbesondere mit der OECD und der European Alliance
for Apprenticeship. Daneben sei Deutschland Teil der sogenannten
DACH-Initiative (Deutschland, Österreich, Schweiz), die dem
Erfahrungsaustausch zwischen den drei Staaten diene. Eine Übersicht
der einzelnen Vorhaben enthält Anlage 1 in der Antwort der
Bundesregierung.

 * 

4. Entwicklung von Bildungsstandards

Bildung, Forschung und Technikfolgenabschätzung/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/ROL) Die im Auftrag des Deutschen Gewerkschaftsbunds
(DGB) erschienene "Bildungsgipfel-Bilanz" des Essener
Bildungsforschers Klaus Klemm stellt klar: "Die vermeintliche
"Bildungsrepublik Deutschland" bleibt ein sozial gespaltenes Land. Die
soziale Schieflage bleibt die Achillesferse unseres Bildungssystems",
zitieren Bündnis 90/Die Grünen in ihrer Kleine Anfrage (19/4078) die
Bilanz. Die Zahl der jungen Menschen ohne Schul- und Berufsabschluss
bleibe bedrückend hoch. Auch bei der Weiterbildung und im Studium
öffne sich die Schere zwischen Gewinnern und Verlierern. Es gebe zudem
Anlass zur Sorge, dass gerade seit 2015 wieder Verschlechterungen bei
den Zahlen der jungen Menschen ohne Schulabschluss, bei der Versorgung
mit Krippenplätzen und bei der Bildungsfinanzierung zu verzeichnen
seien.

Die Grünen fragen, in wieweit die auf dem Bildungsgipfel 2008
beschlossenen Bildungsstandards- und Ziele erreicht worden seien und
wollen gerne wissen, inwiefern die gemeinsamen Bildungsstandards nach
Kenntnis der Bundesregierung ihren Zweck, mehr Vergleichbarkeit
zwischen den Ländern und mehr Qualität in der Schulbildung zu schaffen
erreicht worden sind. Zudem interessiert die Grünen, welche
Schlussfolgerungen die Bundesregierung aus der Tatsache zieht, dass
laut Bildungsfinanzbericht 2017 des Statistischen Bundesamts Bund,
Länder und Kommunen zwar mehr Geld in die Bildung investieren,
gemessen an der Wirtschaftskraft Deutschlands der Anteil der Ausgaben
allerdings stetig sinke. 2010 seien noch 6,8 Prozent des
Bruttoinlandsprodukts in die Bildung investiert worden, 2014 seien es
nur noch 6,6 Prozent und 2015 gar nur noch 6,4 Prozent gewesen.

 * 

5. Grüne fragen nach Maut-Vergabeverfahren

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HAU) Nach dem aktuellen Stand des Vergabeverfahrens für
die Veräußerung von Geschäftsanteilen an der Toll Collect GmbH
erkundigt sich die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen in einer Kleinen
Anfrage (19/4119). Die Abgeordneten verweisen darauf, dass im Mai des
laufenden Jahres 2018 die Rechtstreitigkeiten zwischen dem Bund und
Toll Collect, dem privaten Betreiber des Lkw-Mauterhebungssystems nach
14 Jahren beigelegt worden seien. Seit 2004 seien rund 250 Millionen
Euro Steuergelder für die Anwaltskosten des Bundes im Rahmen des
sogenannten Mautschiedsverfahrens verausgabt worden, schreiben die
Grünen. Dennoch habe sich die Bundesregierung kürzlich gegen einen
zukünftigen Betrieb des Lkw-Maut-Systems aus Bundeshand entschieden
und plane nun die erneute Veräußerung der Geschäftsanteile an der Toll
Collect GmbH und den Abschluss eines neuen Betreibervertrages zum
Betrieb des Lkw-Mautsystems mit einem privaten Betreiber.

Die Bundesregierung wird vor diesem Hintergrund gefragt, wie der
konkrete Auftrag an die KPMG AG Wirtschaftsprüfungsgesellschaft zur
Durchführung der vorläufigen Wirtschaftlichkeitsuntersuchung des
Mautbetriebs für die Lkw-Maut lautet und welche Annahmen hinsichtlich
der Gesamt-Kapitalkosten eines privaten Betreibers nach dem derzeit
verfolgten Privatisierungsmodell in der
Wirtschaftlichkeitsuntersuchung getroffen worden sind. Wissen wollen
die Parlamentarier auch, auf welche Weise im Rahmen der Untersuchungen
die Erfahrungen aus anderen Staaten berücksichtigt wurden, in denen
die Betreiberaufgabe hinsichtlich des Mautsystems von der öffentlichen
Hand oder öffentlichen Infrastrukturbetreibern wahrgenommen werden.

 * 

6. Transportflugzeuge der Cavok Air

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HAU) Für Überflüge Thüringens durch Transportflugzeuge
des Typs Antonov der ukrainischen Fluggesellschaft Cavok Air
interessiert sich die AfD-Fraktion. In einer Kleinen Anfrage (19/4112)
verweisen die Abgeordneten auf die damit verbundene hohe
Lärmbelästigung und wollen von der Bundesregierung wissen, "weshalb
Transportflugzeuge des Typs Antonov der Fluggesellschaft Cavok Air für
Flüge im Auftrag der Bundesregierung verwandt werden", welchen
Startpunkt und welches Ziel die Flüge jeweils gehabt hätten und was
oder wer dabei auf jeweils welcher Rechtsgrundlage transportiert
worden sei.

 * 

7. Nachfrage zum Dopingopfer-Hilfegesetz

Sport/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HAU) Mögliche Regelungslücken beim Zweiten 
Dopingopfer-Hilfegesetz (2. DOHG) thematisiert die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen
in einer Kleinen Anfrage (19/4147). Die Abgeordneten verweisen darauf,
dass durch das 2. DOHG ihrer Ansicht nach bisher keine Personen
anspruchsberechtigt sind, die dadurch geschädigt wurden, dass ihre
Mutter bereits vor der Schwangerschaft gedopt wurde.
Anspruchsberechtigt seien bisher nur Betroffene der zweiten
Generation, sofern die Mutter während der Schwangerschaft gedopt
wurde. Die Grünen wollen nun von der Bundesregierung wissen, ob sie
politischen Handlungsbedarf sieht, um oben genannten Personen Zugang
zu Entschädigungen nach dem 2. DOHG zu verschaffen.

 * 
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BUNDESTAG/7504: Heute im Bundestag Nr. 656 - 12.09.2018


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 656

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Mittwoch, 12. September 2018, Redaktionsschluss: 09.49 Uhr

1. Kontrolle der Betreuungsführung

2. Finanz-Crash soll verhindert werden

3. Duldung wegen fehlender Reisedokumente

4. Zukunft der Lausitz

5. Handelsvereinbarungen mit den USA



1. Kontrolle der Betreuungsführung

Petitionen/Ausschuss

Berlin: (hib/HAU) Der Petitionsausschuss unterstützt
Forschungsvorhaben, auf deren Grundlage geprüft werden kann, ob bei
der Kontrolle der Betreuungsführung gesetzgeberischer Handlungsbedarf
besteht. Das wurde während der Sitzung des Ausschusses am
Mittwochmorgen deutlich, in der die Abgeordneten einstimmig
beschlossen, eine Petition zum Thema Betreuungsrecht dem
Bundesministerium der Justiz und für Verbraucherschutz als Material zu
überweisen und den Fraktionen zur Kenntnis zu geben "soweit die
Kontrolle der Betreuungsführung angesprochen wird". Bei anderen in der
Petition aufgeführten Punkten sah der Ausschuss hingegen keinen
Handlungsbedarf.

In der Eingabe werden Änderungen im Betreuungsrecht gefordert. Dazu
gehört die Abschaffung der pauschalierten Abrechnung von
Betreuungsarbeit, die Bestellung eines Ersatzbetreuers bei Abwesenheit
des amtlich bestellten Vertreters, die Begrenzung der Zahl der
Betreuten bei Betreuungsvereinen sowie die Kontrolle der
Betreuungsvereine durch externe Revision.

In der Begründung zu seiner Beschlussempfehlung schreibt der
Petitionsausschuss, die Vergütungspauschalierung diene dem Abbau von
Zeit- und Personalaufwand und solle auch den Betreuten zugutekommen.
Dabei werde durch ein aktuelles Forschungsvorhaben das bestehende
Vergütungssystem überprüft und gegebenenfalls die Möglichkeit
alternativer Systeme untersucht. Ein darüber hinausgehender
Handlungsbedarf ist nach Auffassung des Petitionsausschusses derzeit
nicht gegeben, heißt es in der Vorlage.

Eine generelle Pflicht zur Bestellung eines Ersatzvertreters ist nach
Ansicht des Ausschusses nicht angezeigt. Schon jetzt hätten
Betreuungsgerichte die Möglichkeit, im Einzelfall einen
Ersatzvertreter zu bestellen.

Weiter heißt es in der Beschlussempfehlung, eine generelle
zahlenmäßige Begrenzung der von einem Betreuer geführten Betreuungen
sei derzeit nicht vorgesehen, da die Zahl der ohne Qualitätseinbuße
leistbaren Betreuungen sehr vom Einzelfall abhänge. Berufsbetreuer mit
Mitarbeitern könnten nach Ansicht der Abgeordneten generell mehr
Betreuungen leisten als Berufsbetreuer ohne Mitarbeiter, da sie
beispielsweise Buchhaltungsaufgaben an Mitarbeiter übertragen könnten.

Der Petitionsausschuss verweist zugleich auf das Forschungsvorhaben
"Qualität der rechtlichen Betreuung", welches empirische Erkenntnisse
unter anderem darüber liefern soll, ob und gegebenenfalls welche
strukturellen Qualitätsdefizite in der beruflichen Betreuung vorliegen
und auf welche Ursachen diese zurückgeführt werden könnten. Es werde
dabei auch untersucht, ob Berufsbetreuern die notwendige Zeit für die
einzelne Betreuung zur Verfügung steht und mit welchen Maßnahmen
verhindert werden kann, "das Berufsbetreuern in einem solchen Umfang
Betreuungen übertragen werden, dass sie die Anforderungen an eine
qualitätsvolle Betreuung, welche das Selbstbestimmungsrecht des
Betreuten in den Mittelpunkt stellt, nicht mehr erfüllen können".

Im Rahmen des Forschungsvorhabens werden laut der Vorlage auch die
verschiedenen Instrumente zur Ausübung der Aufsicht und Kontrolle
durch die Betreuungsgerichte untersucht. "Auf Grundlage der Ergebnisse
des Forschungsvorhabens wird geprüft, ob im Hinblick auf die Kontrolle
der Betreuungsführung gesetzgeberischer Handlungsbedarf besteht",
schreibt der Ausschuss.

 * 

2. Finanz-Crash soll verhindert werden

Finanzen/Antrag

Berlin: (hib/HLE) Die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen fordert ein
Bündel von Maßnahmen, um eine neue Finanzkrise zu verhindern. In einem
Antrag (19/4052) fordern die Abgeordneten besonders eine stärkere
Fusionskontrolle, damit verhindert wird, "dass Kreditinstitute zu groß
zum Scheitern werden. Sind sie bereits zu groß, sollen sie entflochten
werden." Ein Trennbankengesetz soll dafür sorgen, dass Einlagen- und
Handelsgeschäft getrennt werden. Für Banken soll es zudem eine
Schuldenbremse geben. Weitere Forderungen sind die Einführung einer
Finanztransaktionssteuer zur Entschleunigung des Handels, die
Schaffung eines geordneten Staateninsolvenzverfahrens sowie die
Ausbremsung finanzmarktgetriebener Immobilienspekulationen.
Förderpolitik und Kapitalanlagen des Bundes sollen auf die Ziele der
deutschen Nachhaltigkeitsstrategie ausgerichtet werden.

In dem Antrag wird darauf hingewiesen, dass die Finanzkrise zehn Jahre
nach dem Untergang von Lehman Brothers weiter schwele. Der weltweite
Schuldenberg sei seit 2008 um rund 80.000 Milliarden Dollar auf über
318 Prozent der Weltwirtschaftsleistung gestiegen: "Was als
Bankenkrise begann, sich zur Finanzkrise auswuchs, dann die
Lebensversicherer und Bausparkassen destabilisierte, greift zunehmend
auf Rente und Wohnen über. Zur Situation der Lebensversicherungen und
Pensionskassen heißt es, die bisher getroffenen Maßnahmen würden zu
kurz greifen und einseitig die Versicherten belasten.

Einen weiteren Schwerpunkt des Antrags stellt die Anlageberatung dar.
Mit Blick auf den Zusammenbruch von Lehman Brothers erinnert die
Fraktion, dass vielen, insbesondere unkundigen und älteren Menschen
Lehman-Zertifikate verkauft worden seien, als sich bei der Bank
bereits Schwierigkeiten abzeichneten. Hintergrund seien die hohen
Provisionen für den Vertrieb gewesen. Die Bundesregierung wird daher
aufgefordert, "aus der provisionsgetriebenen Finanzberatung
auszusteigen, die Honorarberatung zu stärken und ein öffentlich
verwaltetes, einfaches und kostengünstiges Basisprodukt für die
kapitalgedeckte Altersvorsorge anzubieten. "Aktuell werden zu viele
schlechte Riester-Produkte mit einer staatlichen Förderung
subventioniert", begründet die Fraktion ihre Forderung.

 * 

3. Duldung wegen fehlender Reisedokumente

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/STO) Zum Stichtag 31. Juli 2018 sind im
Ausländerzentralregister laut Bundesregierung rund 71.460 Ausländer
mit einer Duldung nach Paragraf 60a Absatz 2 Satz 1 des
Aufenthaltsgesetzes "wegen fehlender Reisedokumente" gespeichert
gewesen. Hauptstaatsangehörigkeiten waren dabei Pakistan mit 5.567
Fällen vor Indien mit 5.551 und Afghanistan mit 5.230, wie aus der
Antwort der Bundesregierung (19/4156) auf eine Kleine Anfrage der
AfD-Fraktion (19/3868) weiter hervorgeht.

 * 

4. Zukunft der Lausitz

Wirtschaft und Energie/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PEZ) Die Fraktion Die Linke erkundigt sich nach der
Schlagkraft der Zukunftswerkstatt Lausitz. In einer Kleinen Anfrage
(19/4084) erwähnen die Abgeordneten Medienberichte mit Zitaten von
Politikern, wonach Gelder für die Kohleregion längst verplant seien.
Offiziell sei es jedoch Aufgabe der Zukunftswerkstatt, ein Leitbild
für die Lausitz zu entwerfen und förderfähige Projekte zu definieren.
Nun möchten die Abgeordneten wissen, wie das Gremium konkret aufgebaut
und ausgestattet ist.

 * 

5. Handelsvereinbarungen mit den USA

Wirtschaft und Energie/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PEZ) Um mögliche Handelsvereinbarungen zwischen der EU
und den USA geht es in einer Kleinen Anfrage der Fraktion Bündnis
90/Die Grünen (19/4130). Die Abgeordneten möchten Details zu einer
Verhandlungsgruppe erfahren, die entsprechende Gespräche zwischen den
USA und der EU vorantreiben soll. Sie fragen auch nach
Interpretationen bestimmter Aussagen aus einer gemeinsamen
Presseerklärung von EU-Kommissionspräsident Jean-Claude Juncker und
US-Präsident Donald Trump von Ende Juli.

 * 
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EUROPA/1553: Auszahlung von EU-Geldern an Einhaltung rechtsstaatlicher Prinzipien knüpfen


Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 12. September 2018

LINK: Auszahlung von EU-Geldern an Einhaltung rechtsstaatlicher
Prinzipien knüpfen



Zur Abstimmung im EU-Parlament über ein Rechtsstaatsverfahren gegen
Ungarn erklärt der europapolitische Sprecher der FDP-Fraktion Michael
Georg Link:

"Viel zu spät haben auch genügend Abgeordnete der Europäischen
Volkspartei, zu der auch CDU und CSU gehören, für die Eröffnung eines
Verfahrens nach Artikel 7 gegen Ungarn gestimmt. Denn der Angriff
?von oben? auf die Rechtsstaatlichkeit in Ungarn schreitet seit 2010
beinahe ungebremst voran. Unheilige Allianzen im Rat könnten die
notwendige Vier-Fünftel-Mehrheit, die zum Einleiten eines Verfahrens
nach Artikel 7 im EU-Ministerrat notwendig ist, noch verhindern. Um
trotz solcher Blockaden die Grundwerte der EU effektiv zu schützen,
braucht es andere Mittel und Wege. Die Auszahlung von EU-Geldern im
nächsten EU-Finanzrahmen sollte daher an die Einhaltung
rechtsstaatlicher Prinzipien geknüpft werden."

 * 

Quelle:
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INNEN/4673: Bei digitaler Verwaltung ist Deutschland noch Entwicklungsland


Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 12. September 2018

SITTA: Bei digitaler Verwaltung ist Deutschland noch Entwicklungsland



Zu den Zahlen des Bundesinnenministeriums zur Digitalisierung der
Verwaltung erklärt der stellvertretende FDP-Fraktionsvorsitzende
Frank Sitta:

"Die Zahlen bestätigen die Befürchtung der FDP-Fraktion, dass die
Bundesregierung auch im Bereich E-Government deutlich hinterherhinkt.
Sie sind ein Paradebeispiel für das Scheitern der Digitalpolitik der
Großen Koalition. Bei der digitalen Verwaltung ist Deutschland noch
Entwicklungsland, für einen Behördengang benötigen die Menschen im
Schnitt zwei Stunden. Das ist verlorene Lebenszeit. Ziel muss es
sein, den klassischen Behördengang zur Ausnahme zu machen. Dass dies
möglich ist, zeigen Länder wie Estland oder Dänemark. In allen
Lebensbereichen sehen wir technologischen Fortschritt, nur die
Amtsstube bleibt nahezu unberührt. Das muss sich ändern: Die Große
Koalition muss sich ein Programm zur Beschleunigung der
Digitalisierung verordnen, sowie es die FDP-Fraktion bereits
vorgelegt hat."

 * 

Quelle:

Fraktion der Freien Demokraten im Deutschen Bundestag
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RECHT/901: Bundesregierung muss Uploadfilter verhindern


Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 12. September 2018

HÖFERLIN: Bundesregierung muss Uploadfilter verhindern



Zur Abstimmung des EU-Parlaments zur Reform des Urheberrechts erklärt
der digitalpolitische Sprecher der FDP-Fraktion Manuel Höferlin:

"Die Abstimmung des EU-Parlaments ist kein Ruhmesblatt, denn die
Freiheit des Internets ist durch die Einführung von Uploadfiltern
gefährdet. Im Koalitionsvertrag lehnen Union und SPD die Einführung
solcher Uploadfilter als unverhältnismäßig ab. Die Bundesregierung
ist jetzt aufgefordert, alles in ihrer Macht stehende zu tun, um
diese staatlich verordneten Zensurmaschinen zu verhindern. Eine
Aushöhlung der Informations- und Meinungsfreiheit im Internet im
Namen des Urheberrechts ist nicht hinnehmbar."

 * 

Quelle:

Fraktion der Freien Demokraten im Deutschen Bundestag

Pressestelle

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: 030-227 51990

E-Mail: presse@fdpbt.de

Internet: www.fdpbt.de
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MECKLENBURG-VORPOMMERN/3193: Schule braucht Unterstützung durch Politik und keine Polemik (SPD)


Pressemitteilung der SPD-Landtagsfraktion MV vom 12. September 2018

Schule braucht Unterstützung durch die Politik und keine Polemik



Der Landtag Mecklenburg-Vorpommern hat in einer aktuellen Stunde über den Schulstart nach den Sommerferien debattiert.

Dazu erklärt der bildungspolitische Sprecher der SPD-Landtagsfraktion Andreas Butzki:

"Vor Beginn des neuen Schuljahres wurden Horrorszenarien entworfen, die jeder Grundlage entbehrten. Das schadet dem Ansehen der Schulen, ihren Beschäftigten und schürt Unsicherheiten in den Familien. Das ist unseriös. Es wurden große Anstrengungen unternommen, um den Unterricht in den mehr als 600 Schulen des Landes abzusichern. Und die Anstrengungen waren erfolgreich. Es ist gelungen, mehr Lehrer einzustellen, als für die aktuelle Unterrichtsabsicherung nötig wären. Das tun wir, weil wir vorausschauen und heute schon Lehrer einstellen, die wir morgen dringend brauchen. In den vergangenen Jahren haben wir den Bildungsetat um rund 25 Prozent erhöht, auf mehr als eine Milliarde Euro. Der Lehrerberuf hat durch Verbeamtung bis zum 40. Lebensjahr, die Erhöhung der Besoldung und das Lehrergesundheitsprogramm an Attraktivität gewonnen. Es wurden mehr Studienplätze für das Lehramt geschaffen, ebenso zusätzliche Referendariatsstellen und Einstellungstermine für Referendare. Gleichzeitig erhalten wir auch die kleinen Schulstandorte im ländlichen Raum. Dies alles stellt Herausforderungen dar, vor denen Politik in unserem Lande steht. Die gilt es gemeinsam zu bewältigen. Was wir nicht brauchen, sind reißerische Schlagzeilen, die auf Mutmaßungen beruhen, statt auf Fakten. Wer gute Vorschläge hat, wie wir auch in Zukunft die Unterrichtsqualität an den staatlichen Schulen in Mecklenburg-Vorpommern sichern können, möge sie gerne mitteilen, ansonsten möge er seine unsachliche Kritik für sich behalten."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung der SPD-Landtagsfraktion Mecklenburg-Vorpommern

Pressestelle, Lennéstr. 1, 19053 Schwerin

Telefon: 0385-525-2359 o. 0385-525-2360
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SAARLAND/2628: "Glück auf Zukunft - Danke für Jahrzehnte harter Arbeit für den Wohlstand in Deutschland!" (SPD)


SPD-Fraktion im Landtag des Saarlandes - Pressemitteilung vom 12. September 2917

"Glück auf Zukunft - Danke für Jahrzehnte harter Arbeit für den Wohlstand in Deutschland!"



Im nordrhein-westfälischen Landtag wurde heute in einer gemeinsamen Sitzung mit dem saarländischen Parlament mit einer Festveranstaltung an den Abschied vom Steinkohlebergbau erinnert. Aus diesem Anlass erklären Marc Herter, stellvertretender Vorsitzender der SPD-Fraktion im Landtag NRW, und Eugen Roth, stellvertretender Vorsitzender der SPD-Fraktion im saarländischen Landtag:

"Seit mehr als 200 Jahren wurde in Nordrhein-Westfalen und im Saarland Steinkohle abgebaut. Die so gewonnene Energie hat den Aufstieg unserer Länder zu starken Industrieländern ermöglicht. Nach dem zweiten Weltkrieg ist der europäisch eingebundene Wiederaufbau Deutschlands ohne den Kohlebergbau an Rhein, Ruhr und Saar nicht denkbar. Die Kohlekumpel haben mit ihrer harten Arbeit über Jahrzehnte für unseren Wohlstand und Energiesicherheit beigetragen. Diese Ära geht nun zu Ende. Wir reichen ihnen die Hand in Dankbarkeit.

Wir blicken nun mit Zuversicht in die Zukunft. Sozialdemokraten haben dazu beigetragen, dass es heute im Saarland und in Nordrhein-Westfalen viel Potenzial und gute Beispiele für einen gelingenden Strukturwandel gibt, weil es in beiden Ländern eine funktionierende Montanmitbestimmung mit ihren engagierten Betriebsräten und einer gut aufgestellten Industriegewerkschaft gab. Eine gute öffentliche Schul- und Hochschullandschaft bringt die klugen Köpfe hervor, die die Zukunft unserer Länder schultern. Arbeitnehmer und Unternehmen tragen mit ihrer Arbeit dazu bei, dass es auch nach dem Steinkohlebergbau Perspektiven für die Menschen in unseren Ländern gibt.

Aufseiten des Saarlandes ist hier insbesondere die frühzeitige Ansiedlung des Instituts für Künstliche Intelligenz (DfKI) mit seinen innovativen Ideen und Entwicklungen zu nennen. Das Ruhrgebiet hat die dichteste Hochschullandschaft Europas, hier wird heute an zahlreichen Instituten an den Lösungen der Probleme von morgen gearbeitet.

Weitere Anstrengungen sind erforderlich, damit wir den Wandel in den früheren Bergebaurevieren bewältigen. Es braucht mehr Investitionen in Infrastruktur, in Schulen und Hochschulen, in eine gute Daseinsvorsorge und in funktionierende Kommunen. Die Menschen in unseren Ländern können Wandel. Und sie haben dabei nach jahrzehntelanger Leistung auch nach wie vor Unterstützung verdient."

 * 

Quelle:

SPD-Fraktion im Landtag des Saarlandes

Franz-Josef-Röder-Straße 7, 66119 Saarbrücken

Tel.: +49 681 5002222, Fax: +49 681 5002387

Internet: www.spd-fraktion-saar.de
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SAARLAND/2627: Zustimmung zum Streik an der UKS ist deutliches Zeichen (SPD)


SPD-Fraktion im Landtag des Saarlandes - Pressemitteilung vom 12. September 2917

Zustimmung zum Streik an der UKS ist deutliches Zeichen



Die SPD-Landtagsfraktion wertet die sehr hohe Zustimmung bei der Urabstimmung der Verdi-Mitglieder zu Streikmaßnahmen am Universitätsklinikum in Homburg als einen deutlichen Beleg dafür, dass die Situation der Beschäftigten nicht länger hinnehmbar ist. Dazu erklärt der stellvertretende Fraktionsvorsitzende der SPD-Landtagsfraktion, Dr. Magnus Jung:

"Die Pflegekräfte und Patienten des Universitätsklinikums erwarten zu Recht, dass es zu einer Einigung zwischen der Klinikleitung und Verdi kommt. Die in Nordrhein-Westfalen getroffenen Reglungen sind dafür ein gutes Vorbild, die Entlastung der Beschäftigten durch mehr Personal zu ermöglichen. Ziel aller Beteiligten muss es sein, einen Streik abzuwenden."

Jung sieht auch die Klinikleitung in der Pflicht, den Abschluss einer Notdienstvereinbarung für den Streikfall nicht zu blockieren: "Sollte es zu einem Streik kommen, muss die Sicherheit der Patienten absolute Priorität haben. Ein Streik ohne eine bestehende Notdienstvereinbarung zwischen Klinikleitung und Verdi wäre unverantwortbar. Die Staatskanzlei muss nun alles dafür tun, dass die Situation am Universitätsklinikum nicht eskaliert."

 * 

Quelle:

SPD-Fraktion im Landtag des Saarlandes

Franz-Josef-Röder-Straße 7, 66119 Saarbrücken

Tel.: +49 681 5002222, Fax: +49 681 5002387

Internet: www.spd-fraktion-saar.de

E-Mail: presse-landtagsfraktion@spd-saar.de
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AUSSEN/1584: Außen- und Sicherheitspolitik - Wir schaffen finanzielle Grundlagen für aktive Friedenspolitik




Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 12. September 2018

Außen- und Sicherheitspolitik

Arbeitsgruppe: Haushalt

Wir schaffen die finanziellen Grundlagen für eine aktive Friedenspolitik

Dennis Rohde, stellvertretender haushaltspolitischer Sprecher:

Der im Koalitionsvertrag vereinbarte Anstieg der Mittel im Bereich der Außen- und Sicherheitspolitik wird von uns weiter ausgestaltet. Unsere außenpolitische Handlungsfähigkeit in einer immer deutlich unsicheren Welt wird von uns mit den entsprechend notwendigen Finanzmitteln gestärkt.

"Die Ausgaben für Verteidigung, Entwicklungszusammenarbeit sowie für Krisenprävention und Humanitäre Hilfe werden deutlich angehoben. Der Verteidigungsetat wächst im Vergleich zum Vorjahr um vier Milliarden Euro an. Die Mittel für Entwicklungshilfe steigen in diesem Jahr auf 9,7 Milliarden Euro an. Zusammen mit den entsprechenden Geldern im Etat des Auswärtigen Amtes erfüllen wir unsere Versprechen die ODA-Quote zu stabilisieren. Im Etat des Auswärtigen Amtes werden die Mittel für Krisenprävention und Humanitäre Hilfe gegenüber dem bisherigen Finanzplan um 500 Millionen Euro steigen.

Wir geben insgesamt 1,68 Milliarden Euro mehr ODA-Mittel aus. Deutschland ist damit die zweitgrößte Gebernation in der Entwicklungszusammenarbeit nach den USA.

Diese Erfolgsmeldungen werden von schrillen Einwürfen vom Spielfeldrand gestört, die besonders im Etat des Verteidigungsministeriums extreme Aufwüchse fordern. Diese Forderungen orientieren sich stellenweise an diverse Quoten und verstellen den Blick auf die realen Probleme in den Häusern. Dabei gerät mitunter der Sinn und Zweck unserer Politik aus dem Blickfeld.

Nicht Quoten, sondern die konkreten Ergebnisse stehen für uns im Mittelpunkt unserer Politik. Mit welcher Ausrüstung entsenden wir unsere Soldatinnen und Soldaten in die Einsätze? Wie leisten wir in den Regionen Afrikas und Asiens eine nachhaltige Hilfe für die Menschen? Wie dämmen wir Fluchtursachen ein? Wie helfen wir Menschen, die vor Krieg und Gewalt aus ihrer Heimat geflohen sind möglichst direkt? Das sind die Fragen die uns in unserem politischen Handeln leiten.

Diplomatie, humanitäre Hilfe und Entwicklungszusammenarbeit haben für uns einen hohen Stellenwert, ebenso wie die Kampfkraft unserer Streitkräfte. Um das auch zum Ausdruck zu bringen haben wir die drei Etats - des Auswärtigen Amtes, des Bundesministeriums für Verteidigung und des Bundesministeriums für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung - mit den entsprechenden Aufwüchsen ausgestattet."
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EUROPA/1615: Grundrechtsverstöße der Regierung Orbán endlich europäisches Thema


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 12. September 2018

Arbeitsgruppe: Angelegenheiten der Europäischen Union

Grundrechtsverstöße der Regierung Orbán endlich europäisches Thema



Christian Petry, europapolitischer Sprecher;

Johannes Schraps, zuständiger Berichterstatter:

Endlich folgen auf die wiederholten Verstöße der ungarischen Regierung gegen die Grundwerte der Europäischen Union Konsequenzen. Das Europäische Parlament hat heute den Rat aufgefordert, gegen die Verletzung der gemeinsamen Grundprinzipien vorzugehen. Es bleibt der bittere Beigeschmack, dass dies nur als Ergebnis eines Wahlkampfkalküls möglich geworden ist.

"Weil Manfred Weber Kommissionpräsident werden will, hat er seine EVP-Fraktion in der heutigen Abstimmung dahin geführt, die Verstöße der ungarischen Regierung an den Rat zu verweisen. Bis vor kurzem hat sich die EVP immer schützend vor Viktor Orbán gestellt. Auch wenn dieser Meinungswandel sehr spät kommt, ist das Ergebnis der Abstimmung zu begrüßen. Der Rat muss jetzt den Faden aufgreifen und das Verfahren nach Artikel 7 EUV beschießen, um die Grundwerte der EU zu verteidigen. Gegenstand des Verfahrens sind die Regierung des Landes und ihre Handlungen, nicht Ungarn selbst. Wir wollen, dass Ungarn und seine Menschen gleichberechtigter Teil der Europäischen Union bleiben. Nur wer alle Verpflichtungen, insbesondere die zentralen europäischen Grundwerte, respektiert, wird langfristig von den Vorteilen der EU-Mitgliedschaft profitieren können."
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RECHT/666: Für ein starkes Urheberrecht ohne Uploadfilter


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 12. September 2018

Arbeitsgruppe: Digitale Agenda

Für ein starkes Urheberrecht ohne Uploadfilter



Jens Zimmermann, netzpolitischer Sprecher:

Das Europäische Parlament hat mit seiner Abstimmung den Weg für weitere Verhandlungen im Trilog frei gemacht. Es müssen nun Kompromisse für ein zeitgemäßes und wirksames Urheberrecht gefunden werden, ohne auf das problematische Instrument der Uploadfilter zu setzen.

"Die SPD-Bundestagsfraktion begrüßt, dass das Europäische Parlament mit seiner Abstimmung den Weg für weitere Verhandlungen im Trilog frei gemacht hat. Ein Scheitern der Urheberrechtsreform wäre unverantwortlich, denn sie enthält viele wichtige Regelungen zum Schutz der Urheber und Kreativen. Zusätzlich wird durch sie eine angemessene und faire Vergütung unter Einbeziehung der Internetplattformen sichergestellt. Insbesondere sind auch die urhebervertraglichen Regelungen dringend notwendig.

Leider konnte sich das Europäische Parlament trotz knapper Entscheidung nicht darauf verständigen, dass ein starkes und wirksames Urheberrecht ohne Uploadfilter auskommen muss. Dies ist gescheitert, da die Debatte von beiden Seiten vollkommen überhöht wurde. Es ist bedauerlich, dass der Berichterstatter der Europäischen Volkspartei es nicht geschafft hat, aus den vorliegenden Anträgen einen tragbaren und mehrheitsfähigen Kompromiss zu formulieren. Dabei ist das Ziel eines starken Urheberrechts und einer fairen und angemessen Vergütung weitestgehend unstreitig.

Im Trilog müssen nun Kompromisse für ein zeitgemäßes Urheberrecht gefunden werden, ohne auf das rechtsstaatlich problematische Instrument der Uploadfilter zu setzen. Diese Chance darf nicht vertan werden. Wir fordern die Bundesregierung auf, sich im Trilog für eine Stärkung der Position der Urheber und Rechteinhaber, für eine angemessene und faire Vergütung und für eine Einbeziehung der Internetplattformen einzusetzen. Gleichzeitig müssen Uploadfilter als unverhältnismäßig abgelehnt werden. Hierzu liegen Vorschläge auf dem Tisch, beispielsweise eine urheberechtliche Schrankenregelung für nutzergenierte Inhalte. Damit könnte die Lizensierungspflicht durchgesetzt werden, ohne auf eine unverhältnismäßige Vorabfilterung setzen zu müssen. Denn, und auch das zeigte die gestrige Debatte im Europäischen Parlament: Es ist nur eine Frage der Zeit, wann diese Filter auch für andere Inhalte angewendet werden."
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RECHT/665: Bekämpfung des Abmahnmissbrauchs - Wichtiger Schritt für mehr Rechtssicherheit


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 12. September 2018

Arbeitsgruppe: Recht und Verbraucherschutz

Wichtiger Schritt für mehr Rechtssicherheit



Johannes Fechner, rechtspolitischer Sprecher;

Nina Scheer, zuständige Berichterstatterin:

Bundesministerin Katarina Barley hat einen guten Gesetzentwurf zur Bekämpfung missbräuchlicher Abmahnungen vorgelegt, der die Forderungen der Koalitionsfraktionen vom 15. Juni 2018 umsetzt. Der Gesetzentwurf schiebt missbräuchlichen Abmahnungen auf allen Rechtsgebieten einen Riegel vor.

"Abmahnungen sind ein wichtiges Instrument um fairen Wettbewerb sicherzustellen, aber es gilt, Missbrauch zu verhindern, um sowohl kleine Unternehmen und Vereine ebenso wie Blogger oder Privatpersonen zu schützen, ganz gleich, ob es sich um eine missbräuchliche Abmahnung im Datenschutzrecht oder um eine missbräuchliche Abmahnung bei einer Urheberrechtsverletzung handelt.

Es muss bei der Bekämpfung des Abmahnmissbrauchs darum gehen, über gedeckelte Anwaltsgebühren finanzielle Anreize für Abmahnungen zu beseitigen und durch die Abschaffung des so genannten fliegenden Gerichtsstandes, Gerichtsverfahren am Wohnsitz des Abgemahnten zu ermöglichen.

Der vorliegende Gesetzentwurf verschärft richtigerweise die Anforderungen an die Klagebefugnis, damit nur seriöse, geprüfte Einrichtungen abmahnen können. Er ist damit ein wichtiger Schritt für mehr Rechtssicherheit."
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WIRTSCHAFT/2810: Sachverständige für Enquete Kommission "Künstliche Intelligenz" vorgestellt


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 11. September 2018

SPD stellt Sachverständige für Enquete Kommission "Künstliche Intelligenz" vor



Sören Bartol, stellvertretender Fraktionsvorsitzender;

René Röspel, Sprecher der SPD-Abgeordneten in der Enquete KI:

Die SPD-Bundestagsfraktion hat ihre Sachverständigen für die Enquete-Kommission "Künstliche Intelligenz - gesellschaftliche Verantwortung und wirtschaftliche, soziale und ökologische Potenziale" des Deutschen Bundestages vorgestellt.

"Die Enquete-Kommission wird sich am 27. September konstituieren. 19 Abgeordnete aller Fraktionen und ebenso viele Sachverständige werden sich in den Beratungssitzungen mit den wesentlichen rechtlichen, ethischen, wirtschaftlichen, sozialen und ökologischen Fragen im Kontext künstlicher Intelligenz beschäftigen und Handlungsempfehlungen erarbeiten.

Die SPD wird Prof. Dr. Sami Haddadin, einen der führenden Robotikforscher Deutschlands von der TU München, Lothar Schröder vom Bundesvorstand der Gewerkschaft ver.di, Lena-Sophie Müller vom Netzwerk für die Digitale Gesellschaft D21 und den Juristen und Digitalisierungsexperten Jan Kuhlen vom Zentrum für digitalen Fortschritt D64 als Sachverständige in die Enquete Kommission entsenden.

Künstliche Intelligenz (KI) ist einer der Schlüsselfaktoren für die Zukunftsfähigkeit Deutschlands im internationalen Vergleich. Deshalb ist es wichtig, dass wir die Forschung zu KI verstärken, Unternehmen in der Anwendung unterstützen, die Verwendung in der Gesellschaft begleiten und auf der Höhe der internationalen Entwicklung bleiben, ohne dabei mögliche Risiken außer Acht zu lassen. KI bedeutet große Chancen für unser Land und stellt uns gleichzeitig vor Herausforderungen rechtlicher und ethischer Hinsicht, auf die wir als Gesellschaft eine Antwort finden müssen. Deswegen brauchen wir auch einen breiten Diskurs zu künstlicher Intelligenz. Im internationalen Vergleich sind wir spät dran und daher gut beraten, uns jetzt intensiv mit dem Thema zu befassen. Mit den von uns ernannten ExpertInnen sind wir bestens aufgestellt.

Nach dem Sommer 2020 soll die Enquete-Kommission ihren Abschlussbericht vorlegen."
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FORSCHUNG/1155: Tierwohl - Beeinflusst die moralische Haltung die Zahlungsbereitschaft der Konsumenten? (idw)


Martin-Luther-Universität Halle-Wittenberg - 11.09.2018

Tierwohl: Beeinflusst die moralische Haltung die Zahlungsbereitschaft
der Konsumenten?



Welche Menschen sind es, die für höhere Tierwohl-Standards bereit sind,
an der Supermarktkasse mehr für Eier und Fleisch zu zahlen? Erstmals haben
Wissenschaftler der Martin-Luther-Universität Halle-Wittenberg (MLU) in
einer Studie untersucht, ob und welche moralischen Haltungen beim Konsum
zu Grunde liegen. Die überraschenden Ergebnisse: Es gibt einen großen
Wertepluralismus in der Bevölkerung. Und es gibt zahlreiche Menschen, die
zwar nichts zahlen wollen, sich aber dennoch um das Wohl von Tieren
sorgen. Diese sehen aber vor allem die Politik in der Pflicht, in dieser
Sache tätig zu werden und nicht den Konsumenten. Die Studie ist in der
Fachzeitschrift "PLOS ONE" erschienen.

Die Ökonomik geht grundsätzlich davon aus, dass Menschen utilitaristisch
handeln, das heißt in klarer Kosten-Nutzen-Abwägung das für sie
Vernünftigste kaufen. Die Auswertung von rund 1.300 Datensätzen aus einer
Umfrage zum Tierwohl an der Professur Agrar-, Umwelt- und
Ernährungspolitik des Instituts für Agrar- und Ernährungswissenschaften
der MLU zeigt jedoch, dass diese Annahme für die sogenannten "ethischen
Konsumenten" zu kurz greift. "Es sind nicht alle Menschen gleich
gestrickt, nicht alle denken immer an ihren Nutzen", sagt Ökonomin Dr.
Frauke Pirscher, die mit dem Philosophen und Biologen PD Dr. Dr. Ulrich J.
Frey die Studie durchführte. Besonders in Fragen des Tierwohls fänden sich
in zunehmendem Maße altruistische Haltungen und Tierrechtspositionen in
der Bevölkerung. Es stellte sich für die Forscher daher die Frage, ob sich
in dieser moralischen Haltung auch eine Zahlungsbereitschaft widerspiegelt
oder nicht.

In einer Online-Befragung verknüpften sie zum Beispiel Fragen zur
Zahlungsbereitschaft für Eier mit denen nach mehr Platz in den Ställen für
Legehennen oder der Bereitschaft, mehr Geld für Schweinefleisch zu zahlen,
wenn sicher sei, dass Kastrationen an Schweinen nur mit Betäubung
durchgeführt würden. "Wir konnten zeigen, dass vor allem solche Menschen
mit einem allgemeinen Umweltbewusstsein auch bereit sind, am meisten für
Tierwohl auszugeben", sagt Pirscher.

Es gibt aber auch eine Anzahl an Menschen - neun Prozent der insgesamt
Befragten -, die nicht bereit ist, für Tierwohl zu zahlen. Eine nähere
Untersuchung ihrer Motive zeigte jedoch, dass mehr als die Hälfte der
Zahlungsverweigerer (60 Prozent) Tierschutz dennoch als moralische Frage
ansieht. Sie lehnen es aber ab, moralische Fragen über den Markt - hier in
Form von Zahlungsbereitschaft für höhere Tierschutz-Standards - zu lösen.
"Das heißt, die Gruppe derjenigen, denen artgerechte Haltung aus
moralischen Gründen wichtig ist, ist größer als die, die tatsächlich
bereit ist, dafür zu zahlen. Moralische Haltungen spiegeln sich also nicht
allein im Marktverhalten der Konsumenten wider", sagt Pirscher.

Was das bedeutet? "Für wissenschaftliche Untersuchungen zur
Zahlungsbereitschaft von Konsumenten heißt das, dass fehlender
Zahlungswille nicht automatisch mit Desinteresse gleichzusetzen ist. Für
die Politik bedeutet es, dass die moralische Haltung die Akzeptanz oder
Ablehnung marktbasierter Regulierungsinstrumente mit beeinflusst", sagt
Pirscher. Bisher habe Ethik in der Betrachtung kaum eine Rolle gespielt.


Originalpublikation:

Frey UJ, Pirscher F (2018)

Willingness to pay and moral stance: The case of farm animal welfare in
Germany.

PLoS ONE 13(8): e0202193.

https://doi.org/10.1371/journal.pone.0202193

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution167
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KRIEG/1710: Militär - vorbei an Völkerrecht und Grundgesetz ... (SB)




Außer Frage steht, dass ein Einsatz von Chemiewaffen in Syrien
um jeden Preis verhindert werden muss.

Henning Otte, verteidigungspolitischer Sprecher der Unionsfraktion [1]

Katzenjammer über die mangelnde Einsatzbereitschaft der Bundeswehr war
gestern, heute denkt man in Kreisen der Bundesregierung laut über den
nächsten Kriegseinsatz nach. Wo sich deutscher Expansionsdrang und
säbelrasselnder Bellizismus der Ratio verschreiben, daß nur mitreden
und mitplündern darf, wer kräftig mitbombardiert, ist der Ruf nach
tatkräftiger Beteiligung an der Endschlacht in Syrien die geradezu
zwangsläufige Konsequenz. Es hätte der angeblichen Anfrage aus
Washington nicht bedurft, um das Berliner Verteidigungsministerium in
rege Betriebsamkeit zu versetzen, winkt doch die günstige Gelegenheit,
einen Angriffsvorwand auf dem Silbertablett serviert zu bekommen.
Wenngleich die Truppe längst durch Aufklärungsflüge deutscher Tornados
mit von der Partie ist, will man endlich handfester zur Sache gehen
und zwei Fliegen mit einer Klappe schlagen. Erstens gilt es
"Vergeltung" zu etablieren, wo die Vorwandslage konstruierter denn je
und der letzte Rest grundgesetzlich legalisierter Landesverteidigung
obsolet ist. Zweitens soll der "Zeitdruck" herhalten, um von einer
vorangegangenen Zustimmung des Bundestags abzusehen und diese durch
eine nachträgliche Absegnung zu ersetzen. Kriegsführung per exekutiver
Selbstermächtigung ohne verfassungskonformen Firlefanz und
parlamentarische Bremsen heißt die Losung der Stunde. Und selbst wenn
es nicht auf Anhieb klappen sollte, ist doch ein weiteres Tabu
diskursiv gebrochen, so daß der nächste oder übernächste Spatenstich
absehbar zum Dammbruch führen wird.

Sollte in westlichen Führungskreisen eine gewisse Torschlußpanik den
Ton angeben, so nicht zuletzt deshalb, weil der Kampf um die Provinz
Idlib das letzte Kapitel des gescheiterten Regimewechsels in Damaskus
sein dürfte. Syrische Armee und Dschihadisten werfen einander
gegenseitig den Einsatz von Giftgas vor, Täuschungsmanövern ist Tür
und Tor geöffnet, die Interpretation etwaiger Untersuchungsergebnisse
unterliegt in hohem Maße der Deutungsmacht. Wenngleich die Beweislage
also höchst umstritten ist und folglich Zurückhaltung hinsichtlich
daraus zu ziehender Konsequenzen geboten wäre, stimmen deutsche
Kommandohöhen präventiv in den Chor der Angriffskrieger ein. Sollten
syrische Einheiten in Idlib Giftgas einsetzen, wollen die USA,
Großbritannien und Frankreich die Infrastruktur der syrischen
Streitkräfte bombardieren. Luftschläge dieser drei Mächte im April,
die als Reaktion auf Chemiewaffenangriffe ausgewiesen wurden, hatte
die Bundeskanzlerin als erforderlich und angemessen bewertet, eine
deutsche Beteiligung aber im Vorfeld ausgeschlossen. Nun folgt der
nächste Schritt, läßt die Verteidigungsministerin doch
Beteiligungsoptionen wie Aufklärungsflüge, Schadensanalysen und eben
auch Kampfeinsätze prüfen.

Der Sprecher Ursula von der Leyens spielt das mit den Worten herunter,
es sei "eine Selbstverständlichkeit. Alle Streitkräfte der Welt planen
in Szenarien und müssen das auch tun. Das sagt per se nichts aus über
die Wahrscheinlichkeit, dass diese Szenarien auch eintreten." Ein
klares Dementi ist auch von Regierungssprecher Steffen Seibert nicht
zu bekommen, wenn er erklärt, daß die Bundesregierung natürlich in
Kontakt mit Partnern und Verbündeten stehe. Es habe "keine Situation
gegeben, in der jetzt eine Entscheidung zu fällen gewesen wäre". Diese
euphemistische Verklausulierung läßt wohlweislich offen, daß der
angeblich sehr hypothetische Fall schon morgen eintreten kann, ist
doch von großer Sorge die Rede, daß sich "entsetzliche Muster aus
anderen syrischen Kampfschauplätzen wiederholen könnten". [2]

Wäre bereits ein Angriff auf syrische Ziele fatal genug, so ist
keineswegs sicher, daß er sich darauf beschränken würde.
US-amerikanischen Medienberichten zufolge hat Präsident Donald Trump
noch nicht entschieden, ob ein "Vergeltungsangriff" nicht umfassender
als die Angriffe vom April 2017 und April 2018 angelegt sein und auch
russische Ziele wie etwa die Luftabwehr einbeziehen werde. Sollte sich
die Bundeswehr tatsächlich an solchen ausgeweiteten Angriffen
beteiligen, liefe das auf einen direkten militärischen Konflikt mit
Rußland hinaus. [3] Daß dies angesichts der massierten
US-amerikanischen und russischen Flottenverbände auf eine Eröffnung
des eskalierenden Regionalkriegs wenn nicht gar den Auftakt zum
wissentlich vom Zaun gebrochenen Dritten Weltkrieg hinauslaufen
könnte, hindert die Bundesregierung nicht, sich in ihren konkreten
strategischen Planungen daran zu beteiligen.

Im April hatte der wissenschaftliche Dienst des Bundestags die
Angriffe der USA, Großbritanniens und Frankreichs als
völkerrechtswidrig eingestuft. In seiner aktuellen Expertise geht das
Expertengremium sogar noch einen Schritt weiter und gelangt zu der
Auffassung, daß eine Beteiligung der Bundeswehr an einem militärischen
Vergeltungsschlag für einen möglichen Giftgasangriff in Syrien sowohl
gegen das Völkerrecht als auch das Grundgesetz verstoßen würde: "Im
Ergebnis wäre eine etwaige Beteiligung der Bundeswehr an einer
Repressalie der Alliierten in Syrien in Form von 'Vergeltungsschlägen'
gegen Giftgas-Fazilitäten völkerrechts- und verfassungswidrig", heißt
es in dem zehnseitigen Gutachten, das vor dem Hintergrund der
aktuellen Debatte erstellt wurde. Nach Auffassung der Wissenschaftler
des Bundestags dürfte die Bundesregierung dem Parlament demnach einen
solchen Einsatz gar nicht zur Abstimmung vorlegen: "Die
parlamentarische Mandatierung eines solchen Bundeswehr-Einsatzes würde
sich dann erübrigen, da der Bundestag nur Auslandseinsätze mandatieren
darf, die auf einer tragfähigen verfassungs- und völkerrechtlichen
Grundlage beruhen." [4]

Was die aktuelle Stimmung in der Bevölkerung betrifft, kann diese den
Kriegsplänen der politischen Führung offenbar wenig abgewinnen.
Jedenfalls haben sich in einer repräsentativen Umfrage des
Meinungsforschungsinstituts Civey im Auftrag der Welt mehr als 73
Prozent der Deutschen gegen einen Militäreinsatz der Bundeswehr in
Syrien ausgesprochen. [5] Wenngleich diese Umfrage keinen Aufschluß
darüber gibt, aus welchen Gründen ein derart hoher Prozentsatz der
Befragten diesbezügliche Pläne der Bundesregierung ablehnt, dürften
doch die berechtigten Ängste vor einer Eskalation des Kriegsgeschehens
im Falle einer direkten Konfrontation der Großmächte eine wesentliche
Rolle dabei spielen. Auch steht zu befürchten, daß derartige
"Vergeltungsschläge" die akute Gefahr für die Zivilbevölkerung nicht
verringern, sondern im Gegenteil noch verschärfen.

Daß die von den westlichen Mächten in Anspruch genommene
Schutzverantwortung ein Instrument zur Rechtfertigung von
Angriffskriegen ist und somit die angebliche Sorge um das Wohlergehen
der Menschen in den betreffenden Ländern in den Rang einer grausamen
Farce erhebt, sollte hinlänglich bekannt sein. So bedienen sich die
Befürworter eines erweiterten Bundeswehreinsatzes in Syrien denn auch
einer in sich widersprüchlichen und höchst fadenscheinigen
Argumentation. Die internationale Gemeinschaft habe die Verantwortung
zum Schutz der syrischen Zivilbevölkerung, behauptet der Vorsitzende
des Auswärtigen Ausschusses im Bundestag, Norbert Röttgen. Gehe es
darum, "einen neuen schrecklichen Giftgasangriff mit massenhafter
Wirkung auf die Zivilbevölkerung zu verhindern, sollte sich
Deutschland dem nicht verschließen". Manchmal liege "auch in der
Vergeltung eines Giftgasangriffs eine Abschreckung für weitere
Einsätze von Chemiewaffen". [6]

Daß dies das Schicksal der drei Millionen Zivilisten in der Region
Idlib keinesfalls verbessern und die massenhafte Flucht aus dieser
Provinz nicht verhindern könnte, sondern den Krieg zusätzlich befeuern
würde, liegt auf der Hand. Dennoch ziehen Vertreter von CDU, CSU, FDP
und Teilen der Grünen einen forcierten deutschen Militäreinsatz in
Erwägung. "Unzählige Menschen in Idlib leiden unter dem Terror von
Assads Bombardements auf die eigene Bevölkerung. Es ist daher wichtig,
dass wir alle Handlungsmöglichkeiten prüfen - auch ein militärisches
Handeln müssen wir natürlich erwägen", erklärt Henning Otte, der
verteidigungspolitische Sprecher der Unionsfraktion im Bundestag.
"Außer Frage steht, dass ein Einsatz von Chemiewaffen in Syrien um
jeden Preis verhindert werden muss."

FDP-Partei- und Fraktionschef Christian Lindner erklärt, daß
Deutschland in einem solchen Fall "nicht an der Seite stehen" dürfe,
und selbst die Grünen-Europapolitikerin Franziska Brantner deutet
nebulös an, es müßten alle Optionen überprüft werden, um die Menschen
in Idlib zu schützen, was allerdings in ihrer Partei nicht
unwidersprochen blieb. Daß Andrea Nahles versichert, die SPD werde
weder in der Regierung noch im Parlament einer Beteiligung
Deutschlands am Krieg in Syrien zustimmen, ist erfreulich. Auch
Außenminister Heiko Maas räumt den Bemühungen um diplomatische
Lösungen absolute Priorität ein und erklärt gar, es liege überhaupt
keine konkrete Anfrage der USA zu einer deutschen Beteiligung an einem
Vergeltungsschlag vor. Daß diese sozialdemokratische Position
ausnahmsweise in Stein gemeißelt sein könnte, ist jedoch eher nicht zu
erwarten.

Eine klare Position gegen deutsche Kriegsführung sieht anders aus.
Solange die Scheinkontroverse um legitime und illegitime Waffengänge
das Feld beherrscht, wird die imperialistische Aggression nicht enden.
Selbst das vielzitierte Grundgesetz läßt den Einsatz der Bundeswehr im
Ausland durchaus zu, sofern er in einem System kollektiver Sicherheit
erfolgt, also etwa innerhalb der Vereinten Nationen, der Nato oder der
Europäischen Union. Das traf für das letzte militärische Eingreifen
des Westens in Syrien nicht zu, da es ein Alleingang dreier Länder
war. An der Schraube dieser Rechtsauffassung will die
parteiübergreifende Fraktion der Kriegstreiber weiter drehen, und wie
die Erfahrungen der Vergangenheit lehren, hat Deutungsmacht noch jede
moralische, ethische oder juristische Hürde genommen.

Führt man sich Afghanistan, den Irak, Libyen und nun auch Syrien vor
Augen, steht zweifelsfrei fest, worauf der westlicherseits angestrebte
Regimewechsel hinausläuft. In Syrien wurden mehr als 400.000 Menschen
getötet, Millionen im Land vertrieben oder flohen ins Ausland. Weite
Gebiete liegen in Folge des bewaffneten Konflikts unter Beteiligung
zahlreicher Akteure von Milizen bis hin zu Großmächten in Trümmern.
Längst droht dem Iran dasselbe Schicksal. Henning Ottes "um jeden
Preis" bringt die beim deutschen Politpersonal dominierende
Staatsräson treffend auf den Punkt, vielerorts über Leichen zu gehen,
die allenfalls zur Begründung des nächsten Angriffskriegs einiger
Krokodilstränen wert befunden werden.


Fußnoten:

[1] www.zeit.de/news/2018-09/10/bericht-von-der-leyen-prueft-militaer-optionen-gegen-assad-180910-99-893418

[2] www.deutschlandfunk.de/lage-in-idlib-moeglicher-einsatz-der-bundeswehr-in-syrien.1783.de.html

[3] www.jungewelt.de/artikel/339580.syrienkrieg-vereint-gegen-syrien.html

[4] www.t-online.de/nachrichten/ausland/krisen/id_84430698/gutachten-syrien-einsatz-der-bundeswehr-waere-rechtswidrig.html

[5] www.welt.de/politik/ausland/article181491964/WELT-Trend-Fast-drei-Viertel-der-Deutschen-gegen-Bundeswehr-Einsatz-in-Syrien.html

[6] www.zeit.de/politik/deutschland/2018-09/deutsche-beteiligung-militaereinsatz-politiker
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NAHOST/1617: Ägypten - auf Abwegen ... (SB)


Ägypten - auf Abwegen ...



In jenem anonymen Gastbeitrag, der am 5. September in der New York
Times erschienen ist und international Schlagzeilen gemacht hat, warf
der Verfasser, angeblich ein Mitglied einer oppositionellen
Verschwörergruppe innerhalb der amtierenden US-Regierung, Präsident
Donald Trump eine Vorliebe für "Autokraten und Diktatoren" vor, als
zeugten die aktuellen Bemühungen des Weißen Hauses um bessere
Beziehungen zu Moskau und Pjöngjang von einem Mangel an Verständnis
für die heilige Mission Amerikas, Demokratie in der Welt zu
verbreiten. Doch die Kritik am vermeintlichen Anti-Demokraten
Trump kann man nicht ernst nehmen, sonst hätte der Autor des
spektakulären NYT-Artikels Abdel Fatah Al Sisi und nicht Wladimir
Putin oder Kim Jong-un genannt. Schließlich ist das, was die Diktatur
des Ex-Generals seit fünf Jahren in Ägypten anrichtet, weitaus
schlimmer als alles, was in Rußland und Nordkorea geschieht.

Im Sommer 2013 hat das Militär unter der Führung Al Sisis mit brutaler
Gewalt Mohammed Mursi, den ersten frei gewählten Präsidenten Ägyptens,
gestürzt und dessen Moslembruderschaft verboten. Als es zu tagelangen
Massenprotesten gegen den illegalen Staatsstreich kam, brachte die
Armee in Kairo mehr als 1000 Menschen auf offener Straße ums Leben. Al
Sisi und seine Schergen haben eine Unterdrückungsorgie vom Zaun
gebrochen, die bis heute anhält und bei der sich kein Ende abzeichnet.
Aktuell sitzen in Ägypten mehr als 60.000 politische Gefangenen hinter
Gittern. Als der frühere langjährige Präsident Hosni Mubarak Anfang
2011 infolge des demokratischen Aufbruchs zurücktreten mußte, waren es
nur 10.000.

Um die Verhaftungswelle bewältigen zu können, wurden 16 neue 
Gefängnisse gebaut. Und dennoch gelten die ägyptischen Haftanstalten 
als hoffnungslos überfüllt. Dort sind auch Folter und Mißhandlungen an 
der Tagesordnung. Seit dem Militärputsch sind mehr als tausend 
mutmaßliche oder tatsächliche Regimegegner verschwunden - von den 
Sicherheitskräften vermutlich umgebracht und in der Wüste verscharrt. 
Der Staat hat zahlreiche Nicht-Regierungsorganisationen geschlossen, 
mehr als zwei Dutzend Journalisten verhaftet und 434 Zeitungen und 
Nachrichtenportale verboten. Jeder Nutzer von sozialen Medien, der 
über 5000 oder mehr Follower verfügt, steht automatisch im Blick der 
Internetzensur.

Am 8. September hat der Oberste Gerichtshof Ägyptens das Todesurteil
gegen 75 Teilnehmer der Sitzblockaden im August 2013 auf den Kairoer
Plätzen Rabaa und Nahda sowie die langen Freiheitsstrafen für 659
weitere damalige Protestierer bestätigt. Zu denjenigen, die zu einer
lebenslangen Freiheitsstrafe verurteilt wurden, gehört der 75jährige
Mohamed Badie, der Vorsitzende der Moslembruderschaft. Ex-Präsident
Mursi, der seit 2013 in Gefängnis sitzt, droht ebenfalls zum Tode
durch Hinrichtung verurteilt zu werden. Am 12. September hat das
Justizministerium in Kairo die Beschlagnahmung sämtlicher
Vermögenswerte von 1133 Wohltätigkeitsverbänden und Firmen, die
irgendwie in Verbindung mit der im Dezember 2013 verbotenen
Muslimbruderschaft standen, sowie von 1589 Mitgliedern der
Organisation verfügt. Zu den Einrichtungen, die entweder ihre Tore
schließen oder die an andere Instanzen übergeben werden müssen,
gehören 118 wirtschaftliche Betriebe, 104 Schulen, 69 Krankenhäuser
sowie 33 Webseiten und Fernsehkanäle.

Am 9. September hat die neue Hohe Kommissarin der Vereinten Nationen
für Menschenrechte, die ehemalige chilenische Präsidentin Michelle
Bachelet, die Bestätigung der Todesurteile beim ägyptischen 
Massenprozeß als "ungerecht" kritisiert und zudem ein neues Gesetz, 
das ranghohen Militärs Immunität vor Strafverfolgung gewährt, wegen 
Verbrechen im Dienst verurteilt. Auch Amnesty International hat den 
politischen Schauprozeß in Kairo als "eine Schande" bezeichnet. Doch 
die Kritik seitens der Vereinten Nationen und AI kann Kairo vollkommen 
egal sein. Schon am 7. September hatte das Außenministerium in 
Washington bekanntgegeben, Ressortchef Mike Pompeo habe bereits am 21. 
August die Dokumente zur Freigabe der alljährlichen 1,2 Milliarden 
Dollar "Militärhilfe" der USA für Ägypten unterzeichnet.

In der Erklärung des State Department hieß es, in Washington mache man
sich zwar "ernsthafte Sorgen wegen der Menschenrechtslage" am Nil,
"gleichwohl" sei eine "verstärkte Sicherheitskooperation mit Ägypten
für die nationale Sicherheit der USA wichtig". Gemeint dürfte eher die
"nationale Sicherheit" Israels sein, zu dessen Büttel sich der einst
unter Gamal Abdel Nasser bedeutendste arabische Staat seit mehr als
vierzig Jahren macht. Die Israelis standen beim Putsch Al Sisis 2013
Pate. Tel Aviv paßte die von Mursi verfügte Beendigung der Teilnahme
Ägyptens an der Abriegelung des Gazastreifens ebensowenig wie die von
ihm verfolgte Wiederaufnahme diplomatischer Beziehungen des
mehrheitlich sunnitischen Ägyptens zum schiitischen Iran. Dieser Tage
macht sich das Al-Sisi-Regime wieder nützlich, indem es bei geheimen 
Friedensverhandlungen mit der Hamas-Bewegung in Gaza Stadt
die Vermittlerrolle spielt.

Als die Generäle Mursi stürzten, taten sie dies mit dem Versprechen,
das politische Durcheinander der kurzen demokratischen Periode zu
beenden und die Wirtschaft Ägyptens wiederanzukurbeln. Außer dem Bau
einer zweiten Fahrrinne für den Suezkanal ist vom Versprechen wenig
übrig geblieben. Der Abbau staatlicher Subventionen für
Grundnahrungsmittel und Energie hat viele in die Armut gestürzt.
Geschätzte 35 Prozent der fast 100 Millionen Ägypter leben unterhalb
der Armutsgrenze. Die Jugendarbeitslosigkeit liegt offiziell bei 25
Prozent. Nicht nur die zu weiten Teilen vom Militär kontrollierte
Wirtschaft, sondern auch die Gesellschaft Ägyptens stagniert, wie der
plötzliche Tod eines englischen Ehepaars aufgrund einer
E.-coli-Vergiftung in einem Luxus-Hotel in Hurghada am Roten Meer
zeigt. Der trauriger Vorfall und die vorübergehende Notevakuierung von
mehr als 300 Touristen aus der unhygenischen Anlage hat das Ansehen
Ägyptens als sicheres Urlaubsziel schwer beschädigt.

Auf der Sinai-Halbinsel tobt weiterhin der Kampf zwischen der
Terrormiliz Islamischer Staat (IS) und den staatlichen Streitkräften.
Vor dem Hintergrund der wirtschaftlichen Misere, der staatlichen 
Repression gegen jede politische Regung, die sich in Richtung Reform 
bewegt, sowie der Perspektivlosigkeit bei der Jugend warnen bereits 
Experten vor einer Gewaltexplosion. In einem aufschlußreichen, am 15. 
August bei Middle East Eye erschienenen Analyse der aktuellen Lage in 
Ägypten meinte Dalia Fahmy, außerordentliche Professorin für 
Politikwissenschaft an der Long Island University in New York, "fünf 
Jahre nach Rabaa" [gemeint ist das Massaker dort - Anm. d. SB-Red.] 
löse "Generation Gewalt Generation Protest" ab; in Ägypten lasse das 
Militär der Jugend praktisch keine andere Wahl, als zum Mittel des 
bewaffneten Kampfs zu greifen.
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GENDER/058: Ecuador - "Wir lassen uns von niemandem die Hose runterziehen" (frauen*solidarität)


frauen*solidarität - Nr. 144, 2/18

"Wir lassen uns von niemandem die Hose runterziehen"

Dekoloniale Geschlechterdiskurse aus Ecuador

von Greta Marie Becker



Können Menschen zugleich Mann und Frau sein? Für europäische
Staaten scheint das kaum vorstellbar. In offiziellen Registern,
angefangen bei der Geburtsurkunde, sind Menschen entweder Mann oder
Frau. Dass das anders gehen kann, zeigen Standpunkte ecuadorianischer
Transpersonen.


Engabao, ein kleiner Ort an der Pazifikküste. Dort lebt John
García und führt einen Friseursalon. Wie viele Menschen in der
Gemeinde definiert John sich nicht als Mann oder Frau, sondern vor
allem darüber, was er oder sie tut. "Ich bin John, 'die John' oder
einfach 'John'. Die oder der, das ist egal, das hat hier eigentlich
keine Bedeutung. Einen anderen Namen, nein, schließlich kennen mich
hier alle als John. Ich erreiche nichts durch einen anderen Namen, wo
mich doch alle als John kennen und wissen, dass ich hier in diesem
Friseursalon bin. Ich brauche gar nichts mit mir zu machen."

Während in der Hauptstadt des Landes ein Raum zwischen den zwei
anerkannten Geschlechtern Mann und Frau weitestgehend für inexistent
erklärt wird, gibt es in den ländlichen Gebieten vielfältigste Formen
der Geschlechtertransgressionen: Frauen, die lieber Männer sein
wollen, Männer, die sich dazu entscheiden, als Frau zu leben, aber
auch Menschen, die sich weder als das eine noch als das andere
definieren können oder wollen. Von den jeweiligen Personen werden
diese Prozesse nicht unbedingt als Geschlechtertransgression
definiert. Erst wenn jemand wie John die jeweilige Gemeinde verlässt
und mit der weiß-mestizisch dominierten Kultur in Kontakt tritt,
entstehen Schwierigkeiten oder Missverständnisse. Erst dann werden
Begriffe wie "Transfrau" oder "Intersex" relevant.


Die politische Organisation

John ist Teil der CONFETRANS (Confederación Ecuatoriana de Comunidades
Trans e Intersex), der ecuadorianischen Konföderation von trans- und
intersexuellen Gruppen, Gemeinden und Personen. Sie ist in Anlehnung
an die landesweit agierende Indigenenorganisation CONAIE
(Confederación de Nacionalidades Indígenas del Ecuador) gegründet
worden. Beide Organisationen ähneln sich in ihrer Struktur, und sie
verfolgen ein gemeinsames Ziel: die Entkolonialisierung der
staatlichen Strukturen.

Aus Sicht der Transpersonen zählt dazu auch, das Prinzip der
Zweigeschlechtlichkeit als ideologisches Kriterium für die Anerkennung
von "Mensch-Sein" langfristig zu überwinden: "Wir lehnen die binäre
Bestimmung der Geschlechter nicht nur als transphob ab, sondern
kritisieren sie zugleich als eine rassistische und koloniale Praxis,
die transsexuelle Männer und Frauen auf der Basis von eurozentrischen
Vorstellungen von Männlichkeit und Weiblichkeit herstellt und
zurechtweist", so CONFETRANS.

Vor diesem Hintergrund haben die Aktivist_innen eine Kampagne ins
Leben gerufen: "Mi género en mi cédula" (Mein kulturelles Geschlecht
in meinem Personalausweis), die fordert, dass im Zivilregister das
Geschlecht gemäß der eigenen Identität selbst gewählt werden kann,
unabhängig von jeder medizinischen Determination 1. Dementsprechend
könnte sich als Frau definieren, wer Frau sein möchte, oder als Mann,
wer sich männlich fühlt. Männlichkeit und Weiblichkeit werden dabei
als Ergebnis einer eigenständigen Entscheidung der jeweiligen Person
definiert, über die niemand anderes, d. h. auch keine staatlichen oder
medizinischen Instanzen, zu richten oder zu walten haben. Dabei gilt
das Motto: "Wir lassen uns von niemandem die Hose runterziehen, und
vom Staat erst recht nicht!"

Elizabeth Vásquez, Anwältin und treibende Kraft der Kampagne, fasst
den politischen Impuls in folgenden Worten zusammen: "Ich hoffe, dass
wir einen selbstbewussten Weg finden und eine Vision entwickeln, die
dekolonial genug ist, um in Fragen der Geschlechtertransgressionen
nicht einmal mehr den so 'Entwickelten' (Europa und die USA) zu
folgen, die ein Gesetz zur Geschlechtsidentität haben, das den Weg
über das Skalpell und die Klassifikation als geisteskrank geht."


Körper anders lesen: Der Einfluss präkolumbischer
Überlieferungen

Anstelle der im weiß-mestizischen Kontext dominanten Vorstellungen von
Transsexualität gibt es tradierte Formen von kollektiv gelebten
Transgressionen, die nicht damit einhergehen, dem Körper mittels
chirurgischer Interventionen ein neues Geschlecht zu konstruieren,
sondern vielmehr bestimmten Körperteilen die Zuordnung zu
ausschließlich einem von zwei (kulturellen) Geschlechtern
abzusprechen. So lehnen es viele Personen ab, Transsexualität als
einen Prozess "hin zum Mann" oder "hin zur Frau" zu denken, sondern
verweisen auf die potenzielle Gleichzeitigkeit von kulturell als
männlich oder weiblich interpretierten Verhaltensmustern,
Körperteilen, Ausdrucksweisen, Kleidungsstilen etc.

Unter Verweis auf präkolumbische und teilweise bis heute erhaltene
indigene Geschlechtervorstellungen werden Körperteile anders
interpretiert, als es im dominanten kulturellen Kontext Ecuadors
stattfindet. Als prägnantes Beispiel gilt das Phänomen der
"Transmaternidad" (Transmutterschaft), das historisch bedingt vor
allem an der ecuadorianischen Küste verbreitet ist. Dabei handelt es
sich um Transmänner, die Kinder gebären und die Schwangerschaft im
Sinne ihrer selbstgewählten Männlichkeit als männliches Phänomen
deuten. Schwangerschaft wird hier als "fenómeno hémbrico"
(biologisch-weibliches Phänomen) bezeichnet, da es derjenigen Organe
bedarf, die medizinisch als weiblich definiert werden. Es handelt sich
damit jedoch nicht per se um ein feminines Phänomen im Sinne der
Identität hinsichtlich des kulturellen Geschlechts (Gender).
Medizinische Diskurse zu de-essentialisieren heißt hier anzuerkennen,
dass es sich um Personen mit einer Vagina, nicht jedoch um Frauen
handelt.

Auffällig ist, dass in vielen Provinzen des Landes Gemeinden
existieren, in denen die dort geborenen Transpersonen zwar teils auch
patriarchale Ordnungsmuster, jedoch eine weitaus höhere
Durchlässigkeit (fluidez de género) in Bezug auf die
vergeschlechtlichte Identifikation erkennen. Diese ermöglicht es
beispielsweise Männern, sich Aufgaben zu widmen, die in ihrem
spezifischen kulturellen Kontext traditionell als weiblich assoziiert
werden, ohne dadurch den Ausschluss aus der Gemeinde zu befürchten. So
fährt John García nicht mit den Fischern raus aufs Meer, sondern
widmet sich sorglos seiner Arbeit im Schönheitssalon.


Die Utopie der "Ent-ver-geschlechtlichung"

Die Kampagne "Mi género en mi cédula" stellt nur den ersten Schritt
eines weit größeren politischen Projekts dar. Als langfristiges Ziel
arbeiten die Aktivist_innen darauf hin, die Kategorie "Geschlecht"
gänzlich aus den staatlichen Personenregistern zu streichen. Dies wird
als die Utopie einer "ciudadanía desgenerizante" (dt.:
ent-vergeschlechtlichte Staatsbürger_innenschaft) beschrieben. Demnach
gäbe es in offiziellen Registern - ungeachtet jedweder identitären
Verortung - nur noch die Kategorie "Mensch".


ANMERKUNG:

(1) Website der Kampagne: 

http://migeneroenmicedula.blogspot.de/

LESETIPPS:

Becker, Greta-Marie (2016): Interkulturelle Dialoge und dekoloniale
Geschlechterdiskurse. Indigene Gesellschaftsentwürfe und sexuelle
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Lugones, María (2007): Heterosexualism and the Colonial/Modern Gender
System. In: Hypatia 22: 1, 186-209
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ARBEIT/2855: Startups - bessere Einstellungschancen, aber weniger Gehalt für benachteiligte Arbeitnehmer (idw)


Friedrich-Alexander-Universität Erlangen-Nürnberg - 11.09.2018

Startups - bessere Einstellungschancen, aber weniger Gehalt für
benachteiligte Arbeitnehmer

Studie der FAU liefert neue Erkenntnisse zu jungen Betrieben



Ältere Arbeitnehmer, Menschen fremder Nationalität, Opfer einer
Betriebsschließung, Langzeitarbeitslose oder weniger qualifizierte
Bewerber. Sie alle haben schlechte Chancen auf dem Arbeitsmarkt, jedoch
nicht bei Startup-Unternehmen. Das haben Forscher der
Friedrich-Alexander-Universität Erlangen-Nürnberg (FAU), des
Leibniz-Instituts für Wirtschaftsforschung Halle und des Instituts für
Arbeitsmarkt- und Berufsforschung (IAB) herausgefunden.

Neu gegründete Betriebe, sogenannte Startups, gelten als wichtige Treiber
des strukturellen Wandels und technischen Fortschritts. Sie können die
Arbeitslosigkeit verringern, wenn sie neue Arbeitsplätze generieren, doch
zugleich müssen sie oft auch schnell wieder schließen. Um den wahren
Einfluss von Startups auf den Arbeitsmarkt feststellen zu können, muss man
sich folgende Frage stellen: Führen Startups lediglich zu Verschiebungen
auf dem Arbeitsmarkt, indem sie Arbeitnehmer abwerben, oder schaffen sie
tatsächlich zusätzliche Beschäftigungsmöglichkeiten, zum Beispiel für
Arbeitnehmer mit Arbeitsmarktproblemen? Wissenschaftler um Prof. Dr. Claus
Schnabel, Lehrstuhl für Arbeitsmarkt- und Regionalpolitik der FAU, wollen
Antworten darauf finden. Sie vergleichen in einer empirischen Untersuchung
die Einstellungsmuster von neu gegründeten und etablierten Betrieben im
Zeitraum 2003-2014. Etablierte Betriebe sind solche, die mindestens fünf
Jahre alt sind.

Arbeit ja - aber mit Abzügen

Die Forscher haben herausgefunden, dass Startups mit einer höheren
Wahrscheinlichkeit als etablierte Betriebe etwa ältere und ausländische
Arbeitnehmer einstellen. Gleiches gilt für Bewerber, die arbeitslos sind,
instabile Erwerbsbiografien aufweisen oder Opfer einer Betriebsschließung
wurden. Allerdings müssen benachteiligte Arbeitnehmer bei der Einstellung
in neu gegründeten Betrieben höhere Lohnabschläge als in etablierten
Betrieben in Kauf nehmen. Zudem ist die Anstellung bei jungen Unternehmen
unsicherer, bis sich diese auf dem Markt etabliert haben: Anfangs steigt
die Jobanzahl dank solcher Betriebe stark an, fällt aber oft nach ein paar
Jahren wieder, wenn sich die Startups nicht halten können. Jeder
Arbeitnehmer muss daher abwägen, ob er das Risiko eingeht, bei neu
gegründeten Betrieben einzusteigen. Dennoch gilt: Selbst ein unsicherer
Job ist gut geeignet, um der Arbeitslosigkeit zu entgehen, eine Lücke im
Lebenslauf zu vermeiden oder Berufserfahrung zu sammeln. Prof. Dr. Claus
Schnabel zieht ein zwiespältiges Fazit: "Zwar bieten Neugründungen
Beschäftigungsmöglichkeiten für bestimmte Gruppen benachteiligter
Arbeitnehmer, doch scheint die Qualität dieser Jobs - gemessen an der
anfänglichen Entlohnung - gering zu sein."

Studie untersucht Lohnunterschiede bei neuen und etablierten Betrieben

Die Wissenschaftler legen in ihrer Studie ein großes Augenmerk auf die
Erwerbsbiographie der Bewerber. Informationen hierüber beziehen sie aus
der Datenbank zu den Integrierten Erwerbsbiografien und dem
Betriebs-Historik-Panel des IAB. Diese liefern umfangreiche Daten, die bis
ins Jahr 1975 zurückgehen. Sie untersuchen hierbei vor allem die
Einstellungen von benachteiligten Bewerbern. Ein Arbeitnehmer gilt als
benachteiligt, wenn er älter, fremder Nationalität, niedrig qualifiziert,
arbeitslos, Berufseinsteiger, Opfer einer Betriebsschließung ist oder eine
unstete Erwerbsbiographie vorweist.

Im Rahmen der Studie werden nicht nur die Einstellungsmöglichkeiten
betrachtet, auch die Qualität der Jobs wird untersucht: Die
Wissenschaftler wollen in Erfahrung bringen, mit wie viel Einstiegsgehalt
diese Arbeitnehmergruppen in etablierten und neuen Betrieben rechnen
können und ob Einkommensnachteile mit der Einstellung einhergehen.


Originalpublikation:

https://www.iwf.rw.fau.de/files/2018/06/09-2018.pdf

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution18
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FORSCHUNG/919: Nach uns die Schuldenflut? (idw)


Otto-von-Guericke-Universität Magdeburg - 11.09.2018

Nach uns die Schuldenflut?

Verhaltensökonomen der Universitäten Magdeburg und Köln erforschen Motive
für die Staatsverschuldung



Die treibende Kraft für die Aufnahme von Schulden ist der Wunsch, die
Schulden für den eigenen Konsum nutzen zu können und die Lasten der
Rückführung der Schuld auf nachfolgende Generationen abzuwälzen. Zu diesem
ungewöhnlichen Ergebnis kommt eine Studie von Verhaltensökonomen der
Universitäten Magdeburg und Köln, welche den starken Anstieg der
Staatsverschuldung in den Industrieländern untersuchte. Sie erforschten,
wie es dazu kommt, dass Staatsverschuldung in demokratischen Ländern
geschieht, also unter zumindest impliziter Zustimmung der Bevölkerung und
welche Motive Menschen haben, wenn sie einer Staatsschuld zustimmen.

Diese Fragen untersuchten Verhaltensökonomen aus Magdeburg gemeinsam mit
Kollegen aus Köln in einem umfangreichen Laborexperiment, dessen
Ergebnisse jetzt in PLoS ONE, dem weltweit angesehensten
interdisziplinären Open Access Journal, veröffentlicht worden sind. Im
Experiment wurde die Wirkung einer Schuldenbremse ebenso untersucht wie
die Wirkung von zwischenmenschlichen Verbindungen zwischen Generationen.

Am Verschuldungsverhalten änderte sich jeweils nichts. In dem Experiment
entschied jede Generation nahezu ausschließlich zugunsten des eigenen
Vorteils. Die Forscher fanden heraus, dass die Probanden dabei
ausgesprochen rational vorgingen - die fehlende Fürsorge für nachkommende
Generationen war also kein Versehen, sondern geschah in voller Absicht.

Außerdem konnten die Forscher Anzeichen für eine Verstärkung des
Schuldenproblems in alternden Gesellschaften finden. In Europa habe das in
einzelnen Ländern einen Umfang erreicht, der eine Staatsschuldenkrise
heraufbeschworen hat, konstatiert Prof. Dr. Joachim Weimann von der
Fakultät für Wirtschaftswissenschaft der Otto-von-Guericke-Universität
Magdeburg. In den USA stehe der Staat regelmäßig vor der
Zahlungsunfähigkeit, die nur durch eine Ausweitung der Verschuldungsgrenze
abgewendet werden könne. Genau wie in den USA wurde die Schuldengrenze
auch im Experiment immer dann aufgehoben, wenn sie drohte zu greifen
"Je einfacher es ist, Schulden zu machen, umso bedenkenloser werden sie
aufgenommen", fasst der Verhaltensökonom zusammen. "Zumindest gilt dies
dann, wenn sich das Laborexperiment aus Magdeburg als eine zutreffende
Beschreibung der realen Welt erweist. Die Tatsache, dass sich vieles, was
im Labor beobachtet wurde, auch in der Realität zeigt, spricht dafür, dass
dies der Fall sein könnte." Im Lichte der experimentellen Ergebnisse könne
deshalb nur der Rat gegeben werden, dass man die institutionellen
Beschränkungen für die Aufnahme von Staatsschulden sehr restriktiv
handhaben muss.

"Das Ergebnis hat uns überrascht", so Verhaltensökonom Weimann. "Menschen
sind gewöhnlich in einem gewissen Umfang uneigennützig und rücksichtsvoll,
verhalten sich, wie wir sagen, reziprok, also neigen dazu, soziales
Verhalten mit eigenem sozialen Verhalten zu erwidern. Bei
aufeinanderfolgenden Generationen war bei unserer Studie davon aber fast
nichts mehr zu spüren."


Quelle: 

Martin Fochmann, Florian Sachs, Karim Sadrieh und Joachim Weimann,

The Two Sides of Public Debt: Intergenerational Altruism and Burden
Shifting,

PLoS ONE 2018, 13(8): e0202963.

https://doi.org/10.1371/journal.pone.0202963

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution116
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MELDUNG/821: Künstliche Intelligenz - Bundesregierung startet Expertenworkshops (BMWi)


Bundesministerium für Wirtschaft und Energie - Berlin, 12. September 2018

Bundesregierung startet KI-Expertenworkshops



Aufbauend auf den Eckpunkten für eine Strategie Künstliche Intelligenz
(KI) findet heute der erste Expertenworkshop der Bundesregierung zu KI
statt. Bis Ende September laden die beteiligten Ressorts Expertinnen
und Experten zu insgesamt sechs Workshops ein, um mit ihnen die Themen
zu diskutieren, die bei KI für Deutschland zentral sind: Forschung,
Transfer in die Praxis, Arbeitswelt und Arbeitsmarkt, Gesundheit und
Pflege, Mobilität und Produktion/Industrie 4.0. Zum Auftakt geht es
heute im Bundesgesundheitsministerium um KI in der Gesundheitsbranche.

Bundesminister Altmaier: "Quer durch alle Branchen kündigen sich
bahnbrechende Innovationen an, die auf Künstlicher Intelligenz beruhen
- sei es in der Gesundheit, der Produktion oder der Mobilität. Wir
wollen, dass diese Innovationen in Deutschland nicht nur erdacht,
sondern auch umgesetzt werden und so Wachstum und Arbeitsplätze
schaffen. Die Strategie Künstliche Intelligenz der Bundesregierung
soll hierfür den Weg ebnen. Bei den KI-Expertenworkshops nehmen wir
deshalb besonders auch die Anwender in der Wirtschaft in den Blick.
Unser Ziel ist, dass deutsche und europäische Unternehmen mit ihren
Produkten und Dienstleistungen im Zeitalter von KI Innovations- und
Weltmarktführer bleiben und wir zu einem weltweit führenden Standort
für KI werden. Hierfür ziehen Politik, Wissenschaft und Wirtschaft an
einem Strang."

Bundesforschungsministerin Anja Karliczek sagt: "Wir wollen mit
Schwung das Thema Künstliche Intelligenz voranbringen. Deswegen suchen
wir die enge Abstimmung und wollen insbesondere diejenigen frühzeitig
beteiligen, die bei der sinnvollen Anwendung und beim Transfer helfen
können. Denn wir wollen KI ja so entwickeln, dass diese Technik unser
Leben verbessert und von den Menschen genutzt werden kann. Dafür ist
eine breite Beteiligung sehr nützlich."

Bundesminister Heil: "Künstliche Intelligenz wird die Arbeitswelt und
somit auch die Gesellschaft verändern. Mir ist wichtig, dass die
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer in diesem Prozess Schritt halten
können und den Wandel auch als Chance begreifen. Im Rahmen der
Experten-Workshops werden wir gemeinsam mit Fachleuten aus
Wissenschaft und Unternehmen praktische, aber auch ethische Aspekte
von KI in der Arbeitswelt diskutieren und Handlungsbedarfe
identifizieren. Im Ergebnis wollen wir herausarbeiten, wie die
Künstliche Intelligenz zum Wohl der Gesellschaft und der Beschäftigten
eingesetzt werden kann."

Am 18. Juli 2018 hat die Bundesregierung auf Vorschlag des
Bundesministers für Wirtschaft und Energie Peter Altmaier, der
Bundesministerin für Bildung und Forschung Anja Karliczek und des
Bundesministers für Arbeit und Soziales Hubertus Heil Eckpunkte für
eine künftige Strategie der Bundesregierung zur Künstlichen
Intelligenz beschlossen und zur öffentlichen Diskussion gestellt.

Neben den Expertenworkshops besteht die Möglichkeit, die Vorschläge
der Bundesregierung im Rahmen einer Onlinekonsultation zu bewerten und
weitere Ideen einzubringen. Die Konsultation richtet sich vor allem an
bundesweit aktive Verbände, Unternehmen, Organisationen und
Institutionen. Wer auf diesem Weg zur KI-Strategie beitragen möchte,
kann dies noch bis zum 30. September 2018 hier tun.

 * 

Quelle:

BMWi-Pressemitteilung vom 12. September 2018

Herausgeber: Bundesministerium für Wirtschaft und Energie
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MELDUNG/820: Die wirtschaftliche Lage in Deutschland im September 2018 (BMWi)


Bundesministerium für Wirtschaft und Energie - Berlin, 12. September 2018

Die wirtschaftliche Lage in Deutschland im September 2018




	Die deutsche Konjunktur zeigt sich solide, trotz eines schwachen Welthandels und außenwirtschaftlicher Unwägbarkeiten. Vor allem die binnenwirtschaftlichen Auftriebskräfte tragen gegenwärtig den Aufschwung.

	Die Erzeugung des Produzierenden Gewerbes ist zu Beginn des zweiten Quartals gedämpft, wobei auch Sondereffekte eine Rolle spielen. Die Auftragseingänge im Verarbeitenden Gewerbe sind ebenfalls rückläufig, aber der Auftragsbestand ist weiterhin sehr hoch. Das Baugewerbe befindet sich in der Hochkonjunktur.

	Die Entwicklung von Beschäftigung, Einkommen und Konsumnachfrage der privaten Haushalte bleibt aufwärtsgerichtet. Auch die Stimmung im Handel ist gut.

	Die Erwerbstätigkeit nimmt weiter zu und die Arbeitslosigkeit ab. Allerdings bestehen strukturelle Herausforderungen, z. B. die Verringerung von Langzeitarbeitslosigkeit sowie die Reaktion auf strukturelle Veränderungen.



Die deutsche Wirtschaft befindet sich in einem soliden Aufschwung,
trotz protektionistischer Tendenzen in der Weltwirtschaft. Im ersten
Halbjahr 2018 erhöhte sich das preisbereinigte Bruttoinlandsprodukt
(BIP) um 0,9 % gegenüber der Vorperiode. [1] Zuvor war das BIP im
ersten Halbjahr 2017 um 1,6 % und im zweiten Halbjahr 2017 um 1,1 %
gestiegen. Verwendungsseitig kamen die Impulse im ersten Halbjahr
ausschließlich von der Binnenwirtschaft, insbesondere von den privaten
Konsumausgaben und den Bruttoinvestitionen. Der Aufschwung wird sich
im zweiten Halbjahr trotz der Unsicherheiten aus dem
außenwirtschaftlichen Umfeld fortsetzen. Die Konjunkturindikatoren
senden gegenwärtig allerdings auch gemischte Signale. In der Industrie
steht ein deutlich aufgehelltes Geschäftsklima rückläufigen
industriellen Auftragseingängen und einer zögerlichen Produktion
gegenüber. Dies beruht aber teilweise auf Sondereffekten und ist nicht
allein auf die aktuelle Welthandelsflaute zurückzuführen. Die
Industrie sollte daher ihre aktuelle Verschnaufpause im weiteren
Jahresverlauf wieder überwinden. Wichtige binnenwirtschaftliche
Auftriebskräfte entfalten unverändert ihre Wirkung: Die Beschäftigung
und Einkommen erhöhen sich weiter kräftig. Insbesondere in den
Dienstleistungsbereichen nimmt die Wertschöpfung weiter zu und die
Bauwirtschaft boomt.

Aus dem weltwirtschaftlichen Umfeld kommen gegenwärtig geringere
Impulse. Hierauf weisen Indikatoren für den globalen Handel und die
Industrieproduktion hin. Bei unterschiedlicher Entwicklung in den
Schwellenländern rührt die etwas verlangsamte Dynamik der
industriellen Erzeugung vor allem aus den entwickelten
Volkswirtschaften. Der gegenwärtig schwache Welthandel geht
demgegenüber auf geringere Handelsströme der Schwellenländer
insbesondere in Asien zurück. Der IHS Markit Global Composite PMI gab
im August den zweiten Monat in Folge nach und der ifo Index zum
Weltwirtschaftsklima verschlechterte sich für das dritte Quartal 2018
erneut. Daher gehen nationale sowie internationale Organisationen in
ihren jüngsten Prognosen weiter von einer zwar abgeschwächten, aber
positiven Entwicklung der Weltwirtschaft aus.

Unter dem schwierigeren außenwirtschaftlichen Umfeld leiden
grundsätzlich auch die deutschen Ausfuhren von Waren und
Dienstleistungen. Im Juli gingen die Exporte saisonbereinigt und in
jeweiligen Preisen leicht um 0,6 % zurück. Dieser Rückgang dürfte real
durch den Anstieg der Ausfuhrpreise im gleichen Zeitraum etwas stärker
ausfallen. Im stabileren Dreimonatsvergleich erhöhten sich die
Ausfuhren nominal deutlich um 1,7 %, preisbereinigt dürfte dieses
Wachstum jedoch ebenfalls etwas geringer ausfallen. Die ifo
Exporterwartungen sind weiterhin abwartend niedrig und deuten noch
nicht auf eine deutliche Belebung der Ausfuhren hin. Die nominalen
Importe von Waren und Dienstleistungen sind demgegenüber seit März
dieses Jahres aufwärtsgerichtet. Im Juli nahmen sie saisonbereinigt um
2,9 % zu. Im Dreimonatsvergleich beträgt der Anstieg der Importe
beachtliche 3,8 %. Da die Einfuhrpreise im selben Zeitraum weniger
stark zugelegt haben, dürften sich die Importe auch preisbereinigt
deutlich positiv entwickelt haben.

Im Produzierenden Gewerbe zeigt sich eine gedämpfte Entwicklung, wobei
auch Sondereffekte eine Rolle spielten. Die Erzeugung in der Industrie
nahm im Juli um 1,9 % ab, im Zweimonatsvergleich Juni/Juli gegenüber
April/Mai verringerte sie sich um 0,6 %. Die Produktion im Baugewerbe
wurde indes im Zweimonatsvergleich um 0,7 % ausgeweitet. Die
Auftragseingänge im Verarbeitenden Gewerbe nahmen nach einem kräftigen
Minus im Juni von 3,9 % im Juli nochmals um 0,9 % ab. Damit ergab sich
im Zweimonatsvergleich ein deutlicher Rückgang der Orders um 3,1 %.
Während sich die Bestelltätigkeit aus dem Inland um 0,7 % erhöhte,
gingen die Aufträge aus dem Euroraum um 2,0 % und aus dem
Nicht-Euroraum kräftig um 8,0 % zurück. Neben der Verunsicherung durch
die Handelskonflikte dürfte dies auch mit Engpässen bei der Zulassung
von Pkw nach dem neuen Fahrzyklus WLTP zusammenhängen. Nach wie vor
verfügt das Verarbeitende Gewerbe in Deutschland jedoch über ein sehr
gutes Auftragspolster; im Juni lag die Reichweite unverändert bei 5,6
Monaten. Das Geschäftsklima im Verarbeitenden Gewerbes hat sich laut
ifo Konjunkturtest zuletzt sogar wieder verbessert und befindet sich
deutlich über seinem langjährigen Durchschnitt. Die
Industriekonjunktur dürfte daher, sobald sich der Zulassungsstau
auflöst, ihren Aufschwung fortsetzen. Die Indikatoren für das
Baugewerbe sprechen dafür, dass sich dort der Boom fortsetzt.

In den letzten Monaten war ein ordentliches Wachstum von Löhnen und
Einkommen zu beobachten. Die verfügbaren Einkommen der privaten
Haushalte lagen im zweiten Quartal um 4,9 % höher als ein Jahr zuvor.
Mit der anhaltend guten Beschäftigungsentwicklung bei stabilen Preisen
blieben daher die privaten Konsumausgaben im zweiten Quartal eine
Stütze der Konjunktur, wenngleich sie nicht mehr so stark wie im
Vorquartal expandierten. Weitere Indikatoren für den privaten Konsum
senden überwiegend positive Signale. Die Umsätze im Einzelhandel
starteten mit -0,4 % schwach ins dritte Quartal, nachdem sie sich im
zweiten Quartal um 0,9 % erhöht hatten. Das Geschäftsklima im Handel
war laut ifo Geschäftsklimaindex im August stabil zuversichtlich. Das
Konsumklima schwächte sich zwar leicht ab, lag aber weiterhin auf
hohem Niveau.

Der Arbeitsmarkt entwickelt sich weiter positiv. Im Juli nahm die
Erwerbstätigkeit saisonbereinigt um 46.000 Personen zu; auf
Jahressicht betrug der Anstieg 1,3 %. Im Juni lag der Zuwachs bei der
sozialversicherungspflichtigen Beschäftigung mit 55.000 Personen etwas
über dem durchschnittlichen Niveau der letzten fünf Monate. Die
Frühindikatoren signalisieren eine anhaltend starke Nachfrage der
Unternehmen nach Arbeitskräften und einen weiteren moderaten Anstieg
der Erwerbstätigkeit. Die Zahl der Arbeitslosen sank im August
saisonbereinigt geringfügig um 8.000 Personen; sie stieg nach den
Ursprungszahlen ferienbedingt leicht auf 2,35 Mio. Personen. Die
schrittweise Verringerung der Arbeitslosigkeit dürfte sich fortsetzen.
Die Eindämmung der Langzeitarbeitslosigkeit und die Stärkung der
Wirtschaftskraft strukturschwacher Gebiete bleiben langfristig
Herausforderungen.

Hinweis:

Eine ausführliche Darstellung und Kommentierung der wirtschaftlichen
Lage und Entwicklung wird in der Oktober-Ausgabe des Monatsberichts
"Schlaglichter der Wirtschaftspolitik" veröffentlicht. Diese Ausgabe
wird voraussichtlich am Ende der 39. Kalenderwoche 2018 auf der
Internetseite des Bundesministeriums für Wirtschaft und Energie zu
finden sein.

[1] In diesem Bericht werden Daten verwendet, die bis zum
11. September 2018 vorlagen. Soweit nicht anders vermerkt, handelt es
sich um Veränderungsraten gegenüber der jeweiligen Vorperiode auf
Basis preisbereinigter und kalender- und saisonbereinigter Daten.

 * 
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VERBRAUCHERSCHUTZ/560: Neue Studie - Bundeskartellamt könnte Verbraucherschutzbehörde werden (idw)


Heinrich-Heine-Universität Düsseldorf - 11.09.2018

Neue Studie: Bundeskartellamt könnte Verbraucherschutzbehörde werden



Sollte das Bundeskartellamt tätig werden, wenn auf Vergleichsportalen
oder bei Abgastests systematisch falsche Angaben gemacht werden? Sollte die
Bonner Behörde Bußgelder verhängen dürfen, wenn Unternehmen Kunden unfair
behandeln? Drei Wettbewerbsexperten kommen jetzt zu dem Schluss, dass dies
ein gangbarer Weg sein könnte. Sie zeigen in einer neuen Studie auf, wo
das deutsche Verbraucherrecht Schwachstellen hat - und wie diese zu
beheben wären.

Im Kern geht es darum, dem Bundeskartellamt die Möglichkeit zu geben, in
besonders schwerwiegenden Fällen einzuschreiten. Die Studie hat das
Bundeswirtschaftsministerium in Auftrag gegeben. Erstellt haben sie die
Professoren Rupprecht Podszun von der Heinrich-Heine-Universität
Düsseldorf, Christoph Busch von der Universität Osnabrück und Frauke
Henning-Bodewig vom Max-Planck-Institut für Innovation und Wettbewerb.

In Deutschland sind Verstöße gegen Verbraucherrecht nur eingeschränkt ein
Thema für Behörden. "Die Rechtsdurchsetzung für Fairness im
Geschäftsverkehr liegt weitgehend bei Verbänden und Mitbewerbern, die vor
Gericht gehen müssen", erklärt Professor Rupprecht Podszun, Inhaber des
Lehrstuhls für Bürgerliches Recht, deutsches und europäisches
Wettbewerbsrecht. "Das handhaben fast alle europäischen Staaten anders. In
Deutschland gibt es keine zentrale Verbraucherschutzbehörde, die etwa
gegen Manipulationen bei Bewertungsportalen im Internet oder systematische
Falschangaben in der Werbung vorgehen kann." Wenn Verbraucherschützer oder
Wirtschaftsverbände wie die Wettbewerbszentrale dagegen vorgehen, können
sie in der Regel nur die Abstellung des rechtswidrigen Verhaltens
verlangen. Die Abschöpfung von Gewinnen oder Bußgelder gibt es in
Deutschland so gut wie nie.

Laut den Gutachtern ist das deutsche System sehr stark darin, schnell
Verstöße gegen Ver-braucherrecht für die Zukunft abzustellen, soweit diese
gut nachweisbar sind. Hier greift das effiziente System der Abmahnung und
der einstweiligen Verfügungen nach dem Gesetz gegen den unlauteren
Wettbewerb (UWG) und dem Unterlassungsklagegesetz (UKlaG). "Das
Verbraucherschutzniveau in Deutschland ist hoch", so die Gutachter. Es
gibt aber einzelne Schwächen, etwa wenn ein Verstoß von außen nicht
ersichtlich ist. Das ist häufig bei digitalen Geschäftsmodellen der Fall.
Bei solchen Beweisproblemen würde es helfen, wenn eine Behörde ermitteln
könnte. Dazu müsste aber das Gesetz geändert werden.

Ein weiteres Problem sind "Streuschäden": "Es gibt Fälle, in denen der
Schaden für jeden einzelnen Verbraucher sehr gering ist, aber die
Unternehmen durch Rechtsverstöße hohe Gewinne erzielen können", erklärt
Gregor Schmieder von der Universität Düsseldorf, der an der Studie
mitgearbeitet hat. Wenn dann für Verbände oder andere Unternehmen die
Klageanreize fehlen oder einstweilige Verfügungen nicht abschreckend genug
sind, wäre ein behördliches Bußgeld denkbar.

Wenn eine Behörde eingeschaltet wird, besteht immer auch die Gefahr der
Überregulierung. Das sehen auch die Autoren der Studie. Podszun: "Ich bin
überzeugt, dass wir in Deutschland eine Verbraucherschutzbehörde bekommen
werden. Das europäische Recht gibt das in einer neuen Verordnung faktisch
vor. Dann sollte das Bundeskartellamt diese Aufgabe übernehmen: Das Bonner
Amt beweist immer wieder Augenmaß im Umgang mit Unternehmen und hat große
ökonomische Fachkenntnis. Es wird den Unternehmen keine überzogenen
Vorgaben machen."


Das Gutachten ist hier abrufbar:

https://www.bmwi.de/Redaktion/DE/Publikationen/Studien/behoerdliche-durchsetzung-des-verbraucherrechts.pdf?__blob=publicationFile&v=10

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution223
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KIRCHE/2135: Bischof Ackermann zur Studie "Sexueller Missbrauch" (DBK)


Pressemitteilungen der Deutschen Bischofskonferenz vom 12. September 2018

Bischof Ackermann zur Studie "Sexueller Missbrauch an Minderjährigen
durch katholische Priester, Diakone und männliche Ordensangehörige im
Bereich der Deutschen Bischofskonferenz"



Aufgrund der Indiskretion und damit verbundenen Veröffentlichung der Studie
 "Sexueller Missbrauch an Minderjährigen durch katholische Priester,
Diakone und männliche Ordensangehörige im Bereich der Deutschen
Bischofskonferenz" (MHG-Studie) durch mehrere Medien in Deutschland am
heutigen (12. September 2018) Tag, erklärt der Beauftragte für Fragen des
sexuellen Missbrauchs im kirchlichen Bereich und für Fragen des Kinder- und
Jugendschutzes der Deutschen Bischofskonferenz, Bischof Dr. Stephan
Ackermann (Trier):

"Ich bedauere, dass die bisher vertraulich gebliebene Studie und somit das
Ergebnis vierjähriger Forschungsarbeit zur Thematik 'Sexueller Missbrauch
an Minderjährigen durch katholische Priester, Diakone und männliche
Ordensangehörige im Bereich der Deutschen Bischofskonferenz' durch das
Forschungskonsortium um Prof. Dr. Harald Dreßing (Verbundkoordinator,
Zentralinstitut für Seelische Gesundheit Mannheim) heute durch Medien
veröffentlicht worden ist. Der Vorgang ist umso ärgerlicher, als bislang
noch nicht einmal den Mitgliedern der Deutschen Bischofskonferenz die
Gesamtstudie bekannt ist.

Gerade mit Blick auf die Betroffenen sexuellen Missbrauchs ist die
verantwortungslose Vorabbekanntmachung der Studie ein schwerer Schlag. Für
die Woche der Herbst-Vollversammlung (24.-27. September 2018) haben wir
geplant, ein Beratungs-Telefon für diejenigen zu schalten, die aufgrund der
Berichterstattung aufgewühlt sind und mit jemandem sprechen möchten. Diese
Menschen bitten wir, sich bis zur Bereitstellung des Beratungs-Telefons an
die Telefonseelsorge (Tel. 0800/1110111 oder 0800/1110222), die
Internetseelsorge (www.internetseelsorge.de) sowie die
Missbrauchsbeauftragten der Bistümer (Liste auf der Themenseite
www.dbk.de/themen/sexueller-missbrauch/informationen-fuer-betroffene) zu
wenden.

Wie geplant wird sich die Herbst-Vollversammlung der Deutschen
Bischofskonferenz am 25. September 2018 mit der Studie und den daraus zu
ziehenden Konsequenzen befassen. Wir werden die Studie gemeinsam mit dem
Forscherkonsortium am Mittag in einer Pressekonferenz vorstellen und
erläutern.

Wir wissen um das Ausmaß des sexuellen Missbrauchs, das durch die
Ergebnisse der Studie belegt wird. Es ist für uns bedrückend und
beschämend. Vor vier Jahren haben wir die Studie in Auftrag gegeben und
gerade wir Bischöfe stellen uns den Ergebnissen. Dazu wird als erstes die
Vollversammlung in Fulda dienen. Ziel der Studie, an der sich alle 27
Diözesen Deutschlands beteiligt haben, ist es, mehr Klarheit und
Transparenz über diese dunkle Seite in unserer Kirche zu erhalten und zwar
um der Betroffenen willen, aber auch, um selbst die Verfehlungen sehen und
alles dafür tun zu können, dass sie sich nicht wiederholen. Es geht uns um
eine verantwortungsvolle und professionelle Aufarbeitung. Ich bin davon
überzeugt, dass die Studie eine umfangreiche und sorgfältige Erhebung ist,
die Zahlenmaterial und Analysen bietet, aus denen wir weiter lernen werden.
Das gilt auch für die Erkenntnisse, die eine vertiefte Einsicht über das
Vorgehen der Täter und über das Verhalten von Kirchenverantwortlichen in
den zurückliegenden Jahrzehnten ermöglichen. Nochmals betone ich: Die
Studie ist eine Maßnahme, die wir nicht nur der Kirche schuldig sind,
sondern vor allem und zuallererst den Betroffenen."

Die Deutsche Bischofskonferenz ist ein Zusammenschluss der katholischen
Bischöfe aller Diözesen in Deutschland. Derzeit gehören ihr 67 Mitglieder
(Stand: September 2018) aus den 27 deutschen Diözesen an. Sie wurde
eingerichtet zur Förderung gemeinsamer pastoraler Aufgaben, zu
gegenseitiger Beratung, zur Koordinierung der kirchlichen Arbeit, zum
gemeinsamen Erlass von Entscheidungen sowie zur Kontaktpflege zu anderen
Bischofskonferenzen. Oberstes Gremium der Deutschen Bischofskonferenz ist
die Vollversammlung aller Bischöfe, die regelmäßig im Frühjahr und Herbst
für mehrere Tage zusammentrifft.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung Nr. 142 vom 12. September 2018

Deutsche Bischofskonferenz

Kaiserstraße 161, 53113 Bonn

Postanschrift: Postfach 29 62, 53019 Bonn

Telefon: 0228/103-0, Fax: 0228/103-254
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SCHACH-SPHINX/06683: Vorsicht vor Zwischenzügen! (SB)


Wenn man dem Gegner erlaubt, eine Linie halb zu öffnen, sollte man mit
besonderer Sorgfaltspflicht an die Berechnung seiner Züge gehen. Wird
diese halboffene Linie zudem mit einem Turmpaar besetzt und dieses
Gespann wiederum von einem Läufer auf langer Diagonale unterstützt,
müssen alle Alarmglocken schrillen. Vorsicht vor Zwischenzüge! Die
können jede Kalkulation im Nu zunichte machen. Im heutigen Rätsel der
Sphinx ging der Nachziehende unverantwortlich lasch zu Werke. Weiß
hatte seinen Damenläufer auf c3 postiert, mit langer Zangenbewegung
schnappte dieser nach dem schwarzen Turm. Unbekümmert, wie sich
Schwarz gab, hoffte er noch rasch, die b-Linie für seinen zweiten Turm
erobern zu können, und antwortete daher mit 1...Ta8-b8. So weit, so
gut, zieht die weiße Dame weg, kann der angegriffene Turm immer noch
nach e6 gehen. Nun, Wanderer, du ahnst wohl schon, daß Weiß ganz
andere Pläne im Kopf hatte. Der Druck auf der g-Linie inspirierte ihn
zu einem hübschen Angriffssturm. Und die Moral von der Geschicht':
Lerne beizeiten doppelt denken!






[image: SCHACH-SPHINX/06683: Vorsicht vor Zwischenzügen! (SB)]



Ftacnik - Kozul

Slowakei 1996


Auflösung des letzten Sphinx-Rätsels:

Kasparow selbst gab als Rettungsweg folgende Variante an, die an
scharfen Einfällen und Wendungen nichts zu wünschen übrig ließ: 1.Sf3-
e5! Tf8-d8 2.Dd4-h4! Td8-d5 3.Se5-g4 Td5xb5 4.Ta1-d1 Tb5-d5 5.c3-c4
Td5-d6 6.Sg4-f6+ Kg8-f8 7.Dh4-f4 Td6-c6 8.Df4-h6+ Kf8-e7 9.Sf6-g8+ Ke7-
e8 10.Sg8-f6+ und Remis durch Dauerschach.



Erstveröffentlichung am 13. September 2005
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INFOPOOL / SPORT / BOXEN





MELDUNG/2294: Weltergewicht - schnelle Fäuste, schwaches Kinn ... (SB)




Amir Khan gegen Samuel Vargas offen wie ein Scheunentor

Amir Khan hat seine Karriere dank eines recht mühsamen Sieges gegen
den Außenseiter Samuel Vargas über Wasser gehalten. Der britische
Weltergewichtler setzte sich in der Birmingham Arena einstimmig nach
Punkten (119:108, 119:109, 118:110) gegen den in Kanada lebenden
Kolumbianer durch, mußte aber diverse brenzlige Situationen
überstehen, bis er sein Schiff in den sicheren Hafen bugsiert hatte.
Für den 31jährigen ehemaligen Weltmeister im Halbweltergewicht aus dem
nordenglischen Bolton, der definitiv schon bessere Tage im Ring
gesehen hat, stehen nun 33 Siege und vier Niederlagen zu Buche. Sein
zwei Jahre jüngerer Gegner, der eine faustdicke Überraschung nur knapp
verfehlte, hat 29 gewonnene, vier verlorene sowie zwei unentschieden
gewertete Auftritte vorzuweisen. [1]

Nach seiner vorzeitigen Niederlage gegen den körperlich weit
überlegenen Mittelgewichtler Saul "Canelo" Alvarez im Mai 2015 hatte
Khan eine lange Pause eingelegt und sich einer Operation an der Hand
unterzogen. Er wechselte den Trainer und meldete sich vor fünf Monaten
überzeugend zurück, indem er den heillos überforderten Phil Lo Greco
binnen 39 Sekunden zerlegte. Sollte der Brite gehofft haben, auch im
zweiten Streich nach seinem Comeback kurzen Prozeß machen zu können,
sah er sich angesichts des robusten Kontrahenten rasch eines Besseren
belehrt. Khan boxte im wesentlichen so, wie man es von ihm kennt,
nämlich mit blitzschnellen Fäusten, einem guten Timing, aber einem
Glaskinn. Das fast schon geflügelte Wort, man dürfe bei seinen
Auftritten niemals den Blick abwenden, da jederzeit auf die eine oder
andere Weise etwas passieren könne, bestätigte sich auch in
Birmingham. [2]

Als Khan seinen Widersacher in der zweiten Runde auf die Bretter
schickte, schien alles nach Plan zu laufen. Doch noch vor der Pause
lag die Sensation in der Luft, da sich Vargas mit einem Niederschlag
revanchierte. Im folgenden Durchgang war es wieder der Kolumbianer,
der nähere Bekanntschaft mit der Matte machen mußte, aber nur, weil
ihm der Favorit einen streng verbotenen Nackenschlag versetzt hatte,
den Ringrichter Terry O'Connor aus unerfindlichen Gründen übersah. In
der fünften Runde kam Khan deutlich besser zur Geltung und deckte den
Gegner mit heftigen Haken ein, doch Vargas gab sich nicht geschlagen.
Wenngleich der Brite weiter dominierte, schien ihm doch von der achten
Runde an allmählich die Luft auszugehen, wozu sicher auch die
Körpertreffer beitrugen, die er einstecken mußte. Er wurde langsamer,
und seinen Schlägen mangelte es an Wucht, wovon Vargas profitierte,
der nun wieder häufiger traf. So auch kurz vor Ende der zehnten Runde,
als Khan nach einem rechten Haken ans Kinn gerade noch in seine Ecke
taumeln konnte und vom Gong gerettet wurde. Dem Außenseiter fehlten in
dieser Szene nur wenige Sekunden, um alle Prognosen zur Makulatur zu
machen. Der Brite kam also gerade noch einmal davon, boxte im nächsten
Durchgang vorsichtig und erhöhte in der letzten Runde noch einmal das
Tempo, um den Sieg sicher nach Hause zu bringen.

Ungeachtet seiner bedenklich schwachen Nehmerqualitäten, die selbst
ein Aufbaugegner wie Samuel Vargas in aller Deutlichkeit aufzeigen
konnte, beharrte Khan hinterher darauf, er sei sehr zufrieden mit
seinem Auftritt. Er habe zuletzt vor drei Jahren über volle zwölf
Runden gekämpft und daher die Gelegenheit gesucht, diesmal über die
Distanz zu gehen. Deshalb habe er mehrere Gelegenheiten absichtlich
verstreichen lassen, den Kolumbianer vorzeitig in die Kabine zu
schicken. Das klang denn doch eher nach einem schwachen Versuch, die
Zähigkeit seines Gegners auszublenden und die eigenen Probleme
schönzureden, als habe er lediglich eine taktische Marschroute
konsequent durchgetragen.

Seit Monaten kündigt Amir Khan an, er wolle die Elite im Weltergewicht
aufmischen und noch einmal zum Champion aufsteigen, wozu es bald
kommen werde. Legt man seine Vorstellung in Manchester zugrunde,
brauchen sich die amtierenden Welteister Errol Spence, Shawn Porter,
Keith Thurman, Terrence Crawford und Manny Pacquiao wie auch Danny
Garcia keine Sorgen zu machen. Spence und Garcia haben Vargas
vorzeitig besiegt, mit dem sich Khan zwölf Runden lang abmühen mußte.
Auch konnten alle die eklatante Defensivschwäche und die
Konditionsprobleme des Briten aus der Ferne verfolgen, der ihnen ganz
gewiß keine schlaflosen Nächte bereiten wird.

Eigentlich schien ein Kampf zwischen Amir Khan und seinem Landsmann
Kell Brook beschlossene Sache zu sein, zumal dieses Duell schon seit
2016 immer wieder diskutiert wurde und beide Akteure inzwischen bei
Eddie Hearn unter Vertrag stehen. Brook saß denn auch in der Erwartung
am Ring, daß ihn Khan in aller Öffentlichkeit auffordern werde, sich
mit ihm zu messen, was auch die erklärte Absicht ihres gemeinsamen
Promoters ist. Vordem IBF-Weltmeister im Weltergewicht, bezog Kell
Brook gegen Gennadi Golowkin im Mittelgewicht und Errol Spence in
seinem angestammten Limit schwere K.o.-Niederlagen, wobei er sich in
beiden Fällen einen Bruch an der Augenhöhle zuzog. Zuletzt trat er im
Halbmittelgewicht an, doch ist er erklärtermaßen bereit, sich mit Khan
im Weltergewicht zu messen. Ob Brook und Hearn etwas ahnten oder sogar
wußten, was dem Publikum unbekannt war, sei dahingestellt. Jedenfalls
herrschte allgemeine Überraschung, als Amir Khan unmittelbar nach
seinem Sieg verkündete, er wolle im nächsten Schritt gegen Manny
Pacquiao und erst danach gegen Kell Brook antreten.

Er werde zuerst Pacquiao und dann Kell Brook besiegen, verkündete Khan
noch im Ring. Nur wenn der Philippiner partout nicht zu bekommen sei,
werde er gleich gegen seinen Landsmann antreten. Sollte Manny Pacquiao
verfolgt haben, was sich in Manchester abgespielt hatte, dürfte es ihm
in den Fäusten jucken, dem Briten eine rasche Abfuhr zu erteilen. Da
der 39jährige jedoch als Senator politische Pflichten hat, die seine
ohnehin ausklingende Karriere auf sorgsam ausgewählte Termine und
Gegner begrenzen, dürfte Khan eher kein Thema für ihn sein. Kell Brook
war vermutlich ziemlich sauer, in den zweiten Rang verwiesen zu
werden, hob er doch im Interview mit Sky Sports genüßlich hervor, daß
Khan nicht gerade das beste Kinn habe. Wäre er an Vargas' Stelle
gewesen, hätte er den Sack frühzeitig zugemacht.

Pacquiaos Name fasziniere das Boxgeschäft, schwärmte Khan, der in
früheren Jahren zweimal als möglicher Gegner des Philippiners im
Gespräch gewesen war. Ihn wolle er haben, dies sei seine erste Wahl.
Er werde sich umgehend mit Eddie Hearn zusammensetzen, um zu beraten,
wie dieser Kampf auf den Weg gebracht werden könnte. Manny Pacquiao
nach England zu holen wäre phantastisch und ihn zu besiegen geradezu
legendär. Kell Brook habe sicher nichts dagegen, einige Monate länger
zu warten, zumal er ihn ja auch gar nicht ausschließe, erweckt Amir
Khan abermals den Eindruck, er gehe wie selbstverständlich davon aus,
daß alles nach seiner Pfeife tanzen muß.

Das sieht Eddie Hearn ganz anders, der in einer ersten Reaktion
unterstrich, daß Khans Kampf gegen Kell Brook jetzt oder nie
stattfinden werde. Ginge es nach ihm, würden die beiden im Dezember
gegeneinander antreten, das heimische Publikum begeistern und die
Kasse füllen. Wenngleich dieses Duell 2015 oder 2016 der britische
Renner gewesen wäre und angesichts der zwischenzeitlichen Niederlagen
beider Boxer an Reiz verloren hat, wäre es immer noch einträglich und
für den Promoter vergleichsweise einfach auf die Beine zu stellen. [3]
Khan verweigerte sich damals mit der Einschätzung, Brook sei unter
seinem Niveau, und zog nach vergeblichen Versuchen, Manny Pacquiao
oder gar Floyd Mayweather für sich zu interessieren, schließlich Saul
"Canelo" Alvarez vor. Heute dürfte sich das Verhältnis umgedreht
haben, da Brook vermutlich nicht lange mit Amir Khan fackeln würde.
Manny Pacquiao auf die Insel zu holen, wäre in der Tat traumhaft,
würde jedoch Eddie Hearn enorme Aufwände bereiten und vermutlich
mangels Interesse des Philippiners ohnehin nicht möglich sein. Man
darf gespannt sein, ob es dem Promoter gelingt, Khan die
hochfliegenden Pläne auszureden und ihn auf den Boden herunterzuholen.


Fußnoten:

[1] www.boxingnews24.com/2018/09/amir-khan-defeats-samuel-vargas-results/

[2] www.espn.com/boxing/story/_/id/24617699/boxing-amir-khan-dominates-samuel-vargas-wants-manny-pacquiao-next

[3] www.boxingnews24.com/2018/09/khan-surprised-referee-didnt-stop-vargas-fight/

12. September 2018
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INFOPOOL / TIERE / TIERSCHUTZ





MELDUNG/374: Ein Jahr Haustierregister FINDEFIX (TSB)


Pressemitteilung des Deutschen Tierschutzbundes - 12. September 2018

Ein Jahr FINDEFIX - das Haustierregister des Deutschen
Tierschutzbundes



Immer mehr Tierfreunde nutzen das kostenfreie Angebot von FINDEFIX.
Das Haustierregister des Deutschen Tierschutzbundes gab vor einem
Jahr seinen neuen Namen bekannt. Die neue Website www.findefix.com
und ein optimierter und erweiterter Service waren Teil des
Relaunches. Seitdem registriert das Team täglich zahlreiche Tiere und
informiert im persönlichen Gespräch genauso wie online über die
Wichtigkeit der Haustier-Kennzeichnung und -Registrierung.

"Wir freuen uns sehr, dass der neue Auftritt und die neuen
Service-Angebote so gut ankommen und wir Tierhaltern, Tierärzten und
Tierheimen eine noch schnellere und einfachere Registrierung
ermöglichen können", sagt Daniela Rohs, Leiterin des
Haustierregisters FINDEFIX. "Unser Ziel ist es, möglichst viele Tiere
zu erfassen und sie im Fall der Fälle zurück nach Hause vermitteln zu
können."

Die Zahl der Registrierungen bei FINDEFIX ist im Laufe des
vergangenen Jahres exponentiell gestiegen. Auch dank der neuen
Schnittstellen für Praxis-Softwares, mit der Tierärzte gechippte
Tiere nur durch einen Klick bei FINDEFIX registrieren können. Doch
trotz des erfolgreichen ersten Jahres bleibt noch viel zu tun: Denn
noch immer ist die Hälfte aller Haustiere nicht gekennzeichnet und
noch weniger sind registriert. Um noch mehr Menschen auf die
Wichtigkeit der Kennzeichnung und Registrierung hinzuweisen, hat das
FINDEFIX-Team im letzten Jahr daher zwölf Messen besucht; zahlreiche
weitere stehen an. Das Register wirbt seit einiger Zeit zudem auf
seiner Facebookseite www.facebook.com/HaustierregisterFINDEFIX für
die Kennzeichnung und Registrierung und informiert darüber hinaus
Tierfreunde über viele weitere wichtige Themen rund um Haustiere.


ÜBER FINDEFIX

Obwohl der Name FINDEFIX erst seit einem Jahr existiert, ist das
Haustierregister des Deutschen Tierschutzbundes - im Jahr 1981 ins
Leben gerufen - das älteste seiner Art in Deutschland. Als
Service-Angebot des Deutschen Tierschutzbundes ist es zudem das
einzige Register, das von einer als gemeinnützig anerkannten
Tierschutzorganisation geführt wird. Tierhalter können ihre bereits
mit Chip, Tattoo oder Ring gekennzeichneten Tiere einfach und
kostenfrei auf www.findefix.com oder mit einem schriftlichen
Anmeldebogen registrieren. Der Tierhalter erhält dann per Post eine
Bestätigung mit allen wichtigen Unterlagen. Hundehalter bekommen
zusätzlich eine Plakette für das Hundehalsband.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung des Deutschen Tierschutzbundes e.V.

vom 12. September 2017

Herausgeber: Deutscher Tierschutzbund e.V., Bundesgeschäftsstelle

In der Raste 10, D-53129 Bonn

Telefon: +49-(0)228-6049624, Fax: +49-(0)228-6049641
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MELDUNG/378: 200. Energieeffizienz-Netzwerk gestartet (BMU)


Gemeinsame Presseinformation der Initiative
Energieeffizienz-Netzwerke, des
Bundesministeriums für Wirtschaft und Energie, des Bundesministeriums
für Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit sowie der 22
Partnerverbände und -organisationen aus der Wirtschaft

12. September 2018

200. Energieeffizienz-Netzwerk gestartet

Mehr als 1.800 Unternehmen engagieren sich deutschlandweit in
Netzwerken für Energieeffizienz und Klimaschutz



Berlin, 12. September 2018. Im September wurde das 200. Netzwerk der
Initiative Energieeffizienz-Netzwerke gegründet. Insgesamt beteiligen
sich deutschlandweit jetzt mehr als 1.800 Unternehmen an der
Initiative von Bundesregierung und 22 Verbänden und
Wirtschaftsorganisationen. Diese unterstützt Unternehmen dabei, sich
zu Energieeffizienz auszutauschen und Effizienzpotenziale zu
identifizieren und zu heben. Dadurch senken die Teilnehmer ihren
Energieverbrauch und leisten einen Beitrag zum Klimaschutz. "Die Zahl
von 200 Netzwerken ist ein wichtiger Beleg dafür, dass die Initiative
Energieeffizienz-Netzwerke einen wirkungsvollen Beitrag zur Steigerung
der Energieeffizienz und zum Klimaschutz leisten kann", so Peter
Altmaier, Bundesminister für Wirtschaft und Energie. "Die Unternehmen
haben erkannt, dass von Energieeffizienz alle profitieren. Die ersten
Ergebnisse des Monitorings der Initiative zeigen, dass die
Zusammenarbeit der Unternehmen in Netzwerken zu spürbaren
Verbesserungen führt. Die untersuchten Netzwerke haben ihre
Einsparziele bisher durchschnittlich zu 105 Prozent erreicht. Die
Unternehmen schaffen gemeinsam also mehr als sie sich vorgenommen
haben. Damit setzen sie ein wichtiges Zeichen und zeigen, dass auch
ein freiwilliges Instrument der Wirtschaft wesentlich dazu beitragen
kann, die energie- und klimapolitischen Ziele der Bundesregierung zu
erreichen. Jetzt kommt es darauf an, dieses Engagement weiter zu
stärken." 

Auch Bundesumweltministerin Svenja Schulze betont den Wert
des branchen- und unternehmensübergreifenden Austauschs in den
Netzwerken: "Die Praxis zeigt, dass Unternehmen, die sich aktiv an
Energieeffizienz-Netzwerken beteiligen, im Durchschnitt 5.000 Tonnen
CO2 pro Jahr einsparen können. Wesentliche Erfolgsfaktoren eines
Netzwerks sind eine konkrete Zielvereinbarung und ein konsequentes
Monitoring der umgesetzten Maßnahmen. Dann profitieren alle - das
Klima und die Unternehmen."

Im 200. Netzwerk "ecoistics.EffNaNet Ford 05" haben sich fünf
Autohäuser aus Bayern zusammengetan. Der Fokus der Händler mit
angeschlossenen Werkstätten liegt vor allem darauf, energieintensive
Druckluftprozesse zu optimieren. Auch bei der Beleuchtung der
Verkaufsräume will das Netzwerk in Zukunft Energie einsparen. "Energie
ist ein erheblicher Kostenfaktor im Unternehmen. Wir wollen sie
effizienter nutzen, um unsere wirtschaftliche und ökologische Zukunft
zu sichern. Im ersten Schritt werden wir Druckluft, Beleuchtung und
Heizung überprüfen und im Netzwerk gemeinsam Einsparmaßnahmen
entwickeln", so Jürgen Koppenhöfer, Geschäftsleitung bei AutohausEwald
GmbH. "Die Gründung des 200. Energieeffizienz-Netzwerks ist ein Signal
des Aufbruchs", so BDI-Präsident Dieter Kempf. "Das unkonventionelle
Instrument der Netzwerke ist in der Wirtschaft angekommen. Über 1.800
teilnehmende Unternehmen, darunter viele Global Player, sind ein
starkes Bekenntnis. Die Netzwerke bringen die besten Köpfe zum Thema
Energieeffizienz zusammen und ermöglichen es, gemeinsam noch besser zu
werden. Damit liefern sie einen wichtigen Beitrag, die starke Stellung
Deutschlands beim Thema Energieeffizienz weiter auszubauen."

Das ist ein Energieeffizienz-Netzwerk

Ein Energieeffizienz-Netzwerk ist ein Zusammenschluss mehrerer
Unternehmen einer Region oder Branche, die zusammenarbeiten, um ihre
Energieeffizienz zu steigern. Auch unternehmensinterne Netzwerke aus
mehreren Produktionsstandorten oder Filialen sind möglich. Zentrale
Elemente der Netzwerke sind ein moderierter Austausch zwischen den
Teilnehmern sowie die Festlegung eines gemeinsamen Einsparziels. So
gewinnen die Unternehmen schneller Know-how, mit dem sie ihre
Energieeffizienz steigern können. Zudem setzen sich Unternehmen in
Netzwerken gemeinsame Energieeffizienzziele basierend auf zuvor
ermittelten Einsparpotenzialen. Unternehmen, die sich für die
Teilnahme an einem Energieeffizienz-Netzwerk interessieren, erhalten
Informationen unter: www.effizienznetzwerke.org oder Tel: 030 - 66
7777 66.

Über die Initiative Energieeffizienz-Netzwerke

Unternehmen aller Branchen und Größen können von der Teilnahme an
Energieeffizienz-Netzwerken profitieren. Die Ende 2014 gegründete
Initiative Energieeffizienz-Netzwerke hilft Unternehmen dabei, sich
branchenübergreifend, branchenintern oder unternehmensintern in
Netzwerken auszutauschen und Energieeffizienzmaßnahmen umzusetzen. Die
Initiative wird von 22 Verbänden und Organisationen der Wirtschaft
gemeinsam mit der Bundesregierung getragen.

Die Initiative ist zentraler Bestandteil des Nationalen Aktionsplans
Energieeffizienz (NAPE) und zahlt auf das Erreichen der energie- und
klimapolitischen Ziele der Bundesregierung ein. Ziel der Initiative
ist es, bis zum Ende des Jahres 2020 die Gründung von rund 500 neuen
Energieeffizienz-Netzwerken zu unterstützen und damit einen wichtigen
Beitrag zum Klimaschutz und zur Steigerung der Energieeffizienz in
Industrie, Handwerk, Handel, Gewerbe und Energiewirtschaft zu leisten.
Dadurch sollen bis zu 5 Millionen Tonnen Treibhausgasemissionen
vermieden werden. Die Wirksamkeit wird durch ein begleitendes
Monitoring evaluiert. Dazu wurden in einer ersten Monitoringrunde von
Fraunhofer ISI und adelphi die Ergebnisse von 21 abgeschlossenen
Netzwerken mit 253 beteiligten Unternehmen ausgewertet.

Einen Überblick über die Ergebnisse des Monitoringberichts und die
bereits gegründeten Energieeffizienz-Netzwerke gibt die Internetseite
der Initiative 

http://www.effizienznetzwerke.org

Geschäftsstelle der Initiative Energieeffizienz-Netzwerke:

Deutsche Energie-Agentur GmbH (dena) 

Chausseestraße 128a, 10115 Berlin

Internet: www.effizienznetzwerke.org
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ARTENSCHUTZ/260: Brasilien - Walschutzgebiet gescheitert (OceanCare)


OceanCare - Medienmitteilung, 11. September 2018

Walschutzgebiet gescheitert

67. Tagung der Internationalen Walfangkommission (IWC)



Florianópolis, Brasilien, 11. September 2018. Der Antrag durch
Brasilien, Argentinien, Uruguay, Gabon und Südafrika, im Südatlantik
ein Walschutzgebiet einzurichten, erreichte heute, am zweiten Tag der
IWC-Konferenz, nicht die notwendige Dreiviertelmehrheit.

39 Mitgliedsstaaten, darunter die Mitgliedsstaaten der Europäischen
Union und die Schweiz unterstützten das Walschutzgebiet, 3 Staaten
enthielten sich der Abstimmung und 25 Länder, allen voran Island,
Japan und Norwegen, lehnten die Einrichtung ab.

Der Antrag wurde im Jahr 1998 erstmals an der IWC-Tagung eingebracht
und fand seither jedoch keine notwendige Mehrheit. Das Gebiet im
Südatlantik wäre nach jenem im Indischen Ozean und in der Antarktis
das dritte Walschutzgebiet gewesen, das von der IWC eingerichtet wird.

"Wir hoffen, dass sich die Antragsteller von dem destruktiven
Abstimmverhalten einiger Staaten innerhalb der IWC nicht entmutigen
lassen und mit die Umsetzung des Aktionsplanes auf regionaler Ebene
beginnen", sagt Nicolas Entrup, Sprecher der internationalen
Meeresschutzorganisation OceanCare.

Im vergangenen Jahr hatte die brasilianische Regierung im Rahmen des
UN-Abkommens zur Erhaltung wandernder Tierarten einen Aktionsplan
eingereicht, der einstimmig angenommen wurde.

OceanCare hatte im Vorfeld in einer gemeinsamen Stellungnahme,
zusammen mit zahlreichen Partnerorganisationen, die Einrichtung des
Schutzgebietes unterstützt.

OceanCare ist mit Nicolas Entrup, Thomas Schweiger und Fabienne
McLellan an der IWC-Tagung in Florianópolis vertreten.



Über OceanCare

Seit 1989 setzt sich OceanCare weltweit für die Meerestiere und Ozeane
ein. Im Juli 2011 erhielt die Organisation vom Wirtschafts- und
Sozialrat der Vereinten Nationen den UN-Sonderberaterstatus
zugesprochen. OceanCare hat seit 1992 Beobachterstatus an der IWC und
ist mit den Akteuren und Regeln des Gremiums bestens vertraut. Mit
Studien zum Gesundheitsrisiko des Konsums von schadstoffbelastetem
Walfleisch hat OceanCare eine Zusammenarbeit der IWC mit der
Weltgesundheitsorganisation WHO angeregt. Wir haben den Stimmenkauf
von Walfangländern wie Japan zum Thema gemacht, was zu einem Verbot
von sogenannten Motivationsgeschenken führte, und uns für die klare
Regelung der Rechte und Pflichten von Nichtregierungsorganisationen
eingesetzt, damit diese als Vertreter der Zivilgesellschaft
partizipieren können. Seit 2015 ist OceanCare auch im
Wissenschaftsausschuss der IWC vertreten. In Brasilien setzt sich
OceanCare auch dieses Jahr dafür ein, dass die Wale optimalen Schutz
erhalten. www.oceancare.org/walschutz

Weiterführende Links und Informationen:

IWC-Dokumente: https://iwc.int/iwc67

www.oceancare.org/walschutz

 * 
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KLIMA/531: "Global Climate Action Summit" - Städte und Regionen senden starkes Signal (BMU)


Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit -
Berlin, 12. September 2018

Vom Klimagipfel in Kalifornien senden Städte und Regionen ein
starkes Signal für den Klimaschutz

Umweltstaatssekretär Jochen Flasbarth auf dem Global Climate Action
Summit in San Francisco



Der "Global Climate Action Summit" vom 12.-14. September in San
Francisco ist eine weitere Etappe auf dem Weg zum Weltklimagipfel im
Dezember in Katowice. Auf dem Gipfel werden Städte, Regionen,
Unternehmen und andere zivilgesellschaftliche Akteure ihre Beiträge zu
verstärktem Klimaschutz präsentieren. Das Ziel: Mehr Ambitionen und
Investitionen für den Klimaschutz auf allen politischen Ebenen
erreichen. Der Gipfel findet auf Einladung des kalifornischen
Gouverneurs Jerry Brown statt und ist insbesondere ein Signal dafür,
dass zentrale Bundesstaaten, Unternehmen und die Zivilgesellschaft in
den Vereinigten Staaten weiterhin zum Abkommen von Paris und
ehrgeizigem Klimaschutz stehen.

Umweltstaatssekretär Jochen Flasbarth: "Es macht Mut zu wissen, dass
wir von San Francisco bis New York nach wie vor viele amerikanische
Verbündete für eine ambitionierte Klimaagenda haben. Klimaschutz ist
eine Gemeinschaftsaufgabe. Viele wichtige Entscheidungen werden lokal
oder regional getroffen. Nur durch die aktive Mitwirkung der Städte
und Regionen, der Unternehmen und der Zivilgesellschaft ist die
Umsetzung des Pariser Abkommens zu schaffen. Für effektiven
Klimaschutz ist es deshalb unverzichtbar, dass Akteure auf allen
Ebenen eng zusammenarbeiten."

Von dem Gipfel in Kalifornien soll ein weltweites Signal für den
Klimaschutz ausgehen. Der Gipfel soll zeigen, dass die Begrenzung der
globalen Erwärmung auf deutlich unter 2 Grad dringend, aber auch
machbar ist. Er soll Wege zur klimaneutralen Weltwirtschaft
präsentieren und Vorreiterinitiativen auf den Weg bringen. Dabei
spielen die Städte eine Schlüsselrolle: Sie sind für mehr als 70
Prozent aller Treibhausgasemissionen verantwortlich, der städtische
Verkehr allein für ein Drittel davon. Bis 2050 wird weltweit die
Anzahl der Stadtbewohner von vier auf mehr als sechs Milliarden
Menschen ansteigen. Der Beitrag von Städten und Regionen für die
Einhaltung der Pariser Ziele bildet daher einen Schwerpunkt beim
kalifornischen Klima-Gipfel.

Am Global Climate Action Summit (GCAS) in San Francisco nehmen rund
4.500 hochrangige Akteure aus Politik, Wirtschaft, Wissenschaft und
Zivilgesellschaft teil. Über 500 sogenannte dezentrale Affiliate
Events (Satellitveranstaltungen) finden parallel zur Kernkonferenz
statt und zeigen damit die Vielzahl und Vielfalt von
Klimaschutzansätzen.

Kalifornien leidet derzeit unter den größten Waldbränden seit deren
Aufzeichnung und ist so von der zunehmenden Realität des Klimawandels
selbst stark betroffen. Bis Mitte August, dem Monat in dem die
Feuersaison sonst startet, verbrannte bereits fast ein Zehntel der
gesamten Fläche Kaliforniens, eine Fläche so groß wie das Saarland,
Berlin und Hamburg zusammen.

Der Global Climate Action Summit in San Francisco ist auch Teil der
Bemühungen Kaliforniens, einen US-amerikanischen Beitrag zum
Klimaschutz zu sichern. Präsident Trump hatte im vergangenen Jahr den
Austritt der USA aus dem Pariser Abkommen angekündigt. Eine Reihe von
Bundesstaaten, Städten, Unternehmen und zivilgesellschaftlichen
Akteuren hatte sich daraufhin zum Abkommen und zum globalen
Klimaschutz bekannt. Viele Bundesstaaten haben eigene
CO2-Minderungsziele vorgelegt.

Die Ergebnisse von San Francisco werden von der International
Conference on Climate Action - ICCA2019 - aufgegriffen, weitergeführt
und konkretisiert. Diese internationale Klimakonferenz wird das
Bundesumweltministerium gemeinsam mit dem Land Baden-Württemberg im
Mai 2019 in Heidelberg ausrichten. Dafür werden lokale, regionale und
nationale Entscheidungsträger aus aller Welt vor Ort sein, um
Initiativen zu erarbeiten, die die Umsetzung von Klimaschutzmaßnahmen
voranbringen.

Das Bundesumweltministerium unterstützt Städte und Regionen bei
zahlreichen Projekten seit 2008 im Rahmen der Nationalen und
Internationalen Klimaschutzinitiativen. Die Internationale
Klimaschutzinitiative (IKI) fördert Projekte zu Klimaschutz, Anpassung
und Biodiversität in Schwellen- und Entwicklungsländern. Dazu zählen
auch 21 internationale Projekte mit Fokus auf Stadtentwicklung mit
einem Volumen von ca. 86 Millionen Euro.




Weitere Informationen unter:

https://www.international-climate-initiative.com/

In Deutschland wurden über die Kommunalrichtlinie der Nationalen
Klimaschutzinitiati-ve (NKI) rund 12.500 kommunale Projekte mit ca.
560 Millionen Euro gefördert. Weitere Informationen unter:

https://www.klimaschutz.de/

Informationen zu BMU-Beteiligungen beim Global Climate Action Summit
(GCAS) sowie das offizielle Programm unter:

https://www.bmu.de/meldung/global-climate-action-summit/

 * 
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FREIZEIT/047: Wetterdistel und Wellensittich-Enzian in Blüte so früh wie noch nie (Nationalpark Harz)


Nationalpark Harz - Presse-Information, 12. September 2018

Brockengartenpflanzen blühen so früh wie noch nie 

Silberdistel und Wellensichtich-Enzian reagieren auf Rekordsommer



Die 1500 Hochgebirgs- und Tundrenpflanzenarten im Brockengarten sind
eigentlich ganz anderes Wetter gewöhnt - schließlich ist der Brocken
für seine zahlreichen Nebeltage und ein eher skandinavisches Klima
bekannt. Doch in diesem Sommer ist auch auf dem höchsten Berg
Norddeutschlands alles anders. Die Witterungsverläufe in diesem Jahr
sind die Ursache für einen außergewöhnlich frühen Blühbeginn bei
einigen Arten.




[image: Blühende Silberdisteln - Foto: © Gunter Karste]

Silberdistel

Foto: © Gunter Karste



Schon im Mai präsentierte die Brockenanemone ihre Blüten zwei Wochen
früher als gewöhnlich. Nun zeigt auch die Silberdistel im
Brockengarten ein seltenes Schauspiel. Sie trägt den Spitznamen
"Wetterdistel", weil sie ihre Blüten nicht bei feuchtem, kühlem Wetter
öffnet. Und so hat sie es bei normalem Brockenwetter in den
vergangenen 28 Jahren sehr häufig vor dem Wintereinbruch nicht mehr
geschafft zu erblühen. Der Sommer 2018 war jedoch so außergewöhnlich,
dass die Wetterdistel bereits jetzt ihre silbernen Blüten zeigt und
damit beweist, dass sie zu Recht "Silberdistel" heißt.




[image: Zwei Blütenkelche mit Streifen wie ein Wellensittich - Foto: © Gunter Karste]

Wellensittich-Enzian

Foto: © Gunter Karste



Auch der im Hochland von Tibet verbreitete Wellensittich-Enzian war
diesem Jahr besonders früh dran. Bereits am 20. August öffnete er die
ersten Blüten. In normalen Jahren blüht er erst Mitte oder Ende
September und ist im Oktober der Letzte, der die Brockengartenbesucher
kurz vor Ende der Brockengartensaison mit seinen hellblau und gelb
gestreiften Blüten begeistert.

Wer also Wetterdistel und Wellensittich-Enziane blühen sehen möchte,
braucht nicht länger warten. Noch bis Mitte Oktober kann der
Brockengarten montags bis freitags außer an Feiertagen um 11.30 Uhr
und 14 Uhr mit dem Brockengärtner erkundet werden. An den Wochenenden
und an Feiertagen ist eine Besichtigung in Kombination mit der
Ranger-Führung auf dem Brocken-Rundwanderweg möglich. Diese startet
täglich um 12:15 Uhr am südlichen Ende des Brockenbahnhofs. Der
Eintritt in den Brockengarten und die Teilnahme an der Rangerführung
sind kostenfrei.

 * 

Quelle:
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MELDUNG/383: Wrano wird Pfälzer - Waisenluchs aus der Slowakei startet neues Leben im Pfälzerwald (NABU RP)


NABU Landesverband Rheinland-Pfalz - 11. September 2018

Wrano wird Pfälzer

Waisenluchs aus der Slowakei startet neues Leben im Pfälzerwald



Waldleiningen/ Mainz - Elf Luchse wurden seit Beginn des EU-LIFE
Projekts "Wiederansiedlung von Luchsen im Biosphärenreservat
Pfälzerwald" bereits aus der Slowakei und der Schweiz nach Deutschland
gebracht. 20 Tiere sollen es bis zum Ende des Projekts noch werden und
Wrano ist einer von Ihnen. Der junge Kuder, so werden männliche Luchse
genannt, aus der Slowakei ist ein Waisenluchs, der in seiner
bisherigen Heimat ohne die Hilfe der dortigen Wildhüter keine Chance
gehabt hätte. Doch er wurde gefunden und mit viel Engagement auf sein
neues Leben im Pfälzerwald vorbereitet. Heute kam Wrano in seiner
neuen Heimat an.

Die Wiederansiedlung der Luchse im Pfälzerwald ist im wahrsten Sinne
des Wortes ein Vernetzungsprojekt. Durch die Auswilderung von 20
Luchsen soll eine Teilpopulation in einem der größten
zusammenhängenden Waldgebiete in Deutschland - dem Pfälzerwald -
etabliert werden. Bei den Tieren handelt es sich um Wildfänge und
Waisenluchse aus der Schweiz und der Slowakei. Das Gebiet ist Teil des
grenzüberschreitenden Biosphärenreservates Pfälzerwald/Vosges du Nord
mit einer Gesamtfläche von 302.800 Hektar. Mit der Etablierung dieser
Teilpopulation von Luchsen in der Pfalz soll so ein wichtiger Schritt
gemacht werden, um die fragmentierten Luchspopulationen in
Zentraleuropa zu erweitern und wieder zu verbinden.

Aber Vernetzung spielt auch ansonsten eine wichtige Rolle bei dieser
Arbeit. Denn bei solch einem Projekt gilt es auch die Bevölkerung
mitzunehmen. So wird besonderer Wert darauf gelegt, dass alle
Interessengruppen miteinander vernetzt werden. Jäger und
Nutztierhalter wurden beispielsweise schon eingebunden, bevor die
ersten Luchse in die Pfalz kamen. Hierdurch ist es gelungen, eine sehr
große Akzeptanz für das Projekt zu schaffen. Das Projekt der Stiftung
Natur und Umwelt Rheinland-Pfalz wird zur Hälfte durch das europäische
Förderprogramm LIFE finanziert. Der NABU Rheinland-Pfalz beteiligt
sich als Kofinanzierer.

"Der Schutz des Luchses zeigt, wie wichtig es im Artenschutz ist über
Grenzen hinweg zu denken. Daher freuen wir uns besonders, dass wir mit
unserem Beitrag zum Projekt nicht nur das Auffanggehege für verletzte
Luchse hier in der Pfalz unterstützen konnten, sondern auch im Sinne
der Vernetzung das Luchs-Monitoring in der Slowakei und den
regionenübergreifenden Dialog mit verschiedenen Interessengruppen",
sagt Cosima Lindemann, Vorsitzende des NABU Rheinland-Pfalz.

Die Patenschaft für Wrano übernimmt die Brauerei Krombacher. Seit 2016
läuft das Krombacher Artenschutz-Projekt. Krombacher unterstützt in
diesem Rahmen sechs Naturschutzprojekte von NABU, WWF und DUH. Davon
profitiert auch der Luchs. Denn 110.000,- EUR fließen über den NABU in
das Wiederansiedlungsprojekt im Pfälzerwald.

"Es ist großartig zu sehen, welche positive Entwicklung das Projekt
genommen hat und wir freuen uns sehr, dass wir einen Beitrag dazu
leisten können, damit der Luchs wieder Bestandteil von Natur und
Landschaft in Deutschland wird. Naturschutzprojekte brauchen Ausdauer
und Kontinuität, deshalb machen wir auch in Zukunft weiter", so Dr.
Franz-J. Weihrauch, Pressesprecher der Krombacher Brauerei.

Zum ersten Mal, seit der Ausrottung der Luchse, gab es in den Jahren
2017 und 2018 nun wieder Luchs-Nachwuchs im Pfälzerwald. Die
mindestens sechs Jungtiere sind ein toller Erfolg für das
herausfordernde Naturschutzprojekt, das der NABU Rheinland-Pfalz auch
in Zukunft weiter unterstützen wird.

 * 
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STANDPUNKT/1038: Zwischenlagerung - Gelingens-Bedingungen (Gorleben Rundschau)


Gorleben Rundschau - IX-X/2018, 40. Jahrgang, Ausgabe 1068

Wir sind die Wenden: Energie · Klima · Mobilität · Gesellschaft

Zwischenlagerung - Gelingens-Bedingungen

Anti-Atom-Initiativen fordern in Bezug auf Zwischenlagerung Dialog auf
Augenhöhe



Beteiligung 

Damit eine gesellschaftliche Verständigung über die offenen Fragen
der Zwischenlagerung von hochradioaktivem Atommüll erfolgreich sein
kann, haben Anti-Atom-Initiativen an den Zwischenlager-Standorten so
genannte "Gelingens-Bedingungen" aufgestellt. Damit fordern sie das
Bundesamt für kerntechnische Entsorgungssicherheit (BfE) auf, mit den
Betroffenen unter diesen Vorzeichen einen tatsächlichen Dialog zu
organisieren.

"Zwischen 2034 und 2047 laufen die Genehmigungen der derzeitigen
Castor-Lager aus", gibt Jochen Stay von .ausgestrahlt zu bedenken.
"Doch bis dahin wird es noch lange kein geologisches Tiefenlager
geben. Es braucht also Konzepte für den Umgang mit den strahlenden
Abfällen, mindestens bis zum Ende des Jahrhunderts. Diese langfristige
Zwischenlagerung von hochradioaktivem Atommüll ist bisher völlig
ungeklärt."

Statt Vortragsveranstaltungen mit kurzen Diskussionsblöcken, wie sie
das Atommüll-Bundesamt plane, wird in den "Gelingens-Bedingungen" ein
gesellschaftlicher Dialog auf Augenhöhe mit
Mitentscheidungsbefugnissen der Betroffenen, der deutlich über eine
Konsultation hinausgeht, gefordert. "Konsensorientiert und mit dem
Ziel, zu einvernehmlichen Lösungen zu gelangen."

So brauche es an jedem Zwischenlager-Standort einen
eigenständigen Dialogprozess unter Beteiligung von Betreiber,
Behörden, Kommunalpolitik, Umweltverbänden und Bürgerinitiativen sowie
interessierten Anwohner/-innen. Zusätzlich sei ein zentraler
Dialogprozess mit Beteiligung der Betreiber, der Behörden, des
Gesetzgebers, von Umweltverbänden und von Vertreter/-innen jedes
Standorts erforderlich. "Die bestehenden Genehmigungen für die
Castor-Lager einfach zu verlängern, wie es die Bundesregierung
offenbar anstrebt, kann keine Lösung sein", so Stay.

Auch den Rahmen der Beteiligung stecken die Anti-Atom-Initiativen ab.
Es brauche für einen Verständigungsprozess tatsächliche Mitbestimmung
im Sinne von klar definierten Mitentscheidungsbefugnissen der
Betroffenen. Bei den Dialogprozessen an den Standorten sei
entscheidend, dass alle, die mitreden wollen, auch teilnehmen dürfen.
Jochen Stay: "Es braucht gänzlich neue Konzepte für eine langfristige
Zwischenlagerung, die auch von den Betroffenen an den Standorten
mitgetragen werden können."

Beim zentralen Dialogprozess müssten die Vertreter/-innen der
Standorte von den Dialoggruppen vor Ort selbst benannt werden.
Darunter müssten jeweils mindestens ein/-e Vertreter/-in aus der
Kommunalpolitik und ein/-e Vertreter/-in aus einer Bürgerinitiative
sein.

Es braucht einen zentralen und viele dezentrale 
 Dialogprozesse



Wichtig sei zudem eine unabhängige Moderation der zentralen und
dezentralen Dialogprozesse, die von allen am Tisch als integer
akzeptiert wird, sowie Mittel für wissenschaftliche Expertise. Wichtig
für das Gelingen des Prozesses sei auch die Auseinandersetzung mit den
entscheidenden Fragestellungen. Wenn nämlich die Zwischenlagerung -
wie absehbar - einige Jahrzehnte länger notwendig sein wird als bisher
angenommen, stelle sich die Frage, ob die Lagerung in Castor-Behältern
in offenen Hallen oder in offenen Steinbruch-Röhren wie in
Neckarwestheim die geeignete Form ist.

Auch an welchen Orten die Zwischenlagerung künftig erfolgen soll,
müsse kritisch beleuchtet werden. Es stelle sich zum Beispiel die
Frage, welche Lagerstätten nicht nachzurüsten sind. Dabei sei eine
besondere Betrachtung der hochradioaktiven Abfälle nötig, an deren
derzeitigen Lagerorten es kein genehmigtes Zwischenlager gibt - also
Brunsbüttel, Jülich, Garching, Berlin und Mainz. Geklärt werden müsse
auch, wie der sicherste Umgang mit den Deutschland zugeordneten
hochradioaktiven Abfällen aus La Hague und Sellafield aussehen könnte.
Falls eine weitere Lagerung in Castor-Behältern sich als beste
Alternative erweisen sollte, stelle sich die Frage, wie deren
Sicherheit gewährleistet werden kann und Probleme gegebenenfalls
behoben werden können.

Wichtig sei außerdem, wie ein vertrauensbildender Umgang damit
aussehen kann, dass über manche Aspekte der Sicherung - beispielsweise
gegen Flugzeugabstürze und Terrorangriffe - nicht öffentlich
gesprochen werden kann.

Anlass für die Präsentation der "Gelingens-Bedingungen" war das vom
Bundesamt Ende Juni veranstaltete "Forum Zwischenlagerung" in Berlin,
das von der Behörde als Teil eines "Zwischenlager-Dialogs" angekündigt
wurde. Dazu hatte das Atommüll-Bundesamt mit nur elf Tagen Vorlauf
Vertreter/-innen der Betroffenen eingeladen. Weil viele ehrenamtlich
Aktive aus den Initiativen nicht so kurzfristig werktags nach Berlin
kommen konnten, fand vor der Tür der Veranstaltung eine Aktion mit
"Stellvertreterfiguren" statt. Die lebensgroßen Pappfiguren waren mit
Fotos und Zitaten von Betroffenen versehen, in denen erklärt wurde,
warum diese nicht dabei sein konnten oder wollten. (gr)

 * 
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STELLUNGNAHME/504: Hartnäckiger Muff vergangener Walfangzeiten (Greenpeace)


Greenpeace - Presseerklärung vom 11. September 2018

Keine Modernisierung der Internationalen Walfangkommission:
Florianópolis-Deklaration abgelehnt

Kommentar zur IWC In Brasilien: Mehrheit stimmt gegen Walschutzgebiet
im Südatlantik



Florianópolis / Brasilien, 11.9.2018 - Gegen ein Walschutzgebiet im
Südatlantik haben heute die Mitgliederstaaten der Internationalen
Walfangkommission (IWC) gestimmt. Nur 39 der 67 abstimmenden Länder
unterstützten auf der IWC-Tagung in Brasilien die so
genannte Florianópolis-Deklaration, eingebracht vom Gastgeberland. 25
stimmten dagegen, drei enthielten sich. Eine Dreiviertelmehrheit wäre
erforderlich gewesen.




Es kommentiert Greenpeace-Meeresexperte Thilo Maack:

"Der Muff vergangener Walfangzeiten hängt hartnäckig über der IWC.
Anders ist es nicht zu erklären, dass sich die Kommission wieder nicht
zu einem südatlantischen Walschutzgebiet durchringen kann. Hinter
dieser herben Enttäuschung steckt eine kleine Grup
pe von Ländern, die alles daran setzt, wieder auf kommerzieller Ebene
Wale abzuschlachten.

Ein Walschutzgebiet im Südatlantik wäre ein klares Signal für die
Modernisierung der Internationalen Walfangkommission gewesen. Eine
Erneuerung der IWC ist überfällig, um die sanften Riesen der Meere vor
Bedrohungen wie Fischerei, Klimakrise, Unterwasser
lärm und Plastikmüll zu schützen. Walfang gehört ins Geschichtsbuch.
Die IWC muss endlich im 21. Jahrhundert ankommen."

Hintergrund:

Im 20. Jahrhundert sind weltweit etwa 3 Millionen Wale getötet worden -
 71 Prozent von ihnen wurden auf der Südhalbkugel gejagt. Die
Einrichtung eines Walschutzgebiets im Südatlantik wurde erstmals 1998
vorgeschlagen, um die Erholung der Populationen ver
schiedener Walarten in dieser Region zu gewährleisten. Dies wurde
wiederholt abgelehnt und ist von den Regierungen einiger
IWC-Mitgliedsstaaten blockiert worden, darunter auch Japan und
Norwegen. In diesem Jahr ist der Vorschlag für ein Walschutzgebiet im
Südatlantik aktualisiert und um einen Managementplan erweitert worden,
der auf den Empfehlungen des Wissenschaftsrats der IWC basiert. Das
südatlantische Walschutzgebiet würde die Wale vor jeglicher
kommerzieller Jagd schützen und lediglich Aktivitäten wie Whale
Watching ermöglichen. Wale legen lange Strecken zurück: die
Nahrungsgründe der Wale auf der Südhalbkugel liegen in der Antarktis,
ihre Kinderstube hingegen in wärmeren tropischen Gewässern. Weil das
vorgeschlagene Schutzgebiet im Südatlantik an das Walschutzgebiet im
Südpolarmeer gegrenzt hätte, hätte eine Zusammenlegung der Gebiete den
Walen einen weiträumigen Zufluchtsort gesichert.

 * 
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INTERVIEW/282: Meeressterben - wir wissen genug ...    Dr. Christiane Schelten und Dr. Paul Kähler im Gespräch (SB)




Der Sauerstoffgehalt ist seit über 100 Jahren für Meeresforscher
eine wichtige Kenngröße der Wasserqualität, die über diesen
historischen Zeitraum hinweg mit relativ gleichgebliebener Analytik
immer wieder bestimmt wurde. Auf dieser Datengrundlage fußt eine
umfassende Beobachtungsstudie Kieler Wissenschaftler, der zufolge die
Weltmeere in den vergangenen 50 Jahren insgesamt zwei Prozent ihres
globalen Sauerstoffgehalts verloren haben. [1] Das klingt nicht sehr
gravierend, zumal sich das Gas in die Atmosphäre verflüchtigt und
unsere Atemluft mit zwei Prozent frischer Meeresbrise zusätzlich
bereichert. Da die Atmosphäre ohnehin 50 Prozent ihres Sauerstoffs aus
dem Meer, bzw. durch die Produktion von Mikro- und Makroalgen,
bezieht, scheint dies zunächst für Landlebewesen nicht bedrohlich.
Doch was darüber hinaus "minus" zwei Prozent Sauerstoff für das Meer
und die Meereslebewesen bedeuten, sagt dieser Wert nicht, selbst wenn
man sich eine bessere Vorstellung darüber verschafft, um welche Menge
an Sauerstoff es sich dabei genau handelt. 




[image: Ein Kranzwasserschöpfer wird vom Forschungsschiff METEOR aus zu Wasser gelassen. Für ihre Studie haben die Autoren hunderttausende historische und aktuelle Sauerstoffmessungen ausgewertet. - Foto: © 2017 Martin Visbeck, GEOMAR [1]]

Hundertjährige Sauerstoffanalytik, leicht modifiziert, macht historische Daten mit heutigen vergleichbar. 
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Wieviel Sauerstoff sind zwei Prozent?

Die Lufthülle um unseren Planeten besteht zu 20,9 Prozent aus
molekularem Sauerstoff (O₂). In dieser Form, aber in sehr viel
geringerer Konzentration, kommt er auch in Gewässern gelöst vor. Die
Hauptmasse des auf der Erde vorkommenden Sauerstoffs liegt allerdings
an Wasserstoff gebunden als das bekannte H₂O (Wasser) vor. Um
diese gewaltige Menge geht es im Folgenden aber nicht.

Ein vergleichbarer Prozentwert für den im Meer gelösten molekularen
Sauerstoff findet sich nicht so einfach, weil die Konzentration des
Sauerstoffs von der Temperatur des Wassers abhängt. [2] Bei 10°C
Wassertemperatur können maximal 11,3 mg/l (Milligramm pro Liter)
Sauerstoff gelöst sein; bei 20°C hingegen nur noch maximal 9,1 mg/l.
Aquarium-Liebhaber wissen das, denn sie müssen mit der Heizung immer
auch die Sauerstoffpumpe anstellen. Sogar der Salzgehalt spielt eine
Rolle. Je salziger das Wasser ist, umso weniger Sauerstoff kann sich
darin lösen. Der Sauerstoffsättigungsgehalt des Meerwassers wird daher
bei ungefähr 85,7% angegeben. Das sind im Durchschnitt 7,6 mg/l. Nimmt
man die 1370 Trillionen Liter Meerwasser der Weltmeere als
Bezugsgröße, dann sind den Ökosystemen des Meeres bislang insgesamt
208,24 Milliarden Tonnen reiner Sauerstoff verlorengegangen bzw.
108,2 Billionen Liter Sauerstoff, der in 2,16 Billionen
handelsüblichen Gasflaschen á 50 Liter Platz finden würde. Diese
unvorstellbar große Menge entspricht aber wiederum nur dem
Sauerstoffverbrauch der Weltbevölkerung für einen Monat.




[image: Karte der Weltmeere, in der alle Veränderungen des in der Wassersäule gelösten Sauerstoffs erfaßt sind. - Grafik: GEOMAR [1]]

[image: Karte der Weltmeere zeigt den mittleren Sauerstoffgehalt der Wassersäule: An den Polen bis zu 300 Micromol pro Liter, Nullzonen am Äquator. - Grafik: GEOMAR [1]]

Für die Einschätzung der Veränderungen des marinen Sauerstoffbudgets bedarf es zahlreicher Faktoren. 
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Nun kann diese einfache Kinderrechnung nur einen groben Vergleich
bieten. Wie angedeutet, liegen im Meer sehr viel kompliziertere
Verhältnisse vor, so daß eine umfassende Rechnung über den aktuellen
Stand des Sauerstoffbudgets die unterschiedlichen Gegebenheiten
berücksichtigen muß. Zum einen beinhalten tote Zonen mit warmem Wasser
kaum Sauerstoff, setzen dafür aber unter entsprechenden Bedingungen
allen vorhandenen komplett frei. Kalte, sauerstoffreiche Gebiete haben
dagegen eine große Löslichkeit für den darin hoch konzentrierten Sauerstoff
und halten diesen quasi gut und sicher unter Verschluß. Dazu kommen plötzlich
auftretende Bereiche mit Sauerstoffarmut, deren Entstehung nicht vollständig geklärt
ist und die nicht kalkulierbar sind. Und schließlich ist das Fortschreiten des Klimawandels
eine ungewisse und noch unberechenbare Größe.

Was im Hinblick auf die Folgen zunächst als "Peanuts" abgetan wurde,
erweist sich inzwischen als harte Nuß für die Wissenschaft. Würde das
Meer im Zuge der globalen Erwärmung nach und nach sämtliche
Sauerstoffreserven ausgasen, hätte dies nicht zuletzt deshalb
gravierende Konsequenzen auch für das Leben auf den Kontinenten, weil
mit den sterbenden Ökosystemen auch eine wichtige Sauerstoffquelle der
Atmosphäre versiegen könnte.

Der umfassenden Problematik widmet sich seit elf Jahren der
Sonderforschungsbereich SFB 754, [3] der vor kurzem seine letzte
Expedition erfolgreich beendete und 2019 auslaufen soll. Unter dem
Titel "Klima-Biogeochemische Wechselwirkungen im Tropischen Ozean"
stand in 18 wissenschaftlichen, interdisziplinären Teilprojekten
insbesondere die Untersuchung von sauerstoffarmen Regionen in den
Weltozeanen im Mittelpunkt des an der Christian-Albrechts-Universität
zu Kiel und am GEOMAR Helmholtz-Zentrum für Ozeanforschung Kiel
angesiedelten Projekts. Im Rahmen einer großen internationalen
Konferenz, zu der vom 3. bis 7. September mehr als 300 Forschende aus
33 Ländern nach Kiel gekommen waren, stellten die führenden
Wissenschaftler ihre bisherigen Ergebnisse zur Diskussion und gaben am Ende eine gemeinsame
"Kiel Deklaration heraus". [4]

Um Daten aus der Vergangenheit und Gegenwart zu sammeln, zu beurteilen
und ihre Erkenntnisse in die Zukunft zu projizieren, bedarf es mehr
denkende Köpfe und fleißige Hände von wissenschaftlichen Mitarbeitern
und Organisatoren als in den aufsehenerregenden Studien, die in
Fachmagazinen wie Nature, Science oder PNAS veröffentlicht werden,
namentlich zu finden sind. Mit zweien davon, der wissenschaftlichen
Koordinatorin des SFB 754, Dr. Christiane Schelten, und einem der
zahllosen Wissenschaftler, die unverzichtbar für das Gesamtprojekt
sind, Dr. Paul Kähler, sprach der Schattenblick am 5. September, dem
dritten Tag der Konferenz, vor der öffentlichen Veranstaltung "Geht
dem Ozean die Luft aus?". Zu einer allgemein verständlichen
Zusammenfassung des derzeitigen Forschungsstands und um sich von
Fragen löchern zu lassen, hatte das Organisationsteam Schulklassen und
andere interessierte Nichtwissenschaftler eingeladen.




[image: Die Koordinatorin des SFB 754 präsentiert den umfangreichen, gebundenen DIN A4-Katalog. - Foto: © 2018 by Schattenblick]

Dr. Christiane Schelten und der Antrag der dritten Phase des SFB 754-Projekts, das 2019 endet. 

Für die abschließende Projektphase mit u.a. sechs Expeditionen im Pazifik und zwei im tropischen Atlantik wurden weitere Fördergelder bewilligt. 
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Schattenblick (SB): Frau Dr. Schelten, Sie sind am SFB 754 als
Wissenschaftliche Koordinatorin beschäftigt, Sie sind aber auch
Meeresbiologin. Wie würden Sie ihre Tätigkeit am GEOMAR
Helmholtz-Zentrum beschreiben?

Dr. Christiane Schelten (CS): Ich unterstütze den Sprecher des Sonderforschungsbereichs in
der Koordinierung des Projekts.

SB: Wie ist dieser Sonderforschungsbereich geschaffen worden?

CS: Vielleicht sollte ich zunächst einmal erklären, daß ein
Sonderforschungsbereich immer eine Förderlinie der Deutschen
Forschungsgemeinschaft (DFG) ist. Dort kann man sich bewerben, aber
nur als Forschungsverbund mit einer Universität. Das war in diesem
Fall die Universität Kiel. Das GEOMAR, damals noch IfM (Institut für
Meereskunde), hätte dies ebensowenig als Leibniz Institut alleine
geschafft wie heute als Helmholtz-Zentrum. Die Schirmherrschaft einer
Universität muß gewährleistet sein. Nach der Bewerbung wird das
Projekt evaluiert und gegebenenfalls genehmigt.

SB: Haben Sie das Thema vorgeschlagen?

CS: Das wäre zu einfach. Einen SFB zu beantragen ist ein sehr langer
Prozeß. Ich habe einmal den Antrag der dritten Phase mitgebracht. Man
kann einen Sonderforschungsbereich dreimal, jeweils für vier Jahre
beantragen. Nach jeder Phase wird das Projekt evaluiert und man kann -
wenn das erfolgreich ist - die nächste Phase beantragen. Auf diese Weise kann ein
Sonderforschungsbereich insgesamt 12 Jahre bestehen. Wir sind
schon im elften Jahr. Das heißt, Ende nächsten Jahres läuft dieses
Projekt aus und geht dann auch nicht mehr weiter. So ein Thema
bereitet man ungefähr zwei bis drei Jahre vor. Dafür braucht man
zunächst eine Idee, die aus der Wissenschaft kommen muß. Das ist nicht
Aufgabe eines Koordinators. Der hat vor allem die Funktion, die
Wissenschaftler zusammenzubringen und den interdisziplinären Austausch
untereinander zu unterstützen. Der SFB 754 besteht aus verschiedenen
Teilprojekten, die jeweils von sogenannten Teilprojektleitern geführt
werden, die alle Experten auf ihrem Gebiet sind. Wir haben
Modellierer, Physiker, Ozeanographen, Meeresbiologen oder auch
Paläontologen, die wir zusammenführen müssen. Das ist eine meiner
Aufgaben.

SB: Warum beziehen Sie sich im Titel des Projekts:
"Klima-Biogeochemische Wechselwirkungen im Tropischen Ozean" ausschließlich
auf den tropischen Ozean?

CS: Wir haben uns auf diesen Bereich zunächst konzentriert, weil hier
schon Daten vorlagen. Man braucht zunächst eine Case-Study und von da
aus kann man dann weitermachen. Der andere Grund ist natürlich, daß an
den östlichen Rändern des Pazifiks, im Bereich der Kapverdischen
Inseln im Atlantik oder auch im Arabischen Meer sehr viel in den
Sauerstoffminimumzonen passiert. Auf diese Weise gewinnt man
Ausgangsbasen für den Vergleich zwischen Pazifik und Atlantik. Wir
haben es in den elf Jahren tatsächlich geschafft, dreißig Expeditionen
durchzuführen und dabei immer wieder die gleichen Abschnitte zu
untersuchen, so daß man eine fast lückenlose Dokumentation über 10
Jahre erhält und relevante Änderungen sofort feststellen kann. Zudem
haben wir versucht, möglichst Abschnitte zu befahren, von denen bereits
historische Daten von vor vielleicht 20 bis 25 Jahren vorliegen. Auf
diese Weise konnten im letzten Jahr die Ozeanographen Dr. Lothar
Stramma, Dr. Sunke Schmidtko und Prof. Dr. Martin Visbeck vom GEOMAR
Helmholtz-Zentrum für Ozeanforschung Kiel eine Studie in dem
renommierten Wissenschaftsjournal Nature veröffentlichen, in der sie
nachweisen, daß der marine Sauerstoffgehalt in den vergangenen 50
Jahren um mehr als zwei Prozent abgenommen hat. [1] Solche Ergebnisse
lassen sich nur durch kontinuierliche Meßreihen erzielen. Das bekommt
man nicht hin, wenn man nur ein bißchen in allen möglichen Richtungen
forscht.

SB: Was genau bezeichnen Sie mit Abschnitten? Sind damit Meeresbereiche gemeint?

CS: Die Forscher nennen sie auch Fahrtenabschnitte. Mit Hilfe von GPS
können Sie jeder Zeit Ihre Position mit Hilfe von Längengrad und
Breitengrad bestimmen und dann steuert man auf der nächsten Fahrt
wieder die gleichen Punkte mit dem Schiff an. Über GPS können Sie dann
wieder genau kontrollieren, ob Sie die gleiche Stelle erreicht haben,
an der Sie letztes Jahr Proben genommen haben. Und genau dort werden
dann weitere Proben entnommen.

SB: Sind Sie abgesehen vom Gesamtprojekt auch mit der Koordination der
einzelnen Fahrten und wissenschaftlichen Unternehmungen betraut?
Müssen Sie dafür sorgen, daß die Experimente von all jenen Wissenschaftlern,
die Daten von einem bestimmten Abschnitt benötigen, auch an Bord sind, und die Route
festlegen, wenn eine neue Expedition in diesen Meeresbereich unterwegs
ist?

CS: Mein Job ist vor allem, darauf zu achten, daß die zwei bis drei
Millionen Euro, mit denen das Projekt gefördert wird, richtig
aufgeteilt werden. Daß die notwendigen Fachkräfte eingestellt werden,
daß die Kommunikation zu dem Geldgeber klappt, daß wir uns an die
Regularien halten, daß wir die Presse mit Informationen versorgen,
Veranstaltungen, Schulprojekte und Öffentlichkeitsarbeit im Rahmen des
Projekts stattfinden, gehört außerdem zu meinem Aufgabenbereich. Bei
derart großen Projekten achtet auch der Geldgeber auf
Gleichstellungsaufgaben. Wir müssen nachweisen können, daß sich an den
beteiligten Strukturen, das heißt am GEOMAR und an der Uni etwas
bewegt. Darüber hinaus ist die Förderung von Nachwuchswissenschaftlern
ein großes Thema.

Dr. Paul Kähler (PK): Auch die außergewöhnlich gute Organisation
dieser Konferenz, geht vor allem auf Frau Schelten zurück, von der
Organisation des Programms, über die Kaffeepausen und
Rückzugsmöglichkeiten, um sich mit Kollegen auszutauschen, bis hin zu
den wunderbaren Kugelschreibern, die für die Teilnehmer zur Verfügung
gestellt wurden.

SB: Wann ist man eigentlich darauf gekommen, daß man dem
Sauerstoffgehalt im Meer größere Aufmerksamkeit schenken sollte?

CS: Die DFG hat 2008 damit begonnen, dieses Projekt zu unterstützen.
Es war eins der ersten größeren Projekte, welches das Thema
Sauerstoffverlust im Meer thematisiert hat.

PK: Man weiß noch nicht sehr lange, daß der Sauerstoff im Meer
insgesamt abnimmt.

CS: Die Abnahme des Sauerstoffs ist auch nicht das Hauptthema. Es gibt
seit langem natürliche Gebiete, in denen Sauerstoff nur in sehr
geringen Konzentrationen oder gar nicht vorkommt. Das liegt an den
Unterwasserströmungen, die nährstoffreiches Wasser an die Oberfläche
bringen. Da ist Licht und Leben, mit deren Hilfe die organischen
Stoffe zersetzt werden können. Und Zersetzungsprozesse verbrauchen
viel Sauerstoff, so daß anschließend die anoxischen Zonen
entstehen. Diese erstrecken sich über Bereiche von mehreren hundert
Kilometern, die sich 50 bis 100 Meter unter der Oberfläche befinden
und bis in eine Wassertiefe von 500 Meter Tiefe reichen können. In
diesen sogenannten Sauerstoffminimumzonen (SMZ) gibt es tatsächlich
kaum Fische. Fische brauchen Sauerstoff und meiden diese Zonen. Das
Hauptanliegen des SFB 754 ist von Anfang an die Frage gewesen, ob und
wie sich diese SMZ infolge der Klimaerwärmung verändern. Tatsächlich
dehnen sich diese Zonen immer weiter aus. Und so interessiert uns
heute, was da genau passiert und welche Prozesse dabei stattfinden.

SB: Kann man sagen, daß diese sogenannten Todeszonen bis jetzt relativ
stabil geblieben sind?




[image: Zahlreiche Faktoren - darunter die Temperatur des Oberflächenwassers, Strömungen, Wirbel, biogeochemische Prozesse - beeinflussen die Menge des Sauerstoffs in den Ozeanen. - Grafik: Rita Erven/GEOMAR [5]]

Stabile Sauerstoffkreisläufe gibt es nicht. Die Todeszonen dehnen sich zunehmend aus. 

Bislang können Computermodelle der Ozeane und des Erdsystems diesen
Trend nicht analog zu den Messungen abbilden und unterschätzen den
Sauerstoffverlust der Meere. 

Grafik: Rita Erven/GEOMAR [5]



PK: Zumindest hat man das zum Zeitpunkt der Antragstellung angenommen.
Man vermutete aber, daß sie möglicherweise größer werden würden. Der
Ozean wird über die kalten Zonen ständig neu belüftet. In den
Bereichen, in denen das Wasser eiskalt ist, löst sich viel Sauerstoff.
Dieses Wasser wird schwer und sinkt bis tief auf den Grund. Von dort
wird es mit den Ozeanströmungen in andere Bereiche transportiert.
Dennoch ergibt sich im Gesamtbild, daß die anoxischen Zonen schlecht
belüftet werden. Sie verbrauchen mehr O₂ als nachgeliefert
werden kann. Ob das schon in der Vergangenheit angefangen hat, muß man
jetzt erst noch herausfinden. [6]

SB: Das weiß man also gar nicht? Bilden denn die Sedimentablagerungen
das nicht ab?

CS: Tatsächlich haben unsere Paläontologen bei der Analyse ihrer
Sedimentkerne herausgefunden, daß es in der Kreidezeit bereits ein
anoxisches Event gegeben haben muß.

PK: Es gab damals überhaupt keinen Sauerstoff im Ozean.

CS: Das heißt, erst nach dieser Zeit kam der Sauerstoff wieder ins
Meer zurück. Die Forscher versuchen nun weitere Anhaltspunkte in der
Vergangenheit zu finden, wie sich der Sauerstoffgehalt im Meer
regenerieren konnte und wie schnell sich solche Prozesse verbreiten.
Daraus können wir dann vielleicht Prognosen für die Zukunft erstellen.

PK: Da diese Forschungsarbeit ins Gesamtkonzept paßte, sind die
Paläontologen auch in den Sonderforschungsbereich integriert worden.

SB: Wie läßt sich die anoxische Phase damals in der Kreidezeit mit
heute vergleichen? Welche Meereslebewesen gab es? Lebten damals schon
Fische oder vielleicht andere Meereslebewesen, zum Beispiel
Kalkbildner?

CS: Es gab Foraminiferen aber noch keine Fische.

PK: Es gab überhaupt keine Wirbeltiere.

SB: Also hat man eigentlich keinen richtigen Vergleich, keine Analogie
zu heute, wenn man wissen will, was unter ähnlich sauerstoffarmen
Verhältnissen mit Fischen passieren würde?

CS: Das weiß man heute schon. In den anoxischen Zonen findet man keine
Fische. Es gibt eine Schwelle für die Konzentration an Sauerstoff im
Wasser. Wird die unterschritten, dann reicht der Sauerstoffdruck nicht
mehr für die Kiemenatmung.

SB: Kann man in den nährstoffreichen Aufquellgebieten bereits einen
Rückgang von Fischen aufgrund des Sauerstoffmangels erkennen? Und
welche Regionen sind davon schon betroffen?

PK: Aufquellgebiete sind hochproduktiv. Im Falle von Peru muß man
sogar von einem Fischüberschuß sprechen. Aber wenn die Fische zu
produktiv werden, kann das System kippen. Ob dieser Fall inzwischen
häufiger als früher auftritt, gehört zu den vielen, noch ungeklärten
Fragen, die noch zu beantworten sind. Dazu müßte man diese Prozesse
weiter beobachten.

SB: Kann man schon erklären, was diese Kippvorgänge auslöst?

PK: Man erklärt es damit, daß plötzlich warmes Wasser in Bereiche
eintritt, in denen sonst kaltes Wasser ist. Das warme Wasser deckelt
dann den Bereich so ab, daß kein Sauerstoff in das tiefere Wasser
kommen kann. Anschließend sterben die Fische.

SB: Ist das noch etwas anderes als die El Niño Ereignisse, bei
denen ganz ähnliche Phänomene beschrieben werden?

CS: El Niño Ereignisse haben durchaus damit zu tun. Fische
brauchen Sauerstoff und Nährstoffe zum Leben. Kippungen finden statt,
sobald nährstoffreiches Wasser hochkommt und die Nährstoffe Sauerstoff
aufzehren. Wenn dieses Wasser dann durch ungünstige Wind- und
Strömungsverhältnisse bleibt, dann gibt es dort für die
Fischpopulationen, die sich vor allem im Oberflächenwasser aufhalten,
weil der Sauerstoff in den Schichten darunter zu gering ist, keine
Lebensbedingungen mehr.

PK: Zudem werden sich mit steigenden Temperaturen durch den
Klimawandel die Strömungen und auch die Wasserdichte erheblich
verändern. Die Windströmungen ändern sich. All das kann sich auch auf
die Sauerstoffkonzentration auswirken.

SB: Sie sprachen gerade von einer anoxischen Phase in der Kreidezeit.
Was gibt den Forschern die Sicherheit, daß in diesem Zeitraum
tatsächlich gar kein Sauerstoff im Meer existiert hat?

CS: Man kann schon anhand von Sedimentbohrkernen, die 50 bis 60 Meter
tief aus dem Meeresboden herausgeholt werden, Ablagerungen aus der
Kreidezeit erkennen. Mithilfe dieser Schichten können Isotopenanalysen
vorgenommen werden, mit denen die darin enthaltenen Mineralien
bestimmt und zeitlich zugeordnet werden können. Aber vieles läßt sich
bereits aus der Farbe des Sediments erkennen. Dunkle Streifen deuten
auf Sulfid hin und wo Sulfid ist, wird wenig Sauerstoff zu finden
sein. Allerdings gibt es auch helle Zonen, in denen kein Sauerstoff
vorkommt.

SB: Sie haben eine viertägige Konferenz über den "klimawandelbedingten
Sauerstoffschwund im Meer" organisiert. War dies die erste große
internationale Konferenz zu diesem Schwerpunkt? Bisher ist meines
Erachtens noch nicht viel
über diese spezielle Problematik berichtet worden.

CS: Doch, in den letzten 10 Jahren hat es etwa zwei bis drei
Konferenzen dieser Art gegeben, beispielsweise in Liége [7]. Die
gleichen Wissenschaftler, die sich damals zusammengefunden hatten,
werden Sie auch hier vor Ort finden. Dieses Jahr ist eine neue UNESCO
Organisation dazugekommen, die sich GO2NE (Globle Ocean Oxygen
NEtwork) nennt. [8] Sie will sich vor allem darum bemühen, das
grundlegende Problem, das mindestens so relevant ist wie die
Versauerung der Meere, einer breiteren Öffentlichkeit zugänglich zu
machen.

SB: Beeinflußt die Abnahme der Sauerstoffkonzentration in irgendeiner
Weise die Versauerungsvorgänge? Ändert sich dadurch der pH-Wert oder
gibt es andere Wechselwirkungen zwischen den beiden Prozessen?

PK: Das Bindeglied von beiden Prozessen ist der Klimawandel.
Der Impuls für die Veränderung der Temperatur und des pH-Werts geht
von der zunehmenden CO₂-Sättigung im Meer aus. Die Versauerung
beruht auf einem zunehmenden Eintrag von CO₂ ins Meer. Doch die
Erwärmung der Meeresoberfläche, die mit der globalen Klimaveränderung
einhergeht, wirkt sich natürlich auch darauf aus, daß Sauerstoff aus
dem Meer ausgast. Weil das miteinander zusammenhängt, können die
Meereswissenschaftler auch so schnell von einem Forschungsthema auf
andere -projekte umschwenken. Viele stellen fest, daß sie eigentlich
schon immer an der gleichen Sache gearbeitet haben.

CS: Viele Wissenschaftler, etwa Ulf Riebesell und Andreas Oschlies
vom GEOMAR, sind zudem in beiden Themenbereichen sehr stark engagiert. [6]
Allerdings möchte ich ergänzend hinzufügen, daß Gebiete, in denen der
Sauerstoff fehlt, auch gleichzeitig einen niedrigen pH-Wert haben. Sie
sind saurer als sauerstoffreichere Zonen.

PK: Da beispielsweise für Korallenriffe der Sauerstoffverlust nicht so
gravierend ist wie das Versauerungsproblem, wird die
Sauerstoffkonzentration seltener erwähnt.

SB: Kann man die Ursache des generellen Sauerstoffverlusts in allen
Ozeanen schon genau bestimmen oder gibt es noch ungeklärte Aspekte?
Muß man vielleicht - ähnlich wie beim Klimawandel - damit rechnen, daß
sich die bisherigen Erkenntnisse nur als Gipfel des Eisberges
erweisen?

PK: Sicher hatte man in der Vergangenheit einige Zweifel und offene
Fragen diesbezüglich. Inzwischen sind die Ursachen komplett erforscht:
Zum einen gibt es den O₂-Verlust durch die Erwärmung des
Meerwassers, weil warmes Wasser weniger Gase aufnehmen kann. Zweitens
kommt die erhöhte Primärproduktion dazu, die auf den Boden absinkt.
Und schließlich die Veränderung der Meeresphysik, das heißt die
Strömungen und das Tiefenwasser. Wobei letzteres die Dominante bildet.
Viele Biologen haben sich gewünscht, daß der Primärproduktion der
größte Einfluß auf den Sauerstoffgehalt im Meer zukommt. Photosynthese
produziert Sauerstoff. Respiration verbraucht ihn. Man hat lange
geglaubt, daß dies die wesentlichen Stellgrößen für den
Sauerstoffgehalt der Meere ist. Viel bedeutender ist aber die
Erneuerung des Tiefenwassers.

SB: Vor kurzem ist eine Studie in PNAS erschienen, an der auch das
Potsdam Institut für Klimafolgenforschung beteiligt war. [9]. Darin
wird vor einer unweigerlich eintretenden "Heißzeit" gewarnt, wenn die
Erde sich weiter wie bisher erwärmt. Was wird mit den Ozeanen und
ihrer Sauerstoffsättigung geschehen, wenn eine solche globale Heißzeit
kommen sollte und die globale Durchschnittstemperatur 4 bis 5 Grad
höher steigt? Gibt es dazu bereits Prognosen oder Modelle?

PK: Wenn man die bekannten Daten für die Zukunft extrapoliert, würde
bei steigenden Temperaturen von 1,5 bis 9 Grad der Ozean zunächst sehr
viel Sauerstoff verlieren. Dann in etwa 8.000 Jahren würde er sich
wieder regenerieren. Ob uns das noch interessiert, ist eine zweite
Frage. Die Verhältnisse werden aber bleiben.
Das kälteste Wasser ist in einem wärmeren Ozean wärmer als heute. Es
werden aber an den Polen die Kaltwasserzonen immer bestehen bleiben.
Es wird dort nur ein paar Grade wärmer sein, aber immer noch absinken
und gelösten Sauerstoff zum Äquator transportieren. Die Produktion
wird sich ändern, weil Stickstoffgehalt ebenso wie der
Sauerstoffgehalt in den anoxischen Zonen abnehmen wird. Es wird also
neben einer Deoxygenisierung auch eine Denitrifizierung geben. Das
alles läßt sich bedenken und berechnen. Doch wem sollte es helfen, daß
sich der Sauerstoffgehalt des Ozeans in 8.000 Jahren noch einigermaßen
regenerieren wird, wenn die ganze Welt im Eimer ist?

SB: Verstehe ich das richtig, daß der Sauerstoff den Meeren nicht
komplett verloren gehen kann? Es gibt keine neue Anoxie wie in der
Kreidezeit mehr?

PK: Richtig! Vor dem Hintergrund an Wissen, das wir gesammelt haben,
wird es zu keiner weiteren Anoxie kommen. Darum ist es ja auch so
schwer, diese alte anoxische Zeit zu erklären. Natürlich gibt es immer
noch viele offene Fragen. Aber im Verlauf der letzten elf Jahre wurden
schon große Fortschritte gemacht.

SB: Frau Dr. Schelten und Herr Dr. Kähler, vielen Dank für das
Gespräch!




[image: Blick auf rund 100 Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler aus den Bereichen Ozeanographie, Physik, Biologie, Chemie, Biogeochemie, Paläontologie, Geologie, Meteorologie und Klimamodellierung an der Kieler Förde - Foto Rita Erven/CAU]

Die Vielzahl an Köpfen und Disziplinen zusammenbringen. 

Der international einmalige Sonderforschungsbereich 754 in seiner
interdisziplinären fachlichen Breite. 

Foto: Rita Erven/CAU




Anmerkungen:


[1] https://www.nature.com/articles/nature21399
und 

https://www.geomar.de/news/article/weniger-sauerstoff-in-allen-meeren/

[2] https://www.lenntech.de/pse/wasser/sauerstoff/sauerstoff-und-wasser.htm

[3] http://www.uni-kiel.de/pressemeldungen/index.php?pmid=2015-430-sfb-754

[4] https://www.ocean-oxygen.org/declaration:jsessionid=B0E6FCF2FF61BDF31805AE89C208F914

[5] https://www.geomar.de/news/article/weitere-ursachen-von-sauerstoffverlust-der-ozeane-identifiziert/

[6] mehr dazu finden Sie hier: 

http://www.schattenblick.de/infopool/umwelt/report/umri0281.html

[7] Die jährlich stattfindende Konferenz "46th International Liége
Colloquium on Ocean Dynamics" im Mai 2014 hatte das Thema: "Low oxygen
environments in marine, estuarine and fresh Waters." Es war das
vorletzte Liége-Colloquium im Rahmen des "International
Geosphere-Biosphere Programme (IGBP)", das 2015 auslief. Weitere Kolloquien
finden in Liége jedes Jahr unter verschiedenen Schirmherrschaften und
zu unterschiedlichen Schwerpunkten statt.

[8] Global Ocean Oxygen Network 

http://www.unesco.org/new/en/natural-sciences/ioc-oceans/focus-areas/the-ocean-in-cop21/ocean-and-climate-platform/

[9] https://www.pik-potsdam.de/aktuelles/pressemitteilungen/auf-dem-weg-in-die-heisszeit-planet-koennte-kritische-schwelle-ueberschreiten 

und 

http://www.pnas.org/content/early/2018/07/31/1810141115
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DEMO/253: Kundgebung "Reden statt Roden. Hände weg vom Hambacher Forst. Kohleausstieg jetzt!" - Düsseldorf, 13.9.


Initiative Buirer für Buir

Sonntagsspaziergang Hambacher Wald

IPPNW (Ärzte zur Verhütung eines Atomkriegs/Ärzte in sozialer
Verantwortung e.V.)

Naturschutzbund (NABU) NRW

Aktionsbündnis Münsterland gegen Atomanlagen

BBU (Bundesverband Bürgerinitiativen Umweltschutz)

SofA (Sofortiger Atomausstieg) Münster

Dachverband der Kritischen Aktionärinnen und Aktionäre

AntiAtomBonn

Aachener Aktionsbündnis gegen Atomenergie

Initiative 3 Rosen Aachen

Aktionsbündnis "Stop Westcastor" Jülich

Gemeinsame Pressemitteilung, Düsseldorf, 12. September 2018

Morgen (13.9.2018), 16 Uhr:

Kundgebung vor der Düsseldorfer Staatskanzlei

Reden statt Roden - Hände weg vom Hambacher Forst - Kohleausstieg
jetzt!



Ein Dutzend Anti-Kohle-Gruppen, Anti-Atomkraft-Initiativen und
Umweltverbände rufen für morgen, Donnerstag, 13. September, um 16 Uhr
zu einer gemeinsamen Kundgebung vor der Düsseldorfer Staatskanzlei
auf. Motto der Protestaktion wird sein: "Reden statt Roden -
Ministerpräsident Laschet will uns verkohlen. Hände weg vom Hambacher
Forst - Kohleausstieg jetzt!" Die Umweltschützer kritisieren scharf,
dass sich NRW-Ministerpräsident Armin Laschet (CDU) und die
schwarz-gelbe Landesregierung im langjährigen Konflikt um den
Hambacher Forst und beim dringend notwendigen Kohleausstieg einseitig
auf die Seite von RWE stellen.

Antje Grothus, Vertreterin der Region und der betroffenen Menschen im
Rheinischen Braunkohlerevier in der "Kohlekommission" zur jetzigen
Situation: "Nach allen mir aktuell vorliegenden Informationen darüber,
mit welchen Mitteln die Landesregierung derzeit versucht, die
Partikular-Interessen des Energiekonzerns RWE zu vertreten und
Grundlagen für Räumungen und Rodungen im Hambacher Wald zu schaffen,
stellt sich mir die Frage, wie Politiker das noch mit ihrem Gewissen
vereinbaren können."

Dr. Angelika Claußen, Europavorsitzende der IPPNW ergänzt: "Die
RWE-Kraftwerke Niederaußem, Neurath und Weisweiler gehören zu den zehn
dreckigsten Kohlekraftwerken Europas. Sie verursachen zusammen pro
Jahr mehr als 1.000 Todesfälle (HEAL-Studie "Europas dunkle Wolke"),
der Tagebau in Hambach versorgt Niederaußem und Neurath. Die
Kohlekommission und mit ihr Ministerpräsident Laschet muss daher diese
Kraftwerke schließen, damit die Klimaschutzziele bis 2030 gemäß
Koalitionsvertrag erreicht werden können".

Josef Tumbrinck, Vorsitzender des NABU NRW erklärt dazu:
"Ministerpräsident Laschet hat den Einfluss, RWE zu bewegen, zumindest
bis zum Abschluss der Arbeit der Strukturkommission die Sägen ruhen zu
lassen. Nutzt er diese Möglichkeiten nicht, trägt er Mitschuld daran,
wenn der Konflikt weiter eskaliert."

Nach Ansicht der Umweltinitiativen hat Ministerpräsident Laschet in
der Umweltpolitik bis jetzt völlig versagt: "Sein Vorschlag,
ausgerechnet RWE-Braunkohlestrom als Ersatz für die gefährlichen
belgischen AKW Tihange und Doel anzubieten, war eine reine Luftblase.
Aus der Ankündigung, kein angereichertes Uran aus Gronau sowie
Brennelemente aus Lingen nach Belgien zu liefern, wurde bislang auch
nichts. Nun ist die vielleicht letzte Chance für Herrn Laschet, in der
Umweltpolitik eine zukunftsfähige, verantwortungsvolle Politik
aufzubauen. Der Ministerpräsident darf sich nicht in der Staatskanzlei
verstecken, sondern muss sich nun auch mal selbst die Hände dreckig
machen, um RWE klarzumachen, dass das Zeitalter der Braunkohle vorbei
ist", erklärt Peter Bastian vom Aktionsbündnis Münsterland gegen
Atomanlagen.

Die Initiativen und Verbände planen, noch im Laufe des Septembers den
Protest auch vor die Geschäftszentrale von RWE in Essen zu tragen.
Zudem finden von nun an jeden Sonntag um 11.30 Uhr öffentliche
"Waldspaziergänge" als Protest gegen die drohende Rodung im Hambacher
Forst statt.

Weitere Informationen z. B. unter

https://www.buirerfuerbuir.de,

https://hambacherforst.org,

https://www.ippnw.de,

https://nrw.nabu.de,

https://bbu-online.de

 * 

Quelle:

Gemeinsame Pressemitteilung, 12.09.2018

weitergeleitet durch:

Bundesverband Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU) e.V.

Prinz-Albert-Str. 55, 53113 Bonn

Tel. 0228/21 40 32, Fax.: 0228/21 40 33

Internet: www.bbu-online.de

Facebook: www.facebook.com/BBU72
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AKTION/1452: Mönchengladbach - Offener Sonntag im TextilTechnikum am 16. September 2018


Offener Sonntag im TextilTechnikum am 16. September 2018



Im TextilTechnikum im Monforts Quartier 31 werden die Zeugnisse der
textilen Vergangenheit Mönchengladbachs wieder lebendig. Eine
einzigartige Maschinensammlung zeigt die Entwicklung der Technik vom
Handwebstuhl bis zum modernsten Luftdüsen-Webautomaten. Das
TextilTechnikum im Monforts Quartier hat am Sonntag, 16.September 2018
von 13 bis 17 Uhr geöffnet und lädt zur Besichtigung der historischen
Ausstellung ein. Wie an jedem dritten Sonntag im Monat werden
ausgewählte Maschinen vorgeführt. Diesmal steht u.a. der
schweizerische Schützenwebstuhl von der Firma Saurer, der Ende des
20. Jh. gebaut wurde, im Mittelpunkt der Vorführungen. Außerdem kann
der Besucher sehen wie in früheren Jahrhunderten Flachs versponnen und
Leinen gewebt wurde. Frau Simone Friedrich und Textiltechniker Holger
Hellwig zeigen, wie mechanische Webstühle die Technik revolutionierten
und die Handweberei verdrängten.

Darüber hinaus führt Bekleidungsingenieur Günther Kohtz das Umnähen
der Rohware von Stoffen zu Handtüchern vor. Seine Frau,
Textilingenieurin Beate Kohtz, beherrscht seit den 90er Jahren die
Gestaltung von Stoffmustern auf den frühen Mac PCs. Sie erläutert wie
zum Beispiel Schottenkaros oder karierte Hemdenstoffe in der Frühzeit
der Personal-Computer gestaltet wurden.

Der Eintritt kostet 5 Euro, ermäßigt 2,50 Euro.

Das TextilTechnikum ist außer an offenen Sonntagen montags bis
freitags jeweils von 11 bis 15 Uhr geöffnet.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Mittwoch, 12. September 2018

Stadt Mönchengladbach

Pressestelle

Rathaus Abtei - 41050 Mönchengladbach

Telefon (0 21 61) 25 20 81 - Telefax (0 21 61) 25 20 99

E-Mail: Pressestelle@moenchengladbach.de
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AKTION/1451: Hanau - Märchenpfad-Spaziergänge mit dem dem Märchen-Erzählkreis, 16., 23. und 30.9.


Märchenpfad-Spaziergänge mit dem dem Hanauer Märchen-Erzählkreis



Der Hanauer Märchen-Erzählkreis lädt zu den 2. Hanauer
Märchenpfad-Spaziergängen ein. An drei Sonntagen im September -
jeweils um 14 Uhr - werden Grimm-Märchen von Mitgliedern des
Märchen-Erzählkreises lebendig erzählt. Parallel werden die
entsprechenden Märchenskulpturen entlang des Märchenpfads gemeinsam
aufgesucht. Die Teilnahme ist kostenfrei.

Am Sonntag, 16. September, beginnt die dreiteilige Reihe mit den
Grimm-Märchen "Die sechs Schwäne und ihre Schwester", "König
Drosselbart", "Der Teufel mit den drei goldenen Haaren" und
"Daumerlings Wanderschaft". Startpunkt ist der Schlossgartenweiher
hinter dem Congress Park Hanau. Weiter geht es am Sonntag, 23.
September, mit drei Klassikern: "Der gestiefelte Kater", "Tischlein
deck Dich" und "Dornröschen". Ausgangspunkt ist diesmal an der Ecke
Fahrstraße/Langstraße.

Zum Abschluss der 2. Hanauer Märchenpfad-Spaziergänge finden sich
Interessierte am Sonntag, 30. September, vor der Sparkasse Hanau am
Marktplatz ein, deren Brüder Grimm-Stiftung die kostenfreie Teilnahme
an den Spaziergängen ermöglicht. Von dort aus geht es zu vier
verschiedenen Stationen des Märchenpfads. Unterwegs gibt es die
Geschichten zu "Der goldene Schlüssel", "Rotkäppchen",
"Schneewittchen" und "Brüderchen und Schwesterchen" zu hören.

Die Mitglieder des Hanauer Märchen-Erzählkreises haben sich der alten
Tradition des Erzählens verschrieben. Die versteckten Lebensweisheiten
der Märchen sollen weitergegeben werden und der Zauber des
Geschichtenerzählens die Menschen erfreuen. Weitere Informationen zu
der Veranstaltungsreihe und zum Hanauer Märchen-Erzählkreis gibt es
bei Doris Glattacker, Telefon 06181-81897 oder per E-Mail an
doris.glattacker@gmx.de.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Montag, 10. September 2018

Stadt Hanau

Pressestelle

Am Markt 14-18, 63450 Hanau

E-Mail: Oeffentlichkeitsarbeit@hanau.de
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KURSUS/1213: Braunschweig - Kostenloser Graffiti Workshop am 15. September 2018


Kostenloser Graffiti Workshop



Braunschweig. Im Rahmen der Graffiti Veranstaltung "On the Wall"
bietet das Jugendzentrum Mühle auf dem Jugendplatz am
Westbahnhof/Ringgleis am Samstag, 15. September, von 11 bis 13 Uhr
einen Graffiti Workshop mit dem Graffitikünstler STOK aus Hamburg an.
Das Angebot ist kostenlos und richtet sich an Kinder und Jugendliche
ab zwölf Jahren, Interessierte und Anfänger. Die Anmeldung erfolgt vor
Ort.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Dienstag, 11. September 2018

Stadt Braunschweig

Referat Kommunikation

Platz der Deutschen Einheit 1, 38100 Braunschweig

Telefon: (0531) 470 - 2217, - 3773, - 2757

Telefax: (0531) 470 - 29 94

E-Mail: kommunikation@braunschweig.de

Internet: www.braunschweig.de
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MARKT/4151: Münster - Fundsachenversteigerung am 14. September 2018


Fundsachen weden versteigert

Öffentliche Versteigerung in der Fundfahrradstation / Fahrräder ab 10
Euro



Münster (SMS) Zur kommenden Fundsachenversteigerung am Freitag, 14.
September, lädt das Amt für Bürger- und Ratsservice in die
Fundfahrradstation, Industrieweg 75, ein. Meistbietend versteigert
werden Fahrräder und andere Fundsachen, die in das Eigentum der Stadt
Münster übergegangen sind.

Ab 9 Uhr werden zunächst die "blauen Überraschungssäcke" versteigert.
Sie sind mit allgemeinen Fundgegenständen bestückt, darunter befinden
sich neuwertige Kleidungsstücke.

Anschließend warten 60 Fahrräder, mitunter namhafter Hersteller, auf
Interessierte. Die Auswahl an Drahteseln ist üppig: Versteigert werden
etwa Trekking- und Tourenräder, Mountainbikes sowie klassische
Hollandräder für alle Altersklassen.

Sämtliche Fahrräder sind auf Ihre Verkehrstauglichkeit hin geprüft.
Das Mindestgebot liegt bei 10 Euro, bezahlt wird sofort - bar oder mit
EC-Karte. Zu Beginn der Veranstaltung werden der Ablauf und die
Formalitäten erläutert. So finden auch unerfahrene Auktionsbesucher
einen leichten Einstieg.

Eine Anmeldung zur Versteigerung ist nicht erforderlich. Die
Fundfahrradstation ist vom Hauptbahnhof aus mit der Buslinie 17 zu
erreichen. Parkflächen vor dem Gelände stehen nur eingeschränkt zur
Verfügung. Für den normalen Dienstbetrieb bleibt die
Fundfahrradstation am Versteigerungstag geschlossen.

Die nächste und letzte Versteigerung im Jahr 2018 ist für den 7.
Dezember vorgesehen. Informationen hierzu finden sich im Stadtportal
unter www.stadt-muenster.de/buergerservice/fundsachen.html.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Dienstag, 11. September 2018

Stadt Münster

Presse- und Informationsamt, 48127 Münster

Telefon: 0251 / 492 1301

Fax: 0251 / 492 7712

Internet: http://www.muenster.de/stadt/medien
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TOUR/7325: Magdeburg - Entdeckungstour entlang der Elbe am 19. September


Entdeckungstour entlang der Elbe

Am 19. September/Voranmeldung erwünscht



Im Rahmen der Europäischen Mobilitätswoche lädt das Umweltamt der
Landeshauptstadt Magdeburg für den 19. September um 15.00 Uhr zu einer
Entdeckungstour entlang der Elbe ein. Treffpunkt ist der
Möllenvogteigarten.

Nadja Gröschner führt die Besucherinnen und Besucher von der kleinsten
Parkanlage unserer Stadt, dem Möllenvogteigarten, bis zum
Klosterbergegarten, dem ersten deutschen Volksgarten. Während des rund
90-minütigen Spaziergangs erinnert sie an die Entstehung der
Parkanlagen und deren Bedeutung für das Leben in Magdeburg. Die
Entdeckungstour ist gespickt mit kleinen grünen Überraschungen.

Um eine Reservierung für diese kostenlose Veranstaltung unter der
Rufnummer 03 91/5 40 26 00 oder per Mail an
claudia.fricke@ua.magdeburg.de wird gebeten.

Die Europäische Mobilitätswoche vom 16. bis 22. September steht unter
dem Titel "Es wird multimodal". Im Blickpunkt sind dabei sowohl die
Nutzung unterschiedlicher Verkehrsmittel für verschiedene Wege als
auch die Kombination mehrerer Verkehrsmittel für einen Weg. Das
gesamte Programm der Europäischen Mobilitätswoche ist im Internet
unter www.magdeburg.de verfügbar.

Hintergrund

Die Europäische Mobilitätswoche ist eine Kampagne der Europäischen
Kommission. Seit 2002 bietet sie Kommunen aus ganz Europa die perfekte
Möglichkeit, ihren Bürgerinnen und Bürgern die komplette Bandbreite
nachhaltiger Mobilität vor Ort näher zu bringen. Jedes Jahr, immer vom
16. bis 22. September, werden im Rahmen der Europäischen
Mobilitätswoche innovative Verkehrslösungen ausprobiert oder mit
kreativen Ideen für eine nachhaltige Mobilität in den Kommunen
geworben: So werden beispielsweise Parkplätze und Straßenraum
umgenutzt, neue Fuß- und Radwege eingeweiht, Elektro-Fahrzeuge
getestet, Schulwettbewerbe ins Leben gerufen und Aktionen für mehr
Klimaschutz im Verkehr durchgeführt. Dadurch zeigen Kommunen und ihre
Bürgerinnen und Bürger, dass nachhaltige Mobilität möglich ist, Spaß
macht und praktisch gelebt werden kann.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Dienstag, 11. September 2018

Landeshauptstadt Magdeburg, Büro des Oberbürgermeisters
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TOUR/7324: Bielefeld - Wanderung zum Jostberg am 15. September 2018


Wanderung zum Jostberg



Bielefeld (bi). Am Samstag, 15. September, um 14.30 Uhr bietet das
Historische Museum eine geführte Wanderung mit Michael Stanke zum
Jostberg mit seiner Klosterruine an. Ende des 15. Jahrhunderts hatten
Franziskanermönche ein kleines Kloster im Wald errichtet. Dort
betreuten sie Pilger, die eine Wallfahrt zu einem Heiligtum des Hl.
Jodokus (Jost) unternahmen. Die baulichen Überreste des Klosters
wurden in den letzten Jahren gesichert und als Baudenkmal der
Öffentlichkeit zugänglich gemacht.

Die Wanderung dauert etwa 2,5 Stunden und führt über den Johannisberg
und den Tierpark Olderdissen zum Jostberg und über die Galgenheide
zurück. Treffpunkt ist vor dem Park Inn Hotel, Am Johannisberg 5.
Anmeldung unter Telefon 0521 / 51-3635, Teilnahmegebühr fünf Euro. Bei
Unwetter oder Dauerregen wird ein neuer Termin bekanntgegeben.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Montag, 10. September 2018

Stadt Bielefeld

Presseamt, 33597 Bielefeld

Telefon: 0521 / 512 215, Fax 0521 / 516 997

E-Mail: presseamt@bielefeld.de

Internet: www.bielefeld.de
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